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Das Recht ber Ueberſetzung ift vorbebalten. 





VI Sorwort. 


verglichen mit den politifden Cinridtungen der Schweiz‘ (3 Bde., 
Züri 1868—76). Diefes ausfihrlidhe und mit vielem Fleiße 
angefertigte Werk, auf welches hiermit im voraus ein für alle 
mal Hingewiejen fein joll, bildet eine wohl beachtenswerthe Duelle 
für jeden, der fic) eingehender über das amerifanijde Recht zu 
unterrichten wünſcht, foweit fi) das letztere an die Conjtitution 
von 1787 anlehnt, ijt aber im übrigen von der vorliegenden Arbeit 
um vieles darum verfdieden, weil es, ähnlich den oben angedeuteten 
amerifanifden Büchern, die Einzelheiten, wenn auch in einer ge- 
wiffen Logijchen Ordnung, dod) ziemlich unvermittelt nebeneinander 
fteift, während ich verfudt babe, da8 Ganze aus Einem grund- 
legenden Gedanken heraus Fritifch zu entwideln und den Blic in 
das fo gefdaffene Bild nicht durd die Zugabe von Einzelbeitim- 
mungen zu trüben, welde ja obendrein — für die deutiche Lefer- 
welt zum wenigften — dur Rüttimann überflüffig geworden find. 

Zu den Schriftjtellern, die einen allgemeinern Standpunft 
einnehmen, ift von Holft zu rechnen, welder freilid eine Dar: 
ftellung des geltenden Rechtes zu geben verſprochen, fic) aber bis- 
her auf eine, übrigens nocd) nicht einmal vollendete Vorgefchichte 
befchränft hat, und auf den zurüdzufommen fic) anderweitig Ver: 
anlafjung finden wird. 

Zweitens verdient das amerikanische Staatsreht überhaupt 
ein eingehenderes Studium aud) außerhalb Amerifas: nicht blos 
weil die Bedeutung des Landes felbjt in ftetigem Wachen be- 
griffen ift, fondern weil diejes Recht Vorzüge befigt, auf welche 
bisher nur felten aufmerffam gemacht wurde. Das öffentliche Recht 
ift, zum mindeften bet uns, das Stieffind der juriftifchen Wiffen- 
ihaft; während man auf dem Gebiete des Privatredtes, nad) 
dem Vorbilde der Römer, fi) an jene logijde Schärfe gewöhnt | 
hat, welche den eigentlichen Werth des Rechtsſtudiums ausmacht, 
glaubt man das Staatsredht mit Redensarten abthun zu Fönnen, 
welche einer eingehendern Prüfung gegenüber nicht Stic) halten. 
Es mag dies darin feinen Grund haben, daß das conftitutionelfe 
Recht, welches bei uns das abfolute Königthum erfegt hat, nod 
allzu jung, unfiher und unklar ift, um eine umfaffende wiffen- 


VIII Borwort. 


ehrung für die Gründer der Union, jede einfchlägige amerikaniſche 
Schrift zu einem bedingungslojen Panegyrifum der Conftitution, 
troßdem die letztere felbftverftindlid),- wie alles in der Welt, 
ihre Mängel hat, und e8 Aufgabe der Wiflenjchaft fein follte, 
durd) Hinweis auf diefelben eine wünfchenswerthe Verbefferung 
anzuftreben. Gerade dadurd) nun, dak man fo wenig fritifd 
zu Werke geht, wird der Verdacht erregt, als ob eine vorurtheils- 
lofere und gründlichere Befchäftigung mit der Gache zu unbefrie- 
digenden CErgebniffen führen müßte, während das doch, wie ſchon 
gefagt wurde, nur zu fehr geringem Theile zutrifft. Ich habe 
mid) im Folgenden beftrebt, die Nichtigkeit gerade dieſes lebten 
Sates nachzuweiſen und des Weitern dann bei der Behandlung 
des amerifanijden Rechtsſyſtems, welches ich aus den entwidelten 
Gründen dazu für befonders geeignet erachte, eine Methode eins 
zufchlagen, welche mir für die Staatsredhtswiffenfdhaft überhaupt 
als die einzig wahre erfcheint. Ob ich dabei nicht vielleicht allzu 
einfeitig geworden bin und wie weit e8 mir im allgemeinen ge- 
lungen ift, meinen Standpunkt mit Erfolg zu vertreten, muß dem 
Urtheil des Leſers überlafjen bleiben. Sedenfalls dürfte es für 
manchen nicht ohne Werth fein, zu erfahren, wie ein Gegenftand, 
welcher gleich dem öffentlichen Rechte der Union bisher — was die 
Ausländer anbetrifft — faft ausſchließlich von Leuten ohne ein- 
gehendere Fachbildbung oder publiciftifden Theoretikern behandelt 
worden ift, von jemandem beurtheilt wird, der die ganze Bor- 
Schule eines deutjchen, beziehungsweife preußifchen Suriften durch» 
gemacht hat, und als folcher praftifd thätig war und geblieben ift. 

Drittens ift das amerikanische Verfaffungsredt für Deutfch- 
land von ganz bejonderer Wichtigkeit: einmal, weil ein großer 
und nicht der fchlechtefte Theil der Unionsbevölferung dentiden 
Urfprunges ift, und darum für viele hierzulande die Verhältnijje 
der überfeeifchen Republik von großem Cinfluffe fein müffen, dann 
aber aud) und vornehmlich, weil fich der juriftifche Charakter un- 
ſeres Deutfchen Reiches, wenigitens ſoweit e8 einen zufammen- 
gefebten Staat bildet, fchlechthin mit demjenigen der Union dedt, 
oder richtiger deen follte. Wenn mich nicht alles täuſcht, fo 


x Borwort. 


nächſt, um auch diejenigen Beftimmungen mitzutheilen, welche im 
einzelnen zu beſprechen fic) im Verlaufe der Arbeit feine Ver— 
anlajjung fand; und dann, um überhaupt in den Bau des ganzen 
Geſetzes einen Blid zu ermöglichen, welchen die ſyſtematiſche Be- 
handlung des Verfaffungsredtes nicht gewähren Tann. — 

Obgleich ich, durch meine perfünlichen Verhältniffe feit lange 
auf Amerika bingewiejen, fpäterhin geraume Zeit im Lande 
felbft zubrachte, während welcher ic alle mir mögliche Mühe an- 
wandte, daffelbe nad) jeder Seite hin fennen zu lernen, und ob- 
gleich ich weniges ohne vorgängige Rückſprache mit vertrauens- 
werthen Männern niederfchrieb, deren Urtheil ich für maßgebend 
erachten durfte, fo werde ich doch manches überfehen und anderes 
nicht richtig aufgefaßt Haben. Wenn ich troß diejes unabweis- 
baren Bedenkens die vorliegende Schrift der Deffentlichkeit über- 
gebe, fo gejchieht dies in dem Glauben, daß diefelbe, wie immer 
fie fonft mag beurtheilt werden, doch jene zwei Verdienfte Hat, 
auf welche ich im Obigen hingewiefen habe, d. h. daß fie zunächſt 
einen Weg andeutet, welcher mir der Behandlung des Gegenftandes 
ebenjo angemeffen ericheint, alé er bisher vernachläffigt worden ift, 
und dann, daß fie vielleicht dazu beitragen fann, die allgemeine Auf- 
merfjamfeit jenem Gegenftande zuzumwenden, deffen Studium und 
Kenntnig, um eS zu wiederholen, ich berufenern Leuten nicht ge- 
nugfam glaube empfehlen zu können, weil daraus, meiner feften 
Ueberzeugung nad, die heilſamſten Folgen für unjer deutfches 
Bolt entjtehen müſſen. 


Berlin, im Februar 1880, 
Schlief. 
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Gegen die Mitte dee 13. Jahrbunderts wurden in dar word 
amerifanijden Colonien Englands Me eriten Anyeider eines that- 
fräftigen Ztrebens nah Selbjtindigfeit und Trennung von den 
Meutterlande bemerkbar; man würde fehlgchen, wen man den 
Grund dafür in einer groben Vernadliffigung oder reinem arıen 
Misbraude diefer ihrer Befikungen von fetten der nrorbritun- 
nijden Regierung fuden wollte; die Bewohner des Überſeeiſchen 
Landes erhoben Anfpriiche auf größere politifche freiheit, ala man 
ihnen zuzugeftehen bereit war, in dem Gefühle dev groſtartigen, 
dem jungen Gemeinwefen innewohnenden Febenskraft, welche ſchon 
damals Niemandem wohl entgehen fonnte, and In dem Weft 
fein, daß für die Bediirfniffe derjelben fenfelt des Oceanus ın- 
mentlih in Bufunft fein genügendes WVerftiändulf werhe wore 
handen fein.! Der angeborene Trieb des angelfächflfchen Stam 
mes nad) Selbjtverwaltung, welder nothwendigerwelfe durch bir 
äußern Verhältniffe Amerikas nod) um ein Webentenbeg geflarf! 
werben mußte, machte fic) mit unmwiderftehlider Gewalt gelieud; 
dazu fam dann unverkennbar nod) der Umſtand, daß In ber Nenen 
Welt zu jener Zeit neben den Engländern Insbelonbere Frunzuſen 


ı „The resources of the vaet esuntey in sgricuiure wu) mn 
merce, forests and fisheries, ni and sswtayinde wer. soy Mryepwstie a 
and complete, that their developsnent eyuld neither be yuyless nun 
circumscribed by a goverument beyuud the wasn ote” ygl. Wom, 
VD, 22. 

1* 
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zu finden waren, deren gerade damals jene große politifche Ga- 
rung fic) zu bemächtigen anfing, welche Faum drei Jahrzehnte 
{pater in der erften Revolution fo furchtbar zu Cage trat, und 
welche felbit in den freifinnigften monardifden Snftitutionen 
eines Staates einen Verrath an der Menjchheit glaubte wittern 
zu müſſen. 

Zum erften male, im Jahre 17657, fandten neun jener Colo- 
nien Abgeordnete nad) Newhorf, welche dort zu einem „Congreſſe“ 
zufammentraten; nachdem diefer anerfannt hat, daß die Coloniften 
der Krone und jener erlauchten Körperichaft, dem Barlamente 
Großbritanniens, diefelbe Botmäßigfeit ſchulden wie die im Mutter— 
ande geborenen Unterthanen, wird für jene aud) das gleiche Recht 
beansprucht, welches diefen zuftcht, und insbefondere erklärt, daß 
es unbedingt wefentlich für die Freiheit eines Volks jet, thm nur 
unter feiner eigenen Zuftimmung oder einer folchen feiner Ver- 
treter Steuern aufzuerlegen.? Seit jener Beit wiederholen fic 
derartige Ericheinungen beftindig. Am 4. September 1774 bez 
gann in Philadelphia eine Verfammlung zu tagen von Abgeord- 
neten, gejandt von dem „guten Volfe aller Colonien’ 4 — mit 
Ausnahme Georgias; diefe hieß man den „Continentalcongreß“, 
welcher ſodann ähnliche Beſchlüſſe wie die oben angegebenen 
faßte, und mit größerm Nachdrude als je zuvor betonte, daß man 


2 Eine fehr gute Vorgefdidjte der Konftitution findet fid) bei Story, 
„Commentaries on the constitution.” Book II: Ilistory of the revolu- 
tion and of the confederation; Book III: The constitution of the 
United States; insbefondere Chapt. I: Origin and adoption of the consti- 
tution (vgl. Kap. 2). 

s Die nenn Colonien waren: Maſſachuſetts, Rhode-Island, Connecticut, 
Newport, Newjerfey, Pennfylvanien, Delaware, Maryland und Süd— 
carolina; der Kongreß erffärte: „That the colonists owe the same alle- 
giance to the crown of Great-Britain that is owing from his subjects 
born within the realm, and all due subordination to that august 
body, the Parliament of Great-Britain; that they are entitled to all 
the inherent rights and liberties of his (the King’s) natural-born sub- 
jects within the kingdom of Great-Britain; that it is inseparably 
essential to the freedom of a people and the undoubted right of 
Englishmen that no taxes be imposed on them but with their own 
consent, given personally or by their representatives.” (Bgl. Story, 
a. a. O., ©. 133.) 

* „The delegates appointed by the good people of these colonies.” 
Story, a. a. O., ©. 140. 
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diejelben auf das Gebiet einer einzigen Stadt nebjt der umliegen- 
den Landfchaft befehränkten, und dag Rom dem Chrgeize der Caz 
faren zum Opfer fiel, als e8 anfing, die damals befannte Welt zu 
erobern. 

Das Bemühen, eine Verfaffung zu Stande zu bringen, durd 
welche grundfäglid) eine Verbindung der dreizehn vorhandenen 
Gemeinwefen ausgefprochen werde, ftieß auf Schwierigkeiten, welche 
die amerifanifchen Schriftiteller nur zu oft, fet c8 abfichtlich, fei 
es unabfichtlich), verfchwiegen haben; aber der Krieg, in welchem 
fi) das Glück Teineswegs immer an die Fahnen der Amerikaner 
heftete, pochte doch beitändig wie ein mahnender Geift an das 
politifche Gewiffen der Einzelnen; und mehr der Noth gehorchend 
als dem eigenen Orange, fand man fic) endlich zu dem Schritte 
bereit, einen Theil feiner Selbftändigfeit aufzugeben. ‘Der von 
einer Congreßcommiffion ausgearbeitete und 1777 fertig geftelfte 
„Entwurf von Conföderationsartikeln“s wurde im nächſten Sabre, 
1778, von einem großen Theile der Colonien genehmigt, obgleich 
einige auch damals noch ihren Beitritt weigerten; erft 1781 war 
die „Conföderation“ vollzählig, nachdem fid) allgemein die Ueber- 
zeugung Bahn gebrochen hatte, daß die Feinde des Landes aus 
dem herrfchenden Bwiefpalte Vortheil ziehen müßten und die wol 
glaubhafte Anficht verbreiten Fönnten, als ob „eine völlige Auf- 
{djung auch der geringen, bis dahin beftandenen Cinigheit fich 
vollziehen werde”. Die Artifel der Confdderation nun haben eine 
Bedeutung nur als die gefhichtlihen Vorgänger der jeßt geltenden 
Sonftitution und darum, weil fie zuerit die Verbindung der Colo- 
nien al8 „die Vereinigten Staaten von Amerifa” bezeichnen; im 
übrigen macht das Ganze, namentlich wenn man es mit der „Con— 
jtitution‘‘ vergleicht, ſchon äußerli den Eindrud eines außer- 
ordentlid”) mangelhaften Proviforiums, welches, gefchaffen vor- 
nehmlich mit Rückſicht auf den noch nicht beendeten Krieg gegen 
die Engländer, auch faum auf mehr als die Dauer deffelben be- 
rechnet erfchien. 


6 Bgl. darliber ebenfalls Kap. 2. Die Artifel wurden ſchließlich allfeitig 
angenommen, weil, wie e8 in einer Anmerkung zum Abdrud diefer Artikel 
in der neueften Ausgabe der „Revised Statutes” heift, man fand: „That 
the ennemies of the country took advantage of the circumstance 
(d. 5. die bisherige Nichtannahme) to disseminate opinions of an ulti- 
mate dissolution of the Union.‘ 
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Diefer Krieg Hatte ingwifden einen Verlauf genommen, faum 
weniger erbaulic) als die politifche Cntwidelung’; die Mittel, 
welche man zur Unterhaltung des Heeres zur Verfügung ftellte, 
waren im höchſten Grade dürftig; und wenn an der Spiße dej- 
felben nicht ein Feldherr von der Einfiht, Mäßigung und Be- 
ftändigfeit eines Wafhington wäre zu finden gewefen, fo hätte der 
„große Befreiungskampf“ vermuthlidh ein fehr unbefriedigendes 
Ende erreicht. Als dann endlich das Bündniß mit den Franzoſen 
gefchloffen wurde, war e8 um die Engländer gefchehen; im Jahre 
1781 wurde der General der lektern, Cornwallis, in Yorktown 
eingefchloffen und gefangen genommen; im Sabre 1783 erfolgte 
der Abschluß des Friedens und damit das Zeichen zur Erneuerung 
der nimmer vuhenden Barticularbeftrebungen in einer bis dahin 
ungefannten Heftigkeit. Die ganze „Konföderation‘ wurde ein 
„weſenloſer Schatten” und drohte jämmerlich in fic) zufanmen- 
zufallen; aber wie vordem der Krieg, fo waren es jetzt materielle 
Intereffen, welche gleich zwingend wie jener auf die Nothwendig- 
keit eines engern Zufammenfchluffes hinwiefen. Wie wäre aud) 
ein Golfswohlftand denkbar, wenn die einzelnen Staaten mit 
ihrem verhältnißmäßig geringen geographifden Umfange nicht 
thatfächlich ihre öffentlichen Einrichtungen, insbefondere diejenigen 
zur Förderung von Handel und Verkehr, nach einheitlichen Ge— 
fihtspunften treffen würden! Immer wieder und wieder fam der 
eine oder andere der Staaten auf den Gedanken, eine Convention 
zu berufen zur Ausarbeitung einer neuen Verfaſſung, welche die 
einzelnen Theile fräftiger als bisher mit dem Ganzen verfnüpfe; 
und immer wieder und wieder war der Particularismus ftärker 
als das Verlangen nad) Einheit. Trotzdem gelang es, den Con- 
greß jelbit für die Sache zu gewinnen; am 21. Febr. 1777 nahm 
derfelbe eine Refolution zu Gunften einer ,,Convention” an, und 
fo fandten die einzelnen Staaten denn abermals Abgeordnete nad) 
Philadelphia; der Vorjig wurde an Wafhington übertragen, und 
nun folgen jene ewig denfwürdigen Berathungen, denen die Con- 
ftitution ihr Entftehen verdantt. ® 

Daffelbe Schaufpiel hier zunäcdhft wie immer: auf der einen 


7 Bol. Kapp: „Aus und fiber Amerika”, Bd. I, Nr. 1. Artifel: 
Wafhington. 

8 Sel. darüber von Holft: „Verfaſſung und Demokratie der Vereinigten 
Staaten, I, 41 fg. 
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Seite die Männer, welche in der größtmöglichen Einheit des Gan- 
zen das befte Mittel für die gedeihliche Entwidelung and) der 
einzelnen Theile fehen; auf der-andern jene entweder bejchränften 
oder eigennüßigen Geifter, welche die Stärkung der Unionsgewalt 
als die Niederlage der Freiheit verdächtigen. Zum Glücke ge- 
wannen die erſtern, welche man damals Föderaliften zu nennen 
pflegte, das Uebergewicht; zwar mußten fie vieles von dem opfern, 
was ihnen erjtrebenswerth ſchien, nur, um nicht jeden Erfolg zu 
vereiteln; aber immerhin erreichten fie mehr, als vielleicht anfiing- 
lic zu vermuthen ftand. Am 17. September defjelben Jahres 
war die „Conſtitution“ fertig geftellt und von allen anwejenden 
Mitgliedern der Convention, mit Ausnahme von dreien®, unter: 
zeichnet, welche, wieder aus engherzigem Particularismus, es für 
ihre Pflicht erachteten, jenem Entwurfe ihre Zuftimmung- zu ver- 
jagen, wie er feitdem den Edftein für die ganze Geſchichte der 
Union gebifdet hat, Das Grundgeſetz follte faut Art. VIL für 
alle auf der Convention vertretenen Staaten Geltung erlangen, 
wenn e8 neun derfelben genehmigten; es wurde aber von fünmt- 
lichen vatificirt und trat, wie gleich anfänglich beftimmt war, am 
4, März 1789 in Kraft. Au demfelben Tage ward Wajhingten, 
zum erften Präfidenten der Nepublit erwählt, in fein neues Amt 
feierlich eingeſchworen. 

Die Eonftitution erjcheint nicht, wie man gejagt hat, als das 
größeſte Werk, welches der Menſchengeiſt je erdacht hat, und vere 
dient darum die „Kanonifirung“ nicht, welche, um den Ausdruck 
eines nenern Schriftftellers zu gebrauchen, ihr von feiten der 
Amerikaner fajt ausnahmslos zutheil wird’; fie geht aud) ent» 
jdieden von Grundanſchauungen aus, welche hier und da einer 
Prüfung von dem Standpunkte der heutigen Wiffenfchaft nicht 
mehr volifommen Stich zu Halten vermögen, aber fie führt dod 


> Bol. die Anmerkung zum Wbdruce der Conftitution in der neueften 
Ausgabe der „Revised Statutes", s 

10 yon Golff, a. a. D., S. 56. Um eine Probe von der Art und Weife 
zu geben, in welder die Amerikaner die Conflitution zu beurteilen Lieben, 
fei Hier auf den Ausipruch eines Mannes hingewiefen, welcher, bard nach 
dem Entfichen des neuen Grundgeſetzes, ein fonft ganz brauchbares Werk 
über daffelbe gejchrieben hat; Rawle („A view of the constitution’) S. 17: 
„The history of man does not present a more illustrious monument 
of human invention, sound political principles and judicious combi- 
nations, than the Constitution of the United States.“ 
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in ihren wefentlicen praftifchen Folgen zu Ergebniffen, welche 
aud) jest nod) durchaus befriedigen, und mug al8 geradezu mufter- 
gültig in der Klarheit ihres Ausdruckes bezeichnet werden, welche 
man bejonders hoch anjchlagen wird, fobald man diefelbe mit dem . 
Bombaſte vergleicht, der in den ulturländern der Alten Welt 
zur damaligen Zeit die Sprache der Gefege wie den Kanzleiftil 
zu beherrjchen pflegte; und daß fie derartige Vorzüge befitt, darf 
nicht wundernehmen, wenn man bedenkt, welche Männer fie haben 
ausarbeiten helfen! Neben Wafhington, welder in der confti- 
tuirenden Convention und nachmals während feiner Adminiftration 
fich gleich bedeutend im Frieden wie im Kriege erwies, ftehen unter 
vielen andern der ſtaatsmänniſche Genius Alexander Hamilton’s, 
ein Patriot mit dem fichern Blide des Forfchers, wie Benjamin 
Franklin, und Leute von der hervorragenden Begabung eines James 
Madifon oder Rufus King. 

Der Conftitution find dann im Laufe der Zeiten funfzehn 
Artikel, fogenannte Amendements, hinzugefügt worden, auf deren 
Entftehung und Inhalt nunmehr des Nähern einzugehen ift. 

Schon bei der Berathung des neuen Grundgefeßes glaubte 
man vielfad, in dem Entwurfe deffelben eine Lücke bemerken zu 
miiffen, aus welder man die fchlimmiten Gefahren für die Frei- 
heiten des Volkes erftchen fah; und diefen Angriffen wurde das 
fo mühfam zu Stande gebrachte Werk nach wie vor feiner fchliep- 
lichen Annahme ebenfo heftig wie unabläffig ausgefekt. Es war 
gerade damals das „Zeitalter der Menfchenrechte”, deren aus- 
drüdliche Anerkennung in der Conftitution unterlaffen worden war, 
weil die Verfafjer derfelben eine folche für überflüffig erachteten !'; 
unftreitig bildet die Einzelperfünlichkeit als folche auch in begriff- 


1! Vgl. „The Federalist (Rap. 2), Nr. 84, S. 627 fg., insbefon- 

dere ©. 630, wo Hamilton fagt: „We the people of the United States, 
to secure the blessings of liberty to ourselves and our posterity, do 
ordain and establish this constitution for the United States of Amc- 
rica... This is a better recognition of popular rights than volumes 
of those aphorisms, which make the principal figure in several of 
our state bill of rights, and which would sound much better in a 
treatise of ethics, than in a constitution of government.‘ — Ueber die 
Ridtigheit diefer Anficht läßt fid) allerdings ftreiten; was namentlid) die Be- 
hauptung angeht, daß man aus der Präambel der Conſtitution ganz be- 
ſtimmte Rechte herleiten könne, ſo vergleiche man darüber die Ausführungen 
im ſechsten Kapitel, 
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licher Hinficht den Ausgangspunkt für den modernen Staat; aber 
eben darum find alle perfönlichen Rechte, welde dem Einzelnen 
durch den Staat gewährleiftet werden, nicht Menfchenrechte, fon: 
dern ftaatsbürgerliche Rete. Andererfeits muß fich jeder, als 
Glied eines ftaatlichen Gemeinwefens, gewiffe Einfchränfungen in 
der Bethätigung feiner Individualität gefallen laffen, da ohne 
joldje ein geordnetes Zufammenleben der Menfchen fchlechterdings 
undenkbar ift; wie weit diefe Einfchränfungen gehen müffen oder 
gehen dürfen, läßt fic) allgemein gar nicht beantworten, fondern 
hängt in jedem einzelnen Falle von der Bildungsftufe und poli- 
tifchen Neife eines Volkes ab; nur jo viel fann behauptet werden, 
daß die Einzelperfönlichfeit unbedingt und allenthalben als folde 
anzuerfennen, ihr alfo ftets die Eigenjchaft eines Rechtsfubjectes 
zu wahren ift; dadurd) wird das Verbot der Sklaverei allerdings 
zu einem fundamentalen Erfordernijfe de8 modernen Staates, alles 
andere aber, was man unter dem Namen der Menfchenrechte zu 
begreifen pflegt, Lediglich zu einem Momente, welches bei der Re— 
gierung eines Staates von dem Träger derfelben ganz oder theil- 
weife oder gar nicht zum Ausdrude gebracht werden follte, je 
nachdem es eben der Beanlagung der Bürger entfpridht.? Dag 
nun die Gewährung der Religions-, Berfammlungs-, Preßfreiheit 
u. ſ. w. für die amerikanischen Zuftände durchaus angebradt ers 
icheint, läßt fic) faum beftreiten; und daher ijt es nit nur er- 
Härlich, fondern aud) gerechtfertigt, daß dafelbft die Gewährung 
diefer Freiheiten grundfägliche Anerkennung erfährt; zweifelhaft 
fünnte nur bleiben, ob diefelbe in der Verfaffung unmittelbar 
felbft oder im Wege der gewöhnlichen Gejckgebung auszufprechen 
fei? Allein für die Entfheidung einer derartigen Frage gibt es 


— ——— 


12 Gäbe es wirklich Menſchenrechte, welche einer abſoluten Anerkennung 
bedürften, fo müßten dieſelben durch die Verfaſſungen aller modernen Cultur- 
ſtaaten übereinſtimmend gewährleiſtet ſein; das trifft aber keineswegs zu; ge— 
rade 3. B. die amerikaniſche Verfaſſung hat, wiewol thre Bill of rights in 
den erften zehn Artifelu der Amendements eine fehr ausführliche ift, einen 
Punkt nicht berührt, in welchem anderswo vornehmlich die Bethätigung eines 
unantaftbaren Menfdenredjtes gefehen wird: nämlich die Unverleglichkeit des 
Briefgeheimniffes; zweifellos wäre der Anfprud) der Bürger auf Wahrung 
diefes Geheimniffes cbenfo bedentungsvoll, wie etwa die ihnen gewährte Be— 
fugniß, Waffen zu tragen; wiewol nun jener Anſpruch nicht ausdriidlid) ges 
währleiftet wird, kann man doch fiherlic nicht behaupten, daß die Amerifa- 
nische Conftitution infofern den Charakter des Abſolutismus an fic) trage. 


[4 
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überhaupt feine ganz fidjern Merkmale, jie wird immer auf einer 
gewilfen Willkür beruhen. Und fo fann man es denn auch nicht 
tadeln, daß, als der Kongreß noch vor dem Ende des Jahres 
1789 eine fogenannte Bill of rights auffegte, die Aufnahme der> 
felben in die Conftitution mit großem Nachdrucke gefordert und 
von den einzelnen Staaten mit vieler Bereitwilligfeit angenommen 
wurde, 13 

Auf diefe Weife Tamen die erjten zehn Artikel der Amende— 
ments zu Stande, welde die Wiffenfchaft nach allem Gefagten 
nicht für das Bollwerk ſchlechthin unantaftbarer Privilegien, fon- 
dern für Forderungen politiicher Zwedmäßigfeit oder auch Noth- 
wendigfeit, aber nur folange angufehen hat, als die Eigenschaften 
des Volkes diefes für den Gebrauch folder Freiheiten tauglich er- 
{deinen laffen. 

Während über die Nothwendigfcit der eriten Amendements 
unter den Parteien nahezu vollfommene Uebereinftimmung herrichte, 
ftellen fic) nun alle die folgenden wiederum als das Ergebniß 
jenes Kampfes dar, welcher fich zwijchen den Freunden einer mög- 
lichft Starken Unionsregierung und den Vertretern ftaatlicher Un— 
abhängigkeit beftindig fortjpann. Was zunächſt den Art. XI 
angeht, jo berührt diefer einen Punkt des öffentlichen Redhtes, der 
hier nicht näher befprodjen werden kann, weil zu dem Verftind- 
niffe deffelben die Kenntniß von Einzelheiten erforderlich ift, über 
welche das Nöthige erſt an fpäterer Stelle fich gefagt findet !!; nur 
foviel mag hier erwähnt werden, daß nach der Conjtitution die 
Union eine Suftizhoheit fchlechthin in allen Fällen befaß, in denen 
ein Staat, auf welche Weije auch immer, als Partei auftritt. 
Diefe Beltimmung follte nun infofern eingefchränft werden, als 
man die Unionsgerichte zur Entfcheidung aller derjenigen Caden 
für unzujtändig wollte erklärt willen, in welden ein Staat 
Berflagter und nur eine phyſiſche oder juriftiiche Perſon, nicht 
aber ein anderer Staat als folder Kläger war. Wiewol 
diefe ganze Frage eigentlich nur eine untergeordnete Bedeutung 
aufweiſt, erregte fie doch ihrerzeit die Gemüther nicht wenig, und 
zwar gerade deswegen, weil mandje die Erledigung des Streites 
nad der einen oder andern Seite hin zu einem Siege füdera- 








18 Ueber die Daten der Ratification vgl. die Anmerkung zu den erften 
zehn Artikeln in der neneften Ausgabe der „Revised Statutes.” 
4 Bat, darliber Kap. 23. 
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fiftifcher, bezichungsweife particularijtijder Principien glaubten auf- 
baufchen zu müſſen; jo wurde denn, nachdem der CongreR bereits 
im Jahre 1794 cin Amendement der gedachten Art vorgefdlagen 
hatte, dicfes erft im Sahre 1798 von der nöthigen Zahl der Staa- 
ten ratificirt, und dadurd cin Maßſtab für die Kraft geliefert, 
mit welder die beiden Parteien damals einander zu befämpfen im 
Stande waren.!? 

Der Art. XIT, obgleich er nidt geradezu dem Cigennuge einer 
einfeitigen politifchen Dtidjtung dient, fondern einem Mangel ab- 
hilft, welchen die Conftitution in einer Beftimmung mehr ted)- 
nifcher Natur aufzuweiſen Hatte, ift troßdem, vüdjichtlich feiner 
Entſtehungsgeſchichte, nicht minder als der vorhergehende lediglich 
eine Folge der nimmer rubenden Eiferfucht zwifchen den beiden 
großen Parteien des Landes. Art. UI, Sect. I der Eonftitution 
vegelte dic Wahl des Präfidenten und des Vicepräfidenten in der 
Art, daß jeder Wahlmann auf einen Zettel unterfchiedlos zwei 
Perſonen zu benennen hatte, und derjenige, welcher die meiften der 
fo abgegebenen Stimmen erhielt, in das erfte; derjenige, auf 
welchen die nächft größere Majorität fiel, in das zweite der ge- 
dachten Wemter für erwählt galt. Bet der Wahl im Jahre 1801 
wurden mun von feiten der damaligen vepublilanifchen Partei 
für zwei Männer, Iefferfon und Aaron Burr, gleich) viele Stim- 
men abgegeben 1%; nach der Vorſchrift der Conjftitution fiel unter 
diefen Umftänden die endgültige Wahl dem Nepräfentantenhaufe 
zu. Obgleich jeder wußte und niemand beftritt, dag die Wabhl- 
männer Sefferfon zum Präfidenten, Burr nur zum Viceprdfidenten 
hatten macden wollen, war man in jener Körperfchaft auf Seiten 
der Gegenpartei geneigt, nicht dem angefehenen und thatkräftigern 
Führer der Republikaner, fondern feinem Nebenbuhler Burr, einem 
Manne von zweifelhaften Charakter, den Vorzug zu geben. Daß 
diefer dann trogdem nicht gewählt wurde, war ein bloßer Zufall, 
welcher natürlich die Bedenklichkeit der fragliden Vorſchrift in 
der Constitution wicht zu bejeitigen vermochte; darum wurde denn 
vont Gongreß im Sahre 1803 vorgejchlagen, die Wahl jo zu 
regeln, daß jeder Wahlmann ein Votum für den Präfidenten und, 
davon gefondert, cin anderes für den Vicepräfidenten abgeben 
ſolle. Auf diefe Weije wird allerdings das Kepräfentantenhaus 


13 | Revised Statutes’, S. 30. 
18 von Holft, a. a. O., S. 146 fg. 
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defto günftigere Berhältniffe fic) herausbilden würden; im Süden 
dagegen erjtarkte in demfelben Grade die Anficht, daß ein folcher 
Gang der Dinge dem, was man für ein unverlegliches Sonder- 
intereffe anjah, auf das Empfindlichfte werde widerftreiten müffen, 
da die Principien, welche der Conftitution zu Grunde liegen, auf 
die Dauer eine Erhaltung der Sklaverei geradezu unmöglich 
machten. Muß es doch and) als die Föftlichite Ironie erfcheinen, 
welche die Gefchichte aller Zeiten hervorgebradt hat, wenn man 
fieht, wie etwa die Befugnig, Waffen zu tragen, oder gar die 
Befreiung von der Einquartierungslaft als unveräußerliche Rechte 
des Mtenfdenthums für jeden Einzelnen in Anfprucd genommen, 
dabei aber die mit Gewalt oder Hinterlift ins Land gebrachten 
Sarbigen WAfrifas aller Menfchenwürde bar erklärt wurden! Daher 
fühlten fic) die in ihrer überwiegenden Mehrheit der Sklaverei 
günftigen Südftanten, zum Theil bewußt, zum Xheil unbewußt, 
von dem Gedanfen an eine Stärkung der Union abgeftogen und 
in die Reihen jener gedrängt, welche dem wachjenden Einfluffe 
der Centralgewalt Hindernifje in den Weg zu legen grundfälich 
bemüht waren. Die Sflavenhalter bildeten naturgemäß den größten 
und maßgebendften Beftandtheil der demofratijden Partei; aber 
fie gingen noc) weiter als diefe: fie wollten nicht nur jede Kräf- 
tigung der Unionsgewalt verhindern, fondern nöthigenfall® die 
Union auflöfen, wenn der Beftand derfelben mit ihrem (dev 
Sklavenhalter) Sonderintereffe unvereinbar würde; fie hatten nun, 
folange die demofratifche Partei im Befike der Macht war, eine 
folde Möglichkeit nicht zu fürchten; das aber änderte fi), als der 
Wahlfieg der republifanifchen Partei im Jahre 1861 Abraham 
Lincoln als Prafidenten ins Weiße Haus zu Wafhington bradte, 
Die Frucht war reif, das Unvermeidliche nicht mehr aufzuhalten. 
Mit Waffengewalt fuchten die Südftaatler ihre Trennung von 
der Union zu erfimpfen; fo entftand der „Seceſſionskrieg“, wel- 
her mit der Niederlage der Rebellen endete, die Sklaverei be- 
feitigte, und, foviel Verwiiftung er auch angerichtet hat, dod) zum 
Keime für ein neues und glüdlihes Wahsthum der Union wer- 
den wird. | 

Das ift in furzem die Gefchichte der Sklaverei !°; hier fommt 


—— — — — — 


18 Die Sklaverei gehört der Geſchichte an, und hat eben darum in einer 
Arbeit fiber das geltende Verfaffungsredt der Vereinigten Staaten feine Ve- 
rückſichtigung zu erfahren; ebenfo fann bier nicht eine Angabe der, übrigens 
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ed nun auf die verfafjungsrechtliche Seite der Frage an; zunächft 
ift bemerfenswerth, in welcher Weife die Conftitution der Gace 
zu begegnen wußte. Man kann felbjtverftindlid) den hervorragen- 
den Geiftern, welche die amerifanifche Verfaffung gefchaffen Haben, 
nicht die Abficht zurechnen, die Sklaverei, welche thatfidlid in 
einem Theile der Colonien bejtand, zu erhalten, oder überhaupt 
bei ihnen den Glauben vorausfegen, daß ein Gemeinwejen, gleich 
der Union, mit einem derartigen Krebsfchaden am Leibe fic) ge- 
deihlid) zu entwideln vermöge, Aber die Noth ift die Gebieterin 
des Augenblides; unter dem Vielen, deffen Durchführung man bei 
Abfaffung der Conftitution für wünjchenswerth anfah, aber doc, 
wiewol mit Widerftreben, unterlaffen mußte, weil der particula- 
riftifche Geift fonft aud) das Wenige, thatſächlich Erreichte, würde 
zu Salle gebracht haben; darunter befand ſich aud) und zwar 
vornehmlich die Befeitiguug der Sklaverei. Man mußte dem 
Eigennuge der Sflavenhalter Rednung tragen, welche fchwerlich 
ihren Beitritt zur Union erklärt haben würden, wenn jene Rüd- 
ficht auf ihre perfünlichen Vortheile nicht genommen worden wäre. 
Aber e8 ift, als ob dem Gefetgeber das furchtbare Wort nicht 
habe über die Zunge gleiten wollen! In dem ganzen Inſtru— 
mente findet es fic) fein einziges mal gebraucht; und alles, wozu 
man fic) verftehen fonnte, waren einige Umfchreibungen, welche 
freilih darum nicht weniger verwerflicd find, weil fie einen beffern 
Klang haben. Art. I, Sect. IX befagt: ,, Die Einwanderung oder 
Einfuhr folder Perfonen, deren Einlaß (in fein Gebiet) ein Staat 
für geeignet erachtet, fol durch den Congreß nicht vor dem Jahre 
1808 befchränft werden; aber ein Zoll oder eine Gebühr von 
nicht mehr als 10 Dollars für jede Perfon darf auf folche 
Einfuhr gelegt werden.““ — Und Art. IV, Sect. IL (3) ſchreibt 


beinahe unerfchöpflichen Literatur fiber den fraglichen Gegenftand erwartet 
werden. Bemerft fet nur, daß fid) vor allen einfchlägigen Schriften der 
Amerikaner wie Nichtamerikaner fchon jest das bereits mehrfach erwähnte Werk 
von von Holft vortheilhaft auszeichnet; daffelbe wird, wenn anders es erft 
bis zur Darftellung der Ereigniffe aus den fechziger Jahren gelangt tft, vere 
muthlich die empfehlenswerthefte Quelle für denjenigen bilden, welder den 
Entwidelungsgang des traurigen Inftituts fennen zu lernen wünſcht. Bgl. 
übrigens aud) Rapp, „Die Geſchichte der Sklaverei.‘ 

19 Art, I, Sect. IX (1): , The migration or importation of such per- 
sons as any of the states now existing shall think proper to admit, 
shall not be prohibited by the Congress prior to the year 1808; but 
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vor: „Keine Perfon, welde in einem Staate zu Dienjt oder 
(Zwangs-) Arbeit angehalten ijt, und in das Gebiet eines andern 
entweidt, foll in diefem lettern von folhem Tienjte oder folder 
Arbeit entbunden, jondern, auf Anjuchen der Partei, welcher folcher 
Dienst oder folche Arbeit gejduldet wird, ausgeliefert werden.’ 20 

Alfo zunächſt wird ,,Lienft oder Zwangsarbeit” als zu Recht 
beftehend anerkannt, dann die Gejeggebung hinſichtlich diefes 
Punktes, wenigitens mittelbar, den Cingeljtaaten überlajfen, und 
ichließlich die Verpflichtung der Einzelſtaaten zur Auslieferug der 
in ihr Gebiet fliehenden Slaven ganz allgemein ausgefprodjen fo, 
daß diefelbe aud) dann zu erfolgen hat, wenn der um die Aus: 
lieferung angegangene Staat die Sklaverei jelbjt nicht geftatten 
follte; dagegen erhält die Unionsregierung die Befugnigz, einen 
Roll auf eingeführte Farbige zu legen, beziehungsweife die weitere 
Einfuhr von jolchen durch Gefeg zu verbieten. Namentlich die 
Auslieferungspfliht und das Cinfubrverbot wurden vom erften 
Augenblide an die Gegenftände, hinfichtlich deren der Parteifampf 
entbrannte; dur Compromiſſe innerhalb der gefeggebenden Fac- 
toren wurde dann in der Regel der Streit, freilich fehr mangel- 
haft, beigelegt, nur um nach furzer Zeit wieder mit erneuerter 
Heftigfeit auszubrechen, bis endlich das ftaatsrechtlihe Ergebniß 
des Secejfionskrieges, wie e8 im Art. XIII der Amendements 
vorliegt, einen befriedigenden Abfchluß bradte, indem e8 die 
Sklaverei, joweit fie bejteht, aufhebt und für die Zufunft ver- 
bietet. Gewiß enthält diefe Beftimmung einen Eingriff in Rechte, 
welche, fo fehr fie dem Wefen des modernen Staates im allge- 
meinen widerftreiten, dod) für den concreten Fall als wohlerwor- 
bene bezeichnet werden mußten; und ficherlic) wäre” e8 eine For- 
derung der Billigfeit gewefen, den ihres bisherigen Cigenthums 
beraubten Sklavenbefigern eine Entfchädigung für die ihnen ent- 
ftehenden Berlufte zu gewähren, wenn — die Emancipation auf 
friedlichen Wege erreicht worden wäre. Oft genug ift von der 
Gegenfeite her der Verfucd) gemadht worden, diefen Weg zu be 





a tax or duty may be imposed on such importation, not exceeding 
ten dollars for each person.” 

20 „No person held to service or labor in one state, under the 
laws thereof, escaping into another shall, in consequence of any 
law or regulation therein, be discharged from such service or labor, 
but shall be delivered upon claim of the party to whom such ser- 
vice or labor may be due.” 
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1869—70 erlaffen??; auch er nod) befaßt fic) mit der Erledigung 
einer rage, welde aus dem Seeceſſſonskriege ihren Urjprung 
herleitet.. Zum erften male nämlih, den Perfonen afrifanifcher 
Abfunft gegenüber, wurde den Amerikanern aus leicht erfichtlichen 
Gründen ein Unterjdied Ear, welder ihnen fonft jelten zum Be⸗ 
wuptfein gelangt. Wie man einerfeits häufig „Menſchenrecht“ 
und ‚Bürgerrecht‘ miteinander verwechjelt, fo begriff man ande- 
rerjeits nicht, daß „Bürgerrecht“ und „actives politifches Recht, 
insbefondere Wahlrecht‘ zwei ganz gefonderte Dinge feien. Das 
änderte fi), wie gefagt, mit der Aufhebung der Sklaverei; die 
ehemaligen Sklaven und fonftigen Perfonen gleicher Abkunft jah 
man zwar nach Erlaß der Art. XIII und XIV für Bürger an, 
aber einige Staaten entzogen ihnen die active und paffive Wahl⸗ 
fähigkeit. Das ijt an fid) durchaus fein Widerfprud; nur durfte 
man dtefe Entziehung nicht auf die Raſſe oder Farbe der bee 
treffenden Perfonen, fondern darauf gründen, daß mit Ritdficht 
auf ihre frühere Lebensftellung bei ihnen nicht jene Einficht vor- 
ausgefegt werden fonnte, welche zur Wahrnehmung politifcher 
Rechte doch unbedingt erforderlich ift; das aber verfteht fich dem- 
nad) ganz von felbft, daß eine derartige Beſchränkung der Far- 
bigen auf die Dauer nicht für zuläffig erachtet werden darf, und 
zweifelhaft fann nur fein, ob damals, als das Amendement vor- 
geichlagen wurde, die Zeit gelommen war, den Staaten den Erlaß 
jolder Ausnahmebeftimmungen fchlechthin zu unterjagen? Aber 
auf diefe Frage, welche man fic) unbedingt hätte vorlegen follen, 
fam es gar nicht an; die Gefeggebung ift in den meiften Fällen 
in Amerika ein Mittel, politifche Zwede zu erreichen; die Republi- 
faner, welche fett 1861 regelmäßig im Befige der Macht waren, 
Ichlugen das Amendement in der Vorausficht vor, daß ihnen daf- 
felbe bei den Wahlen eine neue und kräftige Unterftitgung bee 
reiten werde, da dod) offenbar alle Farbigen, welche jener Partei 
ihre Freilaffung verdankten, auf Seite derjelben treten würden. 
Allerdings ſcheint e8, daß fie davon fonderliche Erfolge nicht zu 
erwarten haben, denn nad) wie vor fpinnt fich der Kampf zwifchen 
den beiden großen Parteien weiter, welche, wie man gefehen hat, 
feit der Geburt der Republik einander gegeniibertreten; in diefem 
Augenblide (1879) ſchwankt das Zünglein der Wage beftändig 
hin und ber; obgleich die Farbigen jest ein unbedingtes Wahlrecht 


22 Bol. hterliber die Anmerkung zu Art. XV in den,, Revised Statutes”, ©.32. 
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{lieben fic) dann die „Artikel der Conföderation“, welde man 
in der That einer Beadhtung würdigen muß, wenn man verftehen 
lernen will, weld) ein ungeheuerer Fortjchritt in der Annahme 
der Conftitution enthalten war; auch diefe Artikel find, gleich der 
Unabhängigfeitserflärung, wie den meiften Abdrüden der Confti- 
tution, fo auch demjenigen in den „Revised Statutes” beigefügt; 
die Conjtitution felbft aber fann in zahlreichen jelbjtändigen Wus- 
gaben und in jedem Werke nachgelejen werden, welches fic) aud) 
nur im entfernteften mit ftaatsrechtlichen Fragen bejchäftigt; ins- 
bejondere mag hier auf die Ausgabe von Hide hingewiejen wer- 
den: „The Constitution of the United States of America, 
the declaration of independence, the articles of confederation, 
the prominent political acts of George Washington, elec- 
toral votes for all presidents, vicepresidents etc.” (zuletzt 
1859), eine Compilation, welche zwar in beinahe naiver Weife 
dem Andenken des erften Präfidenten Rechnung trägt, aber dod) 
deshalb nicht außer Acht zu Taffen ijt, weil fie, wie eine aus— 
drücklich beigefügte Erklärung des Staatsfecretärs befcheinigt, mit 
den im Departement deffelben befindlichen Originalien in ,,Lert, 
SGehreibart und Interpunction‘ genau übereinftimmmt. 

Da e8 in vielen Fällen zum Verftändniffe eines Gejetes noth- 
wendig wird, die Anfichten und Abfichten derjenigen fennen zu 
lernen, welche an der Ausarbeitung deffelben theilgenommen haben, 
ift e8 bei Betrachtung der Conjtitution unerläßlich, auf die Ge- 
Ihichte ihrer Entjtehung, d. 5. den Gang der Verhandlungen, 
Rüdficht zu nehmen, welche in der ,,Conftituivenden Convention‘ 
von Philadelphia gepflogen worden find und in mehrern Werfen 
vorliegen; in Bofton erfdien 1819: „Journal, acts and proceed- 
ings of the convention, assembled at Philadelphia Monday 
May 14: and dissolved Sept. 17 1787, which formed the 
constitution of the U(nited) S(tates)”. Dann ift hier zu nen- 
nen das umfangreiche Werk von Elliot, „The debates in the 
several state conventions on the adoption of the federal 
constitution, recommanded by the general convention at 
Philadelphia in 1787, together with the journal of the federal 
convention, Luther Martins letter, Yales minutes, congres- 
sional opinions, Virginia- and Kentucky resolutions of 
1798 and 1799 and other illustrations of the Constitution” 
(4 Bde., Wafhington 1863), und fchließlich darf die Sammlung 
der „Madiſon'ſchen Papiere” nicht vergeffen werden; Madifon 
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containing the most important State-Papers and public Do- 
cients, to which are added the laws enacted during the 
Session with a copious index, brought down to the end of 
the first Session of the 25 Congress, Oct. 6 1837 
(24 Ude., Wafhington 1825 37); 3) der fogenannte „Congres- 
sional Globe”, welder zunächſt den Zeitraum von 1833 — 37 
nod) einmal clubegrelft und fodann bis zum Jahre 1873 reicht; 
von da ab evfdjetut der „Congressional Record”, von dem bid- 
her fleben, je aus mehrern Theilen beftehende Bände vorliegen. 
Ole angenommenen Sefege und Staatsverträge find ferner in 
Separatausgaben abgedrudt: ,,Statutes at large”, umfaffend die 
Seltmann ETN UTA LT Bde, Dofton, Little, Brown u. Comp.), deren 
Fortſetzung, Maher einfchliekend Band 18—20, von der Regie- 
rung ſelbſt beforgd wird, Won diefen „Statutes at large” wurde 
ſodann anf rind eines diesbezüglichen Congreßbeichluffes ein 
Anudzug angeſertigt. welder unter dem Namen der „Revised 
Statuten" zuerſt im Jahre 1875, in zweiter Auflage im Jahre 
ISIN erſchien und die „organiſchen &ejege” der Vereinigten 
Staaten euthdalt; es iſt Mer cine außerordentlich forgfältige Bes 
arbeit. welche. nad deſtimmten Marerien geordnet, fid) in 
Titel. Napitel und Seetionen tdeilt: jeder der letztern wird im 
Mariginale das Datum de Geſetzos. welchem ite en:lchnt ijt, 
Dey Ove We fe HQ in den „Ntatutes at iarce™ witerninden, 
und ein Qenaned Versaeawe der asf Ke Nokes. Tom Uniene- 
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Vorfteher des ,,Suftiz-Cxecutivdepartements”, aljo etwa das, was 
man anderweitig Suftizminifter nennt, und zugleich Syndilus der 
Regierung oder des Präfidenten; im diefer legten Cigenjdaft hat 
er dann felbftverftindlid) fehr oft feine Anficht mit Bezug auf 
verfaffungsrechtliche Fragen zu äußern, welche bei den von dem 
Congrefje ausgehenden Gejeßesentwürfen ins Spiel fommen; dtefe 
„Opinions of the Attorney General (from the beginning of 
the government to March 1841)” find zuerjt 1841 in zwei 
Bänden veröffentlicht und ſeitdem bejtändig fortgefest worden. 

Was die DVerfaffungen der Cingelftaaten anlangt, fo haben 
diefe verfchiedene Zufammenftellungen erfahren, von denen hier 
zu nennen fein dürften: „Freeman’s Guide, containing the 
federal Constitution and the constitutions of the different 
States of the U.S. of America”, ein Werk, welches allerdings 
heutzutage ſchon vielfad) veraltet ift.? Dann Franklin B. Hough, 
„American Constitutions comprising the constitution of 
each state in the Union and of the United States, with the 
declaration of independence and articles of confederation“ 
(Albany 1872) und endlid) Ben. Perley Poore’s ,,The federal 
and State Constitutions, colonial charters and other organic 
laws of the United States” (Wafhington 1877). 

Schriftjtellerifche Arbeiten über das öffentliche Necht der Union, 
zum mindeften folde, welche daffelbe von ftreng fachwifjenchaft- 
lihem Standpunkte aus betrachten, gibt e8 nicht allzu vicle, und 
aud) dieje nod) find Häufig abgefagt mehr in der Abficht, den 
Zweden einer politifden Bartei zu dienen, als objective, rein 
durch dic Gefeße des juriftiichen Denkens beherrichte Ausführungen 
darzubieten; der Parteilanıpf, welcher in Amerika alles beherricht, 
hat feine Arena aud) da aufgejchlagen, wohin er am wenigiten 
gehört: in den Studirftuben der Gelehrten. 

Che jedod die Werfe über das geltende Staatsrecht genannt 
werden fünnen, erfcheint es nothwendig, auf diejenigen Hinzumeifen, 
welche fic) mit der Gefchichte, fei e8 der Vereinigten Staaten im 
allgemeinen, fet e8 der Verfaſſung insbefondere befchäftigen. In 
erfter Beziehung verdient hier vor allem die Arbeit Baucroft’s: 
„History of the United States from the discovery of the 
continent” (10 Bde.) genannt zu werden, welde, das Ergebniß 


3 Die jüngfte der Particular-Staatsverfaffungen, nämlich diejenige Cali- 
forniens, datirt erft aus dem Jahre 1879. 
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history of the working of the American government for 
thirty years from 1820—50 (chiefly taken from the con- 
gress debates, the private papers of General Jackson and 
the Speeches of Ex-Senator Benton with his actual view 
of men and affairs, with historical notes and illustrations 
and some notices of eminent deceased contemporaries“ 
(2 Boe., Newhorf 1856). Hier wären fehlieglic) auch die Arbei— 
ten einiger Nichtamerifaner hervorzuheben, auf welche jedod an 
anderer Stelle nod einmal wird zurüdzufonmen fein, und die 
darum erft dort ihre Erwähnung finden follen. 

Unter den Commentaren der Conftitution fteht obenan: „The 
Federalist, a commentary on the constitution of the United 
States, a collection of essays by Alexander Hamilton, Jay 
and Madison” (in der beiten von John C. Hamilton beforgten 
Ausgabe veröffentlicht mit dem ,,Continentalist and other pa- 
pers by Hamilton“, Philadelphia 1864). Diefe Arbeit ift von 
nicht zu unterfchägender Wichtigkeit darum, weil fie die Anfichten 
dreier Männer wiedergibt, von denen wenigitens zwei bei den Be— 
rathungen über die Conftitution felbjt cine fehr hervorragende 
Rolle fpielten und der dritte fpäterhin Oberrichter der Vereinig- 
ten Staaten war; das ganze Werk wurde veröffentlicht, um die 
neue Verfaffung vom wifjenfchaftlichen Standpunkte aus zu recht⸗ 
fertigen, und legt insbefondere ein fchlagendes Zeugniß von der 
großen geiftigen Schärfe und Klarheit Alerander Hamilton’s ab, 
welchen man dreift den bedeutendften Staatsmännern aller andern 
Völker und Zeiten an die Seite ftellen fann, und dem, nächſt 
Wafhington, die Republif vornehmlich ihr Dafein und ihr Gli 
verdankt. ALS die zeitlich nächſten bedeutendern Schriften, welche 
fi mit der Conftitution und deren Auslegung befaffen, dürften 
zu erwähnen fein: Rawle, „A view of the constitution of the 
‚United States of America” (2. Aufl., Philadelphia 1829), und 
Thomas Sergeant, ,,Constitutional law, being a review of 
the practice and jurisdiction of the courts of the United 
States and of constitutional points decided” (2. Aufl., Phi- 
ladelphia 1830); diefe Biicher bildeten mit dem ,, Federalist‘ 
für die eriten Zeiten der Republik nahezu die einzigen Quellen, 
aus denen Rathes über die Bedeutung der einzelnen Verfaffungs- 
beftimmungen zu erholen war, bis dann ein umfaffenderes und 
gründlicheres Werk erfchien, da8 auch heute noch als das erfte, 
zuverläfligfte und befanntefte gelten muß, nämlich Sofeph Story’s 
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Was fi fouft nod an wifjenichaftlichen Werfen über die 
Conftitution findet, ijt, abgejehen von den Commentaren Kent’s, 
welche jich jedoch nicht mit dem Verfajjungsredte insbejondere 
befaffen, und verglichen mit der Story’ichen Arbeit, von verhält- 
nigmäßig geringem Belang, und daher nur nothwendig, die be- 
treffenden Schriften dem Namen nach aufzuführen: Duer, „Course 
of lectures on the constitutional jurisprudence of the Uni- 
ted States” (Newyorf 1845); Sidney George Fifher, „The 
trial of the Constitution” (Philadelphia 1862); ferner Bo- 
meroy, „Introduction in the constitutional law of the United 
States” (Neuyork 1868); Farrar, „Manual of the constitution 
of the United States”; 3. Rudmore, „The civil government 
of the States and the constitutional history of the United 
States’ (Newyork 1875); George W. Pafdal, „The constitution 
of the United States; defined and carefully annotated” 
(lette Ausgabe, Wafhington 1878). 

Endlich darf hier ein Werk nicht übergangen werden, welches 
fic) zwar nicht im eigentlichen Sinne des Wortes mit dem Staats- 
rechte der Union befaßt, fondern ausjchließlich dasjenige der Ein- 
zeljtaaten in Betrachtung zieht, aber doch mittelbar aud) das erftere 
naturgemäß vielfach berühren muß, und unt fo weniger unberüd- 
fihtigt zu laſſen tft, als e8 nädjft dem Story'ſchen Commentar 
zweifellos die juriftifch bedentendfte Leiftung der amerifanifden 
Literatur genannt zu werden verdient: Thomas Mt. Cooley, „A 
treatise on the constitutional limitations, which rest upon 
the legislative power of the States of the American Union“ 
(2. Aufl., Bolton 1871). 

Neben den gedachten Arbeiten jtveng juriftifcher Natur liege 
jih nun nod eine jehr umfangreiche Maffe von folhen aufführen, 
welche vom allgemeinern politijden Etandpunfte aus, fei e8 ein- 
zelne Fragen, fei es umfafjendere Materien des öffentlichen Rechtes 
erörtern; diefelben haben eine um fo größere Bedeutung, als 
ihre Verfaſſer meijt zugleih praktijde Staatsmänner waren, 
deren Schriften ebendarum für eine authentijde Gloffe der ame- 
rikaniſchen Verfaffungsgefdidjte angefehen werden dürfen; es ift 
hier nicht der Ort, ein genaues Verzeichniß diefer Arbeiten zu 
liefern, aber die hervorragendften darunter find dod von zu be- 
jonderer Wichtigkeit, al8 daß fie hier ganz mit Schweigen dürften 
übergangen werden. Zu den befannten Arbeiten der Präfidenten 
Sefferfon, Adams und jpäter van Buren treten diejenigen dreier 
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Inhalts, ebendeshalb nur furz erwähnt zu werden braudt. Daran 
ſchließt fih dann Tocqueville, „De la démocratie en Amérique” 
(gulegt erjchienen in der neueften Gefammtausgabe der Tocque- 
ville'ſchen Schriften, Paris 1864). Unftreitig darf man diefe Ar- 
beit als diejenige bezeichnen, welche mehr als alle andern die Auf- 
merffamfeit Europas auf die Union hingelenft hat; und aud in 
Amerika felbft ijt fie die weitaus befanntefte unter allen Schriften 
europäifcher Publiciften über die große Republik. Beides darf nicht 
windernehmen, denn einmal tritt darin jener glänzende und 
fließende franzöfifhe Stil zu Sage, welder jeden, auch den min- 
der Intereffirten, fo leicht zu feffelu vermag, und dann befundet 
der Verfaffer eine beinahe unbedingte Bewunderung der Vereinig- 
ten Staaten, welde naturgemäß die Amerikaner um fo mehr be- 
ftiht, als diefe ohnehin Niemandem vergeben können, jobald er an 
der Vorzüglichkeit ihrer Einrichtungen aud) nur den mindelten 
Zweifel zu äußern wagt. Der unbefangene Beurtheiler muß zu- 
geftehen, daß Tocqueville in fehr vielen Punkten das Richtige 
getroffen hat, wenn er auch mitunter, ähnlich allen feinen Lands- 
leuten, mehr als geiftreider Cauſeur, denn als ftreng wiffenfdaft- 
licher und griindlid) unterrichteter Cenſor erfcheint. Der Haupt- 
mangel de8 Buches aber liegt jedenfalls nit in diefem felbft, 
fondern in der oft grenzenlofen Begeifterung, mit welder man 
ihm im allgemeinen zu begegnen pflegt; bei den Amerikanern hat 
eS ebendarum jenen Gelbftditnfel erhöht, welcher für die Ent- 
widelung des überjeeifchen Landes geradezu fchädlich wirkt; und 
in Europa hat es jene Periode eingeleitet, in weldjer die Lob- 
preijung, wenn nicht Vergötterung aller amerikanischen Zuftände 
zum guten Zone gehörte. Gliiclicerweife hat fic) das in aller- 
neuefter Zeit, wenn aud) nicht gänzlich, fo doch vielfach geändert, 
und Tocqueville’s Anfichten finden die Beachtung, welde fie un- 
ftreitig verdienen, ohne daß man fic) fchlechthin der Mühe über: 
hoben glaubt, ihre Stichhaltigfeit näher zu prüfen. 

Neben Gocqueville’s Arbeit dürften dann nod zu nennen fein: 
M. de la Gracerie, „De la république des Etats-Unis de 
YAmérique du Nord” (Paris 1857) und Abolfe de Chambrun, 
„Le pouvoir executif aux Etats-Unis, étude de droit con- 
stitutionnel” (Roufes-Boint, Newyorf 1873), eine Schrift, welche 
befonders darum anziehend ift, weil fie hier und da das amerifa- 
nifhe Staatsrecht mit demjenigen der neueften franzöfifchen Re- 
publif zu vergleichen fic) bemüht. 
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«Commentaries».” Dieje Arbeit ift, wie auc) fdon ihr Titel be- 
jagt, nichts anderes als eine, wenn nicht den Worten, fo doch 
dem Inhalte nad) getreue Wiedergabe des obenerwähnten Story'⸗ 
ihen Werfes; es gilt daher Hinfichtlich defjelben ganz das Näm- 
liche, was über das lettere gefagt worden ift, nur mit dem Unter- 
Ichiede, daß man cs in dem einen Falle mit einem Originale, in 
dem andern mit einer an fic) ganz danfenswerthen Kopie zu thun 
hat. Im Anfchluffe daran ift zu nennen: F. von Raumer, „Die 
Vereinigten Staaten von Nordamerifa‘ (Leipzig 1845). Rau⸗ 
mer's Schrift fällt mitten in jene Periode, in welder, wie bereits 
früher angedeutet worden ift, cine unbedingte Begeifterung für 
Amerika in géewiffen Kreifen als guter Ton galt; aud) Raumer 
hat daher für die junge Republik eigentlich nur Worte eines oft 
überjchwenglichen Lobes, gegen welche einzelne wenige tadelnde 
Bemerkungen kanm ins Gewidt fallen. Wer aber möchte den 
Lenten von damals diefe aufrichtige Bewunderung für die Union 
verargen? Was fie dazu trieb, waren nicht die Vorzüge des 
mädtig emporbliihenden Landes im Weiten, fondern die jammer- 
haften Zuftände, welche die vormärzlide Zeit allenthalben in 
Deutfchland zu Tage förderte; je weniger diefe Zuftände mit ihrer 
ftaatliden Bevormundung, dem engherzigften Kajtengeifte und 
allem, was damit nothwendigerweife in Verbindung fteht, eines 
enropäifchen Culturvolfes würdig waren, defto mehr fühlte man fid 
von den freijinnigen Einrichtungen angezogen, welde den Grund- 
harakter der amevifanifden Verfaſſung bilden, die aber doch, ge- 
nauer zugefehen, aud) minder Begehrenswerthes im Gefolge haben. 
Se widerwärtiger die traurige Zerfplitterung und Uneinigfeit des 
deutfchen Volkes allen Patrioten werden mußte, um fo größere 
Ehrfurcht empfanden diefe vor der ftraffen Organijation der übers 
feeifchen Republif. Mag nun infolge alles deffen aud dem 
großen Hiftorifer, welder Hier in Rede fieht, die Unbefangenbeit 
feines Urtheils Hin und wieder abhanden gefommen fein, und mag 
auch fein Werk, welches die mannichfachſten Gegenftände unver» 
mittelt und ziemlich willfiirlid), ohne eine beftimmte Ordnung ein 
zuhalten, nebeneinanderftellt, theilweife der Weberfichtlichleit ere 
mangeln; immerhin mug es wundernchmen, daß e8 namentlich 
im Vergleiche zu dem Tocqueville’fden Werke, das dod) zum mine 
deften an dem erftgedadjten Fehler ebenjo fehr wie das Raus 
mer’fche leidet, jo wenig befannt geworden tft; die Anfichten eines 
Mannes von der Bedentung Rawmer’s follten aud) von dem, 
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und über Amerika” (Berlin, Springer, 1376). In den Arbeiten 
Kapp's ift eine umfaffende und gründliche Sachkenntniß zu finden, 
welche fid) auf einen langjährigen Aufenthalt in den Vereinigten 
Staaten fowie eine rege und bedeutfame Theilnahme an dem pos 
litiſchen Entwicdelungsgange derfelben ftüßt; vornehmlid) aber ift 
an ihnen zu loben, daß fie, abweichend von allen frühern Erzeug- 
niffen der einfchlägigen Publiciftif, nicht nur für die guten Sei— 
ten des amerifanifden Lebens ein offenes Auge haben, fondern 
auch fic) nicht fcheuen, die mannichfahen Mängel aufzudeden, an 
denen daffelbe entjchieden leidet. Mag diefe Offenheit nicht allent- 
halben das Wohlwollen der Amerikaner erregen, fie hat zweifel- 
[08 fehr günftige Erfolge gehabt, indem fie diefjeit wie jenfeit des 
Oceans zu einer vorurtheilslofern und gerechtern Kritil der Union 
und ihres NRechtszuftandes den Anftoß gab, als man fie bis da- 
hin zu üben pflegte. Diefen Standpunkt, welchen zuerjt gewiefen 
zu haben das unbeftreitbare Verdienft Kapp’s bleibt, hat denn 
aud) das Leste in deutfcher Sprache erfchienene Werk über Ame- 
rifa vollftändig zu wahren gewußt, ndmlid) von Holft, „Ber- 
fafjung und Demokratie der Vereinigten Staaten von Amerika” 
(Düffeldorf 1873), fortgefeßt unter dem Titel „Verfaſſungs⸗ 
gefchichte der Vereinigten Staaten von Amerifa feit der Admini⸗ 
ftration Jackſon's“ (Berlin 1878). Diefes Werk muß neben dem- 
jenigen Tocqueville's unftreitig als das bedeutendfte Erzeugniß 
fremdländifcher Literatur über die Union angefehen werden; wenn 
dafjelbe eine Schwäche hat, fo liegt dicfe, wie der Verfaffer übri- 
gens felbjt zuzugeben fcheint, darin, daß ev zunächft eine Darftel- 
{ung des geltenden Verfaſſungsrechtes fchreiben wollte, welder er 
eine Kurze geſchichtliche Kinleitung voranzufchiden beabfichtigte, 
fi dann aber an diefen Vorſatz nicht ftreng gehalten und eine 
Art Berfaffungsgeichichte gefchrieben hat, welde nun freilid) in 
mander Beziehung an Vollftindigkeit zu wünfchen übrig läßt; es 
find nämlih nur einzelne Momente aus dem gefammten Ent- 
- widelungsgange heransgegriffen und allzu unvermittelt nebeneins 
ander gejtellt worden, um dem Uneingeweihten ein völlig ares 
Bild des behandelten Gegenftandes zu entrollen; rechnet man 
hierzu nod, daß das Werk weniger allgemein verftändlich gefchrie- 
ben ift als dasjenige Locqueville’s, fo wird man fich erflären 
fünnen, warum e8 bisher in Europa und namentlid auch in 
Deutihland nicht zu einer gleich großen Berühmtheit gelangt ift 
wie jenes andere; dagegen hat es in Amerifa entfchiedenes Auf: 
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in dem Willen der vevfaffungsmipig zu Trägern der Staats- 
gewalt berufenen Perjonen muß das ganze Leben des Staates 
feinen Ausgangspunkt finden. Danach jheint es, als ob der 
Inhalt jeder Verfaffung nur ein außerordentlich einfacher fein 
könne; dem ift jedoch nicht immer fo, denn cinerfeits wird die 
Regierung häufig einer fehr großen Zahl von Perjonen juerfannt, 
deren individuelle Beftimmung und rechtliche Stellung zueinander 
ziemlich verwidelte fein können; andeverfeits enthalten — wenig» 
ftens da, wo Berfaffungen eine urkundliche Aufzeichnung in Grund» 
gejeten erfahren — dieje Letstern faft immer Anordnungen, welche 
zwar nad) dem Gejagten begrifflid) nicht in eine Verfaffung ge- 
hören, aber in jedem coneveten Falle felbftverftändlich als ein 
Theil derfelben angefehen werden miiffen. Es find im wefent- 
lichen fieben verfchiedene Fragen, nad denen fic) der Inhalt wie 
jeder gefchriebenen Verfafjung, jo aud) der amerikanischen anf- 
Löfen läßt: 
I. Wer ijt Träger der Staatsgewalt? 
AI. Welches find die Befugniſſe deffelben? 
TIL. In welcher (formellen) Weife hat derfelbe feinen Willen 
zu äußern? 
TV. Wie foll ſich diefer Wille (in materieller Hinficht) be- 
thätigen? 
V. Wer foll Träger der „Executive“ fein? 

VI Gon wem und wie ijt die richterfiche Gewalt zu üben? 

VI. Wie ijt die Verfaffung zu ändern? 

Diefe Fragen, welche übrigens, wie man fehen wird, alle ein- 
ander ergänzen, find nun nod) im allgemeinen unter befonderer 
Nücficht auf die amerikanischen Verhiltniffe zu beantworten. 

I. Dan hat bisher wol anerkannt, daß nicht nur Eine phyſiſche 
Perfon, fondern auch eine Mehrzahl folder, und diefe wieder in 
verſchiedene Körperfgaften gefondert, als Träger der Souveränetät 
ſich denken Kaffe; jedoch pflegt man zu glauben, da, wer immer 
Hiernad) zur Regierung berufen fei, diefe ausſchließlich und ſchlecht- 
Hin üben miiffe; diefe Anficht ftellt ſich jedoch bei näherer Be- 
tradtung als unhaltbar heraus. Sicherlich ijt die „Staatsgewalt” 
immer nur Eine, und ſicherlich hat fie alle durch das Wefen des 
Staates erforderten Acte zu üben; das aber widerfpricht dem nicht, 
daß es verfdjiedene „Träger“ diefer Einen Staatsgewalt gibt, und 
daß unter diefen eine Vertheiling der Souveränetät entweder in 
materieller oder in materieller und räumlicher Beziehung zugleich 





38 Drittes Kapitel. 


den Charakter als Souverän zufpricht. Diefem letztern Umftande 
darf fein Gewicht beigelegt werden, denn gerade auf dem Gebiete 
des Stantsrehtes kann Klarheit nur dann herrihen, wenn die 
logiſchen Ergebniffe aus dem Wortlaute eines Gefeges bedingungs- 
fos anerkannt werden, ohne Nückficht auf die Irrthümer einer 
friihern Zeit, welcher jeyes feine Entjtehung verdankt. Aus allem 
Gefagten ergibt fic) der in der Staatswifjenjchaft bisher ſehr 
felten aufgeftellte Sat, daß ſelbſt in vollfommenen Einheitsftaaten 
mehrere Träger der Souveränetät je mit materiell verjchiedener 
GCompetens vorhanden fein können; und auch die amerikanische 
Verfajjung liefert für die Nichtigkeit deffelben einen beachtens- 
werthen Beleg. Soweit die Union als ein einheitliches Ganze er— 
ſcheint, theilen fic) in die derjelben als folder zufallende Souve- 
vänetät, wie weiter unten im einzefnen nachgewiefen werden foll, 
der „Präfident”, das „Nepräfentantenhaus“ und der „Senat“, in 
der Art, daß einmal der erftere, nad) freier Wahl handelnd, dann 
wieder im Vereine mit einem der beiden Häufer und ſchließlich 
mit beiden zugleich) als Inhaber diefer Gouveriinetiit erjcheint. 
I. Was die zweite der angedeuteten Fragen betrifft, welche 
Befugniffe den Trägern der Staatsgewalt zuftehen, fo hat man 
nad) dem, was vorgetragen worden ift, zu erflären, daß ihnen 
alle Rechte gebühren, welche wahrzunehmen die Erhaltung des 
Staates, als eines ideellen Ganzen, erfordert. Dieje an fich fehr 
einfache und felbftverftändliche Antwort bedarf nun aber für die 
amerilaniſchen Verhiltniffe doch einer nähern Befpredung mit 
Rückſicht auf eine höchſt eigenartige Beftimmung der Conjtitution; 
Art. X der Amendements befagt nämlich: „Alle Befugniffe, welde 
von der Conftitution den Vereinigten Staaten nicht delegirt oder 
ausdrücklich durch diefelbe den Staaten genommen werden, find 
den Staaten, bezichungsweife dem Volfe vorbehalten.“? — Soe 
weit diefer Artikel fic) auf das Verhältniß zwifchen der Unions- 
regierung und den Regierungen der Einzeljtanten bezieht, ijt ev 
durchaus unbedenklich; die Unionsregierung kann nicht als alleinige 
Trägerin aller Hoheitsrechte erſcheinen, weil fie erft im Vereine 
je mit einer Einzelftaatsregierung die ,,Staatsgewalt” darftellt; 
aber eben darum muß die Summe der Befugniffe, mit welchen 


2 „The powers not delegated to the United States by the con- 
stitution nor prohibited by it to the states, are reserved to the states 
respectively, or to the people.‘ 
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der den letztern zuſtehenden Machtvollkommenheiten im einzelnen 
durch die Verfaſſung iſt, wie ſchon angedeutet wurde, überhaupt 
nicht denkbar. In den Grundgeſetzen vollkommener Einheitsſtaaten 
geſchieht der materiellen Befugniſſe, welche dem Somyerän zu- 
ftehen, regelmäßig gar nicht Erwähnung; und in zufammengefeßten 
Staaten muß entweder die Verfaffung, welche der Centralgewalt, 
oder jede derjenigen, welche den verfchiedenen Barticulargewalten 
zu Grunde fliegen, von einer Umfchreibung der den betreffenden 
Theilen zufallenden Hoheitsrechte Abſtand nehmen; die Verfaffung 
feines amerifanifchen Particularftaats hat den geradezu unaus- 
führbaren Verſuch gemacht, die Competenz der bezüglichen Re- 
gierung pofitiv feitzufegen. Das ijt alſo unleugbar: Wenn es 
fid) in Amerifa um ein Hoheitsrecht handelt, da8 nicht ausdrüd- 
lid) in der Conjtitution von 1787 hervorgehoben wird, jo gebührt 
die Ausübung deffelben den Einzelitaaten; aber das „Volk“ fann 
folche Rechte weder verleihen, noch verliehene nehmen. Cin der- 
artiger Vorgang ift juriftifch nur denkbar nach Maßgabe der; 
jenigen Vorfchriften, welche über die Verfaffungsänderung beftehen; 
wer das nicht anerkennt, für den gibt es feinen andern Ausweg 
gls die Rechtfertigung der permanenten Revolution. Der Art. X 


, dex Amendements birgt fehwere Gefahren in fich: er enthält eigent- 
- lich die Aufhebung der ganzen Verfaffung, als deren Beſtandtheil 


er erfdeint; will man wirklich eine Entwidelung des Ganzen, 
welche ſich in verfaffungsmäßigen Grenzen bewegt, fo muß man 
den Art. X fiir das anfehen, was er in Wahrheit ift: eine Redens- 
art ohne weitere Bedeutung. 

III. Die dritte Frage, in welcher Art der Träger der Staats: 
gewalt feinen Willen zu äußern habe, ijt bisher, als folche, wol 
von feiner Verfafjung, auch nicht der amerikanischen, beantwortet 
worden, und dod) Liegt gerade in diefem Punkte eine fo haupt- 
jächliche Borbedingung für die geregelte Entwidelung des öffent- 
lihen Lebens, daß der Mangel jeder unmittelbaren und ans- 
drüdlichen Andeutung hierüber nur erklärt werden fann, weil 
diesbezügliche Beitimmungen zu felbjtverftändlich erfcheinen, um 
befonder8 hervorgehoben zu werden; nichtsdejtoweniger läßt fid 
aus dem Gefammtinhalte einer Verfaffung ohne weiteres fchließen, 
was mit Bezug auf die erwähnte Frage zu gelten habe. Es tft 
eine unbeftrittene und darum hier ‚nicht näher zu begründende 
Nothwendigkeit, die Grundfäre, wdc denen die Regierung ges 
handhabt werden folf, weil und foferst fie die Intereffenwelt aller 


oe 
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Staatsjecretär den Vorftand der ongreß: (oder Regierungs-) — 
Druderei mit einer genauen Abfchrift jedes „Actes“ und jedes 
von beiden Häufern übereinjtimmend gefaßten Befdluffes ver- 
fehen, fobald als möglich, nachdem diefelben die Zuftimmung des 
Präfidenten erhalten oder nach Maßgabe der Conftitution ohne 
diefe Zuftimmung Geſetzeskraft erlangt haben; ebenfo (mit einer 
Abſchrift) jedes Vertrages zwifchen den Vereinigten Staaten und 
einer auswärtigen Macht, nachdem derfelbe vorichriftsmäßig ge- 
nehmigt und vom Prifidenten verkündigt worden ijt; und ferner 
(mit einer Abfchrift) jeder das Poſtweſen betreffenden Convention, 
(welche) zwifchen dem Generalpoftmeifter, mit und unter Beirath 
und Buftimmung des Präfidenten, und in gleich gehöriger Weife 
legitimirten Beamteten einer auswärtigen Macht, in deren Namen 
(abgefchloffen werden). Wenn der Vorftand der Congreßdrucderei 
vom Staatsfecretär die Abjchrift eines folchen Actes, Beichluffes 
oder Vertrages erhalten hat, fo foll er von demfelben einen genauen 
Abdrud anfertigen laffen, in Ouplicat dem Staatsfecretär zur 
Durchſicht überfenden und bei Riidjendung eines corrigirten Erem- 
plares dafjelbe, in ebenfalls genau beftimmter Anzahl, verviel- 
fältigen; fo entftehen die bereits oben angeführten „Statutes at 
large‘ der Vereinigten Staaten; eine ganz beftimmte Anzahl 
diefer Druckſachen ijt ferner jedem Haufe des Congreffes zur Ver- 
fügung zu ftellen und des Weitern allen richterlichen Behörden 
zuzuſchicken.“ Schließlich ijt hier nod) auf die Gefege zu ver- 
weisen, welche den Drud, die Vervielfältigung und den Verkauf 


— — ee 


Sect. 3807: „At the close of each session of Congress there shall 
be printed and bound for the use of the Senate 3000 (!), and for 
the use of the House of Representatives 10,000 (!) copies of all acts 
and resolutions so furnished, with a complete alphabetical index, 
prepared under the direction of the joint committee on public printing." 

Gect. 3808: „The secretary of the Interior shall cause to be 
published at the close of every session of Congress, and as soon ag 
practicable 11,000 copies of the acts and resolutions passed by Con- 
gress, the amendements to the Constitution adopted, and all public 
treaties and postal conventions made and ratified since the then last 
publication of the laws.’ 

5 Gefey vom 3. März 1873, „Revised Statutes‘’, Sect. 386: „The 
Department of Justice shall be charged with the distribution to the 
various judges and courts of the statutes, reports and other judicial 
documents provided by law.” 
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reits in Geltung befindlichen Gefeges zugeht. Das find aber 
fiher Zuftände, einer großen und gebildeten Nation nicht fonder- 
lid) angemeffen, und mit ihnen fic) etwas eingehender zu be- 
ſchäftigen, follten die amerifanifden Congrefmänner für eine 
unabweisbare Pflicht anjehen; Handelt es fic) dabet auc) nicht um 
Tragen, durch welche da8 Parteiintereffe gefördert werden Tann, 
jo ftehen doch folhe auf dem Spiele, deren fachgemäße Er- 
ledigung eine wefentlide Grundlage für geordnetes öffentliches 
Leben überhaupt bildet. 

Im Anſchluſſe an das BVorgetragene ift denn nod auf zwei 
Punkte aufmerffam zu machen, welche nur allzu oft überjehen 
werden. Zunächſt werden gewiffe Perfonen oder Factoren .von 
einzelnen Verfaſſungen mit Befugniffen ausgeitattet, welche ihrer 
Natur nad unzweifelhaft als unmittelbarer Ausflug der ftaat- 
lichen Souveränetät gelten müſſen; des Weitern auch angewiefen, 
das Ergebniß ihrer diesbezüglichen Thätigkeit in allgemein erfenn- 
baren Normen zufammenzufafjen, aber trogdem, weil man näm— 
(ich die von ihnen ausgehenden Acte nicht als „Geſetze“ anzufehen 
beliebt, aud) ihrerjeits nicht als „Geſetzgeber“ bezeichnet; daraus 
glaubt man weiter den Schluß ziehen zu können, daß fie in 
Wahrheit auch gar nicht „Träger der Staatsgewalt” feien, weil 
fie fonft eben als „Legislative erjcheinen müßten. Allein offenbar 
liegt hier Lediglich ein falfcher Gebrauch des Wortes „Geſetzgeber“ 
oder doch zum mindeften eine rein willfürliche Befchränfung mit 
Bezug auf die Anwendbarkeit deffelben vor; die Wifjenfchaft darf 
ſich dadurch nicht beftimmen laſſen; fie hat vielmehr, unbefümmert 
um alles das, ftreng die Schlußfolgerungen zu ziehen, welche fich 
aus dem Wefen der Sache ergeben; d. h. anguerfennen, daß folche 
Perfonen oder Factoren, wenn auch vielleicht nicht „Geſetzgeber“ 
im rein formellen, durch den Sprachgebrauch der Berfaffung 
bedingten Sinne, fo doch in Wahrheit „Träger der Souverä- 
netät” find. 

Aber man muß entfchieden noch weiter gehen. Oben wurde 
gejagt, dag es unbejtritten nothwendig fei, die Grundjiige, nad) 
denen die Regierung eines Staats gehandhabt werden folle, weil 
und jofern fie die Interefjen aller Bürger wejentlid 
berühren, in die Form von Gejegen zu Fleiden; nun gibt es 
aber eine, wenn auch freilich fehr geringe, Zahl von Regierungs- 
handlungen, welche der Feftftellung im Wege folcher Normen nicht 
bedürfen, und zwar ans dem fehr einfachen Grunde, weil fie, vom 
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fieht und fie begrifflih Kar ftellen will, wird man zugeftehen 
müffen, daß e8 „Schranken der Souveränetät” gar nicht geben 
fann; diefer Ausdrud enthält einen Widerfpruch in fic) jelbit, 
denn die „Souveränetät” ift ihrer Natur nach etwas Unbefchränktes, 
und, genauer betrachtet, haben dann auch alle jene VBeftimmungen, 
in ihrer negativen Form, einen durchaus pofitiven Inhalt. Sie 
zeigen einfach an, in welcher pofitiven Weife die verjchiedenen Be- 
fugniffe der Regierungsfactoren von diefen auszuüben feien, wenn 
diefelben den innerhalb des Volles herrichenden Anfchauungen ent- 
Iprechen und damit in Wahrheit als Träger der an fich ideellen 
StaatSgewalt erfcheinen wollen, als deren Verfirperung fie ja 
überhanpt nur zur Ausübung der Souveränetät beredtigt find. 
Alle jene Vorfchriften, an welche hier gedacht wird, find daher, 
obgleich e8 auf den erften Bli gerade umgefehrt erjcheint, nicht 
fowol abfoluter als relativer Natur; d. h. e8 muß für jede der- 
felben ein, fet e8 genau umfchriebenes, fei eS allgemeiner auf- 
zufaffendes materielles Hoheitsrecht gefunden werden können, an 
welches fie fih in der Art anlehnt, daß fie die Bethitigung 
deffelben nad einer ganz beftimmten Richtung hin bedingt. Im 
Verlaufe diefer Arbeit follen daher auch die einzelnen Vorſchriften, 
um welche es fich hier handelt, im Anjchluffe an jedes betreffende 
Hoheitsrecht vorgetragen werden, welches fie in formeller Hinficht 
ergänzen. 

V. Die Conftitution von 1787 gibt genaue Vorfdhriften über 
die Perfon, welcher die Leitung der ausübenden Gewalt (executive 
power) im Gegenfage zur gefeßgebenden (legislative power) 
obliegt; aber gerade mit Bezug auf diefen Punkt find die Ur- 
heber jener Verfafjung offenbar von Anfchauungen ausgegangen, 
in denen erjt die neuere Wiffenfchaft eine vollfommenere Klärung 
herbeizuführen vermodt hat; es iff daher unumgänglich, die bier 
in Betracht fommenden Fragen etwas eingehender zu erörtern. 

Die Lehre von der „Theilung der Gewalten“ Heiner der ver- 
hängnißvolfften Irrthümer geweſen, in weldje das allgemeine 
Staatsreht je verfallen ift; welches der eigentliche Pern diejer 
Lehre fet, wird am beften im Anfchluffe an die oben \unter III 
enthaltenen Ausführungen erkannt werden. Dort wihrde nadj- 
gewiefen, daß die Regierenden ihren Willen regelmäßig in die 
Gorm allgemein erfennbarer Normen, d. i. der Gefete zu leiden 
haben; daraus hat man denn früher geglaubt, den Schluß ziehen 
zu dürfen, daß die Thätigfeit der betreffenden Factoren üperhaupt 
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fondern vielmehr, daß er einmal feinen Willen in folhen Normen 
zu äußern, dann aber auch, daß er für die praftifche Durchführung 
derjelben zu forgen habe; hätte er diefe letzte Befugniß nicht, fo 
wären alle feine Nechte eine bloße Fiction ohne jedwede praktiſche 
Bedeutung. Wenn andererjeits die menſchliche Natur, wer immer 
Träger der Staatsgewalt fein mag, es diefem unmöglich macht, 
ſelbſt die praftifche Bethätigung der von ihm ausgehenden Ge- 
febe zu beforgen, fo ändert dies an dem entwickelten Grundfage 
ſelbſtverſtändlich gar nichts; das ift nicht mehr als eine bloße 
Thatſache, mit welder allerdings nothwendigerweife zu rechnen, 
aus der aber nichts anderes zu entnehmen ift, als daß diejenigen 
Perfonen, weldje dazu berufen werden, ihrerſeits die praftiiche 
Ausführung der Gejege zu handhaben, nur als Beauftragte oder 
Delegatare dev Negierenden erfcheinen, aljo eine Thätigfeit nur 
nad) den von den letztern aufgeftellten Grundjägen üben fünnen, 
aber auc) üben miiffen. Der „Chef der Executive” ijt danach 
lediglich cin Generaldelegatar der geſetzgebenden Factoren; er Hat 
nur abgeleitete und keineswegs originäre oder foldje Befugnife, 
weldje denen der eigentlichen Negierungsfactoren coordiniet find. 
Diefe an fid) jo unendlich einfache Auffaffung der Sache wird 
nun allerdings Häufig dadurd) erſchwert, daß eine Verfaſſungs— 
urtunde, und fo auch die amerikaniſche, unmittelbar felbft be— 
ftimmt, wer „Träger der Executive” fein folle; find nämlich in 
Wahrheit die Befugniffe der Executive foldje, welche eigentlic) 
der Legislative zuftehen und von diefer nur wegen thatfidlider 
Unmöglichkeit nicht geübt werden können, fo muß dafür geforgt 
werden, daß die erftere ganz und gar dem Willen der letztern 
gemäß handele; und daraus würde fic), ftrenggenommmen, ergeben, 
daf die Legislative, wie fie das überhaupt als Träger der Souve— 
ränetät an fid) ſchon zu thun berechtigt wäre, in der Lage fein 
muß, die Perfon desjenigen zu beftimmen, dem die Executive zu— 
fällt. Wenn mun diefer Gedanfengang nicht befolgt, fondern von 
der Verfaffung felbft ohne weiteres vorgefchrieben wird, wen die 
Greeutive gebühre, fo Tann man darin fehr wohl eine derjenigen 
Vorſchriften finden, deren Wefen bereits oben unter IV. des 
Nähern befprodjen worden ijt; d. H. man fann den Proce, mit 
tels defjen die fraglide Perfon ohne Zuthun dev Legislative ge- 
funden wird, dennoch anfehen als beruhend in dem Willen der 
fegtern, der mur durch das Grundgeſetz anticipivt worden fei. 
Aber jelbft wenn man dieje Auffaffung für zu gefünftelt Halt, 
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nicht überjchreiten; wol aber die Executive die ihrigen, indem fie 
nad ungefegliden Gefichtspunften verfährt, Ob und wann dies 
letztere zutveffe, fann mum im Grunde wieder nur von der Legis= 
{ative jelbft beurtheilt werden, welche die Geſetze erließ und darum 
auch zu deren authentifcher Interpretation berechtigt if. Wenn 
in vielen Staaten diefes Verhiltnif, fo Har es an fid) ijt, nicht 
zu praftifcher Durchführung gelangt, fo liegt dies darin, daß in 
ihnen der Träger der Executive fic) zugleich an der Legislative 
betheiligt findet; dadurd) wird, wie leicht einzufehen ift, die ganze 
Lage der Sache wejentlich beeinflußt. Hier fünnen die Folgen nicht 
näher auseinandergefegt werden, zu denen diefer Umftand führen 
muß, und nur darauf foll hingewiefen fein, welche Wahrheit, mit 
Bezug gerade auf diefen Punkt, der Sa von der Theilung der 
Gewalten enthalte; derjelbe ift voll und ganz anzuerfennen, wenn 
man ihm die Bedeutung unterlegt, daß in Staaten mit zufammenz- 
gefester Regierung. zwedentfprechend zum Träger der Executive 
nicht eine Perfon berufen werden folle, welde andererfeits zugleich) 
einen felbftändigen oder gar den wichtigſten Factor der Legis- 
lative bildet. Diefem Grundfage Rechnung getragen zu haben, 
ift ein unbeftreitbares Verdienft der amerikaniſchen Eonftitution; 
zwar ift der Präfident, d, h. der Träger der Executive, anderer- 
feits aud) an der Legislative betheiligt, aber nicht in einer fo 
jelbftändigen und weitgreifenden Weife, daß dadurch das zwi— 
ihen den beiden „Gewalten“ nothwendigerweife einzuhaltende 
Verhältniß einen erheblichen Abbruch erführe. 

Alles Gefagte trifft mm ſelbſtverſtändlich nur infofern zu, 
als die Negierung eines Staates überhaupt fic) zunächft in den 
Formen der Gefeggebung bewegt; denn lediglich unter diefer Be— 
dingung fann von dem Gegenfate zwiſchen „Legislative“ und 
„Executive“ die Rede fein. Zweifellos gibt es aber, wie ſchon 
oben hervorgehoben wurde, Negierungshandlungen, welche ſich 
nicht in den Formen der Gejege bewegen, fei es, weil mit Niüc- 
ficht auf ihren materiellen Inhalt eine Aufftellung allgemein ex- 
fermbarer Normen fehlechterdings überflüffig ijt; fet es, weil fie 
zwar zunächft durch derartige Normen feſtzuſtellen find, diefe lee 
tern aber, rein willkürlich, von der Verfaſſung nicht als Geſetze 
bezeichnet werden. Oben wurde im Anſchluſſe daran ebenfalls ſchon 
angedeutet, daß man hier den in unbedingter Allgemeinheit ent- 
ſchieden nicht ftihhaltigen Rücjchluß in Anwendung bringt: wenn 
jemand nicht Geſetzgeber ift, ift er auch nicht Träger der Staats— 
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gemalt. Es fragt fi: was ift er denn mm, wenn ihm trotzdem 
Befugniſſe zuftehen, welche ihrer Natur nah als Ausfluß der 
n Souveränetät zu gelten haben? Man antwortet; Träger 
der Executive; und zu diefer Auffafjung wird man begreiflider- 
weiſe bejonders dann hinneigen, wenn mit foldjen Befugniſſen 
nicht die Legislative, jondern derjenige Factor ausgeftattet wird, 
welcher fonft der erſtern, als folder, gegenüber die Executive dare 
Man bedenkt nicht, daß diefes Zufammentreffen, wenn es 
aud durch jehr gewichtige Zweckmaßigleitsgründe geboten ſein 
zuag, im Grunde dod) ein vein zufälliges ijt; denn die fraglichen 
Befugniſſe fönnte man aud) nod) ganz andern Factoren übertragen 
oder eben der Legislative ſelbſt überlaffen. Was heißt es, um 
bei eimem bereits einmal erwähnten Beifpiele zu bleiben, eigent- 
lich, wenn in den conftitutionellen Monardien Europas der Sou— 
verän, foweit ex mad) eigenem Ermeſſen berechtigt ift, Krieg zu 
erklären und Frieden zu ſchließen, als „Träger der Executive” bes 
‚zeichnet wird? Es handelt fic) dabei dod) offenbar um Befuge 
niffe, welche alle Gejeßgebungsarbeiten über den Haufen zu werfen 
vermögen und die Intereffen der Geſammtheit mehr berühren als 
andere Hoheitsreht. Man fommt aljo immer wieder 
auf den ſchon oben ausgeſprochenen Sat zurück: Wer cin Recht 
auszuüben hat, welches feiner Natur nad) als ſtaatliches Hoheits- 
echt gelten muß, ijt infofern Träger der Staats- oder vegieren- 
den Gewalt und infofern auc) dev „Legislative coordinirt, mag 
tt immerhin in diefer Hinfiht von der Verfaſſung als „Träger 
der Executive’ bezeichnet werden, Aber daraus lann man freilich) 
wieder nicht, wie es die amerifanifdhe Gonjtitution gethan hat, 
folgern, daß „Executive“ und „Legislative” durdiweg 
itt feien; das trifft nur jo weit zu, als man die Beden- 
des erſtern Wortes über die Grenzen hinaus ansdehnt, 
‘der Anwendung dejjelben nad dem durch die Wiſſenſchaft 
is feftgeftellten Sprachgebrauche geſteckt werden müffen, 
auf eine Thätigfeit bezieht, welde in Wahrheit zur Re- 

\ Staates gehört. 
ijt die hier geriigte Auffaſſung der Conftitution in 
niemals von jehr bedenklichen Folgen begleitet gewefen. 
Prajident, als Träger der Executive, wirklich der Legis- 
jtelit, jo müßte ex in jedem Falle befugt jein, die 
tern pajfirten Acte auf ihre Verfaffungsmäßigkeit hin 
möglicherweije unausgeführt zu laſſen; eine folde 
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Theorie aber, wiewol fie lediglich eine einfache Folge aus der 
Gleidftellung der Gewalten wäre, würde von jedem amerifani- 
fchen Surijten als widerfinnig bezeichnet werden. Nur einmal im 
Laufe der Zeiten hat es ein Präfident unternommen, das Recht 
zu einem foldjen Widerftande gegen die Beichlüfje des Congreffes 
für fid) in Anfprud) zu nehmen: nämlich Andrew Sadjon, welcher 
mit einer beinahe bewunderungswürdigen Dreiſtigkeit behauptete, 
daß er, gleich dem Congreſſe zum Vertreter des Volfswillens be- 
rufen, dafür zu forgen habe, diejen Willen felbjt gegen denjenigen 
des Senates und Nepräjentantenhaufes zur Geltung zu bringen; 
auf welche Weije er hinter das Geheimniß fam, den Volfswillen 
feinerfeits beffer als dieje Körperfchaften Fennen zu lernen, hat er 
Niemandem verrathen. Diejes Kapitel gehört zu den am wenigften 
erfreulichen aus der gejammten DBerfajfungsgeichichte der Union 
und würde von den amerifanijden Schriftjtellern ficherlich nicht 
mit fo befonderer Vorliebe, wie es jet meiftens gejchieht, behan- 
delt werden, wenn Sadjon nicht offenbar in gutem Glauben ge- 
handelt, d. h. in Wahrheit nur dasjenige hätte durchjegen wollen, 
was er nad) reiflicher Ueberlegung für gut erfannte, und wenn 
feinen Abfichten nicht, wiewol er „formell” im Unredte war, dod 
unjtreitig eine materielle Berechtigung wäre zuzufprechen gewefen. 
Aber darauf fommt es gar nicht an; es genügt, feitzuftellen, daß 
er fic) formell entjchieden im Unredhte befand; gibt man das zu, 
fo erfennt man damit an, daß der Präfident, als Träger der Exe- 
cutive, unbedingt den Willen der Legislative zu befolgen hat und 
daher aud) nicht als diefer gleichgeftellt gelten darf. 

VI. Wie bereits angedeutet wurde, jpricht die Conftitution im 
Art. III von der „richterlihen Gewalt“, welche nun ebenfalls der 
„geſetzgebenden“ vollfommen coordinirt wird; allein der richtigen 
Auffaffung nad) muß das Verhältniß beider zueinander ganz 
ebenjo angejehen werden wie da8 der gefeßgebenden zur „aus— 
führenden” Gewalt, denn aud) hier handelt ed fich Lediglich um 
die praktiſche Bethätigung der Gejeße; die gefeßgebende und rid 
terliche Gewalt find an fic) als in Einer Hand befindlich zu den- 
fen, wenn die erjtere nicht ganz und gar bedeutungslos werden 
foll. Welchen vernünftigen Zwed, jo wurde fehon oben gefragt, 
würde die Schöpfung folder Factoren haben, welche zwar allge- 
meine Normen aufftellen dürfen, nad) denen ein Staat regiert 
werden foll, aber nicht dafür zu jorgen befugt find, daß jene 
Normen aud) zu praktifcher Anwendung gelangen?! Die richter- 
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cin folder Unterfchied wird nun künftlich damit gefdaffen, daß dem 
Grundgefege im Ganzen und in feinen einzelnen Theilen eben 
durch den Erlaß ziemlid) verwidelter Borjdriften über die Wen- 
derung deffelben thatſächlich eine größere Stetigfeit verliehen ift 
als den Willensäußerungen der Legislative im übrigen. Zu diefen 
Erwägungen, nach welchen fic) die ftantsrechtliche Theorie über 
Aenderungen einer BVerfaffung im allgemeinen zu geftalten hat, 
und welde im Spätern nod) ihre nähere Ausführung erhalten 
follen, gefellen ſich nun hinſichtlich der amerikanischen Conftitutton 
noc) andere, welche aus der Natur zufammengefetter Staaten ſich 
ergeben; aber darauf fann felbjtverftändlich erft dann mit größerer 
Gründlichkeit eingegangen werden, naddem die ganze begriffliche 
Eigenart jener politifchen Gebilde Klar geftellt worden ift, zu denen 
die Union gezählt werden muß. 


Viertes Kapitel. 


Ueber zufammengefebte Staaten im allgemeinen mit 
befonderer Rückſicht auf die amerikanifche Union. 


Die Vereinigten Staaten von Amerika bilden einen „zufam- 
mengefegten Staat”; was man darunter zu verftehen habe, bes 
darf einer allgemeinen Erörterung um fo mehr, als die Anfichten, 
welche die Schriftfteller bisher über diefen Gegenftand aufgeftellt 
haben, zum mindeften fehr bedenklich erfcheinen. 

Innerhalb jedes politifden Gemeinwefens, welches man als 
„zujammengefegten Staat” zu bezeichnen pflegt, können, rein 
äußerlich betrachtet, eine ,,Centralregierung’” und mehrere „Parti⸗ 
ceularregierungen‘ unterschieden werden, deren jede fic) in einer 
ihr genau jugewiefenen Sphäre zu bethätigen hat. Ferner dürfte 
aus dem Spradgebranche fo viel ohne weiteres zu entnehmen fein, 
daß man mit dem hier fraglichen Ausdrude nur folde Erſchei⸗ 
nungen bezeichnen will, für deren juriftifche Analyſe e8 einer bes 
jondern Formel bedarf, welche fic) alfo nicht nad) fonftigen all- 
gemeinen Principien beftimmen Tafjen. Nach folden Principien 
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Wijtimmbar find aber alle jene politiſchen Gebilde, bei denen auf 
Wen erjten Bli zwar auch eine Centralgewalt und mehrere Pars 
=iculargewalten vorhanden find, bei denen jedoch, genauer zuge— 
Fehen, eine ausdrückliche ober ſtillſchweigende Delegation der erftern 
zugleich an alfe letztern oder umgekehrt diefer an jene ftattgefun- 
den Hat. Im beiden Fällen handelt es fich, wie gefagt, um eine 
„Delegation“, d. i. einen Begriff, welcher mit der größten Vor- 
fiht aufgenommen werden muß. Hier ijt nicht der Ort, über die 
mannichfachen, in diefer Beziehung denkbaren und nebenbei höchſt 
wichtigen Fragen zu Handeln, welde nod) felten zum Gegenftande 
eingehender Unterjuhung gemacht worden find; nur fo viel muß 
hier hervorgehoben werden, daß eine Delegation folder Befug— 
nifje, welche als unmittelbarer Ausfluß ftantlicher Souveränetät 
erſcheinen, der Natur der Sache nach, wenn überhaupt, dod) im- 
mer nur in der Art vor fic) gehen foun, daß der Delegivende 
rechtlich in der Lage bleibt, den Handlungen des Delegatars als 
foldjen feine Anerkennung zu verfagen oder wenigftens jede mate- 
viele Wirkung zu nehmen; denn wo das nicht zutrifft, da hört 
in tantum das Souberänetätsrecht des Delegivenden auf, und an 
deſſen Stelle tritt nicht nur de facto, fondern auch de jure der 
Delegatar. Gin Beifpiel wird dies deutlich zeigen: man nehme 
an, daß heutzutage in einer conftitutionellen Monarchie Europas 
die zur Regierung berufenen Factoren, d. i. der Monarch und die 
Heiden Kammern, ihre betreffenden Rechte Lediglich einem unter 
ihnen, etwa dem Monarchen, „delegiren“ wollten; was wäre es 
hier mehr als eine bloße Redensart, wenn man zu behaupten 
wagte, daß danach der Monarch zwar ganz felbftiindig, aber be- 
geifflich doch nur als Delegatar eben jener drei Factoren regiere? 
Solange aber die Handlungen des Delegatars eine materielle 
Birtung nur erlangen Fünnen durch eine, fei es ausdrückliche, jet 
28 filtfehweigende Genehmigung von feiten des Delegivenden, jo- 
lange kann die Stellung beider zueinander, wie gejagt, jehr wohl 
inter dem Gefichtspunfte eines auftragsäßnlichen Verhäftnifjes an- 
Mm werden. Dieje Auffaffung ift daher and) in allen den 
zur Anwendung zu bringen, wo den von einer „Central 
ausgehenden Acten nur dann und darum eine Geltung 
ven ift, weil die außerhalb ihrer bejtehenden „Particular- 
di Acten ftilljchweigend oder ausdrücklich ihre Ge— 
g ertheilen, beziehungsweife durd) die ihnen zuftehenden 
jede praftijhe Wirkung abſchneiden können; oder aud) 
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da, wo umgefehrt den von fogenannten Particulargewalten aus- 
gehenden Regierungsacten nur dann und darum eine Geltung zus 
zurechnen ift, weil die außerhalb ihrer beftehende Centralgewalt 
fih in der foeben näher bejchriebenen Lage befindet. Dort liegt 
lediglid) ein nad) völferrechtlichen Grundjägen zu bejtimmendes 
Berhältnig, hier ein einfacher Einheitsftaat mit möglichſt aus- 
gebildeter Selbftregierung, beziehungsweife Gelbftverwaltung ge- 
wiffer räumlich abgegrenzter Bezirke vor. 

Das Wefen eines zujammengefegten Staates muß daher ein 
anderes fein, als in den beiden ebengedadten Fällen anzunehmen 
ijt; es bleibt nad) allem Geſagten nur übrig, diefen Ausdruck in 
Anwendung zu bringen da, wo Centralgewalt und Particular- 
gewalten felbjtändig voneinander jchlechterdings unabhängig da= 
ftehen. Wie ein folches Verhältniß dann aufzufaffen fet, wird am 
beiten erkannt werden, wenn man von dem Wefen des Staates 
ganz im allgemeinen ausgeht. 

Es ift an anderer Stelle bereits hervorgehoben worden, daß 
zwar die Staatsgewalt begrifflid) immer nur Cine, wie die Idee 
des Staates an fich eine einheitliche ijt; daß aber nidtsdeftoweniger 
die Träger der Staatsgewalt mehrere fein können, je entjprechend 
der materiellen Richtung, nad) der hin diefelbe fich zu bethätigen 
hat. Auf ganz diefelbe Weife ift nun die Zrägerfchaft der Staats- 
gewalt als eine mannichfache denkbar je nad) räumlichen Bezie- 
Hungen; man Tann fic) vorjtellen, daß für andere geographifche 
Bezirke defjelben politischen Gemeinwefens andere Perfonen oder 
Factoren zur Regierung berufen find; allerdings immer nur dann, 
wenn andererfeits zugleich eine Zheilung in materieller Hinfidt 
eintritt; denn fonft würde, wie leicht einzufehen ift, jeder der be- 
treffenden Bezirke einen völligen Staat für fic) bilden. Aber wo 
die Vorausſetzung materieller Beſchränkung zutrifft, wird eben 
auch neben diefer in der angegebenen Art eine Mehrheit von Res 
gierungsfactoren je mit einer Competenz möglid), welche räumlich 
genau gegen diejenige aller andern abgegrenzt if. €8 ijt Mar, 
daß eine derartige Competenzgliederung in unendlid) mannichfacher 
Weife fic) geftalten fann; fie Fann fo weit gehen, daß überhaupt 
ausfdlieblic) Regierungsfactoren mit materiell und räumlid) ein- 
geichräntter Competenz vorhanden find; wie das zutrifft, wenn 
das Gebiet, auf das fich die Oberhoheit je eines unter diefen 
Factoren erftredt, fic) nicht mit demjenigen dect, welches der 
Dberhoheit eines andern Factors unterfteht, foweit diefer die dem 
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gelten, weil erft aus der Summe ihrer Competenzen die Möglich- 
feit aller erdenklichen, durd das Wefen des Staates an fich er- 
forderten Acte herzuleiten ift. Diejenigen, welche einem zuſam— 
mengefegten Staate angehören, bilden alfo nicht mehrere Völker, 
welche zueinander in einem nach völferrechtlichen Principien be- 
ftimmbaren VBerhältniffe ftehen, fondern Ein Volk, fofern diejes 
Wort eine juriftifche Bedeutung hat, d. h. fofern damit eine Ge⸗ 
fammtheit von Menfchen bezeichnet wird, für welche in der Idee 
eine einzige Staatsgewalt, im eigentlichiten Sinne diefes Wortes, 
vorhanden ift.! Und eine folhe fann vorhanden fein, wenn fie 
auch praftijd durch mehrere, voneinander unabhängige Yactoren 
je mit einem genau abgemeffenen Wirkungsfreife dargeftellt wird; 
die einzelnen Theile aber, welche diefen verjchiedenen Particulars 
regierungen unterftehen, find als folde naturgemäß durchaus felb- 
ftindig, alfo völlig autonom, d. h. befugt, alle Rechtsfragen, 
welche innerhalb der ihnen zugewiefenen Sphäre entjtehen oder 
diefe Sphäre berühren, unbedingt nad) eigenem Ermeſſen, ohne 
Einmiſchung jedweder fonftigen Autorität zu erledigen. Daher 
Fann allerdings das Verhältniß diejer Einzelftaaten, foweit fie 
felbftindige Ganze bilden und eine Xheilfonveränetät zu 
üben haben, untereinander oder das PVerhältniß zwifchen ihnen 
einerjeit8 und der Centralregierung als folder andererfeits, wenn 
auc) nicht wie ein geradezu völferrechtliches angefehen, doch fchließ- 
lid), wenigftens theilweife, nur nach Analogie des Völkerrechtes 
beurtheilt werden. Soweit dagegen das Gebiet auch der Einzel 
ftanten der Centralgewalt unterfteht, Tann zwifchen derjelben und 
den erftern oder zwiſchen diefen untereinander von völferrechtlichen 
oder gleichfam-vilferredhtliden Beziehungen fchlechterdings nicht die 
Rede fein; denn die Befugniffe der Centralregierung gründen fid 
nicht auf einen beliebig zu widerrufenden Vertrag der Cingelftaaten 
untereinander, fondern find ebenfo originäre wie diejenigen der 
lestern felbft. Daß übrigens die particulare Selbftändigfeit der 
Staaten dem Organismus der Union in feiner Totalität fehr 
leicht gefährlich werden finne, ift unbeftreitbar; wer aber darauf— 
hin glaubte, die Autonomie der erftern überhaupt leugnen zu diirs 

I Die gegentheilige Anficht findet fid) unter anderm mit großem Eifer 
vertheidigt von Upſhur in feiner gedachten Kritit des Story'ſchen Commen- 
tare, insbefondere Kap. 1, II, S. 275 fg.; die im Terte vertretene Meinung 
nig dagegen befonders von Story und von Holft mit vielem Geſchick unter: 
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nebeneinander oder neben jenen zu ftelfen, logiſch fehlerhaft ift. 
Der Spradgebraud) Hat fi), wie gefagt, in diefer Hinficht end- 
gültig noc) nicht entfdjieden, und es muß jedem überlaffen bleiben, 
wie er e8 halten will; aber die Worte anders als in der einen 
oder der andern foeben näher fejtgeftellten Weife zu gebrauchen, 
wäre fchlechterdings unzuläſſig. Im der vorliegenden Arbeit were 
den die fraglichen Ausdrüde ftets in der zulegt gedachten Bedeu⸗ 
tung angewandt werden. 

G8 bleibt nad) diejen allgemeinen Erörterungen nun die hier 
widtigfte Frage zu beantworten, ob die amerifanifche Union als 
ein Staatenftaat anzujehen fei? 

Diefe Frage bildet unter den Amerifanern einen der haupt- 
ſächlichſten Streitpunfte in der Theorie und praftifd das vor- 
nehmfte Moment für die politifche Parteiung des Landes; der 
große Commentar von Storh dreht ſich zu nicht geringem Theile 
um diefen Punkt, und es hat, wie fdjon angedeutet wurde, an 
ebenfo zahlreihen als heftigen Angriffen auf den geiftreichen Buz 
bliciften nicht gefehlt, weil er jene Frage mit großer Entfchieden- 
heit bejaht. Es ift unzweifelhaft, dag innerhalb der Union eine 
Gentralgewalt befteht, rein äußerlich verfdieden von mehrern 
„Staatsregierungen” als Particulargewalten. Es kommt alfo 
darauf an, zu unterjuchen, ob zwifchen jener und diefen irgendwie 
ein Delegationsverhältniß anzunehmen tft? Nun hat es noch Mies 
manden gegeben, der behauptet hätte, dak den Staatsregierungen 
ihre Befugniffe von der Unionsregterung delegirt worden feien, 
alfo die Union eigentlid) als ein Bundesftaat in dem oben an- 
gedeuteten Sinne angefehen werden müſſe. Eine ſolche Theorie 
wird vielleicht fpäter einmal, wenn die centripetalen Beftrebungen 
nod weitere Fortſchritte maden follten, von zielbewußten Boliti« 
fern aufgeftellt werden; vorläufig bedarf fie nod) feiner Berück⸗ 
fihtigung. Dagegen hat fi, wenn aud) etwas verfchämt, zu wies 
derholten malen die Lehre hervorgewagt, daß die Vereinigten 
Staaten ein bloßer Staatenbund feien, und fic) bejonders darauf 
geftiigt, daß die Centralgewalt nicht von „den Bürgern der 
Union“, fondern von den einzelnen „Staaten“ als folchen gebildet 
würde; es ift allerdings ganz richtig, dag die Unionsregierung 
conftituirt wird unter Berüdfichtigung von Verhältniffen, deren 
Regelung theilweife den Particulargewalten obliegt; aber einmal 
conftituirt ift fie von diefen ganz und gar verfdieden und uns 
abhängig. Es Heißt in der That nicht nur den gefammten Wort. 
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Das Gegentheil wird von mandyen aus der Gefdichte der 
Vereinigten Staaten herzuleiten gejudjt, wie fie der Annahme der 
Conjtitution vorberging; aber e8 Tann ganz dahingeftellt bleiben, 
ob nad) der Unabhängigkeitserflärung und zu der Zeit, da die 
Conföderationsartifel in Kraft waren, die Angehörigen der Union 
Ein Volk bildeten oder die einzelnen Staaten jid) nur in einem 
beliebig auflösbaren Biindnijje untereinander befanden; denn jenes 
unreife Machwerf, welches der Confdderation zu Grunde lag, 
war kaum adt Sabre in Geltung, und diefe kurze Spanne Zeit 
genügte, um die Einficht herbeizuführen, dag dafjelbe durchaus un- 
zulänglich fei, und dag ein möglichit enger, für alle Zukunft ge- 
fiherter Anſchluß der einzelnen Staaten aneinander eine unerläß- 
liche Vorbedingung für den Bejtand und das Gedeihen derjelben 
bilde. „Eine vollfommenere Cinigung herbeizuführen‘ (to form a 
more perfect union), war die Weijung, mit welder die Wähler 
ihre Abgeordneten zur conftituirenden Convention nad Philadelphia 
entjandten, und drei fürwahr nicht unbedeutende Männer, welde 
die neue Verfaffung ausarbeiten halfen oder doch deren Ausarbei- 
tung wejentlich beeinflugten, Hamilton, Madiſon und Say, haben 
e8 in den nadmals zum „Federalist“ zufammengejtellten Auf- 
jägen, durd) welche fie das Ergebniß ihrer Arbeiten dem Volfe 
erläutern und empfehlen wollten, flar ausgeſprochen, daß jener 
Weiſung gemäß die Abjicht derjenigen Partei, welche fchließlich, 
wenn auch mit vieler Mühe, in der Convention den Sieg davon- 
trug, und der fic) die Beften der ganzen Verjammlung zugejellten, 
darauf hinausging, eine Centralgewalt zu ſchaffen, welde den Re- 
gierungen der einzelnen Staaten felbjtindig gegenüberzutreten ver⸗ 
möge, und deren Bejchlüffe nicht erft durch Vermittelung der leg. 
tern rechtliche Kraft zu erlangen hätten. Sekt aber, nachdem das 
Berfaffungswert vollendet vorliegt, mug man anerkennen, daß der 
thatfächliche Erfolg der Abficht entjprad; denn die einzelnen Be- 
jtimmungen der Conftitution, wie im Verlaufe diefer Arbeit nod 
näher wird nachzumweifen fein, find zumeift einfache Logifche Gre 
gebnifje jenes Grundgedanfens und nur in den allerjeltenften 
Fällen mit demfelben nicht auf den erften Blid, aber auch hier 
nod regelmäßig bet genauerer Prüfung wohl vereinbar. Webri- 
gens fommt e8 gar nicht auf Einzelheiten an, jondern der Gee 
fammteindrud des Werkes muß entfdeiden; fo fann man 3 8, 
die im Eingange der Conjtitution gebrauchte Wendung: Wir, dag 
Bolt „der Vereinigten Staaten” — welche ja allerdings nad allem 
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Union von vornherein und vollſtãndig zu einem 
te ſtempelt — ebenſo wenig als einen endgültigen Be— 
aufgeſtellte Behauptung anſehen, wie dieſe etwa durch 
widerlegt wird, daß man ſich in der conſtituirenden 
weigerte, die Regierung der Vereinigten Staaten als 
malregierung“ zu bezeichnen, oder dadurch, daß der” 
der Einführung der Eonftitution unter den diejelbe 
en „Staaten“ jpricht. Derartige Redewendungen 
auf die Goldwage gelegt zu werden und fünnen da- 
‚Gefüge des Ganzen geriſſen, nur wenig Bedentung 
pruchen. 
Union wirklich ein zufammengefegter Staat, fo ergibt 
‚als die praktiſch wichtigite Folge, daß fein Einzelſtaat 
it, nach feinem Belieben ang dem Verbande der Union . 
während ihm diefes Recht allerdings zuftehen müßte, 
um einen Staatenbund handelte, welcher immer zu 
US hervorgerufen durch einen von jedem Theile nad) 
fen kündbaren Vertrag privatredjtlider Natur. 
mmengejegte Staat ijt dagegen in feiner Totalität 
aat, defjen Verfafjung aus der der Eentrafgewalt zu Grunde 
Verfaſſung und ſämmtlichen Particularjtaatsverfaffungen 
wird. Bezüglich der Vereinigten Staaten, wie jedes zu- 
1 sten Staates, hat man daher, ftreng genommen, drei 
zu unterscheiden: erftens die Einzelftaaten, zweitens den 
, d. 5. jenen durchaus einheitlichen Organismus, als 
he Unterlage das gefammte Gebiet des zufanmen- 
erſcheint, foweit es gleichmäßig der Centralgewalt 
ijt, und drittens diefen einheitlichen Organismus und 
ftaaten in ihrer gemeinſchaftlichen Verbindung, wie 
zuſammengeſetzten Staat im eigentlichen Sinne ergibt, 
und Particılarftaaten wären daher, genau erwogen, 
(8 „Staaten“, fondern lediglich als Theile eines ſolchen 
nur in ihrer Zufammenfegung erſcheinen fie den 
Individuen, wie von anderer Seite her gefehen, 
in der wahren Bedeutung diejes Wortes, 
häufig darum nicht Kar erkannt, weil die Sprache 
und dritten der angedeuteten Begriffe feine ver- 
hnungen hat. Wenn man 3. B. vom „Deutſchen 
it, jo begreift man darunter einmal jenen Organis- 
er dom Bundesrathe und Reichstage regiert wird, für 
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fih und andererfeits zugleich diefen Organismus nebjt der Summe 
der Einzeljtaaten. Für Nordamerika liegt die Sache etwas anders; 
wenngleid) aud) dort der Spradgebraud nicht jcharf ausgeprägt 
ift, fo läßt fic) doc) nicht verfennen, daß man im allgemeinen mit 
‚dem Ausdrude „Vereinigte Staaten’ den zufammengefegten Staat 
in feiner Zotalität begreift, die Bezeichnung „Union“ aber auf den 
„Centralitaat‘‘, in ijolirter Stellung gedadjt, anzuwenden pflegt. 
Die vorliegende Arbeit hat es lediglich mit der Verfajfung der 
„Anton“ in dem leßtgedadhten Sinne zu thun. 

In neuerer Zeit hat ſich ein angejehener Schriftfteller * gegen 
die Definition des zujammengejegten Staates, wie fie foeben ge- 
geben worden ijt, und zwar deshalb erhoben, weil diefelbe von 
einer ,,Sheilung der Souveränetät” ausgehe, eine folde aber un- 
denkbar fei. Gewiß ift die Souveränetät ihrem Umfange und Ins 
halte nad) untheilbar, aber fie jteht an ſich immer nur einer ideellen 
Gewalt zu und die „Träger der Souveränetät” find Tediglich Re— 
präfentanten jener ideellen Gewalt, welche ihre Befugniffe nicht 
aus eigenem Rechte, alfo nicht nad) freier Wahl, üben, fondern 
fi) ftreng in der ihnen von der Verfaffung vorgefchriebenen Weife 
zu bewegen haben. Nun ift e8 doch entjchieden möglich, daß eine 
Verfaffung mehrere jolcher Träger beruft und jedem darunter eine 
materiell abgegrenzte Sphäre zuweift, welche eine Eollifion mit 
der irgendeines andern Cheiles unbedingt ausſchließt. Voraus: 
gefeßt wird hierbei natürlich), daß die Verfaffung an ſich eine ein- 
heitliche ijt. Durch mehr voneinander unabhängige Berfaffungen, 
von denen die eine auf die andere feine Rückſicht nimmt, fann 
allerdings nie eine Staatsgewalt mit der derfelben unbedingt zu 
wahrenden Einheitlichkeit gefchaffen werden; aber die Verfaffung 
des zuſammengeſetzten Staates, mag fie gleid) in mehrern äußer- 
Lid voneinander getrennten und aud) gejchichtlich vielleicht zu ganz 
verfdiedenen Zeiten entjtandenen Inftrumenten, d. 5. den Urkun⸗ 
den über die Conftruction der Centralgewalt und der Particulars 
gewalten, enthalten fein, ift doch der Theorie nad) immer eine ein- 
heitlihe. Das folgt aus dem in allen zufammengejegten Staaten, 
aud in Nordamerika anerkannten Grundfage, daß die Gentralver- 
faffung ein Beftandtheil der Particularverfafjungen jei.? Diefer 

‘Bal. Laband, „Staatsrecht des Deutjchen Reiches“, I, Kap. 7—Y, 
©. 56 fg., wo fic) übrigens auch die einfchlägige Fiteratur im allgemeinen 
angeführt und fritifict findet. 

° Bgl. Kap. 25 in Anmerkung 11. 
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‚erfuhr dann durch die den einzelnen Cofonien gugeftandene, affer- 
dings meift ziemlich begrenzte Autonomie, die Rechtſprechung der 
amerilaniſchen Gerichtshöfe und den Gebraud) diejenigen Abände- 
zungen, welche durch die Verſchiedenheit der überfeeiichen Be— 
fisungen vom Mutterlande nothwendigerweife bedingt wurden. 
Die Bildung eines colonialen Rechtes war aber immer durch die 
Rückſicht beſchränkt, daß es nicht gegen die Grundſätze des Heimi- 
ſchen verftoßen durfte. Als dann mit der Unabhängigkeitserklä- 
rung eine politifche Selbftändigfeit der Colonien eintrat, behielten 
diefe naturgemäß und mit gutem Grunde ihr altes Recht bei; 
und nod) Art. VIL der Amendements jpridt von neuem aus, 
daß ‚innerhalb der Union ausfchlieglic das gemeine Necht in An- 
wendung zu bringen fei.? So bilden anc) nod) jest die vor der 
Mnabhingigteitsertlirung gefälten Entjheidungen der englifchen 
Gerichtshöfe über Gegenftände, welche micht durch befondere ame- 
rilaniſche, fei es Unions-, fer es Staatsgeſetze, geregelt oder durch 
die amerifanifdje Qudicatur bisher nicht entſchieden worden find, 
eine ziemlich oft in Bezug genommene Quelle. Auf diefe Fragen 
im allgemeinen kommt es hier aber weniger an; für die vorlie 
gende Arbeit handelt es ſich vielmehr um dieſelben nur infofern, — 
als fie das Staats- und Verfaffungsredt, und gwar gerade das— 

jenige der Union als ſolches betreffen. Im diejer Hinficht Hat 

die Reception des englifhen Nechtes zweifellos mande Nachtheile 

gehabt. In Amerika wurde zuerft der Verſuch gemacht, das Ber- 

faffungsredjt zu codifieiren; nachdem aber das Grundgefeg eine 

ſchriftliche Aufzeichnung erfahren Hat und nachdem darin nament- 

lich die Beftimmungen über Abänderung deffelben Aufnahme gee | 
funden Haben, welde den Erlaß never Verfaffungsbeftimmungen 
weſentlich anders geftalten als den aller fonftigen Geſetze, fünnen 
in tantum die Principien, welche der Nechtsbildung in England 
gu Grunde liegen, nicht mehr befolgt werden, Während man in 
England von einer Berfaffungsänderung im eigentlichen Sinne. 
diefes Wortes gar nicht reden lann, weil feine Verfaſſung im 
Gegenjage zu andern Gefegen vorhanden ijt, muß in Ländern 
mit einer urkundlich niedergefchriebenen Conftitution genau darauf 
geachtet werden, ob diefe letztere durch einen beftimmten Wet der 











® Urt, VII: ,,... no fact, tried by a jury, shall be otherwise re- 
examined in any court of the United States than according to the 
rules of common law." 
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um einen Act handelt, welder der Natur der Sade nach der 
Legislative’ zuftehen follte. Anders in Amerika: bier fauın und 
darf nad) dem Haren Wortlaute der Conjtitution ein „Geſetz“ 
nur auf die im Spätern nod) näher zu bejpredende Weije zu 
Etande gebradt werden, und wenn jedem der beiden Haujer eine 
Autonomie gewährt wird, jo joll ihm damit offenbar nur die Er- 
mächtigung ertheilt jein, den Proceß feitzuftellen, welder bei fei- 
nen Verhandlungen zu beobadten ijt. Dabei wird offenbar an rein 
formale Momente gedacht, deren Regelung jich allerdings als eine 
{ediglid) innere Angelegenheit des betreffenden Hauſes carafteri- 
firt; es ift ebenfo leicht, bier die richtigen Grenzen zu finden, wie 
nothwendig, fie einzuhalten; aber aud) leicht erflärlih, daß man 
fie ftellenweife überfchritt, indem man fic), wie gejagt, das eng- 
liſche Recht zum Vorbilde nahm. Als nämlid im Anfange der 
Union weder der Senat nod) da8 Repräjentantenhaus eine be- 
ftimmte Gefchäftsordnung (rules) befag und die Leitung der Ver⸗ 
handlungen nad) dem freien Ermeffen je des betreffenden Präft- 
denten erfolgte, entwarf Sefferjon, welder damals als Vicepräfi- 
dent der Republif den Vorſitz in der erjtgedadhten Körperſchaft 
führte, ein fogenanntes ‚„Danual”?, d. 5. eine Zufammenftellung 
derjenigen Grundjäße, nad) weldyen er feinerfeits zu verfahren ges 
dachte. Hier bot fic) ihm nun ganz von felbft die Gejchäftsord- 
nung des englifden Barlamentes als Mujter dar, und es lief 
fih gar nichts dagegen einwenden, wenn er diejelbe fo weit co- 
pirte, als died nach dem Wefen der Gache im allgemeinen ge- 
Ichehen darf; ob nun nicht ſchon Sefferfon in einigen Stiiden 
darüber hinausging, erjcheint zum mindeften fraglich; jedenfalls 
ließen dann die Gejhäftsordnungen, welche fich die beiden Häufer 
jpäterhin gegeben Haben und welden das Manual zu Grunde 
liegt, Hier und da die Scranfen auger Acht, in denen fie fich 
nach allem Gejagten hätten halten follen. Mögen aber immerhin 
den beiden Häufern derartige Machtvollfommenheiten, welche fie 
jtrenggenommen für fic) nicht verlangen dürften, ohne namhaften 
Widerfprud) in einem einzelnen Falle zugeftanden werden, diefer 
fegtere fann nie eine Präcedenz, d. h. einen Grund dafür bilden, 
daß nunmehr in Zukunft als Recht angefehen werden darf, was 
im Grunde rechtswidrig ift. Auch hier übrigens macht ſich die 
Ihon oben angedeutete Erfcheinung wieder bemerkbar, daß fid 


* Val. aud) darliber unten Kap. 7, bei Anmerkung 19. 
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verfügen folgende Conftitution für die Vereinigten Staaten von 
Amerika”! Ein Gag, deffen ſtiliſtiſche Schönheit größer ift als 
feine juriftifche Bedeutung; man wird zu unterjuchen haben, ob 
er überhaupt, beziehungsweije inwiefern cr eine folche befigt; denn 
went man ihn, wie c8 wol Hier und da gefchieht, als die eigent- 
liche, in gedrängter Kürze zufammengefaßte Grundlage des ge- 
fammten Unionsverfaffungsrechtes anjieht, kann er fehr ſchwer⸗ 
wiegende Folgen nach fich ziehen. „Wir, das Volk der Vereinigten 
Staaten”, heißt es zu Anfang; das ijt offenbar cine Nahahmung 
der in den conftitutionellen Monardien Europas bis auf den- heu⸗ 
tigen Tag gebräuchlichen Eingangsformel für die Gefege: Wir, 
von Gottes Gnaden König (oder Kaifer u. f. f.) ...; man hätte 
ih, um die Aehnlichkeit ganz vollftändig zu machen, auch das 
„Bolt von Gottes Gnaden” nennen finnen; jedenfalls wäre das 
Gottes-Gnadenthum in dem einen Falle ebenfo fehr oder ebenfo 
wenig angebradt als in dem andern. Wie dem immer aber aud) 
fein mag, bier fommt e8 nicht fowol auf die Form als auf den 
Inhalt an. Alfo: „Wir, das Volk, befchließen und verfügen.“ 
Iſt danach wirflid das ganze öffentliche Recht der Vereinigten 
Staaten Tediglih- in den Willen derjenigen geftellt, welche mit 
diejem ,, Wir’ bezeichnet werden? Wenn fo, dann ergäbe fid 
daraus einfah: „Wir“ befchließen und verfügen, „wir“ Tünnen 
darum aud) aufheben und abändern, wie e8 „uns“ genehm iſt. 
Wer „wir“ find, wird nicht genauer angegeben; aber um fo- 
Ihlimmer. Es fann fic ſchließlich jeder damit identificiven; 3. B. 
derjenige Theil der Bevdlferung, weldhen der Engländer fo tref- 
fend als „mob“ bezeichnet, d. h. der große Haufe aller befitlofen 
und arbeitsicheuen Elemente, welche fein anderes Intereffe haben 
als das, bejtändig eine möglichit chaotifche Verwirrung des üffent- 
lichen Lebens anzuftreben, weil fie nur auf diefe Weife etwas für 
fi) zu gewinnen im Stande find, und die fic) Heutzutage fo gern 
als die ausjchlieglihen und wahren Träger des „Volkswillens“ 
angufehen belieben. In der Bhat hat denn aud) jene politische 
Richtung, welde in Amerifa wie überall unabläffig auf den Um- 


! „We, the people of the United States, in order to form a more 
perfect union, establish justice, insure domestic tranquility, provide 
for the common defence, promote the general welfare, and secure 
the blessings of liberty to ourselves and our posterity, do ordain and 
establish this constitution for the United States of America.“ 
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einem bejtimmten Augenblice lebender Menjchen, welche demfelben 
Staatlichen Verbande zugehören, fondern als der Träger gewiffer 
Anfchauungen, welche fid) bei einem bejtimmten, nach politischen 
Rückſichten abgegrenzten Theile der menjchlihen Geſellſchaft auf 
Grund feiner gefammten bisherigen Entwicelung in der Art her- 
ausgebildet haben, dag fie, wenn nicht von allen Einzelnen, fo 
dod) der überwiegenden Mehrzahl oder wenigſtens den in diefer 
Beziehung mafgebenden Elementen getheilt werden. Ob in einem 
beftimmten Acte der Wille des „Volkes“ in diefem Sinne zum 
Ausdrud gelange, kann man nur nah Thatſachen ermefjen; alfo 
nad) der Art und Weife, wie jener Act zu Stande fam, und das 
nad, ob in der That das fo Gejhaffene dauernd eine allgemeine, 
betreffenden Falles erzwingbare Anerkennung findet. Bon diefent 
Standpunkte her urtheilend, muß man zugeben, daß das Grund» 
gefes von 1787 dem Willen und den Bedirfniffen des amerifa- 
nijden Volkes entfprede. Hat fid) aber ein Volk auf diefe Weife 
eine Verfaffung gegeben, dann zieht es fic), juriſtiſch betrachtet, 
gleichfam von der Schaubühne des öffentlichen Lebens zurück, und 
an feine Stelle treten nunmehr jene gefeslid) ganz genau bezeich- 
neten Factoren, welche zu Trägern der Souveränetät erhoben 
werden. In dem Entjehluffe diefer, nicht mehr des „Volkes“, 
welches allerdings als der eigentliche intellectuelle Urheber der 
Verfaffung angefehen werden muß, ijt nunmehr, fobald die legtere 
Kraft erlangt, die Quelle alles Rechtes zu ſuchen; einzig und allein 
nad) den Grundfägen der Verfaſſung hat ſich, wenigftens juriſtiſch 
gedacht, das ganze politiiche Leben des betreffenden Staates zu 
bewegen. Wer nad) der Conftitution von 1787 als Träger der 
Unionsfonveränetät anzufehen jei, wird fogleic) näher gezeigt wer: 
den; wer immer das aber auch fein möge, jedenfalls fteht hier, 
nad) allem Gefagten, fdjon jo viel feft, daß fic) gegen den 
Willen diefes Sonveräns niemand auffehnen dürfe, etwa, indem 
er behauptet, im Namen des Volkes zu Handeln, von dem, nad) 
Ausweis der Präambel, die Unionsregierung nur einen Auftrag 
erhalten habe, und daß diefer beendigt fein müſſe, jobald die Forte 
dauer deffelben dem Auftraggeber nicht mehr genehm ift. Aus 
der Präambel können unter Geltung der Conftitution keinerlei 
Rechte mehr hergeleitet werden: fie hat feine vis legis; dagegen 
darf man ſich wol auf fie berufen, wenn e fic) um eine Erläu— 
terung folder Grundfiige handelt, welche von der Eonftitution 
ausdrücklich anerkannt worden find, deren Faſſung aber nicht jeden 





Die Präambel der Eonftitution. 13 


Zweifel über die Bedeutung derfelben ausschließt. Freilich wird 
eine derartige Bezugnahme nun doch nicht fehr Häufig ftattfinden 
fönnen, weil einmal die Präambel theilweife, wie ſchon angedeutet 
wurde, zu allgemein gehalten ift, um fic) daraufhin ganz beftimmte 
Borftellungen machen zu können, und weil andererfeits diejenigen 
Theile, welche einen weniger vagen Wortlaut haben, fih ganz 
und gar unverändert in der Conftitution wiederfinden. 


Bweiter Theil. 


Die Verfaffung der Vereinigten Staaten. 
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alfo den Einzelitaaten überlaſſen worden, die active Wahlfähigfeit 
aud) bezüglich des Congreſſes feitzuitellen; diejer Grundiag wurde 
fpäter allerdings an einem Punkte durd) den Art. AV der Amende- 
ments durchbrochen, welder bejagt: „Tas Stimmredt der Ver- 
einigten-Staaten-Bürger joll weder durch die Vereinigten Staaten 
nod) durch einen Particularjtaat auf Grund ihrer (der Bürger) 
Raffe, Farbe oder ehemaligen Verpflichtung zum Sklavendienfte 
entzogen oder verfürzt werden.”? Im übrigen ijt aber den Par- 
ticularftaaten nod) jet freie Hand gelajjen, das active Wahlrecht 
zu beftimmen, da die Sect. IL (1) des erjten Artikels bisher nicht 
aufgehoben worden iſt. “Der Inhalt derjelben ift fehr eigenthiim- 
liher Art, da fie von Vorausfegungen ausgeht, auf deren unbe- 
dingte Erfüllung die Centralgewalt durdaus feinen Einfluß be- 
figt; zwar find feit der Zeit, zu welder die Conftitution in Wirk- 
jamfeit trat, bis auf den heutigen Tag in jedem Particularftaate 
zwei parlamentarijde Körperichaften vorhanden, deren eine aus 
Wahlen allgemeinerer Art hervorgeht und aud zahlreicher ift als 
die andere; es fcheint aber Feineswegs die Möglichkeit ausge- 
ſchloſſen, daß ein Particularjtaat jede diefer Körperfchaften gleich 
zahlreich geftaltet, und weiter nocd, daß er an der Regierung ein 
aus Wahlen hervorgehendes Parlament überhaupt nicht betheiligt. 
In dem erftern Falle bliebe, nad) dem ganzen Geijte der Confti- 
tution, nur übrig, für activ wahlfähig die Wähler derjenigen 
Körperichaft anzufehen, bei der die paffive Wahlfähigfeit auf der 
breitern Grundlage ruht; im zweiten Falle Fönnte es gejchehen, 
daß die Bürger eines Particularftaates von der Vertretung im 
Repräfentantenhaufe ganz auszufchliegen wären. Wenn aud 
weder das eine noch das andere fchwerlich jemals praftiich werden 
wird, fo ift beides doch wie gejagt nicht fchlechterdings undenkbar, 
und diefer Umftand ein Beweis dafür, wie fehlerhaft es ift, die 
Centralregierung nicht nach felbftindigen Grundfägen, fondern 
unter Berüdfidhtigung der von den Particularftaaten ausgehenden 
Gefege einzurichten. 

Raum weniger Bedenken ergeben fid) mit Bezug auf die Zahl 
der Repräfentanten, beziehungsweife der von jedem einzelnen Staate 


? „The right of citizens of the United States to vote shall not 
be denied or abridged hy the United States or by any State on 
account of race, color or previous condition of servitude.” gl, unten 
Kap. 16 bei Anmerlung 8 und Kap. 35. 
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Körperfchaft darf naturgemäß nur aus fo vielen Mitgliedern be- 
ftehen, daß eine Verhandlung derfelben miteinander möglich ere 
ſcheint; diefe Möglichkeit aber ijt in einer Verfammlung ausge 
ſchloſſen, welche fid) aus taujend und mehr Perfonen zufammen- 
jegen würde. Unter Hinficht auf alles diefes verfügte denn Art. XIV 
der Amendements, Sect. II, ganz allgemein: „Repräfentanten 
folfen unter den einzelnen Staaten im Verhältniß ihrer Ein- 
wohnerzahl abgemeffen werden, als weldje die gefammte Zahl 
aller in einem Staate anfäffigen Perfonen, mit Ausnahme der 
nicht befteuerten Indianer, gerechnet werden ſoll.“! Danad) fann 
denn nunmehr von dem Congreſſe die Zahl der von jedem Par- 
tienlarftaate in Zukunft zu wählenden Repräfentanten unter Zus 
grumdelegung eines entprechenden Verhältniffes mit größerer 
Leichtigkeit beftimmt, beziehungsweife geändert werden, als dies 
vordem angänglich war, 

Im übrigen enthält das gedachte Amendement hinfichtlich des 
gleichen Gegenftandes nor) eine andere Beftimmung höchſt eigen 
thümlichen Inhalts. Wenn das Stimmrecht bei irgendeiner 
Wahl von Wahlmännern für die Wahl des Präfidenten, von Re— 
präfentanten im Congreß, von Erecutiv- oder richterlihen Be- 


amteten® eines Staates, oder von Mitgliedern feiner Legislatur, 


4 „Representatives shall be apportioned among the several States 
according to their respective numbers, counting the whole number 
of persons in each State, excluding Indians not taxed. But, when 
the right to vote at any election for the choice of electors for Pre- 
sident and Vice-President of the United States, Representatives in 
Congress, the executive and judicial officers of a State or the mem- 
bers of the legislature thereof is denied to any of the male inhabi- 
tants of such State, being twenty-one years of age, and citizens of 
the United States, or in any way abridged except for participation in 
rebellion, or other crime, the basis of representation therein shall 
be reduced in the proportion which the number of such male citizens 
shall bear to the whole number of male citizens twenty-one year of age 
in such State.’ 

5 Gs Tann fraglich fein, ob durch diefe Beſtimmung den Barticular- 
ſtaaten die Pflicht auferlegt wird, ihre Richter und Erecutiv-Beamtete aus 
alfgemeinen Boltswahlen hervorgehen zu laſſen, oder ob damit nur gejagt 
fein fol, daß eine Verminderung der Repräfentationsbafis dann einzutreten 
hat, wenn foldje Beamtete, nad) den Gejegen des Particularftaates, nicht von 
dem Yeiter der Executive ernannt, fondern von dem Bolfe gewählt werden, 
aber nicht alle 21 Sabre alten Bürger activ wahlfähig find. Entſcheidet man 
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auf zwei Jahre feitgefeßt %; maßgebend hierfür war zweifelsohne 
die Anſchauung, daß eine Regierung um fo „demofratifcher‘ fei, 
in je kürzern Friften dem Volfe, beziehungsweife der Wählerſchaft 
Gelegenheit geboten werde, durch Neuwahlen den eigenen poli- 
tijden Anfchauungen zur Geltung zu verhelfen; ob und wie weit 
eine derartige Anſchauung in Wahrheit gerechtfertigt fei, foll hier 
des Weitern nicht befprochen werden, da auf dieje Frage an ſpä— 
terer Stelle nod) einmal wird zurückzukommen fein. Die Zeit 
und Art und Weife der Wahlen zum Senate wie Repräfen- 
tantenhaufe vorzufchreiben, war durd) die Conjtitution’ den Par— 
ticularftaaten vorbehalten, jedoch gleichzeitig beftimmt worden, daß 
der Eongreß zu jeder Zeit, auf dem Wege des Gejeges ſolche 
(von den Particularjtaaten erlafjene) Vorſchriften — mit Aus- 
nahme derjenigen, welche fich auf den Ort für die Senatswahlen 
bezögen — ändern fünne Bon diefer Befugniß Gebrand 
machend, hat der Congreß unter dem 28. Febr, 1871, beziehungs- 
weife 2. Febr. 1872 Gefete? pafjirt, wonad die Wahlen zum 
Repräfentantenhaufe je den nächjten Dienstag nach dem erjten 
Montag im November und zwar jedes zweite Jahr nach 1876, 
im gefammten Gebiete der Vereinigten Staaten vor fic) zu gehen 
haben, und daß ferner die einzelnen Stimmen auf ſchriftlichen 
oder gedruckten Zetteln — bei Strafe der Nichtigkeit — abzu- 
geben feien. Durch diefe letztere Vorſchrift ijt das Princip der 
„geheimen Abftimmung” ausgefprochen worden, wie es nad) den 
heutzutage geltenden Anjchauungen allein dem Weſen der Demo- 
fratie entfprechen foll. Zugleich ift in dem zweiten Geſetze noch 
des Weitern beftimmt worden, daß jeder Staat, beziehungsweife 
jedes Territorium in ebenfo viele an Einwohnerzahl einander 
möglichjt gleiche Wahlkreiſe einzutheilen fei, als auf ihn Neprä- 
fentanten, beziehungsweife Delegirte fallen, und danach) jeder diefer 
Kreife je einen Abgeordneten zu wählen habe, 


Art. I, Sect. II (1): „The house of Representatives shall be com- 
posed of members chosen every second year by the people of the 
several States." 

? rt, I, Sect. IV (1): „The times, places and manner of holding 
elections for Senators and Representatives shall be prescribed in 
each State by the legislature thereof; but the Congress may at any 
time by law make or alter such regulations, except as to the places 
of choosing Senators.” 

® „Revised Statutes", Tit. IL, Kap. II, Sect. 20-27, 


| 
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zufammenzumirfen haben; und es ift darum gar nicht fo zweifel- 
[o8, ob die auf ©. 82, Anmerkung 7 mitgetheilte Beftimmung der 
Sect. IV, h. a. — wonad) der Eongreß das Recht hat, den Mo- 
dus für die Wahl der Senatoren zu beftimmen — demfelben aud 
die Befugniß ertheilt, fid) in die foeben näher bezeichnete Frage 
zu mifchen; der Ausdrud des englifchen Tertes: , manner of hold- 
ing elections for senators” ift allerdings einer fehr weiten 
Auslegung fibig; er fann aber and nur auf rein äußerliche For- 
malitäten bezogen werden, zu welden dann offenbar der von den 
Staatslegislaturen einzufchlagende Proceß des Zuſammenwirkens 
von fetten der verfchiedenen Legislaturzweige nicht gezählt werden 
darf. Wie dem immer aber auch fein mag, thatſächlich ift jener 
Vorſchrift eine möglichit große Dehnbarkeit gegeben, und unterm 
25. Sult 18661! vom Congreß ein Gefeg paffirt worden, welches 
die Senatorenwahlen bis aufs einzelne regelt; e8 heißt darin: 


11 Bol. „Revised Statutes”, Tit. II, Kap. I, Sect. 14—15: „The legis- 
lature of each State, which is chosen next preceding the expiration of 
the time for which any Senator was elected to represent such State in 
Congress shall, on the second tuesday after the meeting and organi- 
zation thereof, proceed to elect aSenator in Congress. — 15. Such election 
shall be conducted in the following manner: Each house shall openly, 
by a viva-voce vote of each member present, name one person for 
Senator in Congress from such State and the name of the person so 
voted for, who receives a majority of the whole number of votes cast 
in each house, shall be entered in the journal of that house by the 
clerk or secretary thereof; or if cither house fails to give such ma- 
jority to any person on that day, the fact shall be entered on the= 
journal. At twelve o’clock meridian of the day following that om 
which proceedings are required to take place as aforesaid, the mem - 
bers of the two houses shall convene in joint assembly, and the jour- 
nal of each house shall then be read, and if the same person has 
received a majority of all the votes in each house, he shall be de- 
clared duly elected Senator. But if the same person has not recei- 
ved a majority of the votes in each house, or if either house hag 
failed to take proceedings as required by this section, the joint 
assembly shall then proceed to choose, by a viva-voce vote of each 
member present, a person for Senator, and the person who receives 
a majority of all the votes of the joint assembly, a majority of all 
the members elected to both houses being present and voting, shall 
be declared duly elected. If no person receives such majority on 
the first day, the joint assembly shall meet at twelve o’clock meri- 
dian of each succeeding day during the session of the legislature, 
and shall take at least one vote, until a Senator is elected.’ 
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theilen find, und je eine derfelben nach Ablauf zweier Jahre aus- 
fcheidet 1°; fo haben. denn theilweife Senatorenwahlen jedes zweite 
Jahr jtattzufinden, und wird dem ganzen Inſtitute mit einem 
häufigern Wechfel der in ihm befindlichen Elemente zugleich eine 
gewiffe und fidjerlid) fehr zweckentſprechende Stetigfeit imfofern 
verliehen, als fich innerhalb des Genates ftets etwa zwei Dritt- 
theile der Gejammtheit vorfinden, welche, mit der parlamenta- 
riſchen Praxis und dem ganzen Geifte der in dem Letter zwei, 
beziehungsweife vier Jahren von diefer Körperſchaft „ausgehenden 
Acten betraut, einen plöglichen und grundſätzlichen Wechfel der 
Gefeßgebung zuzulafjen kaum bereit fein möchten. Man wird fic 
nicht verhehlen können, daß eine jolche Einrichtung viel dazu bei- 
tragen muß, die Entwicelung des ftaatlichen Organismus auf 
gejundere und feftere Grundlagen zurüdzuführen, als ohne die- 
felben unter einer Verfafjung gleich dev amerifanifchen ſich dave 
bieten wilrden; und in diefer Erkenntniß haben denn auch die in 
neuerer Zeit entjtandenen Staatsverfaffungen zum großen Theile 
das Vorbild der Conjtitution von 1787 nadzuahmen nicht unters 
laſſen. 

Alle andern Beftimmungen hinſichtlich des Senates und Mee 
präſentantenhauſes fallen faſt volllommen zuſammen: fo zunächſt 
die Grundfäge über die paffive Wahlfahigteit; zwar beſteht 
in dieſer Beziehung der Unterfchied, daß ein Mitglied des Re— 
präjentantenhaufes mindeftens 25 Sabre alt und 7 Sabre fang 
Bürger der Vereinigten Staaten gewejen umd zur Zeit feiner 
Wahl in dem Staate anfäfjig fein mus, in welchem er gewählt 

12 wut. I, Geet. III (2): „Immediately after they (the Senators) 
shall be assembled in consequence of the first election, they shall 
be divided as equally as may be into three classes. The seats of the 
Senators of the first class shall be vacated at the expiration of the 
second year; of the second class at the expiration of the fourth year; 
and of the third class at the expiration of the sixth year, so that 
one third may be chosen every second year; und if vacancies happen 
by resignation or otherwise during the recess of the legislature of 
any State, the executive thereof may make temporary appointments 
until the next meeting of the legislature, which shall then fill such 
vacancies." 

18 Art. I, Sect. I (2): „No person shall be a Representative who 
shall not have attained the age of twenty-five years and been 
seven years a citizen of the United States, and who shall not, when 
elected, be an inhabitant of the State, in which he shall be chosen," 
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heißt, der Congreß befugt fein, durch zwei Drittel-Majorität in 
jedem Haufe einer derartigen Berfon die paffive Wahlfähigkeit zu- 
zuerfennen. Der letzte Theil diefer Vorfdhrift ift der richtigen Auf- 
fajjung nad nicht fo auszulegen, als ob der gefammte Inhalt 
derfelben vom Congreß unter der gedachten Vorausſetzung ganz 
allgemein aufgehoben werden finne, fondern darf immer nur 
einer einzelnen beftimmten Perfon gegenüber in Anwendung ge- 
bracht werden, wenn folche einmal wider den Inhalt der Sect. III 
jollte gewählt worden jein.!® 

Schließlich befagt Art. I, Sect. VI: „Keine Perfon, welche 
irgendein Amt unter den Vereinigten Staaten einnimmt, fol — 
während ihrer Amtsdauer einem der beiden Häufer angehören.’ 17 
Es muß das für eine der glüdlichjten Beftimmungen in dem 
ganzen Gefege angefehen werden. Sn der That: die Beamteten 
bilden einen verderblichen Beftandtheil eines jeden Parlaments; 
fie follen Diener der Regierung fein, ale Mitglieder der Legis- 
lative werden fie zu Leitern jener erhoben; fo lange fie von dem 
Leiter der Executive, als ihrem Vorgefegten, welder fic) ja allents 
halben, wenn nicht als jelbftändiger fo doch qualificirter Inhaber 
der Regierung darjtellt, Belohnungen zu erwarten haben, entgeht 
ihnen die Unbefangenheit ihres Urtheils. Sobald fie jener Erwar- 
tung durch Unterftiigung der Oppofition verluftig gegangen find 
oder verluftig gegangen zu fein glauben, laffen fie fich leicht von 
ungerechtem Mistrauen oder Widerwillen gegen alles beftimmen, 
was auf die Unterftügung des oberften Magiftrates rechnen Tann. 
Man darf freilich nicht behaupten, dak das Gefagte immer und 
überall zutreffe, aber fo tief Tiegt es in der Eigenart der menfch- 
lichen Natur begründet, daß man wohl berechtigt ift, es grundfäß- 
lich für gültig angujehen. Die Parlamente werden nur da eine 
ihrer ganz und gar würdige Bedeutung erlangen fonnen, wo fid 
der Gedanke der amerikanischen Conftitution wiederholt findet. 

Damit find die Gründe, von denen die Conftitution den Man⸗ 
gel der paffiven Wahlfähigkeit abhängig macht, erfchöpft; und ed 
bleibt dem gegenüber nur ein Zweifel übrig: ob nämlich mit Rüde 


16 Das ift Übrigens aud) durch den Gebrauch in der furzen Zeit feit 
Erlaß des Art. XIV ausnahmslos anerkannt worden. 

17 Art, I, Sect. VI (2): „.... no person holding any office under 
the United States, shall be a member of either house during his conti- 
nuance in office.‘ 
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welder in der Verfaffung jedes parlamentarifchen Staates verdient 
anerfannt zu werden. Zweifellos finnen ja durd) Reden der 
Abgeordneten namentlich außerhalb des Parlaments ftehende Per: 
fonen, welchen obendrein das Mittel wirkſamer Vertheidigung 
meistens fehlen wird, in ihrem Anjehen gefchädigt werden; allein 
diefes Bedenken darf nicht allzu fchwer in die Wagichale fallen, 
denn die Mitglieder der Legislative befinden als folche fich in 
Ausübung von Befugniffen, welche ein unmittelbarer Ausflug 
ftaatliher Souveränetät find, und dürfen daher einer Controle 
von anderer Seite her nicht wohl unterworfen werden. Außerdem 
ift nach gemeinem Rechte allenthalben bei Vertretung berechtigter 
Sntereffen jede Behauptung geftattet, welche die lettern zu fördern 
vermag, auch wenn fie dem Anfehen eines Dritten zu nahe treten 
follte. Und ſchließlich ijt die Gewährleiftung diefer Straflofigfeit 
dem angeregten Bedenken gegenüber aud) darum aufrecht zu er- 
halten, weil nicht anzunehmen ift, daß viele derjenigen Berjonen, 
aus welden die Parlamente fic) zufammenfegen und welche in 
diefe durd das Bertrauen vieler Tauſende berufen worden find, 
ihre Stellung dazu misbrauchen werden, im Gefühle der Gicher- 
heit mit DBewußtjein ungeredhtfertigte Angriffe gegen wen aud 
immer zu erheben. Nimmt man den Congrefmitgliedern diefe 
Straflofigfeit, man würde vielleicht Ein Uebel befeitigen, aber ein 
anderes und größeres an deffen Stelle feben; denn man würde 
in diefem Valle nie die Gewißheit haben, daß diejenigen, auf 
deren Berathungen fid) das ganze öffentliche Leben der Nation 
jtüßt, ihre Ueberzeugung voll und ganz, unbefümmert um etwaige 
üble Folgen ihrer Freimüthigfeit, zu äußern fic) bewogen fühlen. 

Bei der Deffentlichfeit, welche, wie weiter unten nod) gezeigt 
werden foll, das vielleicht charakteriftifchite Mterfmal des Conjtitus 
tionalismus bildet, muß man aud) die Verbreitung aller in den 
parlamentarifchen Debatten ausgefprochenen Meinungen durd die 
Preffe entjchieden zulaffen, allerdings nur, wenn aus der ganzen 
Daritellung entnommen werden Tann, daß und wie die wieder- 
gegebenen Behauptungen bei den Verhandlungen des Parlaments 
gethan worden feien; mit andern Worten, wenn eine wahrheits- 


von den Clerfs (Kanzleivorftänden) der beiden Häufer beforgt zu werben 
und enthalten regelmäßig aud) nod) Barcley's „Digest of the rules and 
practice of the house of Representatives of the United States.” In der 
Ausgabe von 1871 befindet ſich Sect. III des ,, Manual’, ©. 56—68. 
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und felbft beftrafen können, wenn er fic) eine Verlegung der „den 
Parlamenten zuftehenden Privilegien” zu Schulden fommen Täßt. 
Ebenfo find die Barlamente befugt, Commiffionen zur Unterjuchung 
von Thatſachen zu ernennen, welde alsdann nicht nur am Site 
der Verſammlung felbft, jondern durd) das ganze Gebiet der 
Vereinigten Staaten hin ihre Thätigfeit üben dürfen. 

Wenn man den Verhandlungen der amerikanischen und aud 
anderer Barlamente beiwohnt, jollte man faum glauben, daß die 
mehrfach erwähnte Arbeit Sefferfon’s und die von ihm in Bezug 
genommenen Werke der Engländer irgendeiner Beadtung gewür- 
dDigt würden. „Keiner“, fagt er?!, ,,foll einen andern in feiner 
Rede durch Zifden, Huften, Spuden (N), Sprechen oder Geflüfter 
jtören oder aufjtehen, um ihn zu unterbrechen, oder gwifden dem 
«Spredher» und dem jeweiligen Redner oder durd) das Haus 
auf- und niedergehen, oder Papiere vom Tiſche nehmen oder da- 
felbft jchreiben; nichtsdeftoweniger wenn ein Mitglied findet, daß 
es nicht die Abficht des Haufes fei, ihn zu hören, und man fid 
durch Unterhaltung oder Lärmen bemüht, feine (de8 Redners) 
Stimme zu übertönen, fo gibt es für ihn nichts Klügeres, 
als fic) diefem Belieben des Haufe zu fügen und nie— 
derzufeßen; denn es ereignet fich felten, daß die Mitglieder des 
Haufes fic) ein derartig bles Betragen zu Schulden kommen 
lafien, oder dem Redner ihre Aufmerkſamkeit entziehen, wenn 
diefer aud nur irgendetwas Hörenswerthes jagt.” 

Es gibt in der That nichts, das das Anfehen einer conjtitue 
tionellen parlamentarischen Regierung in fo hohem Grade zu jtei- 
gern vermag, wie die Vereinigung der entiprechenden Würde mit 
den Freiheiten, welche jedem Parlamente als unveräußerliche Rechte 
zufommen. 

Des Weitern heißt e8: „Die Senatoren und Repräjentanten 
jollen in allen Fällen — ausgenommen da, wo es fih um Hoch—⸗ 
verrath, Treubruc und Friedensbrud handelt — von Arreft bes 
freit fein, folange fie an den Situngen des betreffenden Haufes 
theilnehmen, oder auf ihrem Wege zu und von denſelben.“22 


21 Bal. Manual, Gect. XVII in der gedadten Ausgabe, ©. 79. 

22 Art. I, Geet. VI (1): „They (Senators and Representatives) shall 
in all cases — except treason, felony, and breach of the peace — 
be privileged from arrest during their attendance at the session of 
their respective house and in going and returning from the same; 
vgl. Sefferfon, „Manual“, Sect. II, in der gedachten Ausgabe, ©. 56. 
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Bedeutung unter den amerifanijden, beziehungsweife englischen 
Suriften Teineswegs feftiteht; darauf eingehender Hinzumeifen, ift 
jedoch hier nicht der Ort, hier ijt nur hervorzuheben, daß, was 
immer mit jenem Worte gemeint fein mag, die Beftimmung mit 
außerordentlicher Vorficht aufzunehmen ift, da fie jehr leicht die 
ganze Kegel iliuforijch machen: fann. Sobald gegen ein Congreß- 
mitglied eine vielleicht wijjentlich falfde Denunciation wegen des 
einen oder andern gedachten Verbrechens eingebracht würde, fonnte 
die VBerhängung eines Unterfuchungsarreites durchaus gerechtfertigt 
erjcheinen; nun find aber — offenbar mit Riidfidt auf dieje Mög⸗ 
lichfeit — Theoretiker wie Praftifer darin einig, daß die Frage, 
ob einem erwählten Mitgliede des Congreſſes die perfünliche Frei- 
heit beichränft werden dürfe oder nicht, feineswegs vor den Ge- 
richten entjchieden werden könne, da diefes deren Competen; 
offenbar überfchreite, und daß eine derartige Entſcheidung vielmehr 
lediglich von der betreffenden parlamentarifchen Körperfchaft felbft 
getroffen werden dürfe Das entfpridt dem Wefen der Gache 
fiherlih, nur geht die gedachte Anficht auf der andern Seite 
wieder zu weit, wenn fie das Gleiche auch für den Fall behauptet, 
da eine rechtsfräftige Verurtheilung ftattgefunden hat, es fic) alfo 
. nit mehr um Unterfuhungsarreft, fondern Strafverbüßung hans 
delt. In ſolchem Falle darf man einer parlamentarifchen Körper- 
ihaft nicht die Befugniß zugeftehen, für das betreffende Mitglied 
das hier in Rede ftehende Privileg anzuerkennen, wenigftens dann 
nicht, wenn die Verurtheilung erfolgte wegen treason oder felony; 
der Thatbeftand diefer BVerbredjen, namentlid) des erftern — 
welches außerdem nod) befonders in Art. LIT, Sect. III (1) der Eon- 
ftitution feine Erflärung findet — ift ein ganz beftimmter, und 
wenn ein an fich competentes Gericht den Thatbeftand diefer Vers 
brechen feftgejtelit hat, ijt e8 weder nöthig noch zuläffig, einer 
politifden Verfammlung ein Urtheil hierüber zu gejtatten. Anders, 
wo das Privileg wegen breach of the peace verloren gehen 
fol. Als „Bruch des öffentlichen Friedens‘ Tann jchlieglich jedes 
Verbrechen, ja felbft eine große Zahl von Vergehen bezeichnet 
werden, und eine rechtsfräftige Verurthetlung ausdrüdlid wegen 
breach of the peace gar nicht erfolgen, weil eben der Begriff ein 
völlig unbeftimmter ift; hier wird man dann den beiden Häujern 
aud) das Recht gugeftehen können, ein gerichtliches Erkenntniß 
oder, beffer gejagt, deffen verfaflungsmäßige Wirkung zu dis- 
eutiren. 
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ift.” Im diefer Vorſchrift teitt hinſichtlich parlamentariſcher Ber- 
hältniffe die größte Abweichung des amerifanifchen einmal von 
englifchen Rechte, dann aber aud) von den anderwärts herrſchen— 
den Grundjiigen hervor injofern, als durch Geſetze zuleßt vom 
3. März 1863 ?%, beziehungsweife 20. Januar 1874, den Congreß- 
mitgliedern nicht Tagegelder, fondern geradezu- Sahresgehalte in 
Höhe von 5000 Dollars zugebilfigt worden find. Die Frage, ob 
eine Bezahlung parlamentarifcher Thätigkeit angebracht fet oder 
nicht, ift wefentlich politijder Natur, und nur für jeden einzelnen 
Fall, unter Rückſicht vornehmlich auf die im allgemeinen erfenn- 
baren Vermögensverhältniffe der Bevölkerung zu entjcheiden; wenn 
man von diefem Standpunkte aus urtheilt, muß man zugeben, 
daß bei den in Amerika namentlich feit den vierziger Sahren herr- 
ſchenden Zuftänden des öffentlichen Lebens eine übrigens ziem- 
lich Hod) gegriffene Entſchädigung der Congrefmitglieder mol 
die Vermuthung heilfamen GCinflufjes für fic) Hat. Freilich 
fann man fic) dafür nicht auf die Integrität berufen, welche die 
Parlamentarier der Republit bisher bewiejen haben, fondern höch— 
ftens die Wahrjheinlichkeit anführen, daß unbezahfte Congreſſe 
mit noch größerm Eigennuge würden verfahren fein, als ihn die 
Gefchichte der Union feit Anbeginn, wahrlich nicht zum Ruhme 
derjelben, zu enthiillen hat. 

Den befondern Vorrechten der Congrefimitglieder ftehen dann 
einzelne redtlide Einfdrintungen gegenüber, von denen es 
Sect. VI, Abſchnitt 2 diejes Artifels Heißt: „Kein Senator oder 
Nepräjentant foll während der Zeit, für welche er gewählt worden 
war, in irgendein der Autorität der Vereinigten Staaten unter- 
ftehendes Civilamt berufen werden, welches während jener Zeit gee 
ſchaffen oder doc mit einem höhern Einkommen ausgeftattet worden 
iſt.“?s Es ijt flar, daß der weſentliche Zweck dieſer Vorfehrift 
darin befteht, für die Congrefmitglieder einen leicht denkbaren 
unlautern Beweggrund bei Ausübung ihrer parlamentarifchen 
Thitigkeit auszufchließen; ob eine derartige Vorficht nothwendig 
war, kann hier des Nähern nicht befprochen werden, erfolgreich 


4 „Revised Statutes”, Tit. II, Kap. IV. 

25 „No Senator or Representative shall, during the time, for which 
he was elected, be appointed to any civil office under the United 
States, which shall have been created or the emoluments whereof 
shall have been increased during such time.“ 


= | 
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die Namen derfelben zu verlefen Hat, geftattet, diejenigen folder 
Perſonen auszulaffen, welche „prima facie als nicht Legitimirt 
erſcheinen“; diefe Beftimmung ward im Jahre 1865 für genügend 
erfunden, den Ausſchluß der ſüdſtaatlichen Deputirten zu bewirken; 
der damalige Clerk, Mac Pherfon, überging bei der ihm zufallen⸗ 
den Verleſung die Namen der letztern, und — diefelben mußten im 
ihre Heimat zurückkehren, ohne an den Berathungen theilnehmen 
zu dürfen. Hier min fommt es nicht auf die Frage an, ob ein 
derartiger Ausfchluß der gedachten Deputirten überhaupt zu recht 
fertigen war, fondern lediglich darauf, ob die Art und Weife, in 
welcher man jene hochwichtige Frage entjchied, gebilligt werden 
fann; das ift jelbftverftändfich zu verneinen. Man darf zmweifel- 
haft fein, wie — die Richtigkeit diefes Standpunttes überhaupt 
vorausgeſetzt — der Ausſchluß der füdftaatlichen Deputirten her— 
beizuführen war, jedenfalls durfte e8 nicht fo gefchehen, wie man 
die Sache zu erledigen für gut befand; nach Art. I, Sect. V ijt 
jedes Haus Richter über die Wahlen feiner Mitglieder, nicht der 
Clerk deffelben, welcher im Grunde doch nur Bureaugeſchäfte zu 
verfehen Hat. Wenn man aljo glaubte, die Wahlen des Südens 
eo ipso fiir ungüftig anfehen zu fünnen, jo mußte man doch ent 
weder die Deputirten deffelben zunächft an den Berathungen über 
dieje Frage theilnehmen lafjen, oder — was vielleicht das Nichtigere 
gewefen wäre — zum mindeften eine Abjtimmung derjenigen abs 
warten, deren Wahl zu bemängeln jchlechterdings fein Grund wore 
lag. Eine nähere Begründung diefes Sages kann hier nicht ge 
geben werden und würde and) wenig zufriedenftellend ausfallen 
müſſen; denn es Handelt fid) eben um einen Ausnahmezuftand, 
welder dem Rechte und defjen Macht den Boden entzieht und mit 
Bezug auf den darum die Deductionen der Juriften immer einen 
ſehr ftreitigen Werth haben. Eines aber ijt, um es zu wieder 
holen, ganz ficherlich wahr, daß der Clerk des Haufes nie eine 
jo weitgehende Befugniß haben dürfe, wie fic) Mac Pherfon bei- 
Tegte; denn hätte er fie, er wäre die einflußreichite Perfönlichkeit 
der ganzen Union; es fteht freilich nur eine Formfrage auf dem 
Spiele, diefelbe kann jedoch von einfchneidendfter Bedeutung wer- 
den. Wer bürgt dafür, daß der Clerk, mit jo großer Machtvoll⸗ 
fommenheit ausgeftattet, nicht einmal ganz beliebig die Namen 
folcher Perfonen bei der Verleſung übergeht, die unbedingt zu 
Recht gewählt find, unter dem Vorgeben, daß er fie prima facie 
für nicht legitimirt erachte? 


Br 
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Sigung tft, ohne Zuftimmung von feiten des andern ſich auf 
mehr als drei Tage vertagen, oder den Plaß feiner Verhandlungen 
aus dem Capitol zu Wafhington verlegen.?! 


Adhtes Kapitel. 
Der Prafident und der Viceprafident. 


Die Perfon des Präfidenten geht aus fogenannten mittelbaren 
(indirecten) Wahlen hervor. Art. II, Sect. I, Abjchnitt 2 der 
Conftitution befagt: „Jeder Staat foll in folder Weife, als es 
die Legislatur derjelben näher zu beitimmen hat, eine Zahl von 
Wahlmännern ernennen, welche der Zahl der Senatoren und der 
von dem Staate zu wählenden Repräfentanten gleidfommt.” ! 

Es ift bei diefem Wortlaute an fic) zweifelhaft, wer im eigent- 
lihen Sinne des Wortes als Urmwähler anzujehen fet, ob jene 
unterjchiedslofe Maſſe des amerikanifchen Volkes, wie fie fi als 
die Wählerichaft des NRepräfentantenhaufes darftellt, oder ob die 
einzelnen Staaten, wie fie, in ihrer Gemeinfdaft, alg Wähler- 
ſchaft des Senates erjcheinen. Auf die Beantwortung diefer Frage 
wird an anderer Stelle guriidgefommen werden.? 

Was die Fähigkeit anlangt, Wahlmann zu werden, fo 
find die darüber in der Conftitution enthaltenen Angaben ebenfo 
wenig eingehend, wie diejenigen über die paſſive Wahlfähigkeit 
hinfichtlich des Congreffes; ausdrüdlih ausgefchloffen find nur 
Mitglieder des Congreffes und ſolche Perfonen, welche irgendein 





31 Art. I, Sect. V (4): „Neither house, during the session of Con- 
gress shall, without the consent of the other adjourn for more than 
three days, nor to any other place than that in which the two houses 
shall be sitting.’ 

ı „Each State shall appoint in such manner as the legislature 
thereof may direct, a number of electors, equal to the whole num- 
ber of Senators and Representatives to which the State may be en- 
titled in the Congress.“ 

2 Bgl. Kap. 35. 
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der Amendements geändert worden: Die Wahlmänner follen in 
ihren betreffenden Staaten (an einem von der Legislatur derfelben 
näher bezeichneten Orte) zufammentreten und ihre Stimmen für 
den Präfidenten fowol wie Viceprifidenten je auf einem befondern 
Zettel abgeben; eine diefer beiden Perfonen zum mindeften foll 
nicht ein Einwohner des Staates fein, in welchem der Wählende 
feinen Wohnfik hat. Dann haben fie verfchiedene Liften angu- 
fertigen: eine, enthaltend die Namen aller derjenigen Perfonen, 
welche als Präfidentichaftscandidaten, eine andere, enthaltend die 
Namen derjenigen Perfonen, welche als Candidaten für die Vice- 
präfidentichaft bezeichnet worden waren, und endlich eine. Angabe 
der Stimmzahl, welche ein jeder erhalten hat. Diefe Liften find 
von ihnen zu unterzeichnen, zu beglaubigen und verfiegelt nad) 
dem Orte, an welhem die Regierung der Vereinigten Staaten 
ihren Gig hat, an die Adreffe des ‚„Senatspräfidenten‘ zu jen- 
den. Diejer foll in Gegenwart des Senates und Repriijentanten- 
haufes die Urkunden öffnen und die Stimmen follen dann gezählt 
werden; die Perfon, welche die meiften Stimmen für die Präfi- 
dentichaft erhielt, foll Prajident werden, wenn die auf fie gefallene 
Zahl der Stimmen eine Majorität aller Wahlmänner darftellt. 
Wenn aber feine Perfon eine folhe Majorität erlangte, dann hat 


— — — — — — 


electors appointed; and if no person have such a majority then from 
the persons having the highest number, not exceeding three, on the 
list of those voted for as President, the house of Representatives shall 
choose immediately, by ballot, the President. But, in choosing the 
President, the votes shall be taken by States, the representation of 
each State having one vote; a quorum for this purpose shall consist 
of a member or members from two thirds of the States, and a ma- 
jority of all the States shall be necessary to a choice; and if the 
house of Representatives shall not choose a President, whenever the 
right of choice shall devolve upon them, before the fourth day of 
march next following, then the Vice-President shall act as President, 
as in the case of the death or other constitutional disability of the 
President.‘ 

2. „Ihe person having the greatest number of votes as Vice- 
President shall be the Vice-President, if such number be a majority 
of the whole number of electors appointed; and if no person have 
a majority, then from the two highest numbers on the list the Se- 
nate shall choose the Vice-President; a quorum for the purpose shall 
consist of two thirds of the whole number of Senators and a majority 
of the whole number shall be necessary to a choice.‘ 
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die Wahlen) sffnen, und die Stimmen follen dann gezählt/werden. 
Wer die Zählung: zu. beforgen und. wie diefelbe überhaupt vor 
fid) gu gehen habe, wird: nicht gejagt, ijt auch an fich felbftwer- 
ſtändlich ganz nebenſächlich, folange: man unter dem Zählen ein 
rein mechanisches Rednen verfteht. Die Sache wurde num feit 
jeher fo gehalten, daß der Senatspräfident zwei Eongrefmitglieder 
berief,. welche mit ihm in’ Gegenwart beider Hänfer die einge— 
gangenen Certificate öffneten und die hieraus ſich ergebenden 
Stimmen zuſammenrechneten; fpäter arbeitete man für das Ber- 
fahren in vereinigten Sigungen, wie folthe unter anderm eben 
aud) bei Gelegenheit der Stimmzählung ftattzufinden Haben, eine 
Geſchäftsordnung aus, welche, gleich denjenigen dev beiden Häuſer 
für Sonderfigungen derfelben, in einzelne Regeln (joint rules) 
getheilt ijt, Die nachmals fo berühmt gewordene zweiundzwanzigfte 
diefer Regeln bezieht fic) insbefondere auf die Stimmzählung und 
lautet im dem Hier maßgebenden Theile”: „Wenn bei Berlefung 
ſolchen (nämlich; von einem Staate überfandten) Protokolls von 
feiten der Zähler — d. i. dem Senatspräfidenten und den von 
ihm ernannten Beiftänden — irgendeine Streitfrage darüber er— 
hoben werdem follte, ob die bezüglichen Stimmen zu vedjnen jeien 
ober nicht, und diefes vow dem Vorſitzenden feftgeftellt wird, fo 
foll fid) der Senat zurüczichen und jene Frage diefer Körperſchaft 
zur Entjdeidung vorgelegt werden, und der Spredjer des Reprii- 
jentantenhaufes foll in gleicher Weife die gedachte Frage dem Re- 
präfentantenhaufe zur Entfcheidung unterbreiten, Und feine ders 


® „I, upon the reading of any such certificate by: the tellers, any 
question shall arise in regard to counting’ the votes therein certi- 
fied, the same having been stated by the presiding officer, the Senate 
shall thereupon, withdraw (d. h. aus dem Situngsfanle des Repräfene 
tantenhaufes, wohin fic) der Senat im Falle einer „vereinigten Sigung’ zu 
begeben pflegt), and said question shall be submitted to that body for 
its deeision; and the speaker of the house of Representatives shall, 
in like manner, submit said: question to the house of Representa- 
tives for its decision; and no question shall be decided affirmatively 
and no vote objected to shall be counted, except by the concurrent 
votes of the two houses, which being obtained the two houses shall 
immediately reassemble, and the presiding officer shall then announce 
the decision of the question submitted, and upon any such question 
there shall be no debate in either house.‘ (Abgedrudt unter auderm bet 
Pafdjat, a- a. Di; S. 408.) 
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Eigenjchaften nicht befige, welche die Conftitution in diefer Hin- 
fiht als unerläßlic bezeichnet; oder wenn die Wahlmänner ihr 
Votum nicht im Uebereinftimmung mit der Majorität der hinter 
ihnen ftehenden Wählerfchaft abgegeben hätten!?; oder wenn man 
bei dem Acte der Wahl fet es geradezu Fälfchungen, fer es 
jonftige Unvegefmäßigfeiten glaubte annehmen zu fönnen. Daraus 
ergab fid) denn des Weitern, daf eine Stimme ſchon dann unge 
zählt zu laſſen wäre, wenn in einer betreffs Wahlprüfung zufam- 
mengetretenen „vereinigten Sitzung“ ein Mitglied, gleichviel ob mit 
oder ohne triftigen Grund, beantragt, eine Wahl für ungültig zu 
erklären, und jedes der beiden Häufer in gefonderter Sigung dieſen 
Antrag billigt !°; ja es ift denkbar, dag man dazu gelangt, eine 
nad) Ausweis eines iiberjandten Protofolls abgegebene Stimme 
nicht nur dem betreffenden Candidaten zu entziehen, fondern wiel- 
Teicht auch nod) denjenigen hinzuzurechnen, welche auf einen andern 
gefallen find, Die Aufregung erreichte bei diejer Verwirrung 
1877 den höchſten Grad; hing doc die Frage, ob der Candidat 
der Republifaner, Hayes, oder derjenige der Demokraten, Tilden, 
gewählt fei, nur an einer einzigen Stimme, Um dem Ausbruch 
offenen Kampfes zu verhindern, erſann man ein Mittel, welches 


12 Diefer Grund ift der hinfälligfte von allen; die Wahlmänner können nie⸗ 
mals rechtlich, fondern im allexbeften Falle nur moraliſch gebundenfein, die Wünſche 
ber Hinter ihnen fiehenden Wählerſchaft zu befolgen (vgl. Kap. 34); etwas 
ganz anderes ift die Frage, ob die Anerfennung einer ſolchen moralifdjen Bere 
bindlidfeit vom politifhen Standpunkte aus zu billigen fei? Diefe Frage 
wird, wie man nod) in diefem Kapitel nachgewieſen findet, regelmäßig zu 
bejahen fein. 

15 paſchal, a, a. D,, in der Vorrede zur dritten Ausgabe, S. NXa bis 
XXe; er feitet aus der Wahl von 1877 folgende Präcedenz her; „That, 
when the two houses assemble, the Vice-President shall open the 
electoral returns from the States, but not count the votes, that any 
member of either house may, for any reason or no reason, object to 
all or any number of the votes, cast by the state-electors, either be- 
cause of unfitness of the electors, integrity to party fealty in casting 
their votes, ineligibility of the person voted for, fraud or irregu- 
larity in the appointment (election) or mode of certifying such ap- 
pointment of the electors; .. (that) such objections shall be con- 
sidered by each house of Congress and if either house sustain them 
or any of them, such votes shall not be counted and if the majority 
of a person voted for be thus destroyed, the house of Representatives 
shall proceed to elect in the manner provided for in the Consti- 


tution... .! 














112 Achtes Kapitel. 


jein Domicil — diefen Ausdrud in jenem weitern Sime ge 
nommen — innerhalb der Vereinigten Staaten gehabt.” 

Aud) der terminus ad quem diejer 14 Sabre ift nidt ganz 
Har. Iſt er in die Zeit der Wahl oder in diejenige des Amts⸗ 
antrittes zu verlegen? Es ift denkbar, dag jemand als Bürger 
der Bereinigten Staaten geboren ijt, diefe Cigenfdaft aud be- 
ftändig beibehalten, aber fein ganzes Leben im Auslande zuge- 
bradt hat, mit Ausnahme von 14 Jahren, welde jedod erjt mit 
jeinem Amtsantritt würden abgelaufen fein. Eine foldhe Wahl 
wird man grundfäglic für nichtig erklären müffen; denn da fid 
in dem angedenteten Falle aus der Thatfade der Wahl für den 
Betreffenden Leine rechtliche Verpflichtung herleiten ligt, die 
zwijchen jenem Augenblide und dem Amtsantritte liegende Zeit 
im Inlande zuzubringen, fo würde, wenn diefe Borausjegung 
nicht zuträfe, die Wahl ipso jure ungültig fein; einer . folchen 
Möglichkeit muß aber offenbar mit größter Entjchiedenheit ent- 
gegengearbeitet und darum jener Auslegung jugeftimmt werden, 
welche bedenkliche Zufälle der befchriebenen Art ausſchließt.!s 


17 Anderer Anficht ift Story (Bd. II, 8.1479 am Ende); er faßt ,,resi- 
dence” in dem weitern juriftiichen Sinne des Wortes „Wohnſitz“ fo, daß 
eine wirkliche perjönliche Anwefenhett nicht nothwendig fet; was er jedod 
zur Begründung diefes feines Standpunftes vorbringt, feheint nicht haltbar; 
er meint, daß eine Reife oder fonftiger Aufenthalt im Auslande die „resi- 
dence” nicht unterbrechen könne. Aber darum handelt es fic) gar nicht; es 
fragt fic) nur, ob der Kandidat „14 Jahre‘ in den Vereinigten Staaten 
refidirt, d. 5. alfo von der ganzen Zeit feines Lebens mindeftens fo viel im 
Gebiete der Union gugebradt habe? Daß mit den „14 Jahren‘ nicht ein 
continuirlider Zeitraum gemeint fein könne, verfteht fid) gang von felbft. 
In praxi wird freilich in den meiften Fallen der Nachweis ſehr ſchwer fein, 
daß ein Präfidentichaftscandidat dem gedachten Erforderniß nicht entſprochen 
habe; immerhin, wenn er einmal geführt werden fann, möchte es in der 
That ſchwer fein, die betreffende Perfünlichkeit als geeigneten Träger jener 
hohen Würde anzufehen; daß natürlih ein Aufenthalt im Auslande im 
Dienfte ber Union nit die gleiche Wirkung üben dürfe, wird mit Rüd- 
fit auf die in folhem Falle plaggreifenden Grundfäge über die Erterri- 
torialität faum ernftlid) von irgendjemandem bezweifelt werden. 

18 Wo ein Geſetz VBorfehriften über paffive Wahlfähigkeit enthält, müffen 
die gejorderten Vorbedingungen — wenn nicht ausdriidlid) ein anderes bee 
ftimmt ift — offenbar im Momente der Wahl, nicht des zulünftigen Amte- 
antrittes, erfüllt fein; das wird durch Zwedmäßigkeitsgründe fehr wichtiger 
Art geboten. Mebrigens kann Hinfichtlich der Beftimmungen Über die Präfi- 
dentenwahl gar tein Zweifel infofern herrſchen, als es ja ausdrücklich heißt, 
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laßt fich felbft darüber ftveiten, ob umter jenen 14 Sah- 
mittelbar der Wahl vorhergehende oder mur irgendein 
L aus dem Leben bes Gewählten zu verftehen fei? Iſt, 
gt wurde, richtig: daß der Gewählte die Vermuthung 
folfe, mit den pofitifchen Verhältniſſen feines Yan- 
fein, dann könnte man Hier dazu gelangen, fic) 
n Seite hin zu entjcheiden. Wenn jemand_die erſten 
feines Lebens vielleicht in den Vereinigten Staaten, die 
21 Jahre oder mehr aber im Auslande zugebracht hat, 
ſich an jener Vermuthung fehr gegründete Zweifel er- 
ererfeits freilich wäre dann denkbar, daß jemand, der 
beftändig in den Vereinigten Staaten gelebt hat, nur 
wählbar fei, weil er fid) im Augenblide der Wahl 
nde aufhält. Wenn aber immer fich zwei Arten der 
darbieten, welche beide zu gleich ſtarken Bedenken füh— 
man derjenigen den Vorzug zu ertheilen, welche den 
am nächften fommt, und fo wird man aud) hier die 
ahre“ — weil diefe Worte ohne jeden Zufag gebraucht were 
— nicht anf die Zeit unmittelbar vor der Wahl beziehen dür— 
n jeden für wählbar erachten müfjen, welcher überhaupt 
im Gebiete der Union zubrachte. 
alfen diefen Zweifeln aber geht mit Sicherheit fo viel 
daß, wie ſchon bei ähnlicher Gelegenheit an anderer Stelle 
wurde, die mitgetheiten Beftimmungen entweder zu un— 
oder ganz und gar überflüffig find. Wo es fic) um bie 
ier Perſönlichkeiten handelt, welche eine fo hervorragende 
wie der Präfident und Vicepräfident einnehmen, und wo 
der Modus der Wahl fo fehr in alle Einzelheiten be- 
‘wie im Art, XII der Amendements, da dürfte das 
die Tauglichkeit der zu berufenden Perfonen in der 
dem guten Ermeſſen derjenigen überlaſſen bleiben, 
jener Wahl beteiligt find. Wie die Sade jest liegt, 
Präfident zwar mindeftens 35 Iahre alt, aber er fann 
inev Verbrecher fein; warum alfo zu weniges vorfdjreiben, 
nicht alles ein für alle mal ordnen will? 
‘Prifident und Vicepräfident werden auf vier Jahre 


äfidenten jolle wählbar fein, weldjer nidjt den ge- 
en genfigt; aljo ganz entfchieden der Augenblid der Wahl 


8 
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gewählt??, deren Beginn ftets auf den 4. März feftgefegt ijt; mit 
dem Ablaufe diefer Zeit erreicht die amtliche Stellung beider ipso 
jure ihr Ende. Man wird zu unterfuchen haben, ob diefer Fall 
auch fonft noch eintreten fann? Mit Bezug anf den Präfidenten 
heißt e8 in der Conjtitution: „Im Falle, daß der Präfident vom 
Amte entfernt wird, oder feines Todes, feines Verzichtes oder ein- 
tretender Unfähigkeit, die Befugniffe und Pflichten des Amtes zu 
verjehen, foll das lettere auf den Vicepräfidenten übergehen.’ 2° 

Die drei erften Möglichkeiten find einfah: Wenn der Präfi- 
dent auf Grund eines gegen ihn erhobenen Smpeadments aus 
feinem Amte entfernt wird, oder ftirbt, oder freiwillig zurüdtritt, 
fönnen fic) Schwierigfeiten nicht ergeben. Anders mit Hinfiht auf 
den vierten Punkt; dabei faun naturgemäß nur an eine Unfähig- 
feit gedacht fein, weldje thatfächlich vorübergehend oder doch bes 
grifflih als ſolche anzuſehen if. Wer ift zunächſt befugt, den 
Eintritt folder Unfähigkeit feftzuftellen? Es ift das eine Frage, 
welche gewiß fehr leicht einmal praftifd werden fann, und dod 
ertheilt die amerikanische Wiffenichaft darauf wenig oder gar Feine 
Auskunft. Man könnte auf den erjten Blid meinen, daß dem 
Congreß darüber eine Entfcheidung zuftehen milffe; allein bei 
näherer Erwägung wird man dies zu beftreiten haben, weil dere 
felbe auf diefe Weife die Möglichkeit erhielte, einen der Majorität 
unangenehmen Präfidenten ohne weiteres zu befeitigen; höchſtens 
fénnte man ein Verfahren nach Art des Impeachments für zu- 
fäffig erachten, aber dem widerfpridf dod) die ausdrückliche Vor⸗ 
Ichrift der Verfaffung, dag das Impeachment auf die von ihr be- 
jonders hervorgehobenen Fälle bejchränft bleiben folle. Es gibt 


19 Art. II, Sect. I (1): „He (the President) shall hold his office 
during the term of four years.’ — „Revised Statutes”, Tit. III, Rap. 2, 
Sect. 152: „The term of four years, for which a President and Vice- 
President shall be elected, shall, in all cases, commence on the 4th day 
of march next succeeding the day, on which the votes of the electors 
have been given. 

20 Art. II, Sect. I (6): „Im case of the removal of the President 
from office or of his death, resignation or inability to discharge the 
powers and duties of said office, the same shall devolve on the Vice- 
President; and the Congress may by law provide for the case of 
removal, death, resignation or inability both of the President and 
Vice-President, declaring, what officer shall then act as President, 
and such officer shall act accordingly until the disability be removed 
or a President shall be elected.’ 
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mun allerdings cin Widerſpruch infofern, als für den Vicepräfi- 
denten am fich die Möglichkeit zugelaffen wird, nad Befeitigung 
jeiner Unfähigkeit wieder ins Amt zu treten, während das eben 
beim Priifidenten nicht zutreffen foll. Allein die Conjtitution ift 
fic) über die einſchlägigen Fragen offenbar nie ganz im Klaren 
geivefen, und man muß es als ein Verdienft der Gejesgebung 
anerkennen, dieſe Unflarheit befeitigt zu haben, Wenn, wie ge- 
zeigt, die Conftitution jagt: daß die nach dem Vicepräfidenten zur 
Wahrnehmung der bezüglichen Anıtsgefchäfte berufene Perfon fun- 
given folle entweder bis die Unfähigkeit (des Bicepriifidenten) ge- 
hoben oder cin neuer Präfident evwählt ijt, jo hat fie damit offen» 
bar der Gejeggebung, welder fie vorher die Befugniß ertheilt, 
diefe Perfünlichkeit zu beftimmen, auch das Recht vorbehalten wol- 
fen, zwiſchen den ‚angegebenen Alternativen zu wählen und die 
einfhlägigen Verhältniſſe nad) der einen oder andern Seite hin | 
zu regeln. So hat denn and) ſchon ein Gefes vom 1. März 1792 
vorgefchrieben einmal, da, wenn der in die Präfidentichaft eine 
getretene Vicepriifident gleich feinem Vorgänger unfähig wird, der 
derzeitige Präfident des Senates und, falls aud) ein folder nicht 
vorhanden fein follte, der derzeitige Sprecher des Nepräfentanten- 
haufes „die Gefchäfte der Präfidentfchaft zu verſehen habe“, und 
weiter: daß und wie im diefem Falle Neuwahlen ftattzufinden 
haben, wenn anders: dies nod) vor Ablauf des Quadrienniums 
nad) der Leisten Prifidentenwaht gefdehen fünne.?t 

Man muß annehmen, dag damit and) für den Vicepräſidenten 
wie für den Präfidenten die Möglichkeit ausgefchloffen wird, wieder 
in amtliche THätigfeit zu gelangen. Dieje Grundfüge ftimmen 
zwar nicht ganz mit dev im allgemeinen herrſchenden Anfchauung 
über den rechtlichen Anſpruch einer Perfinlichfeit auf Ausübung 
eines ihr für beftimmte Zeit übertragenen Amtes, aber fie haben 
den unendlichen Vortheil, die einfchlägigen Verhältniffe auf mög- 


21 Bol. „Revised Statutes”, Tit, I, Kap. 1, Sect, 146—149, S. 146: 
„In ‘case of removal; death, resignation or inability of both the Pre- 
sident and Vice-President of the United States the President of the 
Senate or, if there is none, then the Speaker of the house of Re- 
presentatives, for the time being, shall act as President until the 
disability is removed or a President elected." 

Uebrigens muß die Nefignation eines Priifidenten von diefem fujrijtliG 
an den Staatsfecretär eingereicht werden. Geſetz vom 1, März 1792, Rap. 8, 
§ 11 (vgl. „Revised Statutes", Sect, 151), 


118 Adjtes Kapitel. 


Staaten oder einem Particularftaate anzunehmen ?®, und bejtimmt, 
daß er bei feinem Amtsantritte einen Sect. I, Abſchnitt 8 dies 
ſes Artikels genau vorgefchriebenen Eid auf die Eonftitution zu 
leiften Habe?*; diejer Eid ift der richtigen Anſchauung nad) offen- 
bar auch jeder andern Perfon abzunehmen, welche als Präfident 
eintritt oder zur Verweſung dev Präſidentſchaft berufen wird. 

Schließlich ift hier noch ein Umftand Hervorzuheben, welder trog 
alt feiner Wichtigkeit von der Eonftitution mit keinem einzigen Worte 
angedeutet wird und den auch die amerifanijde Wiffenfchaft unbe 
greiflicherweife faum je berührt hat: das ift die Frage nad) der 
perfonliden Rechtsſtellung des Präfidenten und Vicepriifidenten. 

Ganz merkwürdig muß es dod) ſchon auf den erjten Bli ev- 
ſcheinen, daß den einzelnen Congrefmitgliedern, deren Stelfung 
feineswegs eine fo hervorragende ijt wie die jener beiden Magi- 
ftvate, Privilegien aller Art zugebilfigt werden, während mit Be- 
zug auf die letztern davom gar nicht die Rede ift. 

Die Gerfaffung der Union fett einen Präfidenten voraus, 
welder als ein mehr oder minder felbjtändiger Factor der Re- 
gierung, beziehungsweife als der alleinige Leiter der Executive, be- 
ftändig in Thätigfeit zu treten Hat; der Möglichkeit, diefe Thitig- 
feit auszuüben, fann er nicht verluftig gehen dürfen, wenn anders 
der ganze Regierungsmechanismus nicht zerftört werden joll. Man 
wird alfo gar nicht umhin Können, aus diefer Anſchauung heraus, 
für den Präfidenten ſolche Privilegien in Auſpruch zu nehmen, 
welche ihm eben jene Möglichkeit fihern müffen; er wird während 
feiner Amtsdauer von jedem Arrefte wenigftens in ganz der 
gleihen Weife für befreit zu erachten fein, welche den Congreß— 
mitgliedern gegenüber in Anwendung gebracht wird, und ganz 
dafjelbe wird mit Bezug anf den Vicepräfidenten zu gelten 
haben?®, da aud) diefer erjtens als Präfident des Senates zum 


#3 „... he (the President) shall not receive within that period 
(for which he shall have been elected) any other emolument from 
the United States or any of them.” Bgl. „Revised Statutes", Sect. I(7i. £.). 

24 Art, II, Sect. I (8): „Before he (the President) enter on the 
execution of his office, he shall take the following oath or affırm- 
ation: I do solemnly swear (or affirm) that I will faithfully exe- 
cute the office of President of the United States and will, to the 
best of my ability, preserve, protect and defend the constitution of 
the United States.“ 

25 Anderer Anſicht ift Mohl, a a. O, S. 279. 
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Das Verhältniß der Regierungsfactoren zueinander 
hinfidhtlid) ihrer Competenz. 


Die Competenz der Vereinigten-Stanten-Regierung, als dev 
Centralgewalt in einem zufammengefegten Staate mit mehrern 
neben jener. beftehenden Particulargewatten, wird durd) den dew 
letztern zufallenden Wirfungstreis begrenzt; die auf foldje Weiſe 
umfchriebene Unionsfouveränetät wird mm aber nicht durchgehende 
durch diejelben, in den vorigen Kapiteln näher dargeftellten, Face 
toren, und ftets in gleichen Zufammenwirfen derjelben zum Aus: 
drud gebracht, jondern diefelben treten, wie ſchon an anderer 
Stelle bemerkt wurde, theils einzeln, theils gemeinſchaftlich han- 
delnd auf, und erſcheinen, entjprechend diefer verſchiedenen Con— 
ftellation, als begrifflich verfchiedene Träger der Staatsgewalt, 
foweit diefelbe bei der Unionsregierung ruht. 

OL und wie eine derartige Verſchiedenheit eintritt, fann man 
mit Sicherheit beftimmen durd) einen Rückſchluß aus den mates 
tiefen Befugniffen, welche dem Präfidenten oder Senate oder Re— 
präfentantenhaufe oder mehrern diefer drei Factoren zugleich ver— 
faſſungsmäßig zugeſprochen werden; ftellen fic) diefe Befugniſſe 
als Ausflug des ftaatlihen Sonveränetätsvechtes dar, fo ergibt 
fi), daß dic mit Wahrnehmung jener Befugniffe betrauten Or— 
gane in tantum Träger der Regierungsgewalt find. 

Eine derartige, wenn man fo fagen darf, Vertheilung der 
Unionsfouveränetät ijt bisher felten oder nie anerkannt, vielmehr 
alfgemein behauptet: worden, daß die Regierung ausſchließlich dem 
Congreffe im feiner durd) das Beto des Präfidenten modificirten 
Thitigteit zuftehe. Und die Conftitution hat offenbar felbft diefe 
Auffaffung getheilt, weil fie fid) nicht Hare Rechenſchaft von den 
SAHlupfolgerungen abzulegen vermochte, welche aus ihren Vor— 
ſchriften fi) mit zwingender Notwendigkeit ergeben; nur darf 
man als Beweis hierfür nicht gleich den erjten Sag vorbringen, 
in weldjem es Heißt: Alle gejeßgebende Gewalt foll einem ,,Con- 
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dem ſchon anderweitig formulirten Sage fefthalten, daß, wer 
immer mit Negierungsbefugniffen ausgeftattet ift, begrifflich aud) 
infofern Träger der Negierungs- oder mit andern Worten der 
Staatsgewalt fei. 

Mit Nücfiht auf diefe Erwägungen laſſen fih nun, genauer 
zugefehen, drei verſchiedene Organe erkennen, weldje, je in einer 
beftimmten Sphäre, die Souveränetät der Vereinigten Staaten 
als folder zum Ausdruck bringen: erftens der Präfident; zweitens 
der Präfident zufammenwirfend mit dem Senate; und drittens: 
der Congreß in feiner durd das Veto des Präfidenten mobdifi- 
eirten Thätigkeit. Man wird zu unterfuden haben, wie fic) die 
Kompetenzen diefer drei Organe untereinander abgrenzen. 

Der Präfident ijt in voller Seldftändigfeit Träger der Ber- 
einigten- Staaten» Regierung infofern, als er das Recht der Be— 
guadigung in allen Fällen hat, in denen nicht eine Verurtheilung 
auf ein Impeachment Hin vorliegt: „Er foll befugt fein, Straf- 
nachliffe und Begnadigung für alle Verlegungen der Vereinigten 
Staaten, ausgenommen in Fällen eines Impeachments, zu eve 
theilen.“? 

Zunächſt muß der materielle Inhalt dieſes Rechtes feſtgeſtellt 
werden. Der engliſche Text ſpricht von „offences against the 
United States”; darunter werden offenbar ſtrafrechtlich zu ver— 
folgende Uebertretungen der von der Union, als ſolcher, aus— 
geheuden Geſetze, beziehungsweiſe ſolche ſtrafbare Handlungen 
zu verſtehen fein, deren Aburtheilung nad) den nod) anderweitig * 
zu befpredenden Grundfägen vor einem Vereinigten-Staaten-Ge- 
richte erfolgt. Weniger zweifellos ift die Frage, ob der Präfident 
die Befugnif habe, nur rechtskräftig verhängte Strafen zu er— 
laſſen oder auch ſchon Unterfuchungen niederzufchlagen? Es iſt 
wunderbar genug, daß fic) die amerifanifde Jurisprudenz dieje 
unendlich wichtige Frage foum jemals vorgelegt, gefchweige denn 
beantwortet hat. Für die erfte Möglichkeit würde man fic) mit 
Hinfidht auf den Wortlaut des wiedergegebenen Gages zu ent» 
ſcheiden Haben: es Heißt ganz alfgemein, daß der Präfident die 
Folgen unerlaubter Handlungen niederſchlagen könne: „except in 


Art. U, Sect. Il l i. £): ,,... he (the President) shall have power, 
to grant reprieves and pardons for offences against the United States, 
except in cases of impeachment." 

* Bgl. unten Kap. 23, 
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Ein anderes Bedenfen fann entjtehen mit Bezug auf die ere 
wähnten Ausnahmefalle. Wie an anderer Stelle > nod) näher zu 
zeigen fein wird, befteht die Wirfung eines erfolgreichen Smpeach- 
ments lediglich in der Entfernung vom Amte und der Entziehung 
gewiffer bürgerlicher Rechte. Nicht ausgefchloffen wird dadurd), 
daß die betreffende Perfon wegen der von ihr begangenen Hand- 
lungen aud) nod) außerdem im Wege des ordentlichen Gerichts- 
verfahrens beftraft werde. Wie weit erftredt fih nun mit Bezug 
hierauf die in Nede ftehende Befugniß des Präfidenten? Iſt er 
nur außer Stande, die auf das Impeachment als folches folgende 
oder aud) die eventuell neben jener im Wege des ordentlichen Ge- 
richtsverfahrens verhängte Strafe zu erlaffen? €8 fcheint gerecht. 
fertigt, das Begnadigungsredt nur Hinfichtlid) der erftern aus— 
zufchließen; denn der Proceß, welcher jemandem in der gedachten 
Weife neben dem Impeachment gemacht wird, ift begrifflih von 
dicfent ganz und gar unabhängig; e8 handelt fic) dabei gar nicht 
mehr um einen „case of impeachment”. Und außerdem würbe 
e8 fich, vom Standpunkte der Zweckmäßigkeit aus gejehen, gerade 
bei vielen folder Gelegenheiten empfehlen, eine Begnadigung ein- 
treten zu laffen, da eben fehon die auf das Smpeadment hin fol: 
gende Verurtheilung als genügende Sühne® wird anzufehen fein. 

Nah) Erörterung diefer Einzelheiten kommt es nun darauf 
an, den, wenigjtens hier weit wichtigern Punkt feftzuftellen, warum 
denn die Ertheilung des Begnadigungsrechtes den Präfidenten redht 
eigentlich in tantum zum Zräger der Regierung mache? 

Es ift das andererfeits eine Frage fo allgemeiner Art, daß 
hier nur das Nothwendigfte darüber gefagt werden fann. Eine 
Strafe wird verhängt zwar durd) ein beftimmtes Gericht, aber 
fie ift begrifflich dod) immer nur die unabwendbare Folge des 
„Geſetzes“; eine lex specialis für den einzelnen gegebenen Fall, 
wenn man fo fagen will. Nun gibt eS feinen einfachern und je 
weniger anzuzweifelnden Sab, als den alten Ausfpruch des römi- 
{den Juriſten: ,nihil tam naturale est, quam jura eo modo 


5 Kap. 14. 

s Die Wirkung des Ampeadments befteht zwar, wie unten ©. 181 ane 
einandergefett ift, nicht im einer „Strafe; die darauf hin erfolgende Ents 
fernung der impeachten Berfon ans dem Amte aber wird für diefe jedenfalls, 
die Sade vom praltifchen Gefidjtspuntte aufgefaßt, zu einer fehr fühlbaren 
Beeinträchtigung ihres Anfehens. 


Das Verhaltniß der Negierungsfactoren zueinander. 125, 


omodo nascuntur“, Wendet man diefen Sas auf 


daß eine Strafe, weldje die einfache Wirkung des Gee 
1 als deren eigentliche Urheber fomit die Stantsgewalt 
ift, aud) nur durch die Staatsgewalt aufgehoben 
form, 5, §. mit andern Worten; Wer immer im 
ift, eine Strafe zu evlaffen, wird eben darum und ums 
t gum „Träger der Staatsgewalt“. Uebereinftimmend 
Auffaffung der Sache wird denn auch in den conftitus 
Monardien Europas das Begnadigungsrecht als ein 
ht der Krone, d. h. ein ſolches Sonveränetätsrecht an- 
eſſen Ausübung dem Monarchen, ohne Mitwirkung der 
‚ zugeftanden werden müſſe, und nicht ohne Grund wird 
in dieſem Rechte einer der Hauptjächlichften Beweiſe dafür 
daß der Monard nicht etwa blos ein Träger der Exe- 
¥ ; 


man fih nun, warum die Urheber der amerifanifchen 

mn auf einen foldjen Gedanfengang, tro all feiner Ein- 
nicht geführt worden find, fo wird man dafür ehr Leicht 
ffungen finden: einmal ſollte es offenbar um jeden 

den werden, in die Conftitution aud) nur einen eine 
aufzunehmen, welcher einen Beigeſchmack monarchiſcher 

an fi) trüge, und zweitens vermochte man fich eben 

w jt machen, daß beftimmte Regierungsacte einer Feſt— 
im Wege der Gefeggebung nicht bedürften; daraus folgert 
ohne weiteres; Wer nicht Gefeggeber ift, ift auch nicht 
der Souveränetät. Gerade aber im Begnadigungsrechte 
er Schlagendfte Beweis, daß es Regierungsacte gibt, welde 
| eines Geſetzes zu Heiden überflüffig ijt. Der Gnaden- 

in Amerika, wie überall, dem Begnadigten nur perfün- 

unt gegeben zu werden, Die Aeußerung des Staatswillens 
Beziehung ijt eben nicht von jo großer praftifcher Wid)- 


Story, a. a. O., Bd. 2, 8. 1495 fg., ſucht den im Texte wieder- 
edankengang, welcher im wefentlichen den Anfichten Montesquien’s 
I Liv. VI, Chap. 5) entfpridjt, diefem letztern gegenüber 
gen; allein gerade diefe Stelle des Commentars macht den Ein- 
‘ob dex Verfaffer deffelben feine Anficht nicht vorurtheilsfrei, jon- 
in dem Bejtreben entwidele, die Anſchauung der Conftitution 
Preis zu rechtfertigen. 
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tigkeit und jo allgemeinen Intereffe, daß eine Bekanntmachung 
derjelben in dev allgemein erfennbaren Art nöthig wäre, welche 
der Begriff des Geſetzes in fich ſchließt. 

Als Träger dev Staatsgewalt erſcheint zweitens der Präfident, 
in ciner fogleid) näher zu befchreibenden Weiſe —— 
mit dem Senate, 

„Er (der Präfident) foll befugt fein, unter und mit Beivath 
und Zuftimmung des Senates Staatsverträge abzufchliefen, vor- 
ausgefegt, daß zwei Drittel der (in der betreffenden Sigung) an— 
wejenden Mitglieder diefelben genehmigen.“ ® 

Man kann bei diefem Wortlaute der Verfafjung darüber 
zweifelhaft fein, ob die Thätigfeit des Senates Hier derjenigen des 
Präfidenten vollfommen bei- oder untergeordnet fei? In dem 
erftern Falle wäre, wenigftens juviftijd)-formell, der Wille des 
Präfidenten als die ausfdjlieflide causa jedes Staatsvertrages 
anzufehen — ähnlich, wie von vielen Publicijten für die euros 
päifchen conftitutionellen Monardien die Stellung des Fürften 
den Kammern gegenüber aufgefaßt wird; in dem andern Falle 
würde diefe causa gleihmäßig in dem Willen des Präfidenten 
und des Senates zu fuchen fein. Diefe Frage ijt zunächſt zwar 
vein theovetifcher Natur und entbehrt aud) mit Bezug auf den 
hier in Nede ftehenden Punkt jedes praktiſchen Werthes; fie fann 
einen foldjen aber Hinfichtlic anderer Verhäftniffe? erlangen, bei 
denen ebenfalls ein derartiges Zujammenwirfen des Präfidenten 
und des Senates verfafjungsmäßig erforderlich) ift. Wofür man 
ſich aber aud) entſcheiden mag, der Präfident bleibt, foweit es fic) 
um den Abſchluß von Staatsverträgen handelt, immer rechtlich 
ein Träger der Sonveränetät, während ev Hinfichtlic anderer Re— 
gierungsacte, wie weiter unten näher gezeigt werden fol, gar nicht 
als auctor derjelben erfcheint. 

Schließlich ijt nun aud) Hier nadzuweifen, warum der Ab- 
ſchluß von Staatsverträgen rechtlich als ,,Regierungsact”, in dem 
ſchon mehrfach erörterten Sinne diefes Wortes, aufzufaffen fei? 
Man hat dies darum anzunehmen, weil durd) derartige Verträge 


4 rt. II, Geet. II (2): „He (the President) shall have power, by 
and with the advice and consent of the Senate, to make treaties, 
provided two thirds of the Senators present concur.” — Welches der 
eigentliche Inhalt diefes Rechtes fei, findet fih unten Kap. 20 bei Anmerkung 6 
näher bejprodjen. 

* Bgl. Kap. 11 bei Aumertung 5. 
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die Sphäre aller ſtaatsbürgerlichen Individuen eine ſolche Bee 
einfluffung erfährt, wie fie, nad) dem ganzen begrifflihen Wejen 
des Staates, nur von diefem letztern ausgehend angefehen wer- 
den fann, Zieht etwa ein Act, wie er in Amerika durch eine 
fogenannte private bill feitgeftelft zu werden pflegt, die rechtliche 
Sphäre der Staatsbürger mehr in Mitleidenfdjaft, als ein Bere 
trag mit einem fremden Staate? Daß Staatsverträge die Natur 
von Geſetzen haben, läßt fic) übrigens gerade mit Bezug auf die 
Bereinigten Staaten aus der Conftitution ſelbſt nadweifen: Das 
Recht der Kriegserflärung wird der „Legislative als folder zu— 

odjen 10; ift aber eine Kriegserflärung begrifflic) vom Ab— 
ſchluſſe eines Staatsvertrages verſchieden? Stellt man ſich auf 
den völferrechtlihen Standpunkt, fo ijt die erftere nichts anderes, 
als die Aufhebung eines, wenn auch nur ſtillſchweigend beftehen- 
den Vertrages, defjen ausdrüdliche Feſtſetzung, beziehungsweife 
Aenderung, wie man fie unter dem Abjchluffe von Staatsverträgen 
zu begreifen pflegt, darum gar nicht anders beurtheilt werden 
fann. Der ſchon einmal angeführte Sak, daß Rechte nur in einer 
Weiſe aufgehoben werden können, ,,begrifflic) gleichartig derjenigen, 
auf welche fie entftanden find“, muß aud) hier zu der Anfhauung 
führen, daß, wenn eine Kriegserklärung einen Act der Regierungs- 
gewalt als foldjen darftellt, der Abſchluß eines Staatsvertrages 
nichts anderes fein kann. Und diefe Wahrheit, welche eingehender 
zu begründen Hier zu weit führen würde, ift eine fo felbftverftänd» 
Tide, daß fic fic) faum jemals einem Gefeggeber hat entziehen 
können; in allen Grundgejegen, welche im Laufe der nenern Zeit 
entftanden find, macht fic) ein gewiſſes Schwanfen mit Bezug auf 
die Frage bemerkbar, ob die „Executive“ oder „Legislative“ zum 
Abſchluſſe folder Verträge berechtigt fei. Und gerade Hamilton 
hat das DVerdienft, die Sache mit großer Klarheit erkannt zu 
‚haben; er jagt im ,,Federalist”''; „Wiewol einige Schriftjteller 
über das Wefen der Staatsregierung jene Befugniß (Staats- 


4 Art, I, Sect. VILL (11), vgl. unten Kap. 20 bei Anmerkung 1 und 
II. 


U „The Federalist (Hamilton-Edition, ©. 557): „Though several 
writers on the subject of government place that power in the class 
of executive authorities, yet this is evident by an arbitrary dispo- 
dition: for, if we attend carefully to its operations it will be found 
to partake more of the legislative, than of the executive character; 
though it does not seem strictly to fall within the definition of either. 
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verträge abzuschließen) für einen Gegenftand executiver Befugniffe 
erklären, erſcheint es dod) etwas wilffürfich: denn wenn wir genau 
die Wirkungen in Betracht ziehen, welche fi aus der Handhabung 
jener Befugniß ergeben, fo wird man finden, daß diefe letztere 
mehr vom «fegislativen», als executiven Charakter an fic) trägt, 
wiewol fie, ganz ftrenggenommen, weder dent einen nod) dem an- 
dern entſpricht.“ Der große Staatsphilofoph Hätte fic) bei feiner 
genanen Prüfung der Sache begnügen, und nicht nod) eine „ganz 
genaue” anftellen follen, welde ihm die Ergebniffe der erſtern 
wieder zweifelhaft machte; aber die Vorurtheile der Zeitgenofjen 
find fo ſchwer zu überwinden, daß jelbft ein Mann wie Hamilton 
fich nicht entfchließen konnte, unbeirrt von jenen, die Schlußfolge- 
rungen aus einem an fic) unbeftreitbar richtigen Gedanken zu 
ziehen. Man Hat aber gar nicht nöthig, auf die Aeußerungen 
derjenigen zu verweifen, denen die Conftitution ihre Entjtehung 
verdankt, fondern fann fic), wie gefagt, an das Gefets ſelbſt Halten, 
welches anfer dem befprochenen noch manden andern Anhalt für 
die hier vertretene Anficht bietet. 

Die Beftimmungen über den Abſchluß von Staatsvertrigen 
find im Art. IT enthalten, welcher fic) ausfchlieklid mit der „Exe- 
cutive” befafjen will. Er beginnt mit dem Sake: Die Executive 
joll von einem „Präfidenten” geübt werden; und doc wird we— 
nige Zeilen nachher der Abſchluß von Staatsverträgen, wie man 
Gefehen Hat, nicht dem Prifidenten überlafen; liegt der Gedante 
nicht nahe, daß die entfprehende Befugniß aud) in Wahrheit gar 
nicht in den Rahmen der Executive gehöre? Dann aber Heißt es 
im Art, VI der Conftitution geradezu: „Diefe Conftitution und 
die Gejeße der Vereinigten Staaten, welche auf Grund der erftern 
erlafjen werden, und alle Staatsverträge, welche im Namen 
der Vereinigten Staaten bisher abgefchlofjen worden find oder noch 
abgejchlofjen werden, follen das oberfte Gefet des Landes fein.” 1? 

Steht aber der Abſchluß eines Staatsvertrages begrifflich dem 
Erlaſſe eines Gefeses gleich, fo find eben diejenigen Factoren, 
welche zu dem erftern berechtigt find, ebenfo wol Träger der 
ftaatlihen Souveränetät, wie diejenigen, welche mit der zweite 


12 Yet, VI (2): „This constitution and the laws of the United 
States which shall be made in pursuance thereof and all treaties 
made, or which shall be made, under the authority of the United 
States shall be the supreme Iaw of the land.” 
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Ausfhlag hinſichtlich der vorgelegten Gragen.* Gin Gejes fan 
entweder im Genate oder im Repriijentantenhauje zuerſt ein- 
gebracht werden’; dod) heißt es ausdriidlid: „Alle Gefege für die 
Beſchaffung von "Stantseinfänften jolfen vom Repräfentantenhaufe 
ausgehen; der Senat. fann dazu, wie in Betreff aller andern Ge: 
fete, Amendements vorjdlagen.” + 

Dak und in. welder Weije jedes Haus verpflichtet: fei, ein 
Journal jeiner Verhandlungen zu führen und von Zeit gu Zeit 
zu veröffentlichen, ift ſchon an anderer Stelle’ erwähnt worden; 
daß die Verhandlungen ſelbſt ebenfalls öffentlich) vor fich zu gehen 
haben, wird zwar nirgends bejonders hervorgehoben, ift aber 
felbſtverſtändlich, weil es ohne weiteres aus dem Begriffe der 
Gefetgebung an fic) Herzuleiten ijt. Die Wichtigkeit diejes Punktes 
darf keineswegs unterjchägt werden; der Hauptwerth des Conjti- 
tutionalismus befteht nicht darin, daß „ein Volk fic) jelbft regiert”, 
fondern daß es von Männern regiert wird, im deren Einficht 
und Charakter die mafgebenden Elemente defjelben volles Ver— 
trauen befigen oder dod) zu befigen erklärt haben, und daß der 
Staatsbürger im allgemeinen in den Stand gelangt, die Beweg- 
gründe für alle Negierungsthätigfeit und daraus deren ſachgemäße 


from day to day and may be authorized to compel the attendance of 
absent members, in such manner and under such penalties as each house 
may provide. 

? Das wird nirgends ausdrücklich beftimmt, werfteht fic) aber, nad) dem 
Begriffe des Parlamentes, ganz von felbft. 

Auch diefer Gat it im der Conftitution unmittelbar nicht euthalten; 
aber in dem weiter unten bei Anmerkung 7 wiedergegebenen Beſtimmungen heit 
es, daß der Präfident betreffendenfalls einen ihm überfandten Gefegentwurf 
an dasjenige Haus folle zurlidgelangen laſſen, in weldjem derjelbe zuexft ein- 
gebradjt war; daraus folgt denu der im Texte aufgeftellte Sat mittelbar, 
Ueberhaupt ift die Prazis des englifchen Parlamentes, nach dem unzweifelhaften 
Willen derjenigen, welde die Conftitution geihaffen haben, für den amerifa- 
niſchen Congreß jo weit maßgebend, wie die Berfaffung oder Geſetzgebung 
nichts anderes beftimmen; das folgt Übrigens and) ſchon aus der Reception 
des englifchen common law im allgemeinen. 

* %t, I, Sect, VII (1): „All bills for raising vevenne shall origi- 
nate in the ‘house” of Representatives, but the Senate may propose or 
concur with amendements as on other bills’; das ift aud) eine Bee 
— welche aus dem eugliſchen Staatsreihte herlibergenommen wor⸗ 
den ift, 

© Bal. oben Kap. 7 bei Anmerkung 30. 
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‚Handhabung zu exfennen.° Man ift nur allzu oft geneigt, diefen 
Erwägungen nicht genug nachzugehen. Viele meinen, dew öffent 
lichen. Charakter der Parlamentsverhandfungen ſchon dann Hine 
reichend zu wahren, wenn fie eine Verbreitung derjelben auf dem 
Wege der Tagesprefje für zufäffig erklären; aber das ift zweifel- 
108 nicht zutveffend. Grundfäglic wenigftens jollte die „Oeffent- 
lichkeit” dahin verftanden werden, daß jedem Staatsbürger die 
‚Möglichkeit geboten wird, fic) perfünlich von dem Gange der Ber- 
handfufigen zu überzeugen; und, wenn die Verwirklichung diefes Ger 
Dankens auch in jedem Falle durch technische Hindernifje ausgefchloffen 
werden muß, fo follte doch alfenthalben foviel als thunlich verſucht 
werden, darauf Hinzutarbeiten, d. h. den Ort der Parlaments- 
verhandlungen derart einzurichten, daß einer möglichft großen Zahl 
von Perfonen Gelegenheit geboten ift, denfelben beizuwohnen, und 
feinesfalls oder doc) nur mit ganz geringen Ausnahmen follte 
der Zutritt von befondern Eigenfchaften der Nachſuchenden ab- 
Hängig gemacht werden, In diefer Hinficht muß man 3. B. die 
Schwierigkeit, mit welcher thatſächlich der Zutritt gu den Ver— 
handlungen des englischen Parlamentes zu erlangen ift, als ge- 
radezu fachwidrig bezeichnen. Die Möglichkeit, den Sigungen 
des Congreffes im Capitol zu Wajhington beizuwohnen, ift zwar 
nicht in gleicher, aber doch auch, zu beftimmten Zeiten wenigjteng, 
in einer Weiſe erſchwert, welche befonders in einer „Demokratie 
ſehr auffältig erfcheinen muß. 

Wenn eine Vorlage von beiden Häufern angenommen wor— 
den ijt, jo muß fie dem Präfidenten überfandt werden: ,, Seder 
Geſetzentwurf, bevor ex Geſetzeskraft erlangt, joll dem Präfidenten 

ber Vereinigten, Staaten zugejtellt werden; wenn er denfelben ge- 
nehmigt, jo foll ex feine Unterſchrift ertheilen; aber wenn nicht, 
jo ſoll er ihn, unter Angabe feiner Bedenken gegen denfelben, 
am dasjenige Haus zurüdjenden, in welchem er zuerft eingebracht 
worden ijt, und weldjes dann, unter Eintragung diefer Bedenken 
in fein Sournal, zu einer nodjmatigen Prüfung des. Entwurfes 
zu schreiten hat. Wenn nad diefer nochmaligen Prüfung zwei 
Drittel de Haufes geneigt find, das Gefes in Kraft treten zu 
laſſen, ſoll der bezügfiche Entwurf, fammt den Bedenfen (des 
enten) dem andern Haufe überfandt werden, welches eben- 

falls dariiber nod) einmal berathen foll, und, wenn auch hier 
eine Zwei-Drittel-Majorität demfelben zuftimmt, Gejegestraft er- 


© Bol, unten Rap. 34, Pe 
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langen. Aber in allen folchen Fällen follen in beiden Häuſern 
nur geradezu verneinende oder bejahende Stimmen abgegeben 
und die Namen der «für» und «wider» Stimmenden in das be- 
treffende Journal eingetragen werden. Wenn irgendein Entwurf 
innerhalb zehn Tagen (Sonntage nicht mitgerechnet) nad) feiner 
Zuftellung an den Präftdenten von diefem nicht follte zurück— 
gefandt worden fein, fo foll derfelbe gerade fo, als wenn er die 
Unterfdjrift des Präfidenten erhalten hätte, Gejesestraft erlangen, 
wenn nicht der Congreß, durch feine Vertagung, die Rückſendung 
unthunlic) macht, in welchem Falle der Entwurf Gefewesfraft 
nicht erlangen ſoll.““ Es fragt fi), ob es geftattet fet, die für 
die Rückſendung bewilligte Frift von zehn Tagen in folden Fällen 
zu verlängern, in denen die verwideltere Natur des Gegenftandes 
oder fonftige Umftände ähnlicher Art es billig erfcheinen laſſen, 
dem Präfidenten einen weitern WAusftand für die endgültige Prü- 
fung der ihm unterbreiteten Vorfchläge zu gewähren? Obgleich 
die Conftitution eine derartige Abweichung von der oben mit» 
getheilten Regel nicht ausdrücklich zuläßt, wird man bei der offen» 
baren Zweckmäßigkeit, ja, unter Umftänden, Nothwendigfeit der- 
jelben, faum ein Bedenken dagegen geltend machen dürfen. Auch 
das fann nad) dem Wortlaute der mitgetheilten Beftimmungen 
nod) zweifelhaft fein, ob das Veto des Präfidenten zuläffig ift, 
wenn bereits bet der erjten Berathung ein Gefegentwurf eine 
Zwei-Drittel-Majorität in beiden Häuſern des Congrefjes erhalten 


7 Art. I, Sect. VII (2): „Every bill, which shall have passed the 
house of Representatives and the Senate shall,ebefore it becomes a 
law, be presented to the President of the United States; if he ap- 
prove, he shall sign it, but if not, he shall return it with his objec- 
tions to that house, in which it shall have originated, who shall 
enter the objections at large on their journal, and proceed to recon- 
sider it. If, after such reconsideration, two thirds of that house 
shall agree to pass the bill, it shall be sent, together with the ob- 
jections, to the other house, by which it shall be likewise recon— 
sidered, and if approved by two thirds of that house, it shall become 
a law. But in all cases the votes of both houses shall be determined 
by yeas and nays; and the names of the persons voting for and against 
the bill shall be entered on the journal of each house respectively, 
If any bill shall not be returned by the President within ten days 
(Sundays exepted) after it shall have been presented to him, the same 
shall be a law, in like manner as if he had signed it, unless the Con. 
gress, by their adjournment, prevent its return, in which case it shall 
not be a law.” 
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Hat? Aber dieje Frage wird dod) unbedingt bejaht werden müſſen; 
denn der Gedanke, welcher der Sect. VII zu Grunde liegt, iſt offen- 
bar der, daß feine Vorlage Geſetz werden folle, ohne daß Senat 
wie Nepräfentantenhaus die etwaigen Bedenfen des Präfidenten 
gegen einen ihrer Befchlüffe in Erwägung gezogen haben. Und 
eS fan ſehr wohl der Fall gejegt werden; daß nad) Kenntnißnahme 
dieſer Bedenken beide Häufer anderer Anficht werden, als vorher; 
alfo aud, da ein Geſetzentwurf, welcher vielleicht zuerſt eine 
Zwei-Drittel-Majorität erlangte, fpäter, nachdem er mit den Ein- 
Wendungen des Präfidenten an die Parlamente zurücfgefandt wor- 
den ift, in diefen, wenn überhaupt, doch eine geringere Majorität 
für fid) Habe, als bei der erjten Berathung. 

Erwägt man nun, welder Art denn, nad) allem Borgetva- 
genen, die Befugniffe des Präfidenten hinſichtlich der Legislative 
feien, jo muß zunüchſt auffallen, daß jedes Gefey ohne die Zu— 
ftimmung defjelben zu Stande kommen kann; es fragt fic) daher: 
St derjelbe, im eigentlichen Sinne, Mitträger der Legislative?, 
‚oder wie fonjt ijt das ganze Verhältniß aufzufafien? Diefe Frage 
‘aber wird, wenigftens mittelbar, von der Conftitution felbft gleich 
in ihrem erften Sake beantwortet, welcher, wie ſchon einmal® mit- 
getheilt, bejagt: „Alle gefekgebende Gewalt foll einem Congreffe 
der Vereinigten Staaten zuftehen, welcher fid) aus einem Senate 
und einem Nepräfentantenhaufe zuſammenſetzen fol.“ Danad 
wird man ohne weiteres behaupten dürfen, daß nad) der Auf- 
fafjung der Conftitution von der durch fie gefdaffenen Stellung 
des Präfidenten diejer an der Legislative nicht betheiligt ijt, und 
wenn man die Sade an fic) ftreng nach juriftifchen Rückſichten 
prüft, wird man diefer Auffafjung nur zuftimmen können; Der 
Unterſchrift des Präfidenten, wie fie offenbar der Regel nach jedem 
Geſetze ertheilt werden joll, kann zunächſt fehr wohl lediglich die 
Bedeutung untergelegt werden, dak er damit, als Träger der Exe— 
cutivgewalt, befdeinigt, von dem Willen der Legislative Kenntniß 
genommen zu haben. Was den Fall anlangt, da der Priifident 
cine ihm überfandte Vorlage nicht innerhalb der zehntägigen (oder 
ausdrücklich Länger feitgefegten) Frift zurüdjendet, jo wird hier 
offenbar ftilljchweigend feine Kenntnignahme und zugleid ver- 
muthet, daß er, fet es aus Abficht, fei es aus Nadjläffigkeit, 
unterfaffen habe, feine Unterfhrift zu notificiven; dieſelbe wird, 


* Bgl, das vorige Kapitel bei Anmerkung 1. 
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wenn anders man fid) Hier diejes Ausdrudes bedienen darf, mit 
Rückſicht auf die einfchlägigen Beftimmungen der Conftitution 
gleihfam per contumaciam fiir ertheilt angefehen. Mehr 
Schwierigkeiten bieten fih da, wo der Präfident einen Geſetz- 
entwurf mit feinem ausdrücklichen Beto belegt; hier wird der— 
jelbe nur dann Gefeß, wenn er, entgegen jenem Veto, von beiden 
Häufern des Eongrejjes mit einer Zwei-Drittel-Majorität noc) 
einmal angenommen wird. Allein and) mit Rückſicht hierauf wird 
man den Präfidenten nicht als eigentlichen Mitinhaber dev Legis— 
lative anfehen dürfen; denn troy der ihm infofern ertheilten Be- 
fugniß kann jedes Gefeß dennoch ohne, ja gerade gegen feinen 
Willen zu Stande kommen; es treten, fobald der Präfident von 
feinem Rechte Gebraud) macht, nur andere Grundfäge über den 
Modus in Kraft, nach welchem die Beſchlüſſe des Congreſſes fich 
geftalten müfjen, wenn fie die Wirfung eines Geſetzes erlangen 
jollen. Die Thätigkeit des Präftdenten hat alſo begrifflic, fein 
„anderes Object, als diefen Modus, d. h. ein rein formelles Mo— 
ment, während ihm ein Recht, an der Geſetzgebung in mateviel- 
fer Hinficht theilzunehmen, nicht gegeben wird. Der Präfident ift 
nach alfedem zwar nicht ein Mitträger der Legislative fo, daß der 
Inhalt der Gejese auch nur theilweife auf feinen Willen zurüd- 
zuführen wäre, aber nichtsdeftoweniger ein fiir den Proceß der 
Gejeggebung unerlaplicher Factor; feine Stellung ijt in diefer 
Hinficht eine fo eigenthümliche, daf es unmöglich erſcheint, dies 
felbe in eine beftimmte juriftiiche Formel zu Heiden. Das Staats- 
redt, im der unendlichen Mannichfaltigfeit feiner Schöpfungen, 
bietet bei genauerer Betrachtung derartige Erfeheinungen mehr, 
als man in der Negel anzunehmen pflegt. Auf welde Weife 
immer man aber das Verhiltnif des Präfidenten der Legislative 
gegenüber glaubt erklären zu müfjen, jedenfalls fteht feft, daß er 
bei Ausübung feines Vetorechtes ſchlechthin unbeſchränkt und nie 
mandem über die Gründe Nechenfchaft abzulegen verpflichtet ijt, aus 
denen er betreffendenfalls einem Bejchluffe des Congreſſes feine 
Zuſtimmung werfagt; die Conftitution hat ja offenbar das Veto— 
reiht anerfannt, um im dent Präfidenten neben dem Senate und 
Nepräfentantenhaufe noch einen dritten, durchaus jelbjtändigen, 
namentlich aber von den beiden genannten Körperfchaften voll 
lommen unabhängigen Factor zu ſchaffen, welcher bei dem Zus 
ftandefommen dev Geſetze gleich jenen, wenn auch in bejchränfterer 
Weife, mitzuwirken habe. Daher ijt es ganz und gar verfehlt, 
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wenn man, wie das auch jegt noch Hin und wieder gejchieht, 
glaubt, den Misbrauch des Betoredjtes als Grund für ein 
Mmpeadment anjehen zu dürfen; eine folche Auffaſſung findet 
in der ganzen Conjtitution and) nicht den geringften Anhalt und 
‚berftößt ganz offenbar auf da8 gröblichfte gegen die Gefichts- 
punkte, aus denen fic) das Vetoredt überhaupt nur erklären läßt. 
ft num auch dev Präfident, ftreng theoretiſch gedacht, nicht als Auctor 
der Geſetze, in materieller" Beziehung, anzujehen: praktifch ge- 
genommen Hat er, wie leicht erfenntlich, trot alledem einen jehr 
‚gewaltigen Einfluß anf den gefammten Gang der Gefeßgebung. 

= Der theoretifche Standpunkt aber, wie er foeben angedeutet wurde, 
iſt nicht etwa nur künſtlich im die Verfaſſung hineinconftruirt, 
ſondern von dieſer ſelbſt mit entſchiedenem Bewußtſein feſtgehalten 
Worden; das zeigt fic) ans einem andern Umſtande, welder nun⸗ 
mehr kurz zu beſprechen iſt. 

Das Vorbild für die amerilaniſche Conſtitution, wie für alle 
neuern Staatsverfaffungen, bildeten ausgefprochenermaßen die eng- 
schen Zuftände; nad) englifdem Staatsrechte ift nun der König, 
beziehungsweijedas ihn perfünlich vertretende Minifterium, mit einem 
Rechte bekleidet, welches man in Amerifa dem Präfidenten vor» 
enthalten Hat, eben, um ihm nicht gleich dem engliſchen Könige 
als einen ſelbſtändigen Factor der Legislative anzuerkennen: d. i. 
das Recht der Initiative. Von diefem Rechte fann nur in Staaten 
mit zufammengejeter Regierung die Rede fein, und man ver- 
ſteht alsdann darunter; die Befugniß Eines unter den mehrern 
Regierungsfactoren, aus fich jelbft Herans die Veranlafjung zur 
Ausführung beftimmter Negierungsacte zu geben, fodaß einem 
von diefem Factor ausgehenden Geſetzesvorſchlage jeder oder zum 
mindeſten einer der andern, an der Regierung mitbetheiligten Fac- 
toren fich theilweife oder ganz, zuftimmend oder ablefnend, aus- 
drücklich und eventuell im Wege des für feine Thätigfeit vor- 
geichriebenen Gefchäftsganges zu erklären Hat. Es fragt fic) nun 
nur, ob die Verleihung diefer Befugniß denjenigen, welden fie 
zufteht, immer und fchlechterdings zum Träger der Staatsgewalt 
im eigentlichen Sinne des Wortes made? Hier fann das nicht 
näher umterfucht werden und ift nur darauf hinzudeuten, daß zur 
Beit, da die amerilaniſche Conftitution entjtand, man biefe Frage 
alfgemein glaubte bejahen zu müſſen; und diefe Anficht ijt es denn 
aud) offenbar, welde Veranlafjung gab, dem Präfidenten ein fols 
thes Recht nicht zu ertheifen. Zwar heißt e8 Art. II, Sect, III: 
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„Er (der Präfident) foll von Zeit zu Beit dem Congreß einen 
Bericht über den Gefammtzujtand der Union erftatten, und feiner 
(de8 Congrefjes) Erwägung folde Maßnahmen empfehlen, wie er 
(der Präfident) fie für nothwendig oder vortheilhaft eradhtet”’? — 
aber das ijt eben etwas anderes, als das Recht der Initiative, 
in der oben befprodjenen Bedeutung; denn auf derartige „Empfeh- 
ungen” hat durchaus Feine Reaction von feiten des Congrefjes 
zu erfolgen, wenn e8 diefem nicht beliebt, fic) mit der betreffen- 
den Angelegenheit zu befaffen. Es werden dementfpredend alle 
Verhandlungen des Congreffes ohne Anwefenheit des Prifidenten, 
beziehungsweife der Minifter geführt und fann jedes Geſetz ver-- 
faffungsmäßig nur in dem felbftindigen Entjchluffe des Senates 
oder Repräfentantenhaufes feine Entftehung finden. 

Schließlich ift hier auf die Beftimmung aufmerffam zu machen, 
daß aud) „jede Anweifung, Refolution oder Meinungsäußerung, 
zu deren Erlaß das Zufammenwirken des Senates und Repräfen- 
tantenhaufes erfordentich fein follte — ausgenommen, wenn e8 fid 
um die Frage der Vertagung handelt — in ganz derfelben Weife 
dem Prifidenten unterbreitet werden muß, wie jeder Gefeb- 
entwurf”. 1° G8 ift das eine Vorfchrift, weldhe, genau genommen, 
gar nicht in der Conftitution ftehen dürfte. 

Unter order, resolution ober vote, wie es im englifchen 
Cexte heißt, verjteht man Gefege beftimmten materiellen Inhaltes, 
bei deren Berathung, gemäß der von jedem Haufe für feine T’hätig- 
Feit zu erlaffenden Gejchäftsordnung, nach andern, weniger ume 
ftändlichen Regeln verfahren wird, als bei der aller fonftigen Ge- 
jeße. Sie find Gefege, weil fie vom Congreſſe als jolden aus- 
gehen und deffen Thätigkeit in jedem alle eine gejetgebende 
ift; und die ganze Verfchiedenheit Hatte die Conftitution einfach 
darum umbeachtet zu laffen, weil ihr gegenüber der Erlaß der 


® „He shall, from time to time, give to the Congress informa- 
tion of the state of the Union, and recommend to their consideration 
such measures, as he shall judge necessary and expedient.’ 

10 Art. I, Sect. VII (3): „Every order, resolution or vote, to which 
the concurrence of the Senate and house of Representatives may be 
necessary (except on a question of adjournnent) shall be presented 
to the President of the United States and before the same shall take 
effect, shall be approved by him or, being disapproved by him, shall 
be repassed by two thirds of the Senate and house of Representatives, 
according to the rules and limitations prescribed in the case of a bill.“ 
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Gefhäftsordnung als ein begriffliches posterius zu gelten hat. 
Mit der gedachten Vorfdhrift anticipirte man daher, in einer an 
fic) nicht logiſchen Weife, beftimmte Momente, welche, im An- 
fchluffe an die Gebräuche des englifchen Parlamentes, ſchon unter 
der Conföderation praftifd) geworden waren und die, wie man 
nicht mit Unrecht vorausjegte, fid) auch unter der neuen Confti- 
tution wiederholen würden. 


Zweiter Abjchnitt. 
Die Erecutive. 


ed 


Elftes Kapitel, 


Die Leitung der Executive. 


— 


Bei Berathung der Conſtitution von 1787 war man zweifel- 
haft darüber, ob man eine einzelne Perfon oder eine collegiale 
Mehrheit folder zur Leitung der Executive berufen folle. Man 
entſchied fic) fchließlich für das erftere, weil auf diefe Weife allein 
„nie dem Staatsorganismus nothwendige Einheitlichkeit und Leich- 
tigkeit des Entfchluffes zu wahren fei’, wenngleid) man immerhin 
befürchtete, daß die fo in der Hand eines einzelnen Individuums 
angefammelten Machtbefugniffe fehr leicht dem Beſtehen der Ne- 
publit gefährlich zu werden vermöchten.! Offenbar hat man diefe 
Beforgniß nie ganz zu unterdrüden vermodt und man ift, von 
ihr beunruhigt, auf einen ſchwankenden Steg gerathen, welchen 
man beffer vermieden hätte. Der Anfangsfag des Art. IL, wel: 
cher fic) mit den Vorſchriften über die Executive befaßt, fagt ganz 
allgemein: Alle ausübende Gewalt foll einem Präfidenten der Ver- 
einigten Staaten zuftehen?, und Sect. III diejes Artikels beftimmt 
ebenso allgemein: Er (der Präfident) foll für die gewiffenhafte 


1 Bol. Story, a. a. O., Bd. 2, 8. 1414 fg. 
2 „Ihe executive power shall be vested in a President of the 
United States of America.” 
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Ausführung der Geſetze Sorge tragen und foll allen Beamteten 
ihre beüzglichen Geſchäfte zuweiſen.“ Soweit ift alfo die gefammte 
Leitung der Executive ausfchließlich dem Präfidenten itberantwortet; 
dann aber heift es Sect. II, Abſchnitt 2 und 3, diefes Artikels: 
„Er (der Präfident) foll ernennen und mit und unter Bei- 
rath und Zuftimmung des Senates anftellen Gefandte, 
andere Vertreter bei auswärtigen Mächten und Conſuln, Richter 
des oberjten Gerichtshofes und alle Beamteten der Vereinigten 
Staaten, über deren Anftellung hierin (in der Conftitution) nichts 
anderes beftimmt wird und deren Aemter durch Gefes geſchaffen 
werden. ... Der Präfident foll befugt fein, alle Vacanzen, 
welche während der Zeit eintreten, da der Congreß nicht in 
Sikung ijt, durch Uebertragung commifjarifcer Vertretung aus» 
zufüllen, deren Dauer fic) bis zum Ende der nächften (Congref-) 
Sitzungsperiode erſtrecken ſoll.““ 

Dieſe Beſtimmungen ſind nun höchſt eigenthümlicher Art und 
ſtehen in geradem Widerſpruche zu dem Grundgedanken, welcher 
in dem Anfaugsſatze des Art. IT feinen Ausdruck findet; um dies 
jen Widerfpruch zu vollem Verftändniffe zu bringen, mag geftattet 
fein, hier etwas weiter auszuholen. 

Die Träger der Legislative, da fie unmittelbare Inhaber der 
Staatsgewalt find, wären an fic) befugt, alle Acte, wie fie als 
Ausflug diefer Gewalt ſich darftellen, vorzunehmen, ſodaß das 
Beftehen einer Executive ſchlechterdings überflüffig wäre, Dieſem, 
wie gefagt, an fic) denkbaren Zuftande ftellt fic) aber die Gigen- 
art der menfchlihen Verhiltniffe in jedem Falle entgegen; die 
Thätigfeit der Legislative wird und muß immer Naum für die- 
jenige einer Executive Taffen; darum findet fic denn aud) in allen 
geordneten Staatswejen ein Träger der Executive berufen, welder 
der Legislative für die pflichtgemäße Ausführung. der von diefer 


4 „He shall take care, that the laws be faithfully executed, and 
shall commission all the officers of the United States.‘ 

4 ,-.. he shall nominate and, by and with’the advice and con- 
sent of the Senate, shall appoint ambassadors, other public ministers, 
and consuls, judges of the supreme court and all officers of the Uni- 
ted States, whose appointments are not herein otherwise provided 
for, and which shall be established by law ... The President shall 
have power to fill up all vacancies that may happen during the re- 
cess of the Senate by granting commissions, which shall expire at 
the end of their next session.” 
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ausgehenden Gejege verantwortlich ijt. Die thatſächlichen Ver— 
häftniffe ergeben jedod) überall und mit Nothwendigkeit nod ein 
Weiteres. Die Gejege werden, namentlich wenn die Executive 
Einer Perjon übertragen ijt, niemals durch diefe jelbft ihre praf- 
tiche Anwendung mit Bezug auf jeden einzelnen gegebenen Fall 
finden fünnen, fondern jene Perfon bedarf unbedingt ihrerjeits 
wieder zahlreicher Gehülfen (der Beamteten) zur Erfüllung der 
betreffenden Aufgaben; derartige Gehüffen zu berufen fowie den 
einzelnen unter ihnen den durch fie auszufüllenden Wirkungsfreis 
zuzumeifen, Fönnte num fehr wohl Sache lediglich desjenigen fein, 
dem in der angedenteten Art die Executive ganz allgemein übers 
tragen wird. Andererfeits ift jedoch auch die Legislative beredj= 
tigt, beziehungsweife verpflichtet, mit dem gedachten Umftande zu 
rechnen; fie fann mit Rüdficht auf ihn Geſetze erlaſſen über die 
Zahl, die Eigenfchaften und die rechtliche Stellung der im Dienfte 
dev Executive zu verwendenden Individuen; die Berantwortlichkeit 
deffen, der allgemein zum Träger der Executive berufen wird, er⸗ 
ſtreckt ſich alsdann nicht nur darauf, alle Gejege über materielles 
Recht auszuführen, fondern diefe aud) mit den Mitteln und im 
der Form auszuführen, wie fie gefeglic, feftgeftellt worden find, 
Wieweit derartige formelle Vorfdjriften gehen können, ift eine rein 
thatfächliche Frage, welche für jeden einzelnen Fall befonders be- 
antwortet werden muß. Wenn 3, B. irgendwo beftimmt wird, 
daß gewiffe Arten von Aemtern nur foldjen Perfonen zu über 
tragen feien, welche einer näher befdjricbenen wiſſenſchaftlichen 
Prüfung genügten, fo fann diefe Vorfchrift unter Umftänden zus 
läſſig, unter andern unzuläſſig erſcheinen. Das evftere ift dann 
der Fall, wenn thatjächlich eine genügende Zahl von Perſonen 
jener Vorfehrift entfpricht und auferdem diefelben individuell ge— 
eignet find, die ihnen zu ertheilende Stellung pflichtgemäß un 
zweckentſprechend auszufüllen. Wenn das nicht zutrifft, ift es dem 
„Träger der Executive’ unmöglich, den Geſetzen nachzukommen 
und müfjen diefe infoweit für unzuläffig angefehen werden, Were 
den dieſelben in dem Legtern Falle von der Legislative nicht auf 
gehoben, beziehungsweife abgeändert, fo gibt e8 für den Träger 
der Executive nur Einen Ausweg: auf die Ausübung feines Am— 
tes zu verzichten. Es ijt alfo unmöglich, pofitiv anzugeben, wie 
weit die Legislative die formelle Geftaltung dev Executive zu bes 
einfluffen befugt fei; aber eine negative Schranke Tift fid) auf⸗ 
ftellen: Es dürfen zum mindeften nicht geradezu die Perfönlichkeiten 
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bezeichnet werden, welche dem Träger der Executive als Gehülfen 
gu dienen haben, denn wo das gefchieht, wird derfelbe nothwen- 
digerweife in tantum von feiner perjinliden Verantwortung 
befreit. Das ijt es, was man andeuten will, wenn man behaup- 
tet, daß in jedem geregelten Staatswefen der Träger der Execu- 
tive die Befugniß haben müfje, die Beamteten zu ernennen, und 
das ift jo richtig, daß man daraus umgekehrt den Schluß ziehen 
darf: Sn jedem Staate ift jemand als Träger der Executive ans 
zufehen, dem und infofern ihm das Beamteten-Ernennungsvecht 


BVergleiht man nun mit diefen Ausführungen die oben mite 
getheilten Beftimmungen dev Conftitution, fo ergibt ſich, daß die- 
jelbe nicht einen, fondern zwei Träger der Executive aufftellt: 
einmal den Präfidenten, das andere mal den Präfidenten ,,han- 
delnd mit und unter Beirat und Zuftimmung des Senates”; 
beide find begrifffid) voneinander verjchieden und ftehen, ftreng 
genommen, Hier in ähnlichem Verhältniſſe einander gegenüber, 
wie mit Bezug anf die Negierungsgewalt jene drei im neunten 
Kapitel näher befprochenen Factoren. Die praftifche Bedeutung 
der ganzen Sache liegt in der Antwort, welche man auf die Frage 
nach der Berantwortlichfeit — diefen Ausdruck felbftverftändfich immer 
in rein ftaatsrehtlihem Sinne genommen — zu ertheilen hat. 

Soweit der Präfident, nad) allem Gefagten, jelbftändiger Leiter 
dev Executive ift, trägt er diefe Berantwortlichkeit allein und voll- 
fommen. Man fege z. B. den Fall, daß der Congres ein Gejes 
paffirt, welches die Abzahlung von Staatsfdulden bis zu einem 
genau angegebenen Betrage vorfdjreibt; zu gleicher Zeit erläßt der 
‚Prüfident eine Verfiigung, welde, gleidviel ob mittelbar oder un- 
mittelbar, die Ausführung jenes Gejeges verhindert. Der Secre- 
tary of the treasury, weldjer diefer Verfügung nachkommt, ficht 
ſich aufer Stande, die Abzahlung zu bewirken. Hier macht ſich 
der Präfident, als Träger der Executive, einer Handlung ſchuldig, 
für welche er, abgejchen vielleicht von dem andern Beamteten, die 
dolle Verantwortlichfeit trägt, und deren Folgen, wie an anderer 
Stelle eingehend zu zeigen fein wird, im Wege der Smpead- 
ments zur Geltung gebracht werden. 

- Soweit num aber der Präfident, zujammenwirfend mit dem 
Senate, als Träger der Executive erſcheint, wird die Sade einiger 
Maßen verwickelt. Man ſetze den Fall, dag der Priifident by 
and with the advice and consent of the Senate zum Secre- 
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tary of treasury einen Mann ernennt, welcher, wie ifm (dem 
Präfidenten) jehr wohl befannt war, fic) wiederhoft die gröbften 
Betrügereien hat zu Schulden kommen laſſen. Kaum im Amte, 
beftiehft dann diejer Mann auch die Staatsfaffe um eine nam- 
hafte Summe, mit welder er flüchtig wird. Nun wird gegen 
den Präfidenten ein Smpeadjment erhoben: Eigentlich würde 
derfelbe Hier von jeder Verantwortung frei bleiben müffen, 
denn es ijt ja nicht der Präfident, fondern der Präfident han- 
delnd by and with the advice and consent of the Senate, 
d. h. ein rein imaginiver, begrifflich vom Präfidenten verfchiede- 
ner Factor, anf welchen die Ernennung zurücdgeführt werden muß; 
und wenn man nun hier trosdem eine Berantwortlichkeit des Prii- 
fidenten eintreten (offen will, fo könnte man dies nur dadurch 
rechtfertigen, daß man das Verhältniß defjelben zum Senate in 
der heveits oben® näher befprochenen Weife auffaßt, d. h. trotz 
des dem Senate zuftehenden Einfluffes, den Präfidenten, juriftijch 
formell, al8 den eigentlichen und einzigen Uxheber jeder Beam- 
teten-Ernennung anjieht. Bon vielen wird dies alles für eine 
vein theoretifche Spielerei und für viel zu gefucht erflärt werden, 
um einen Anſpruch auf Beachtung zu verdienen; allein wie findet 
fid), wer das meint, mit dem geltenden Nechte ab? Muß es, 
ohne diefe künſtliche Conftruction des ganzen Verhälthiffes, wicht 
für ebenfo begriffswidrig wie ungerecht erklärt werden, daß in 
dem angeführten Falle feiner derjenigen Senatoren belangt wer 
den fann, welche jener Ernennung zuftimmten und denen nachzu— 
weifen ift, vielleicht ebenfo gut wie der Präfident um den Cha- 
valter jenes Mannes gewußt zu haben? Aber diefe find und 
müſſen unverantwortlich bleiben, denn es handelt fid) bei einer 
derartigen Ernennung nicht um die Zuftimmung der Senatoren, 
beziehungsweife derjenigen unter ihnen, welde den Vorfchlag des 
Präfidenten billigten, fondern um die Zuftimmung des Senates. 
Dieſer aber ift cine universitas personarum, welde nad) den 
Anfangsgründen aller Jurisprudenz nicht mit der Summe der 
einzelnen ihr zugehörigen Individuen verwechſelt werden darf. 
Mag aber immerhin theoretijd) die Sache in der angegebenen 
Weife eine leidlid) befriedigende Löfung finden, praktiſch aufgefaßt 
liegt fie unbedingt fo, daß die Executive, wenigftens theilweife, 
von Perfonen gehandhabt wird, weldje in ihrer diesbezüglichen 


5 Bgl. Kap. 9, bei Anmerkung 9. 
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Thiitigteit unverantwortlic) find; damit aber wird gerade das- 
jenige Merkmal befeitigt, welches für die Geftaltung der Executive 
als das begrifflich unerläßlichite zu gelten hat und deffen Mangel 
zu ſchlimmern Folgen führen kann, alé aus der Uebertragung 
aller entſprechenden Befugnifje auf eine voll und ganz verant- 
mortliche Perjon herzuleiten find. Mag auch bei dem jegigen 
Buftande vielleicht die beftchende Staatsform der Republit nicht 
‚gefährdet erſcheinen, fo fteht etwas Höheres auf dem Spiele: die 
Staatsmoral, Wenn, wie das in Amerika feine thatfächliche 
Unmöglichkeit ift, die Majorität des Senates fid) aus beftechlichen 
Leuten zufammenfegt, ift gegen eine misbräuchliche Handhabung 
der Executive fchlechterdings fein Mittel erfindfich; und der Prü- 
fident, ‚welcher vielleicht ein ehrlicher Mann ijt, muß entweder ges 
ſchehen laſſen, daß die unwürdigſten Individuen in die einfluß- 
zeichjten Aemter gelangen, oder — refigniven. Wenn aber dem 
Priifidenten die Executive allein zuftände, fo ift eine misbräuc- 
fiche Gewalt foum möglich; denn bejteht dev Congreß in feiner 
Mehrheit aus anftändigen Elementen, fo wird ebendarum ein Ime 
peachment jehr bald dem eventuell ſchädlichen Treiben eines Prü- 
fidenten ein Ziel fegen; aber aud) wenn man annimmt, daf der 
Senat oder das Nepräfentantenhaus oder beide zum größten 
Theile zweifelhafte Charaktere aufweiſen —; fie werden, da ihnen 
ans der misbräuchlihen Anwendung des Beamteten-Ernennungs- 
redjtes ein unmittelbarer Vortheil nicht erwächſt, ftets bereit fein, 
im Wege des Impeachments fei es den Präfidenten ſelbſt, jet es 
die dom ihm angeftellten Beamteten zu entfernen, denn es ift 
ein alter Erfahrungsjak, daf über andere ein Urtheil zu ſprechen 
niemand leichter geneigt ift wie gerade der, welcher ſich felbft nicht 
frei von Vorwurf fühlt. 

Man fieht, welche Bedenken fic) an den Umſtand fniipfen 
laſſen, daf die Eonftitution hier von ihrem Grundfage abweicht, 
Legislative und Executive ftreng zu ſcheiden; nur wo diefe Schei- 
dung fic) durchgeführt findet, kann die Verantwortung der letztern 
dev erſtern gegenüber, wie fie das Fundament jedes geregelten 
Staatslebens bildet, zu voller Wahrheit werden. Wo man diejem 
Sake untreu wird, ergeben fic) Möglichkeiten, welche vielleicht, 
zufällig, nie praltiſch werden, welche aber, wenn das einmal ge- 
ſchieht, gewaltiges Unheil bereiten müfjen. Und num erwäge man 
des Weitern, wie es in Anbetracht diefes Zuftandes um die Ein- 
heitlichteit und Schuelfigfeit der Entſchließung beſtellt ijt, welche 
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ja aud) bei Abfaffung der Conftitution als eine unerläßliche Eigen- 
Ihaft der Erecutive anerfannt wurden. Man fee den, übrigens 
fhon dagewefenen Fall, dag der Präfident einer andern politifchen 
Partei zugehört als die Mehrheit des ihm zur Seite ftehenden 
Senates; alle Perfonen, Parteigenojjen des abgetretenen Präji- 
denten und von diefem in die oberften Staatsämter berufen, ſchei⸗ 
den aus denfelben, weil fie glauben, feinem Nachfolger nicht die- 
nen zu Fönnen oder zu dürfen. Alsdann fann es fid ereignen, 
dag der nunmehrige Präfident nur folde Männer zur Beſetzung 
jener Stellen zu ernennen vermag, deren feiner aus Barteirüd- 
jihten die Zuftimmung des Senates erhält; und dag umgekehrt 
alle diejenigen Perfonen, welde dem letztern genehm find, dem 
eritern jchledhterdings ungeeignet erjdeinen. Bisher hat diefes Ver⸗ 
hältniß, ſoweit e8 zur Wirklichkeit wurde, ftets eine Löfung da- 
durch gefunden, dag beide Zeiten auf dem Wege des Compro- 
mijjes fid) über die zu berufenden Perjinlidfeiten einigten, ob- 
gleich aud) dabei nod, wie leicht einzujehen ijt, ein Zuſtand der 
jämmerlidhiten Zerjahrenhert bejtehen blieb. Wer aber möchte be- 
baupten, dag bet ähulicher Gelegenheit ftetd eine aud) nur in jo 
geringem Dtaage befriedigende Wendung eintreten mülle? Es gibt 
demgegenüber nur Einen Ausweg: d. i. der Rüdtritt des Präfi⸗ 
denten. Aber dann bejigt der Senat in diejem Falle geradezu 
die Macht, einen ihm misliebigen Präridenten zu beieitigen, ein 
Gedanfe, welder der Conititution jiderlich fo fern gelegen bat 
wie nur irgendeiner, und den die Nerfafier derjelben idledtweg 
würden zurüdgemwicien haben. Dan nehme jedod nun ferner an, 
dak, wie wahrideinitd tit, auch der nen eintretende Prajident der 
Partei ſeines Vorgãngers angehört: jo founte ſich ähnliches nod 
zwei⸗, dreimal wiederhelen, und während die Iutriguen im ber 
Cbericitung dei Gemeinweſens naturgemär die gewaltigiten Er⸗ 
regungen hervorruten mürten, wäre der ganze Terwaltungämcde- 
nitumd aud en Fugen gebradt. Cine iofche Yage der Dinge 
ar, wenn fie auch ſelten, vielleicht nic jur Thatſache wird, iit 
io geräbrlih, NUE der bloße Gedanfe an die Woaglidfeit derielben 
cine Acnderung Nr Verfanſung in dem bier angedenteten Stone 
jar unbedingt wiinidenéwerth crichcinen (36. 

Mir ver ſochen vrörterıen Frage binat ant das Engite die 
ante julammen: Fir die Beamteten 3a cmılafien beingt fei? 
Tie einfache Autwert derart wt die: Ber Nizgt iit, die mju 
wim Danach iu mM ror iagid, ME, muza umd ferns der 
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der Präfident hatte diejenige Befugniß verloren, welche man ihm 
eher als irgendeine andere hätte belaffen miiffen. Daß damit 
jenem beftändigen Beamtetenwechſel, wie ev in Amerifa feit der 
Adminiftration Sadjon’s vor ſich geht, nicht das Wort geredet 
werden foll, verfteht fic) ganz von felbft. Nur das wird, und 
zwar mit der größten Entjchiedenheit behauptet, daß eine grund- 
ſätzliche Theilnahme des Senates an der Entlaffung der Beam- 
teten ein durchaus verfehlter Weg ift, jenem Uebel vorzubeugen; 
darauf wird aber nod einmal näher an anderm Orte? zurüdge- 
fommen werden; hier fet nur nod auf den eigenthümlichen Wider- 
fpruch hingewiefen, welchen die amerifanifden Verhältniffe in fid 
enthalten. Während die Conftitution einerjeits die Bedeutung, 
welche dem BPräfidenten als Trager der Erecutive zulommt, um 
vieles überfchäßt, indem fie ihn der Legislative „coordinirt“, were 
den ihm anbdererfeits feine Befugniffe gerade da beſchränkt, wo 
ihm vornehmlich die vollfte Selbftändigfeit gewahrt werden follte. 

Alles, was über Cine und Abfegung der Beamteten gejagt 
worden ijt, bezieht fid) nun übrigens nicht auf die Richter. Die 
Stellung der letztern ift begrifflich durchaus verfchieden von der- 
jenigen aller andern Staatsdiener; fie werden zwar ebenfo wol 
wie die lejtern zur Ausführung der Gefege berufen; aber einmal 
im Amte, find fie gleihfam ausgejchieden aus dem gefammten 
Verwaltungsapparate, inden fie ihr Amt in voller Unabhängig- 
Feit zu üben, d. 5. die Gefeke fehlechthin nad) den Grundſätzen 
der Wiffenfdaft und Gerechtigkeit, alfo lediglid) nad Rückſichten 
in Anwendung zu bringen haben, welche ihrer perfönlichen Ueber⸗ 
zeugung entſprechen. Diefe Rüdfichten dürfen ebendarum von 
niemandem, aud nicht von dem Träger dev Souveränetät oder dem 
der Executive beeinflußt werden, da der Richter fehr wohl in die 
Lage kommen fann, den Gefegen auch gegen dieſe letztern felbft 
zur Geltung zu verhelfen; das ift es, was in allen geordneten 
Staatsweſen dazu geführt hat, die Unabfegbarkeit der Richter 


therein, shall be entitled to hold such office during the term for 

which he was appointed unless sooner removed by and with the ad- 

vice and consent of the Senate or by the appointment, with the like 

advice and consent, of a successor in his place.“ Die Frage ift ein- 

geben ande bei Story, Bd. II, §§. 1537— 1544. Bgl. Webfter, , Works”, 
7 Bgl. Kap. 12. 
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auszufpredhen. Daß man damit nicht eine bedingungsfofe Unab- 
febbarfeit andeuten will, Tiegt auf der Hand, Der Nichter iſt 
begrifflich unabjegbar nur infofern, als eine Entfernung deffelben 
aus dem Amte nicht erfolgen darf mit Bezug auf die von ihm 
beliebte Handhabung der Gefege in den feiner Entfcheidung unter- 
breiteten Fällen; dagegen ift es auch für Amerita ganz zweifellos, 
daß man bei einer Neorganifation der Yuftiz die Richter, deven 
Stellen infolge jener Neugeftaltung hinfällig werden, ihres Amtes 
entheben darf, und daß es überhaupt gewifje Gründe disciplinarer 
Natur geben Tann und geben muß, welche die Entlafjung felbft 
eines Nichters fordern, möchte ernftlid) von niemanden bezweifelt 
werden, Die Eonftitution faßt denn and) die Unabfegbarkeit der 
Richter Tediglich in dem foeben näher entwicelten Sinne auf, 
Art. III, Sect. I, beftimmt; Alle Richter, ſowol des oberften Gee 
vidhtShofes wie dev Untergerichte, follen ihr Amt fo lange behalten, 
als fie fih in einer der Würde ihres Amtes entſprechen— 
den Weife betragen, ® 

Wenn die Amts-Ein- und -Abfegung der Richter zweckentſpre— 
hend geordnet werden foll, fo werden hier folde Vorſchriften 
plagjugreifen Haben, wie fie möglichſt dasjenige ausſchließen, was 
man in Monardien Cabinetsjuftiz nennt und in Republifen nad) 
Art der Union treffend als Executivjuſtiz dürfte bezeichnen können; 
das aber wird naturgemäß dann der Fall fein, wenn Berufung 
und Entlaffung der Richter nicht in das Ermeffen einer einzelnen 
Perfönlichkeit, fondern einer Mehrheit von Perfonen geftelft wird, 
und daher dürfte es ſich denn allerdings empfehlen, die Executive 
infofern von dent freien Belieben des Präfidenten zu trennen und 
einem andern, zufammengefesten Factor zu übergeben, als welder 
fi) in ganz geeigneter Weife der Präfident im Zufammenmwirken 
mit dem Senate darjtellt. Die Gründe, welche oben gegen eine 
derartige Einrichtung geltend gemacht wurden, verlieren hier an 
Gewicht. Wenn die Amtsentlafjung erſchwert ift, jo hat das fiir 
durchaus zutreffend zu gelten, weil eine ſolche ja im Richterftande 


8 Art, TIT, Sect.1 (1): „The judges, both of the supreme and in- 
ferior courts shall hold their offices during good behavior.“ Die 
Amtsenthebung der Richter infolge einer Juftizreorganijation muß in Amer 
rita wie überall flix zuläffig erflärt werden, weil fie durch die Natur der 
Sage unabweisbar begriindet wird; im Jahre 1802 bradjte dev Congress 
diefen Grundfat aud zu praftifcper Geltung. Bgl. Moht, a. a, D., ©. 27. 

10* 
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grundfäglic eine Seltenheit fein foll; wenn andererjeits bei*fol- 
ther Lage der Sache die Bejesung vacanter Stellen in einer ſonſt 
unzuläffigen Weije mit Umftändlichkeit verknüpft erfcheint, fo muß 
ein derartiges Bedenken Hier in dem gleichen Maaße weniger in 
Betracht kommen, als Vacanzen defto feltener eintreten, je jeltener 
eine Amtsentlaffung jftattfindct. Freilic) bleibt aud Hier der 
Mangel beftehen, daß an der Executive dann zum mindeften theil- 
weife unverantwortlide Factoven betheiligt werden; allein diejer 
Mangel darf den angebeuteten Vortheilen gegenüber deshalb übers 
jehen werden, weil, da8 bloße Belieben des Präfidenten von vorn- 
herein ausgeichloffen, ſchwerlich fic) ein anderer und ſachgemäßer 
Modus für Cine und Abfegung dev Richter denken läßt, welder 
die damit betvanten Organe nicht in gleicher Weife einer Verant- 
wortlicheit überheben würde. 

Eine weitere Beftimmung hinſichtlich der Beamteten-Ernennung 
ftellt dann nod) Sect. II (2) auf, wo es Heißt: Der Congres fann 
die Ernennung folder Subalternbeamteten, wie ihm geeignet er—⸗ 
scheint, auf den Präfidenten allein, auf Gerichtscollegien oder De- 
partementchefs übertragen. ? 

Zunächſt ift nicht genau gejagt, weldie Beamteten im Sinne 
diejer Vorſchrift als fubalterne anzufehen feien; darauf näher eine 
zugehen, ift hier aber überhaupt wicht und um jo weniger noth— 
wendig, als darüber Lediglich das Ermeſſen des Congrefjes zu 
entfeheiden hat. Soweit durch dieje Vorſchrift der Präfident in 
die Lage gebracht wird, das fragliche Recht felbftändig auszuüben, 
muß diefelbe geradezu als eine Verbefjerung der oben beſprochenen 
allgemeinen Grundfäge angefehen werden; foweit aber daraufhin 
andere Behörden mit diefem Rechte ausgeftattet werden dürfen, 
muß die Beftimmung, ftreng theoretijch genommen, verwerflid) ev- 
ſcheinen. Gewiffe Staatsdiener in untergeordneter Stellung wer- 
den allerdings zweckentſprechend nicht von dem Leiter der Executive 
jelbjt, jondern von andern obern Beamteten berufen; aber begriff- 
fic) kann dieſe Befugniß der letztern doch immer nur gedacht werden 
als fic) gründend auf eine Uebertvagung von feiten desjenigen, 
welcher allgemein „Träger der Executive” ift, da diefer, wie ge- 


- Art. I, Sect. U (2 i, £): „The Congress may, by law, vest the 
appointment of such inferior officers as they think proper in the 
President alone, in the courts of law, or in the heads of depart- 
ments," 
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zeigt wurde, fehlechterdings für den alfeinigen Inhaber des Rech— 
tes, die Perfonen feiner Untergebenen zu bezeichnen, angejehen 
werden muß; mit andern Worten: es dürfte eigentlich, fei es 
durch die Conftitution unmittelbar, fei es durch die Gefetzgebung 
mir dem Präfidenten die Möglichkeit zuerkannt werden, das 
Beamteten-Ernennungsredjt auf dem Wege dev Verordnung in ges 
wiffem Umfange den Departementchefs oder Gerichtscollegien zu 
delegiren, während eine ſolche Delegation, von feiten der Legis- 
Tative fel6ft vorgenommen, dic Einheitlichkeit des Verwaltungs» 
dienftes aw ehr empfindfamen Stellen zu durchbrechen geeignet 
ijt, Praktiſch genommen, erſcheint allerdings die Vorfehrift, wie 
fie in Sect. IT enthalten ift, weniger bedenklich, und zwar des- 
halb, weil diejelbe offenbar nur am folde Beamtete denkt, deven 
Thätigfeit felten oder nie in das große Räderwerk der Stants- 
verwaltung ftörend einzugreifen vermag. 

Im übrigen zählt die Conjtitution nod) einige Befugniſſe des 
Präfidenten auf, welche demfelben, als Träger der Executive, nae 
turgemäß zuftehen. Gect. IT (1) diefes Artikels befagt: Er (der 
Präfident) darf auf jhriftlichem Wege von jedem Chef eines Exe- 
cutivdepartements deffen Meinung über irgendeinen Gegenftand 
einholen, welder die amtlichen Obfiegenheiten deffelben betrifft. 10 
Damit wird zunächft ganz im allgemeinen angedeutet, daß der 
amtliche Verkehr im Staatsverwaltungsdienfte auf dem Wege der 
Schriftlichkeit ftattfinden folle; foweit der Sat aber dann dei 
Prifidenten insbefondere angeht, kann er zu einigen Zweifeln 
Veranlaffung geben. Es erfcheint nämlich bei dem wiedergegebe- 
nen Wortlaute fraglich, ob damit etwa alle dem Präfidenten für 
die Handhabung der Executive zugeftandenen Befugniffe erſchöpft 
fein follten; ob ev aljo wirkfid in writing, wie der engfifche 
Tert befagt, nur die Meinung des Departementchefs und nicht 
aid) anderer Beamteten einholen dürfe? Diefe Auffaffung hat 
der Conftitution offenbar ganz fern gelegen; fie hat ficherfic nur 
ganz im allgemeinen den Gefchäftsgang andenten wollen, welcher 
ja in jedem geordneten Staatswejen zwifcen den einzelnen Bes 
‘Horden einerjeits und der Oberleitung andererfeits ftattzufinden 
pflegt, aber nicht nothwendigerweife ftattfinden muß, ſodaß alfo 


30 Yet. H, Sect. IL (1): „... he may require the opinion, in wri- 
ting, of the principal offiver in each of the executive departments 
upon any subject relating to the duties of their respective offices," 
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für den Präfidenten aud) das Recht nicht ausgefchloffen werden 
follte, betveffendenfalls, wenn eS ihm zwedentfprechend erjcheint, 
von jener Regel abguweiden und fic) mit irgendeiner untern Be- 
horde oder auch ſonſt einem Angeftellten über den ,,erjten Beam- 
teten in jedem der Erecutivdepartements” hinweg in unmittelbaren 
amtliden Verkehr zu fegen. 

Sn Sect. III diefes Artikels heißt es dann unter andern 
nod: „Er (der Präfident) foll Gefandte und andere Vertreter 
auswärtiger Mächte empfangen”, und Sect. II (1): „Der Brä- 
fident joll Oberbefehlshaber über die Land- und Seemadt der 
Bereinigten Staaten und die Miliz der Cingelftaaten fein, wenn 
diefe zum Dienfte der Vereinigten Staaten einberufen wird.” !! 
Mit beiden Sätzen wird im Grunde nur wiederholt, daß der 
Präfident der Träger der Executive fei und daß er die einem fol- 
hen zuftehenden Befugniffe unbedingt zu üben habe, aud) dann, 
wenn diefelben Angelegenheiten betreffen, deren Verforgung nad) 
allgemeinem Sprachgebrauche nicht immer als ein Beftandtheil 
der Executive bezeichnet wird. Während fi) an die Beſtimmung 
hinfichtlich des Nechtes zum Empfange fremder Gejandten weitere 
Bedenken nicht anfchließen, bedarf die andere Vorſchrift noch einer 
furzen Befpredung; nicht gemeint fein fann mit derjelben, daß 
der Präfident im Falle eines Krieges als der oberfte Befehlshaber 
die technifche Leitung der Armee und Flotte zu übernehmen ver- 
pflichtet fei. Die Zeiten des claffiichen Alterthums, in welchen 
die Führer des Volkes ebenfo große Staatsmänner wie Feldherren 
waren, find längſt vorüber; freilich ift nicht zu verfennen, daß 
gerade in Amerika viele unter denjenigen, welchen die Republik 
vornehmlich ihre Größe zu verdanfen hat, eine fegensreiche Thä— 
tigfeit im Kriege wie im Frieden geübt haben; allein das traf 
doch zum größten Theile unter Berhältniffen zu, welde an die 
joldatifchen Fähigkeiten des Einzelnen feine allzu gewaltigen An- 
forderungen ftellten; und je weiter die Bildung der Menjchheit 
borjchreitet, um fo ſchwieriger wird e8 werden, auf dem Schladht- 
felde und im Rathe des Volkes gleich Ausgezeichnetes zu leiften. 
Wol aber fteht nad der fraglichen Beftimmung dem Präfidenten . 


1! „He shall receive ambassadors and other public ministers ... 
The President shall be Commander-in-chief of the army and navy of 
the United States and of the militia of the several States, when called 
into the actual service of the United States.“ 
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in jedem Galle dic Befugniß zu, den Oberbefehl im Sinne der 
techniſchen Leitung zu führen, fobald er dazu geneigt fein follte; 
wenn er denfelben aber nicht übernehmen will, jo kann er, unter 
Beirath und Zuftimmung des Senates, einen Oberbefehlshaber 
ernennen, wie er denn überhaupt im Stande ift, in gleicher Weife 
alle Stellen in Armee und Flotte zu befegen. 

G8 ijt vielfach und nicht one Grund behauptet worden, daß 
ein Staat, welcher cine große Armee befigt, auf die Dauer fic) 
vepublikanifche Einrichtungen nicht zu bewahren vermöge; gewiß 
dient in vielen monarchiſchen Staaten das Heer lediglich zur Er— 
haltung der beftchenden Regierungsform, welde ohne ein foldjes 
fehr bald müßte geſtürzt werden; und zweifelsohne macht bie 
strenge Mannszucht, welche in der Armee naturgemäß herrſchen 
muß, die Mitglieder derfelben einer Verfaffung befonders geneigt, 
welche das ganze Leben cines Staates dem willkürlichen, aber ra- 
fGen und entjchiedenen Entfehluffe eines Einzigen ausliefert. Auch 
fann in vielen Fällen das Bejtehen einer großen Armee noth= 
wendig gemacht werden durch die Verhiltniffe, weldje ein Volt 
umgeben, und es amdererfeits wünſchenswerth erfcheinen Tafjen, 
an der Spige des Gemeinwejens Eine Perfönlichkeit zu fehen, 
wie fie bei geeigneter Gelegenheit, namentlich bei Verwickelungen 
mit dem Auslande, eine größere Thatkraft als eine zufammenz 
geſetzte Regierung zu offenbaren vermag. Die Militärlaft ift hier 
nicht eine Folge der monarchiſchen Staatsform, fondern beides 
entwächft gleichzeitig demfelben Boden. Es gibt fein größeres 
Glüd für die Vereinigten Staaten, als daß die äußere Lage des 
Landes nicht der angedeuteten Art und man daher im Stande ift, 
die Armee, deren allerdings fein Gemeinwefen von der WAusdeh- 
nung der Union gänzlich entbehren fann, auf das denkbar ges 
ringſte Maß zu bejchränfen. 

Sehr wichtig ift mim die Frage, wieweit der Präfident als 
Oberbefehlshaber der Armee und Miliz diefe zu polizeilichen 
Bweden zu verwenden befugt fet. Der Congres hat darüber viel- 
fac) Geſetze erlaſſen, welde zwar mance Einzelheiten enthalten, 
im großen und ganzen aber die entjprechende Befugniß lediglich 
von dem freien Ermeffen des Präfidenten ſelbſt abhängig machen. 
In der Conftitution felbft findet fich die Frage zunächſt Art. I, 
Sect. VIII (15), angedeutet: „(Der Congres fol befugt fein), 
Beftimmungen zu treffen, nach welden die Miliz einzuberufen ift, 
damit fie die Unionsgejege vollſtrecken und Aufftände unterdrüden 
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helfe.” 1? Danach könnte es zunächit fcheinen, als ob der Execu— 
tivgewalt betreffendenfalls überhaupt nur die Miliz zur Verfügung 
geftellt werden dürfe, und vielleicht Hat diefer Gedanke wirklid) 
bei Abfafjung der Conftitution vorgeherrfht. Wie dem aber aud) 
fein mag, die Gefeggebung hat fi), und offenbar fehr zwedent- 
Iprechend, daran nicht gekehrt; fie war dazu auch nad) dem Art. I, 
Sect. VIII (18)13 zweifellos formell berechtigt und hat demnad 
beftimmt: daß der Präfident, wenn immer er auf Grund von 
Zufammenrottungen, Verbindungen oder Verjammlungen, welde 
auf den Widerftand gegen die (Unions-) Geſetze berednet jcheinen, 
oder auf Grund von Empörung gegen die Regierungsgewalt der 
Vereinigten Staaten es für unthunlich erachtet, den Gefegen im 
Wege des ordentlichen Geridtsverfahrens zur Geltung zu ver: 
helfen, befugt fein folle, die Miliz Eines oder aller Staaten ein- 
zuberufen und folden Theil der Land- und Seemacht in Action 
treten zu. laffen, als ihm für die pflichtgemäße Ausführung der 
Gefege nothwendig erjcheint. !* 

Sicherlich ift der Beftand eines geordneten Staatswejens un- 
denkbar, wo Vorfchriften, gleich der angegebenen, nicht in Geltung 
find; diejelbe Tann allein den Leiter der Executive in den Stand 


12 Die oben gegebene Weberfegung ift nicht ganz wörtlid), aber entjpricht 
dem Sinne des englifden Tertes, weldjer befagt: „(The Congress shall 
have power) to provide for calling forth the militia to execute the 
laws of the Union, suppress insurrections and repel invasions.” 

13 Bol. unten Kap. 24, bei Anmerfung 1. 

14 Das Gefes datirt vom 29. Juli 1861 und follte gunddft dem 
damaligen Präfidenten die Mittel an die Hand geben, welde nothwen- 
dig wurden, um dem beginnenden Aufftande der Südſtaaten erfolgreid 
‚u begegnen; felbftverftindlid) aber hat dafjelbe eine ganz allgemeine Be- 
deutung; eS findet fid) , Revised Statutes’, Tit. LXIX, „Insurrestion“, 
Sect. 5298, und lautet: ,, Whenever by reason of unlawful obstructions, 
combinations or assemblages of persons, or rebellion against the 
authority of the Government of the United States it shall become 
inpracticable, in the judgment of the President, to enforce, by the 
ordinary course of judicial proceedings, the laws of the United States 
within any State or Territory it shall be lawful for the President, 
to call forth the militia of any or all the States and to employ such 
parts of the land and naval forces of the United States, as he may 
deem necessary to enforce the faithful execution of the laws of the 
United States or to suppress such rebellion in whatever State or 
Territory thereof the laws of the United States may be forcibly op- 
posed or the execution thereof forcibly obstructed." 
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jegen, bei der Ausführung der Gefege mit jenem Naddrude zu 
verfahren, welcher nothwendig ijt, wenn das Auſehen dev Staats- 
gewalt nicht verloren gehen ſoll. Andererfeits freilich wird dic 
Legislative ein forgfältiges Augenmerk darauf zu richten Haben, 
in welder Weife der Präfident von feinen bezüglichen Befugniffen 
Gebraud macht; denn wie die Dienjte der bewaffneten Macht 
unter Umftänden als das einzige Mittel evrfcheinen, den Staat zu 
erhalten, können fie aud) einmal gerade für den Träger der Exee 
cutive die günftigfte Gelegenheit bieten, alles Beftehende über den 
Haufen zu werfen. Daher follte nichts jo fehr Anlaß zu einen 
Impeahment geben als eine offenbar misbräuchlihe, möglicher- 
weife auf den Umfturz der Verfafjung berechnete Verwendung der 
Miliz und insbefondere des jtehenden Heeres von feiten des oberjten 
Magiftrates. 
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Wenngleid) die vorliegende Arbeit ſich ausſchließlich mit dem 
amerifanifchen Verfaſſungsrechte beſchäftigen will, d. h. dem 
Staatsrechte, foweit es fic) unmittelbar auf die Eonftitution von 
1787 und deven Amendements ftügt, und darum die hier folgen- 
deu, übrigens möglich furzgefaßten Angaben über die Organiſa— 
tion der Executive den Nahmen diefer Abhandlung, ſtreuggenom⸗ 
men, überfchreiten, jo find diefelben dod) von allzu großer Bedeu— 
tung für die Beurtheilung Öffentlicher Zuftände, als daß fie 
vollfommen mit Stillſchweigen dürften übergangen werden. 

Der Erecutivorganismus zerfällt in acht Departements: das 
Department of the State, the Treasury, the Interior, the 
War, the Navy, the Justice, the Post-office-department, De- 
partment of the Agriculture, 

Die Leiter der ſechs erjtern heißen Secretaries; neben den 
Secretaries of the State und the Treasury ftehen je zwei, 
neben dem Secretary of the Interior ein Assistant-Secretary, 





> 
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berufen zur eventuellen amtlichen Vertretung ihrer betreffenden 
Vorgefesten. Der Leiter des „Executive department of Justice” 
heißt Attorncy-General, welchem ein Sollicitor-General bei- 
gegeben ijt. Das Post-office-department wird verwaltet durd) 
einen Postmaster-General und da8 Department of Agricul- 
ture durch einen Commissioner of Agriculture, welder zwar 
den Staatsfecretiren gegenüber in einem niedern Range zu denfen, 
aber feinem derjelben untergeordnet ift. 

In das Reffort des State-department! fällt alles, was man 
unter dem Namen „allgemeine Staatsangelegenheiten‘’ begreifen 
fönnte, d. h. das, was anderswo in das Bereid) des auswärtigen 
Amtes gehört; ferner die Vermittelung des durdy den Proceß der 
Sefetgebung erforderten Verfehres zwifchen dem Präfidenten und 
den beiden Hänfern des Congreffes, die Verwahrung des Staats- 
fiegels und ſchließlich die Publication der Gefege. 

Sn da8 Department of the Treasury? (Staat8fdagamt) ge- 
hört im allgemeinen die Wahrnehmung der Finanz- und Handels- 
angelegenheiten: aljo die Verwaltung des Staatsvermigens, die 
Beauffihtigung des Münzweſens, die Aufftellung einer Statiftik, 
joweit fie für die Staantsverwaltung von Wichtigkeit ift. 

In das Department of the Interior? (etwa Minifterium 
des Innern) fällt die Landesvermeffung, die Verwaltung des der 
Union gehörigen unbeweglichen Vermögens, die Regelung des 
Patentwejens, die Beanffichtigung des öffentlichen Unterrichtes, 
jowie die Leitung aller auf die Indianer bezüglichen Verhältniffe. 

Dem Department of Justice* (etwa Yuftizminifterium) liegt 
die executive Ordnung des Gerichtswefens und das Syndikat der 
Unionsregierung ob. 

Die Refforts der übrigen Departments? ergeben fid) von 





1 Bgl. Tit. V „Revised Statutes”: „The department of State." 

2 Bol. Tit. VII „Revised Statutes’: „The department of the 
Treasury.‘ 

3 Bgl. Tit. XI „Revised Statutes“: „The department of the 
Interior.‘ 

4 Bol. Tit. VIII „Revised Statutes”: „The department of Justice"; 
die erfte Section diefes Titels, 346, lautet: ,,There shall be at the seat 
of Government an Executive department, to be known as the depart- 
ment of Justice...‘, im Gegenjage zu Tit. XIII, welder von der Geridts- 
organifation u. |. f. handelt. 

5 Bgl. Tit. VI „Revised Statutes”: „The department of War"; 
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felbjt; bemerkt mag Hier nur nod) werden, daß trog Art, I, Sect. 
VIII (3)°, der Unionsregierung auf die Regelung des Eifenbahn- 
und Telegraphenwejens ein unmittelbarer Einfluß bisher nicht 
zuſteht. 

Die Leiter der acht Departments bilden das Cabinet des Prä— 
ſidenten, welches jedoch als ſolches cine untergeordnetere Bedeu- 
tung Hat gegenüber derjenigen der Miniſterien in den conſtitutio— 
neflen Monardien Europas; zunächſt findet, wie [don an anderer 
Stelle hervorgehoben worden ift, ein Verkehr des Minifteriums 
mit dem Congreffe überhaupt nicht ftatt. In allernenefter Zeit 
wurde zwar der Antrag geftellt, aud) die Anwefenheit der Staats- 
feeretüre bei den Verhandlungen des Congreffes geſetzlich zuzu— 
Tafjen, beziehungsweije zu erfordern, aber ein diesbezügficher Act 
ift, obgleich ex aus den mannichfachften, Leicht exfichtlichen Grün- 
den als fehr jachgemäß bezeichnet werden muß, bisher nicht pafjirt 
worden. Sodann aber ift die Stellung des Minifteriums in der 
Union weniger hervorragend darum, weil es in Amerika erübrigt, 
die der Executive zufallende Verantwortlidfeit auf die Staats- 
fecretäre zu übertragen, da hier der eigentliche Inhaber diefer 
Gewalt, der Präfident, nicht gleich dem Monarchen unverletzlich 
oder unabſetzbar ift; infolge defjen ift denn in Amerika aud) eine 
„Segenzeichnung” der Geſetze durch die betreffenden Staatsfecre- 
tire jchlechterdings unbekannt, wenngleich diefelben naturgemäß 
durd) ihren Einfluß auf den Präfidenten einen folden, wenigfteng 
mittelbar, aud) auf die Gefesgebung üben. 

Gefeglich ift des Fernern der ganze Apparat der übrigen 
in diefen Departments zu verwendenden Beamteten genau feſtge— 
ftellt; die Organifation der Gerichte wird an anderer Stelle? 
kurz befprochen werden. Vorſchriften über die Qualification der 
Beamteten, befonders etwa über Staatsprüfungen, beftehen im 
allgemeinen, mit ganz wenigen Ausnahmen, nicht; doch ijt der 
Prifident ermächtigt, im Wege von Verfügungen derartige Be- 
ftimmungen aufzuftellen.° Zweifelhaft könnte nur fein, ob er 


‘Tit. IX (ebend.): „The Post-office-department”; Tit. X (ebend.): „The 
department of the Navy’; Tit. XII (ebend.): „The department of Agri- 
culture’. 

© Bgl. unten Kap. 17, bei Anmerkung 1. 

7 Bgl. unten Kap. 23, unter II. 

 Gefe vom 3. März 1871; vgl. Sect, 1753 „Revised Statutes": 
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dazu aud) Hinfichtlich folder Aemter befugt fei, welche er nur mit 
Zuftimmung des Senates befegen darf? 

Seder Beamtete hat fid) vor Uebernahme feiner Gefchäfte 
durch Eidesleiftung zur gewiffenhaften Befolgung der Conftitution 
zu verpflichten; das ift im Art. VI (3) der letztern ausdrücklich 
vorgefchrieben; der Eid felbft ift durch Geſetz näher normirt 
worden. ? 

Cine bemerfenswerthe Abweihung von den europäischen Ver- 
hältniffen findet fich in den Vereinigten Staaten infofern, al8 für 
auger Dienft geftellte Beamtete, mit Ausnahme der Land- und 
Seefoldaten, ein PBenfionsverhältnig gar nicht oder dod) in faum 


‚Ihe President is authorized to prescribe such regulations for the 
admission of persons into the civil service ... as may best ... as- 
certain the fitness of each candidate in respect to age, health, cha- 
racter, knowledge, and ability for the branch of service into which 
he seeks to enter, etc.” 

9 Art. VI (3): ,,... All executive and judicial officers ... of the 
United States ... shall be bound by oath or affirmation to support 
this Constitution”; vgl. oben Rap. 4, bei Anmerfung 3; Geſetz vom 2. und 
11. Suli 1868, beziehungsmweife 15. Februar 1871, jest in „Revised Sta- 
tutes‘, Gect. 1756 und 1757. Die erftere fpricht die durd Art. XIV der 
Amendements (vgl. Kap. 7, bei Anmerkung 15, und Kap. 25, bei Anmer- 
fung 20) bedingte Berpflidtung zur Ableiftung des fogenannten test oath 
aus, twonad) jeder, wenn er ein öffentliches Amt belleiden will, verfidern 
muß, nie an einem Aufftande gegen bie Union theilgenommen zu haben; der 
vorgefchriebene Eid fautet: „I, A. B., do solemnly swear (or affirm) that 
I have never voluntarily borne arms against the United States since 
I have been a citizen thereof; that I have voluntarily given no aid, 
countenance, counsel (!), or encouragement to persons engaged in 
armed hostility thereto; that I have neither sought nor accepted 
nor attempted to exercise the functions of any office whatever, under 
any authority, or pretended authority, in hostility to the United States; 
that I have not yielded a voluntary support to any pretended 
government authority, power or Constitution within the United States, 
hostile or inimical thereto ...", und daran fchließt fic) dann der 
durch Art. VI erforderte Cid, welder folgendermaßen normirt ift: ,,...and I 
do further swear (or affirm) that, to the best of my knowledge and 
ability, I will support and defend the Constitution of the United 
States against all enemies, foreign and domestic; that I will bear 
true faith and allegiance to the same; that I take this obligation 
freely, without any mental reservation or purpose of evasion, and 
that I will well and faithfully discharge the duties of the office on 
which I am about to enter, so help me God!" 
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nennenswerthem Mage vorhanden ijt; und im Anjchluffe hieran 
mag denn auf den Unterſchied im allgemeinen hingewiejen werden, 
wie er zwifchen der europäiſchen, befonders deutſchen Beamteten- 
ſchaft und der amerifanifchen befteht, Ein folder Hinweis mug 
einerfeits dem Fernerftehenden Aufſchlüſſe über Verhiltniffe eve 
theilen, weldje man in der Alten Welt nur zu oft geneigt ift, 
mit ungerechter Schärfe zu tadeln, andererjeits Gedanfen wad) 
zufen, welchen man in der Union felbft übrigens nicht felten bes 
gegnet und die von den Beften des amerikanifchen Volkes rückhalt— 
108 gebilligt zu werden pflegen. 

Das weſentlichſte Merkmal dev europäifchen und vornehmlich 
deutſchen Beamtetenfchaft ift deren Stabilität: der Träger der 
Executive wechjelt in einer conftitutionellen Monarchie nur jelten, 
und aud) dann tritt meift nur eine Aenderung ein in der Perjon, 
nicht aud) in der Intention mit Bezug auf die techniſche Hand- 
habung des Staatsverwaltungsdienftes. Von diefer Stabilität 
ausgenommen find höchftens die Minifter; die Berfonen derfelben, 
als die thatfächlichen Träger der dev Executive zufallenden Ver— 
antwortlichleit, müſſen den an der Legislative betheiligten Factoren 
eine Sicherheit dafür gewähren, daß die Executive dem Geifte der 
Geſetze entfprehend gehandhabt werde. So wird es denn in den 
eonftitutionellen Monardien Europas nach dem Vorbilde Eng- 
Tands mehr und mehr Gebraud, in das Minifterium nur folde 
Männer zuzufaffen, deren Anfichten mit denjenigen der Parla- 
mentsmehrheiten übereinftimmen, beziehungsweife eine Aenderung 
in der Befegung jener Aemter vorzunehmen, je nachdem dieje 
Mehrheiten verfchiedenartig fic) geftalten. Darüber hinaus findet 
ein feiter Beftand des Beamtetenthums nothwendigerweife ftatt: 
Buniihft ift der Zutritt zu allen Staatsämtern- von Voraus- 
febungen abhängig gemacht, denen nur eine verhältnißmäßig ge- 
ringe Zahl von Perjonen zu genügen im Stande oder geneigt ijt; 
fodann Hat jich ein Mechanismus des Staatsdienftes hevaus- 
‚gebildet, welcher in den meiften Fällen den Einzelnen zur Wahr- 
nehmung der ihm übertragenen Obliegenheiten erſt nach verhäft- 
nißmäßig langer Ausibung derjelden vollfommen geeignet erfcheinen 
Lift, und endlich bedingen die Penfionsverhiiltniffe eine wohl zu 
beachtende Sparjamfeit in der Aufwendung, beziehungsweife er— 
neunten Hevangiehung von Kräften, wenn nicht das Budget des 
Staates in übermäßiger Weife belaftet werden foll. Anders in 
Amerika: das Erforderniß einer beftimmten Qualification für den 
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Eintritt in den Staaisdienft bejteht hier nicht; jedes Amt ift grund- 
fülich einem jeden zugänglich, ohne daß er einen befondern Nach— 
weis für feine Brauchbarfeit zu führen hat; und eine Penfion für 
auger Dienjt geftellte Beamtete fehlt, wie bereits hervorgehoben 
wurde, ebenfalls beinahe gänzlih. Nun aber wechjelt die Perſon 
des Präfidenten jedes vierte Bahr: von einer politifchen Partei 
wird er zu der Stellung emporgehoben, mit welder er die Ver— 
antwortlichfeit für gewiffenhafte Ausführung der Gefege über- 
nimmt. Gehört der Scheidende einer andern Partei an als der 
Neueintretende, fo findet diefer im Amte nur politiiche Gegner 
vor, und er muß fie entlaffen nicht fowol, weil fie ihm ungeeig- 
net erfdeinen, ihren Pflichten nachzufommen, als darum, weil ed 
ihm fchwer wird, ohne die Unterjtüßung feiner Partei in den 
beiden Häufern des Congreffes eine erfolgreiche Adminiftration zu 
führen: und die Partei ijt es wieder, welche aus Barteirücfichten 
die Befebung jedes einflußreichern Staatsamtes mit einer Berfön- 
lichfeit fordert, welche der gleichen politifchen Richtung zugehört. 
Wenn aber in der Perfon des Präfidenten nicht die Partei wech- 
felt, fo wird der Nachfolger doch ficherlih mit Bezug auf die 
techniihe Handhabung der Erecutive von andern Anfichten aus- 
gehen wie fein Vorgänger, und fomit viele von denen, welche 
lediglich dem höchſt perjünlichen Vertrauen des letztern ihre Bes 
rufung verdanften, durd) Männer feiner Wahl erfegen. Obgleich 
in geringerer Zahl, wird dod) auch für folchen Fall eine Ent- 
lafjung von Beamteten in fo ausgedehnten Maße erfolgen, daß, 
felbft wenn diefe Fälle zur Regel würden, von einer Stabilität 
faum die Rede fein könnte. Es bleibt die Möglichfeit übrig, daß 
weder Partei noch Perfon des Präfidenten wechſeln, d. h. daß 
ein Bräfident nach Ablauf der für feine Amtsdauer beftimmten 
vier Sahre wiedergewählt wird. Allein feit dem Beginne der 
Union, feitbem Wafhington, zwei aufeinanderfolgende male zum 
Präfidenten gewählt, jen Amt ‚in die Hände des Volkes zurüd- 
legte‘, ift e8 Gewohnheitsrecht geworden, auf ein und diefelbe 
Perjon nicht mehr denn eben zweimal die fragliche Würde zu 
übertragen; und e8 iff aud) gar feine Ausficht auf Aenderung 
diefes Brauches vorhanden, denn allgemein gilt die Anficht, daß 
eine Öftere Wiederwahl ,,da8 Beftehen der Republik’ untergraben 
fünne, und das ift die wunde Stelle der Amerilaner. Nicht als 
ob man ihnen einen Vorwurf daraus machen dürfte, daß fie diefe 
ihre Staatsform lieben und gegen alle Gefahren zu jchügen bereit 


Die Organifation der Crecutive. 159 


find; aber fie laſſen fic) in diefer Beziehung von einer Furcht 
leiten, welche dem unbetheiligten Beobachter hier und da ein 
Lächeln abgewinnen muß. Wenn in den Vereinigten Staaten 
jemals eine Monarchie zu Stande fommen jollte, jo würde dies 
nicht die That eines Mannes fein, welcher und weil er feit langen 
Jahren zum Präfidenten berufen eine große Zahl von Anhängern 
durch das ganze Land Hin zählen würde, jondern eines Mannes, 
welder fih auf dem Schlachtfelde feine Lorbern errungen hat 
und vielleicht einem innern Kriege mit eiſerner Hand ein Ziel zu 
fegen weiß. Dafür ſpricht die Geſchichte aller Nepublifen, welche 
ſchließlich dem Ehrgeize eines Einzigen zum Opfer fielen, und 
davon würde Amerika um fo weniger eine Ausnahme machen, 
als auch hier, fo jehr man immer ſich in Lobpreijungen der wahe 
ren Bürgertugend ergehen mag, die große Mafje des Volfes, fet 
es Furcht, fei es Adjtung, in Wahrheit mtv vor der perſönlichen 
Tapferfeit oder Entjchloffenheit empfindet, wie fie der Soldat 
alfein augenfcheinlich zu machen vermag. Sn Amerika ift noch 
nie cin Krieg geführt worden, nad) deſſen Beendigung nicht der 
„beſte General“ als Präfident ins Weihe Haus gewandert wäre, 
Bie immer dem aber auch fein mag, man wird fic) kaum, zum 
mindeften fiir die nächte Zukunft nicht, beftimmen laffen, Eine 
Perfon mehr als zweimal oder auf mehr als acht unmittelbar 
anfeinanderfolgende Iahre zum Präfidenten zu wählen, und for 
mit ift der Fall, welder allerdings dem Beamtetenthume im all- 
gemeinen naturgemäß eine größere Stabilität verleihen würde, 
vorläufig ausgejchloffen, 

G8 bleibt. übrig, mit wenigen Worten die Folgen anzudenten, 
welche fic) aus diefem häufigen Perfonenwechjel ergeben; man 
wird, bejonders in Deutfchland, leicht geneigt fein, diefelben an 
anderer als der wahren Stelle zu fuchen, indem man fid der 
Vorſtellung Hingibt, daß unter Verhältniffen, wie deu angedeu- 
teten, der Verwaltungsdienft eine nachtheilige Beeinfluffung eve 
fahren müſſe. Allein dem ift dod) nur in fehr geringen Mage 
jo; der Verwaltungsorganismus ijt ein bedeutend einfacherer als 
in den buveaufratijden Ländern der Alten Welt, in denen das 
Streben nad) äußerſter Gewiffenhaftigteit oft eine unglaubliche 
umd wenig zweckentſprechende Schwerfälfigfeit veranlaßt, und in 
denen die Beamteten, zum großen Theile wenigitens, die Kühlung 
mit dem praktifchen Leben zu verlieren pflegen, Außerdem aber 
hat jeder, welcher in ein Amt berufen wird, eine gewiffe Vorbil- 





160 Zwölftes Kapitel. 


dung, welche ihn befähigt, feinen Pflichten nachzukommen. Dieje 
Vorbildung ift nicht eine Schulung im eigentlichen Sinne des 
Wortes, fondern ergibt fic) einfach aus dem Selfgovernment, 
wie es fid) in Amerika herausgebildet hat und nod) in viel höherm 
Maße fic) vorfindet als in England, In diefer Beziehung hat 
man mr auf die geiftreichen Ausführungen Tocqueville's zu ver- 
weifen, welche, wie für deſſen Zeit, aud) für den heutigen Tag 
Nor) voll und ganz zutreffen. Das öffentliche Leben, an welchem 
jeder Amerifaner theilnimmt, fobald er das entfpredende Alter 
erreicht, gibt ihm ein nicht zu unterfchätendes Verſtändniß für die 
Erledigung amtlicher Gejchäfte in gehöriger Form, weldes dem 
Gemeinwejen nad) allen Seiten hin zugute fommt. Die übeln 
Folgen des häufigen Perfonenwechjels Liegen in wefentlid) andern 
Umftänden. DVergegenwärtigt man fic) zumächft, was dem euro- 
päifchen, befonders deutſchen Beamtetenjtande die Hohe Achtung 
verfchafft, welche ex thatfächlich genießt, fo wird man den Grund 
hierfür vornehmlich darin finden, daß die Stellung der Staats- 
diener eine durchaus geficherte ijt. Sie werden zwar, wie man 
gewiß nicht beftreiten wird, ſehr mangelhaft bejoldet, aber indem 
fie, als folde wenigftens, auf die Möglichkeit eines großen mate- 
tiefen Gewinnes verzichten, taufhen fie dafür die Ausficht auf 
ein, wenn auch geringeres, doc) ftets gleichmäßiges und nad) 
menjchlichen Begriffen ungweifelhaftes Einkommen ein, welches 
ihnen, zum mindeften theilweife, felbft dann nicht entgehen fann, 
wenn fie nicht mehr im Stande find, ihre bezüglichen Stellungen 
auszufüllen. Was gibt es Naturgemäßeres, als daß jemand, wel- 
her fic) in foldjer Lage befindet, ſich bejtrebt, durch möglichſt 
pflihtgemäße Ausübung feines Amtes diefer Ausficht nicht vers 
{ujtig zu gehen? Gin folches Streben aber muß mm jo mehr gee 
gründet erſcheinen, als jeder Staatsdiener infolge feiner techniſchen 
Vorbereitung, wie fie für beinahe jedes Amt erforderlich ift, die 
Fähigkeit, eine andere befriedigende Stellung im bürgerlichen Leben 
auszufüllen, regelmäßig wird verloren haben. Nun betrachte man 
dem gegenüber die Zuftände in Amerika: Hier fehlt gerade dag, 
was nad) allem Gefagten den vornehmften Grund für die pflicht- 
gemäße Amtserfüllung bildet. Beder, der in den Staatsdienft 
eintritt, verläßt eine vielleicht fehr einträgliche Befchäftigung; das 
Amt, welches er übernimmt, bleibt ihm vorausfichtlicd nur vier, 
im beften Falle acht Iahre erhalten; alsdanı muß ev fic) ins 
Privatleben zurücziehen, ohne irgendeine Entjhädigung für das 
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Opfer, welches ev brachte, als er fic) entſchloß, jenes Amt zu 
übernehmen. Wie kann es hier, wenigjtens der Regel nad), aus- 
bleiben, daß der Betreffende fic) eine ſolche Entfchädigung bei der 
Ausübung feines Amtes zu verfchaffen erachtet? Dazu kommt 
dann nod die in einem Lande wie Amerifa durchaus erklärliche 
und an fid) gewiß nicht tadelnswerthe Anfchauung, daß jede Arbeit 
ihren entjprechenden Lohn finden miiffe. Dem Amerikaner ift es 
schlechthin unbegreiffich, „der bloßen Ehre wegen“ feine Thätige 
feit, weldjem Zwede aud) immer, zu opfern; und daher erfdjeint 
es denn ganz natürlich, daß man in Amerika jeden Beamteten 
um fo mehr verdächtigt, in je höherer Stellung ev fid) befindet, 
d. h. je mehr Gelegenheit ihm einerfeits zu einer „Schadloshal⸗ 
tung“ der angedeuteten Art geboten wird, und je mehr Ausficht 
andererfeits für ihn vorhanden ijt, beim Wechfel des Präfidenten, 
alſo in verhäftnigmäßig furzer Zeit, feines Amtes enthoben zu 
werden, Im Ameria hat die große Mafje des Volfes vor dem 
Clerk eines Diftrict-Court mehr moralifche Hochachtung als vor 
dem Chef eines Department, und diejer Anſchauung pflegt in 
der Preffe ein Ausdrucd gegeben zu werden, von dem man fid) 
in der That nur mit Widerwillen abwenden kann. Die Tages- 
bfätter Laffen an ihren politiihen Gegnern fein Harden umge- 
friimmt, nicht in ſachlicher Polemik, fondern in rein perfontidjen 
Verdächtigungen, welche freilich, wie gezeigt, bei der ganzen Lage 
der Sache nicht ungereihtfertigt erſcheinen. Diefer Umftand aber 
übt dann naturgemäß wieder feine Rückwirkung. Wer fic) ent- 
ſchließt, ein höheres Staatsamt zu übernehmen, muß entweder ein 
Maun von geradezu bewunderungswerther Uneigennügigfeit fein 
oder von umlautern Beweggründen geleitet werden, welche ihm 
„den Berdienft durch das Amt“ werthvoller erſcheinen laſſen, als 
vor den pöbelhaften Schimpfereien der Zeitungsfchreiber bewahrt 
zu bleiben. So fider nun nicht nur in Amerika, fondern überall 
die großen Charaktere geringer find als die Heinen Seelen, ebenfo 
ſicher müffen fid) in diefem Lande die höchſten Aemter, welche dev 
Staat zu vergeben hat, öfter in den Händen zweifelhafter Per- 
ſonlichkeiten als folder Männer befinden, welche für ein Mufter- 
bild von Vaterlandsliebe und Selbftlofigfeit möchten gelten können. 

Wenn man fic) fragt, wie dem abzuhelfen fei, jo ergibt fid 
die Antwort daranf, nad) allem Gefagten, von jelbft. Man muß 
trachten, dem Beamtetenftande die unerläßliche Stabilität zu vere 
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ſchaffen. Schon der Conftitution hat diejer Gedanfe nahe gelegen: 
fie hat geglaubt, zur Verwirklichung derjelben dadurd beitragen 
zu fönnen, daß fie den Präfidenten nicht felbftändig befugte, Bes 
amtete ein- und abzufegen, fondern infofern an die Zuftimmung 
des Senates band. Die Geſchichte der Vereinigten Staaten zeigt 
jedoch, daß dadurd) der gedadjte Erfolg nicht erreicht wurde; aber 
auch, wenn die Thatſachen einen andern Gang genommen hätten, 
man müßte jene Bejchränfung des Präfidenten in jedem Falle für 
verwerflich erfläven, denn fie aufrecht erhalten heißt nur: ein Uebel 
durd) ein amderes und größeres wieder gut machen zu wollen. 
Der Leiter der Executive muß, wie nachgewieſen worden ift, im 
Stande fein, die fraglide Befugniß nad) ſchlechterdings eigenem 
Grmefjen zu üben: aber die Legislative hat es in der Hand, auf 
andere und begrifflich zufäffige Weife der Executive die Veran- 
laſſung und Möglicjkeit zu einem allzu häufigen und weitgehen- 
den Werhjel des Beamtetenftandes zu nehmen, dadurd, daß fie 
den Eintritt in diejen letztern von beftinmten Qualificationen ab- 
hängig macht und demfelben eine materiell wenn auch befhränfte, 
dod) geficherte Stellung zuweift, indem fie namentlid) die Penfions- 
verhäftniffe der europäiſchen Staaten auf die Union übertragen 
follte, Dann würde für die Wahl der Beamteten nicht mehr 
entfcheidend fein können, welder Partei fie angehören, fondern 
lediglich, ob fie die zur tehnifchen Handhabung des Amtes erfor 
derlichen Fähigkeiten befisen, und der Beamtete jelbjt würde nicht 
umbin können, dem Treiben der Parteien fern zu bleiben, dem 
wenn feine politifchen Anfichten dem Leiter der Executive nicht ge- 
nehm wären, wiirde er, wenn nicht auf eine Amtsentſetzung ſich 
gefaßt machen müfjen, doc) zum mindeften auf Weiterbeförderung 
nicht mehr hoffen können. Selbft aber wenn er, durch Theilnahme 
am politifhen Leben den gerade im Amte befindlichen Präfidenten 
unterftügend, glaubte, von diefem Belohnungen erwarten zu dürs 
fen, er müßte dod) gewärtig fein, ein Mehreres zu verlieren, wenn, 
wie das immer möglich ift, ein fpäter berufener Priifident fid) zu 
andern politiſchen Anfichten befennt als fein betreffender Bor- 
ginger. Gerade aljo die Verhältniffe einer Republif nach Art 
der Union, viel mehr nod) als diejenigen einer Monarchie, machen, 
wenn einmal die hier empfohlenen Vorſchläge ſich durchgeführt 
finden, die Verwirklichung jenes jo unendlich wünfchenswerthen 
Zuftandes wahrſcheinlich, daß die Beamteten der Politif unbes 
theiligt gegenüberftehen, und daß auf diefe Weife, fobald der Leiter 
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der Executive von feiner Thätigfeit zurüctritt, der Nachfolger 
deffelben fid) nicht veranfaft fehen kann und darf, eine Neu— 
befegung der Aemter im allgemeinen eintreten zu laffen. Diefer 
Zuftand ift aber darum fo befonders wünſchenswerth,, weil, wo 
er zur Wahrheit wird, fic) nad) den obigen Ausführungen eine 
wohlgegriindete Vermuthung für die Ehrlichkeit des gefammten 
Beamtetenftandes ergeben muß, und dent lesterm nur im dieſem 
Falle das nöthige moralifche Anjehen verfchafft werden kann. 
Daf dies nicht leere Phantafien feien, beweift der Unterfchied, 
welcher in Amerifa zwifchen der Armee und Flotte einerjeits und 
dem übrigen Beamtetenthume andeverfeits ganz offenbar befteht; 
hinſichtlich der erſtern gelten nämlich alle jene Grundfäße, welche 
foeben näher entwidelt wurden, und die activen Offiziere find die 
Einzigen, an deren Ruf fich weder Privatperfonen, nod) die Or— 
gane der öffentlichen Meinung zu vergreifen wagen. Zugegeben 
mag werden, daß wenn in der Union einmal der Beamtetenftand 
im alfgemeinen auf europäifchem Fuße eingerichtet würde, ber 
praftifche Gejchäftsgang der gefammten Staatsverwaltung vielleicht 
zum Theile abhanden time; immerhin aber wirde man annehmen 
önnen, daß der eminent praftiiche Sinn des amerifanifcheh 
Volfes nicht jenes bureaukratiſche Wefen ſich einniften laſſen würde, 
welches kaum zu den Annehmlichkeiten der Alten Welt gehört. 
Selbſt wenn man aber zu wählen hätte zwifchen einer Burean- 
fratie, weldje im Vollgefühle ihrer Würde wie Unfehlbarfeit auch 
den dringendften Bedürfnifjen des prattijdjen Lebens Häufig genug 
wicht Rechnung zu tragen vermag oder gewillt ift, dabei aber fein 
Gefühl Höher ſchätzt als dasjenige einer unbedingten Pflichttreue; 
oder einem praftifch gewandten Beamtetenjtande, der fid) aber nie 
für praftifder oder gewandter hält, als wenn er unbeftraft in 
feine eigene Tajche zu arbeiten verfteht, man müßte da8 erjtere 
borziehen; denn es gibt nichts, was die Entwidelung eines großen 
Eufturftaates in gleicher Weife zu untergraben vermag, wie die 
Ehrlofigkeit derjenigen, welche als Staatsdiener vor allen andern 
berufen find, dem Volfe ein Beifpiel von Selbftlofigfeit und Ge- 
wiffenhaftigteit zu geben. — Zur Ehre Amerikas fei es gefagt, 
daß fic) daſelbſt, wie ſchon einmal angedeutet wurde, viele finden, 
welche die ſoeben entwickelten Gedanfen in ihrer Richtigfeit voll 
und ganz anerfennend, danad) ftreben, diefelben im öffentlichen 
Leben ihres Volkes zur Wahrheit zu machen, und von dem int 
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mag bier von vornherein gejagt fein, daß es hauptfählih, wenn 
aud) nicht ausfchließlich, dazu dient, dem Verhältniß Geltung zu 
verichaffen, welches zwiſchen der Legislative und Executive befteht; 
diefe Eigenthümlichkeit wird e8 rechtfertigen, daß darüber an diejer 
Stelle gehandelt wird. 
„Der Präfident, Vicepräfident und alle Civilbeamteten der 
Vereinigten Staaten find ihres Amtes zu entheben, wenn 
jie auf ein Impeachment hin des Verrathes, der Beftechung 
oder anderer fchwerer Verbrechen und BVergehen überführt 
werden... .”? 

Die begriffliche Bedeutung des Ganzen ijt verjdieden je nad) 
den Perfonen, auf welche e8 Anwendung findet, und deren redt- 
licher Stellung. 

Was zunächft den Präfidenten betrifft, fo ijt diefer als un- 
mittelbarer Träger der Staatsgewalt anzujehen einerfeits infofern, 
als ihm beftimmte materielle, an anderer Stelle näher befprochene 
Befugniffe zuftehen, und andererfeits injofern, als er einen für 
den Proceß der Gefeßgebung unerläßlichen Factor bildet; - ijt er 
aber wirklich in der gedachten Beziehung Träger der jouveriinen 
Staatsgewalt, fo fann ihn als folden nur eine moralifche, nicht 
aber rechtliche Verantwortlidfeit irgendwem gegenüber auferlegt 
werden. Es follte daher, ftreng genommen, gar feine Möglichkeit 
geben, ihn, fo weit er nad) der angegebenen Richtung hin thitig 
zu werden hat, beziehungsweife wegen einer von ihm in der be- 
züglichen Eigenfchaft vorgenommenen Handlung aus feinem Amte 
zu entfernen; er dürfte vielmehr, wie unten wird zu zeigen fein, 
nur in foldjen Fällen, da er als Träger der Executive auftritt 
und fid) für untauglid) erweilt, von der Leitung jener ausge— 
ichloffen werden. Wenn nun troßdem ein Smpeadment gegen 
ihn ganz allgemein zugelaffen wird und er auf Grund eines folchen 
feines Amtes überhaupt verluftig geht, fo ijt das aus leicht er- 
fichtlichen praftijden Gründen gewiß für zwedmäßig zu erklären; 
begrifflich aber fann die Sache nur fo aufgefaßt werden, als ob 
die mitgetheilte Vorfchrift in dem Umfange, in welchem fie unter 
beftimmten Borausfegungen dem Bräfidenten aud) den ihm zu- 


2 Art. II, Sect. IV: „The President, Vice-President and all civil 
officers of the United States shall be removed from office on im- 
peachment for and conviction of treason, bribery or other high 
crimes and misdemeanours." 
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falienden Antheif an der ftaatlidjen Souveränetät entzieht, gewiſſe 
Umftände hervorheben will, welche eine Perfon unfähig machen 
follen, das fraglide Amt zu bekleiden. Wie die Conftitution 3. B. 
fagt: Eine Perfon, welche Präfident fein foll, darf nicht weniger 
„als 35 Jahre zählen“, fo beftimmt fie hier: Eine Perjon, welche 
Präfident fein fol, darf nicht auf Grund eines Impeachments 
(verurteilt worden fein oder) vernrtheilt werden. Trotzdem im 
Falle des Erfolges das Impeachment nur die negative Wirkung 
üben fann, den Präfidenten aus feinem Amte zu entfernen, ftellt, 
begrifflich gefaßt, die obige VBorfchrift in dem angedeuteten Um— 
fange ein pofitives Moment Hinfichtfih der Qualification auf, 
welche für Befesung, beziehungsweife Fortführung der Präfident- 
ſchaft erforderlich ijt. Der Präfident, foweit er für den ummittel- 
baren Träger der Staatsgewalt zu gelten hat, wird auf Grund 
eines erfolgreichen Smpeachments nicht darum feines Amtes ent 
hoben, weil beftimmte von ihm ausgehende Acte die Misbilligung 
des Congrefjes erfahren, fondern einfach und allein darum, weil 
die Verfaffung ihn in ſolchem Falle für untauglich erklärt, Präſi— 
dent zu fein, beziehungsweife zu bleiben. Inſofern fonnte die 
Berfaffung jede ihr beliebige Beftimmung treffen, und es bedarf 
daher arch Feiner nähern Unterfuhung, ob es die Legislative als 
foldje, oder ein davon verfchiedener Factor fei, welchem das Recht 
des Impeachments, beziehungsweife einer Verurtheilung zuftehe, 
und in diefer Beziehung hätte, ftreng genommen, die Sache in 
dem Kapitel über den Priijidenten abgehandelt werden müſſen 
unter den andern, rein arbiträren Beftimmungen der Verfaffung 
über die Fähigkeit, in das oberfte Amt der Republik gewählt zu 
werden, oder, was begrifflich das Gleiche ijt, darin zu ver— 
bleiben. 

In ganz der nämlichen Weife hat man die Grundfäge über 
das Impeachment auch Hinfichtlich des Vicepräfidenten anzufehen, 
foweit die Stellung diefes letztern mit den anderwärts befpro- 
henen Modificationen doch im weſentlichen derjenigen des Präſi— 
denten ahnlich ift. 

Num werden aber von dem Impeachment neben dem Präfi- 
denten und Viceprafidenten auch alleTandern Beamteten betroffen, 
weldje Feineswegs einezamtliche Qualität in der ſoeben bezeich- 
neten Art befiten, und das ganze Inſtitut muß daher nod eine 
andere Bedeutung haben als diejenige, welche ihn hinſichtlich jener 
‚beiden Perfonen bisher untergelegt worden ift. 
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Die Legislative, wie ſchon oft hervorgehoben wurde, als eigent- 
licher Inhaber der Negierungsgewalt, hätte fiir die praltiſche 
Durchführung der Gefege im einzenen gegebenen Falle ſelbſt zu 
forgen, wenn anders das thatficjlid) möglich wäre; da das that- 
ſächlich nicht möglich ift, überträgt fie diefe Durchführung der 
Executive, aber fie wird dadurd weder von dem Rechte nod) von 
der Pflicht befreit, fic) von der Thätigleit dev Executive zu über 
zeugen, beziehungsweife handelnd einzugreifen, wenn die Anwen- 
dung der Gefeke von diefer ganz oder theilweife unterlaffen oder 
vielleicht gar in einer, dem Geifte der Geſetze widerfpredenden 
Weife verfahren wird. Die Legislative hat alfo aud) das Recht, 
beziehungsweife die Pflicht, jede an der Ausführung des Gefeses 
betheiligte Perfon zu entfernen, wenn anders diefe fic) eine Vers 
Tegung ihrer Obliegenheiten zu Schulden fommen läßt, Träger 
der Legislative in materieller Hinficht find aber die beiden Häufer 
des Congreffes, während der Präfident neben jenen nichts als ein 
formales Moment bildet, und es ift daher nur folgerichtig, daß, 
fobald eine Reaction in der beſprochenen Richtung von feiten der 
Legislative eintreten foll, die Legtere, da fie an fic) fehr wohl nur 
durch Senat und Nepräfentantenhans dargeftellt werden fann, 
aud) fo dargeftellt werden muß, weil das ganze Verfahren den 
Präfidenten, wenn nicht unmittelbar betrifft, doch jedenfalls leicht 
in Mitleidenfhaft ziehen kann. 

Das Impeachment bewegt fic) in den Formen eines gericht 
lichen Verfahrens; dadurch darf man fic) jedoch nicht zu der Auf- 
faffung verleiten lajjen, als ob der Senat, dem ſchließlich „das 
Urtheil“ zufällt, Hier einen Gerichtshof bilde, berufen zur Ent- 
ſcheidung eines Redhtsfatles, in weldem Legislative und Executive 
gleihfam als Parteien einander gegenüberftchen, und es nun 
darauf ankäme zu entjcheiden, wer von beiden im Rechte fei. Die 
Legislative fteht begrifflich immer über der Executive und hat 
darum nicht nothwendig, an einen Gerichtshof zu appelliven, wenn 
fie die Handlungen der Executive als gejegwidrige will angejehen 
wiſſen; darüber fteht ihr vielmehr, als dem Träger der fonveränen 
Staatsgewalt und der Quelle aller Gefege, ein Urteil unmittel- 
bar felbft zu. Danach müßte der Congreß mit Uebereinftimmung 
einer Majorität in beiden Häufern die Entjegung jedes Beamteten 
befchließen dürfen, wenn das in Wahrheit für das Zuftande- 
fommen gefeglider Ucte genügen könnte. Aber die Con- 
ftitution hat offenbar nicht gewollt, daß die einfache Ueberein— 
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ſtimmung diefer Majoritiiten die Grundlage folder Acte bilde; 
fie verlangt, daß in jedem Falle nod) ein formales Moment hin- 
zutvete, welches regelmäßig durch die Perfon des Präfidenten, be- 
jichungsweife deffen Vetorecht zum Ausdrude gebracht wird, 
Da num aber, wie gezeigt, dies legtere auf Fälle auch der vor- 
liegenden Art in Anwendung zu bringen begriffwidrig wäre, fo 
mußte mit Bezug auf die in Rede ftehenden Acte der Legislative 
jenes in Wegfall kommende Moment durch ein anderes erjetst 
werden, und dies geihah, indem die im folgenden Kapitel mitzu- 
theilenden Vorſchriften über das Verfahren beim Impeachment 
aufgeſtellt wurden, welche, wie man fehen wird, dem regelmäßigen 
Procefje der Gejeggebung gegenüber um vieles umftändlicer er— 
ſcheinen. Die Analogie mit einem Gerichtsverfahren erſcheint 
von diejem Standpunkte aus rein zufällig; der Senat jpricht zwar 
allein das „Urtheil“, aber er kann e8 doch nur fpreden, wenn 
£8 vom Repräjentantenhaufe provocirt wird. Die Sade Liegt, 
wenn man die Angaben des nächſten Kapitels vergleicht, thatſäch- 
lich nicht anders, als ob die Verfaſſung beftimmte: Betveffende 
Borlagen follen Gejege werden, wenn fie im Repräfentantenhaufe 
— wo fie zunächft einzubringen find — die einfache, und im Se- 
nate — wo übrigens Vertreter des Repräfentantenhaufes und der 
bon der Vorlage betroffenen Perfon zu Hören find — eine Zwei 
Drittel-Majorität für fic) haben. 

So, und nur fo ergibt fid) eine dem Weſen der Sade ent- 
fpredjende, aber aud) durchaus glückliche Löfung der bezüglichen 
Vorſchriften; wer diefelben fo auffakt, muß zugeben, daß durch 
fie in trefflider Weije der Einfluß geregelt wird, welden die 
Legislative auf die Executive zu üben ſtets im Stande fein muß, 
und der unter faum einer der jegt geltenden Stantsverfafjungen 
in gleich günftiger Weife ſich bethätigen kann. 
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Verfahren beim Impeachment. Bulaffigkeit und 
Wirkung deffelben. 


— 


I. Hinfidtlid des Verfahrens beim Impeachment bejtimmt 
Art. I, Sect. IL am Ende: „(Das Repräfentantenhaus) foll allein 
- befugt fein, ein Smpeachment zu erheben‘ 1; und Art. I, Sect. IIL(6): 
„Der Senat foll allein befugt fein, über ein Impeachment zu 
verhandeln; wenn er zu diefem Swede zufammentritt, foll ihnen 
(den Senatoren) bejonders ein Eid oder eine feierliche Verjide- 
rung abgenommen, und Niemand verurtheilt werden, wenn er 
nicht durch eine Zwei-Drittel-Majorität der anwejenden Mitglieder 
für Schuldig erklärt wird.““ Praktifch geftaltet fid) die Gace im 
wefentlichen fo ?, daß zunächft im Nepräfentantenhaufe von einem 
Mitgliede, beziehungsweife einer Mehrzahl folcher, der Antrag auf 
Erhebung eines Impeachments eingebracht wird; hierüber faßt das 
Haus Beſchluß. Wird der Antrag angenommen, fo wird die 
Sade vor den Senat gebradt, in weldyem, wie gezeigt, der Vor- 
figende jedem Mitgliede für den befondern vorliegenden Fall einen 
Eid oder eine feierlihe Verfiderung abnimmt. Nun fpielt fich 
vor dem Senate ein Verfahren nad Art eines Strafproceffes ab. 
Zunädjft findet eine Unterfuchung ftatt, in welder ein vom Re- 
präfentantenhaufe ernanntes Mitglied deffelben, beziehungsweife 
eine Mehrzahl ſolcher als Anfläger, beziehungsweife WAnklagecom- 
miffion auftritt, und ebenfo der Angefchuldigte das Recht hat, in 
Perfon zu erjcheinen oder fi in gehöriger Weife vertreten zu 
fajfen. Alle von beiden Seiten benannten Zeugen werden ver- 
hört, Sachverſtändige vernommen und fo fort. Dann pflegen auch 


! „The house of Representatives shall... have the sole power 
of impeachment.” 

2 „The Senate shall have the sole power to try all impeachments. 
When sitting for that purpose, they shall be on oath or affirmation; 
and no person shall be convicted without the concurrence of two 
thirds of the members present.’ 

3 Sql. Story, a. a. O., SS. 806 fg. 
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Plaidoyers zu folgen und wenn jo die Sade zur Entſcheidung 
reif ift, wird diefe durch Abftimmung in der Art gefunden, daß 
mindeftens eine Zwei-Drittel-Mehrheit dev Anwejenden erforderlich 
ift, ein Schuldig auszufprehen. Wenn man bedenkt, daß augen- 
Blidlid) der Senat aus 76, alſo ein bejchlußfähiges Haus aus 
mindeftens 39 Mitgliedern befteht, fann eine Verurtheilung ohne 
Zuftimmung von 26 Senatoren nicht erfolgen. 

Uebrigens Hat, wenn es fid) um ein Impeachment des Präſi— 
denten, beziehungsweife felbftverftändlich des Bicepriifidenten han- 
delt, nicht dieſer letztere, ſondern der erſte Nichter des oberften 
Gerichtshofes den Vorſitz bei den betreffenden Verhandlungen zu 
führen, 

Diefe Verhandlungen find öffentlich; nicht weil das Verfahren 
cin gerichtliches ift, und ein folches immer öffentlich vor ſich geht, 
ſondern, weil es fic) um Sigungen des Senates, beziehungsweife 
des Repriifentantenhaujes als legislativer Körperichaften handelt. 
Daher fann denn auch der Ausſchluß der Oeffentlichkeit angeordnet 
werden, und zwar nad) Maßgabe der über diefen Punkt in den 
Geſchäftsordnungen allgemein feitgeftellten Grundfäge, 

I. Was die Zuläffigkeit des Verfahrens anbetvifft, fo find 


Hier drei Fragen zu beantworten: Gegen wen, weswegen und 
unter welden Vorausſetzungen «8 ftattzufinden habe? 

Das Impeachment ijt zuläffig gegen den Präftdenten, Vice— 
‚präfidenten und „alle Civilbeamtete’. Als ,,Civilbeamtete’ im 
Sinne diefer Beſtimmung ift offenbar jede Perſon anzufehen, 


4 Art, I, Sect. III (6): „When the President of the United States 
is tried, the Chief-justice shall preside. Danad) findet ſich allerdings 
wicht ansdviiclid) anerkannt, daß der Obervidjter den Vorſitz and) dann zu 
führen Habe, wenn es fic) um ein Smpeadjment gegen den Vicepräfidenten 
Handelt; da biefer fettere aber Vorfitiender des Senates ift und ihm darum 
nad) dem alten Grundjage: memo judex in re sun“ nicht wohl eine Mit- 
wirkung bei Eutſcheidung feiner eigenen Angelegenheit zufallen Earn, fo fteht 
zum mindeften foviel feft, daß er im dem gedachten Falle das Präfidium 
über den Senat nicht Üben dürfe; und es könnte fic) nur fragen, ob daun 
der Oberrichter oder der Präfident des Senates pro tempore einzutreten 
Habe? Da aber in diefem Falle diefelben Bedenken, und zwar in nod) viel 
Hoherm Mage, vorliegen, weldhe die Conftitution veranlaßt haben den Ober» 
richter zu berufen, wenn dev Präfident impeadjt wird, fo läßt fid) tein 
Grund abjehen, warum bei einem Impeachment des Vicepriifirenten felbft 
der Borfig nicht aud) der gleidjen Perſönlichteit anvertraut werden folle. 
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welche in der Executive Verwendung findet, mit Ausnahme ber 
Lande und Seefoldaten.’ Die Zuläffigkeit diefer Ausnahme kann 
wol fraglid) erfcheinen; von vielen Seiten her wird fie damit be- 
gründet, daß die Parlamente nicht die nöthigen Kenntniffe befigen, 
welche zur Beurtheilung militärifcher Angelegenheiten erforderlich 
find. Allein diefe Beweisführung ijt keineswegs ftichhaltig: denn 
es handelt ſich, nach dem begrifflichen Wefen des Impeachments, 
bei dieſem legten niemals um die Entſcheidung rein techniſcher 
Fragen aus den einzelnen Zweigen des Staatsverwaltungsdienftes, 
jondern, wie weiter unten nod) näher gezeigt werden wird, ftets 
darum, ob die Handlung eines Beamteten, foweit derfelbe berufen 
ift die Intentionen der Legislative zur Geltung zu bringen, mit 
diefen Tegtern in Einklang ftehe oder nicht? Warum foll nun 
3. B. der Präfident im Wege des Impeahments zu entfernen 
fein, wenn er fid) der Beſtechung zugänglich gezeigt Hat, nicht aber 
ein General, der nachweisbar die ihm untergebenen Truppen zur 
Ausübung eines Stantsftveiches hat verleiten wollen? Die eigen- 
thümlichen Vorftellungen, von weldjen man hinfichtlid) der „fol- 
datifchen Ehre“ heutzutage fo vielfach ausgeht, haben and) in 
Amerika ihre Wurzeln gefhlagen. Man mag die Aburtheilung 
militärifcher Vergehen den Militärgerichten überlaffen, aber man 
gebe fid) nicht der geradezu naiven Anfchauung hin, ale ob die 
bewaffnete Macht folder Handlungen unfähig wäre, welche mög- 
ficherweife ebenfo gut wie die Thätigkeit anderer Beamteter eine 
Reaction von jeiten der Legislative erfordern. Gerade in Re— 
publifen kann der Misbrauc eines militärifchen Poftens dem Gee 
meinwejen gefährlicher werden, als derjenige irgendeiner fonftigen 
Bffentliden Stellung. Wenn nun aud Amerika nicht eine fo gee 
waltige Militärmacht unterhält, wie dies augenbliclid) in den 
Eufturländern der Alten Welt zutrifft, jo ändert das an dem 
Gefagten durchaus nichts; denn einerfeits fann diefer rein zufällige 
Umftand nicht rechtfertigen, von Grundfägen abzugehen, welche 
der Natur der Gade nad) als logiſch nothwendig anzuerkennen 
find; und andererfeits können unter Umftänden Armee und Flotte 
aud) von dem geringen Beftande, welchen Amerika Heutzutage auf- 
zuweifen hat, Gefahren herbeiführen, von denen die Geſchichte an- 
derer Republifen genügend Zeugniß ablegt. 


Bol. Story, a, a, O., $. 791, und im vorigen Kapitel bei Anmer- 
tung 2, 
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Eine andere, übrigens ſchon praftifc gewordene Streitfrages 
ift die, ob anf Congreßmitglieder ein Impeachment Anwendung 
finden dürfe. Dieſe Frage ift offenbar zu verneinen: dafür fpricht 
zunächft ſchon der Sprachgebrauch der Conftitution felbjt, welche 
die Mitglieder des Senates oder Repräſentantenhauſes nicht als 
polficers” zu bezeichnen, fondern im Gegentheil diefen gegenüber- 
zuftelfen pflegt. Man erinnere fic) 3. B. des bereits befprochenen 
Art. I, Sect. VI, daft fein „Beamteter“ während feiner Amts- 
dauer einem der beiden Häufer angehören dürfe; und ficherfich 
hat weder die Conftitution nod) die Sprade der fonftigen Gejes- 
gebung die Senatoren oder Nepräfentanten jemals „„Civilbeamtete” 
genannt, Zu diefem mehr äußerlihen Grunde fommen aber dann 
nod) andere Umftände, welche die Antwort auf jene Frage uns 
zweifelhaft machen; einmal nämlich fann das Impeachment jchon 
darum nicht auf Mitglieder der Legislative ausgedehnt werden, 
weil es ja gerade umgelehrt cine Reaction der letztern gegen die 
Ereeutive enthalten foll; und ferner würde im andern Falle die 
Autonomie der beiden Hänfer durchbrochen werden, welde, wie 
ſchon anderweitig gezeigt worden ift, das vielleicht weentlichite 
Merkmal derfelben bildet. Die Ausſchließung eines Congreßmit⸗ 
gliedes muß ſchlechterdings die alleinige Sache desjenigen Haufes 
bleiben, welchem die betreffende Perfon zugehört. Es ijt alfo nicht 
nur, wie Story’ behauptet, politiich oder wiinfdjenswerth, die 
Anwendbarkeit des Impeachments auf Congreßmitglieder auszu⸗ 
ſchließen, fondern geradezir begrifflich nothwendig; und fo hat man 
ſich denn auch ſchon Furze Zeit nad) Annahme der Conjtitution 
für die Anerkennung diefes Grundfages thatſächlich entſchieden, 
indem der Senat das gegen eines feiner Mitglieder erhobene Sm- 
peadment, allerdings mit nur geringer Majorität, für unzuläffig 

Die Frage, gegen wen das Verfahren ftatthaft fei, verdient 
alsdann eine weitere Beſprechung noch infofern, als gerade in 
diejem Punkte die Grundfäße, welde in Amerifa gelten, erheblich 


© Im Jahre 1798 wurde gegen den damaligen Senator Blount ein 
Impeahment eingebracht und die obige Frage vom Senate mit 14 gegen 
11 Stimmen verneinend entſchieden (vgl. ,,Senate-Journal, 10. Jan. 1799); 
die Berhandlungen find in demfelben Jahre zu Philadelphia im Drud er- 
ſchienen (vgl, Rawle, a. a. O., Kap. 22, ©. 213—214). 

7%. a D., §. 793 i. 
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von alfem abwichen, was in andern, namentlich, europäifchen Staa- 
ten, das Impeachment erjett oder dod) erjegen foll. Einer even: 
tuell nothwendigen Reaction der Legislative gegen eine mangel- 
hafte Handhabung der Gefege von feiten der Executive glaubt 
man beinahe alfenthalben durch die fogenannte Minifterverant- 
wortlichfeit zur Geltung verhelfen zu können. Was immer man 
ſich anc) darunter vorſtellen mag, foviel fteht feft, daß dabei eben 
nur an die Perfonen der Minifter gedacht wird; dent aber liegt 
eine Anfhauung zu Grunde, welde ein einziges hier in Betracht 
fommendes Moment einfeitig feſthält, ohne fic) über die Bedeu- 
tung des Ganzen far zu werden. Es ift im Obigen des Nähern 
gezeigt worden, daß der Leiter der Erecutive die allgemeine Vere 
antwortlichfeit für entſprechende Ausführung der Gefege zu tragen 
hat; ans diefem Sake nun hat man offenbar geglaubt ſchließen 
zu Tönnen, daß die Controle der Legislative über die Tätigkeit 
der Executive ſchon dann genügend geivahrt werde, wenn die Vers 
antwortlidjfeit auf den Leiter der letztern beſchränkt bleibe; allein 
das ijt ein Spiel mit Begriffen ohne jedwede Rückſicht anf thats 
fächliche Verhäftniffe. Bergegenwiirtigt man fid, in welcher Weife 
eine gejeßwidrige Handhabung der Executive möglich fei, fo Liegt 
auf der Hand, daß einer folhen fid) nicht nur der Leiter der 
Executive, fondern auch jeder andere Beamtete ſchuldig machen 
fann. Allerdings ijt richtig, daß, wo ein Fall der letztgedachten 
Art vorliegt, aud) die Perfon, welde im allgemeinen als Träger 
der Executive erfcheint, in Mitleivenfejaft gezogen werden kann, 
weil fie eben fehlechthin für die gewiffenhafte Anwendung der Ge— 
ſetze zu forgen fic) verpflichtet hat. Aber diefer Sak wird, wie 
alles im Leben, doc) nur mit der ſtillſchweigenden Beſchräukung 
anzuerfennen fein: ſoweit die Nücficht auf Eigenart und Mangels 
haftigfeit der menfchlichen Natur nicht ein anderes bedingt. Der 
Leiter der Executive wird alfo zunächft für jede vom ihm felbft, 
dann aber auch für jede von einem andern Beamteter begangene 
Verlegung der Gefege verantwortlich fein; das letztere jedoch nur, 
wenn er nach menschlichen Vermögen im Stande gewejen wäre, 
die fragliche Verlegung zu verhindern. Das aber wird man dann 
anzunehmen haben, wenn er einen Beamteten anftelte, trotzdem 
er um deffen perfönfiche Untauglichfeit wußte, oder doch, bei An- 
wendung der nöthigen Anfmerkfamkeit, wifjen mußte; oder wenn 
er rechtswidrige Amtshandfungen deffelben, fei es wiſſentlich, fei 
es Aus nicht entſchuldbarer Unachtfamkeit, gejchehen fies. Man 
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irrt alfo, wenn man glaubt, daß eine Reaction in der hier be- 
fprodjenen Art, folange fie nur gegen den Leiter der Erecutive 
gugelaffen wird, bei jeder misbräuchlichen Handhabung der Ge- 
jee eintreten könne; das aber muß gefdehen können, foll anders 
eine gefunde Entwickelung des Öffentlichen Lebens ftattfinden. Und 
weiter: wenn die der Executive zufallende Verantwortlidfeit in 
der gedachten Weife befchränft bliebe, würde fie unter Umftänden 
jedes praftifchen Inhaltes entbehren. Man fee den Fall, daß 
der Leiter der Executive mit Bewußtfein einen durchaus untaug- 
Lichen Beamteten beruft, welder dann thatjächlich auch die ſchwerſten 
Verletzungen feiner Pflicht begeht. Zweifellos trägt hier der erftere 
voll und ganz die Verantwortung für das geſetzwidrige Gebaren 
des letztern; aber joll e8 hier nun möglich fein, nur gegen den 
erftern und nicht aud) gegen den andern einzufchreiten? Dann 
märe e8 denkbar, daß diefer in feinem Amte verbleibe und viel- 
leicht auch von dem nen zu berufenden Leiter der Executive nicht 
daraus entfernt würde, Die Legislative wäre hier zwar im Stande, 
eine beftändige Aenderung in der Oberleitung der Executive, nicht 
aber dasjenige zu bewirken, worauf es gerade anfommt: die Bee 
feitigung eines Mangels in der Handhabung der Gejese. Es 
mögen Zuftände wie die angedeuteten kaum jemals zur Wirklich“ 
feit werden, aber ſchlechthin ausgefchloffen find fie nicht, und 
darum ift e8 geradezu begrifféwidrig, wenn die Legislative nicht 
in der Lage ift, jeden Beamteten betreffenden Falles zu entfernen, 
Dagegen wird nun vielfach geltend gemacht werden, daß ein In— 
ftitut vom Charakter des Smpeachments, zu foldjem Umfange aus— 
gedehnt, die Befugniffe, welche dem Leiter der Executive mit Bezug 
auf die ganze Organifation derfelben und fo anc) die Entlafjung 
der Beamteten naturgemäß zuftehen müffen, in unzuläffiger Weife 
beeinträchtige. Die Legislative fann allerdings, theoretiſch ge- 
dacht, in Amerika von dem ihr zuftehenden Rechte des Impead)- 
ments jo oft Gebrauc) machen, daß eine erfolgreiche Thätigkeit 
des gefammten Berwaltungsmechanismus geradezu unmöglich würde; 
allein das wäre zunächſt, wenn in etwas, dod) nicht erheblich ge- 
ringerm Grade da der Fall, wo die Verantwortlichfeit der Legis- 
fative gegenüber Lediglich auf den Leiter der Executive befchränft 
bfeibt, und aud) dieje zu leugnen, wagt Heutzutage im Ernſte 
Niemand mehr. Beftändige Aenderung in der Oberleitung des 
Ganzen würde offenbar nicht viel weniger verderblic) fein, 
als wenn eine foldje fic) zugleid) oder nur auf einzelne Theile _ 
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derfelben erſtreckte. Dann aber muß jener Einwurf hauptſächlich 
aus dem Grunde an Bedentung verlieren, daß der allzu häufige 
Eintritt einer Reaction in dem gedachten Sinne fic) vom felbft 
verbieten wird. Das Verfahren, wie es oben in feinen wefent= 
lichten Zügen befchrieben wurde, erfordert regelmäßig einen großen 
Aufwand an Zeit und Arbeit. Mit Rückſicht auf den dabei einzu— 
haltenden Geſchäftsgang, welder, wenn er auch nod) fo jehr be- 
ſchleunigt würde, dod) immerhin ein ziemlich umftindlider ift, 
wird fic) die Legislative darauf beſchränken müffen, nur dann 
einzugreifen, wo fie eine ihren Sutentionen durchaus. und wefent- 
lich widerfprechende Handhabung der Geſetze zu bemerken glaubt; 
und die Gefchichte der Vergangenheit, obwol fie feinen unfehl- 
baren Schluß auf die Entwicelung der Zukunft erlaubt, darf dod) 
wie überall fo aud) Hier als ein ſchätzbarer Beweis für die Ridj- 
tigfeit der aufgeftellten Behauptung vorgebradt werden. Das 
Jahrhundert, welches feit dem Beftehen der Republik dahinges 
gangen ift, weift fehr wenige Fille * eines Impeachments auf, und 
faft überall, wo die Legislative von diefem ihrem Redjte Gebraud) 
machte, handelte es fic) um vichterliche Beamtete, mit Bezug anf 
welche das Impeachment dem Wejen der Sache nad) für fo zwed- 
entipredjend gelten muß, daß man fid) fragen Fünnte, ob die Ent- 
laſſung folder Staatsdiener nicht vielleicht Lediglid) auf Grund 
diefes Verfahrens möchte zuzulafjen fein? 

Das aber muß nad) allem Gefagten ohne weiteres Mar werden, 
daß, wenngleich die Legislative im Wege des Impeachments nicht 
nur den Präfidenten und Vicepräfidenten, foudern auch alle an- 
dern Beamtete entfernen kann, fie dod) nidt ausſchließlich 
berechtigt ift, diefe Legtern ihrer Stellung zu entheben, Sn 
Amerika ift in frithern Zeiten hier und da die beinahe unbegreif- 
liche, entgegengefette Anficht aufgetaucht oder doch wenigftens als 
der Berüctfihtigung werth Hingeftellt worden, Wenn dem fo wäre, 
fo würde allerdings „die Leitung“ der Executive eine bloße Illuſion 
fein. Man könnte, wie gefagt wurde, allenfalls die Amtsentſetzung 


5 Die wichtigſten Fille des Impeachments feit Annahme der Conſtitution 
Hilden die Verhandlungen gegen William Blount (1798), auf weldje ſchon 
oben hingewieſen worden ift, Sohn Pidering (1804), Samuel Chaje (eben- 
fails 1804), Somes . Pe (1831), Am meiften Auffehen erregte das Ime 
peadment des Präfidenten Johnſon, welcher ſchließlich freigefprodjen wurde 
(1868). 
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der Richter ledighic) auf den Weg des Impeachments verweifen, 
was aber die andern Beamteten anbetrifft, joTift ſchon oben her— 
vorgehoben worden, daß zur Entlafjung diefer eigentlich der Präfi- 
dent allein berechtigt fein follte, und daf es nicht fehr zweckmäßig 
erfdjeint, ihn aud) hierbei an die Zuftimmung des Senates zu 
binden; um wie viel verfehrter nod) wäre e8, wenn gar nur die 
Legislative als foldje jene Befugnif ausüben dürfte! Das Im— 
peachment wäre dann ein vollendeter Widerfinn, denn es würde 
feine andere Bedeutung haben als die: den Leiter der Executive 
an der Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten — wie fie natur- 
gemäß aud) in der Entfernung untauglider Beamteter befteht — 
zu hindern. Es Tann dem gegenüber nicht unbemerkt bleiben, daß 
fid) jest die vichtige Auffaffung allgemein Bahn gebrochen Hat, 
und niemand mehr glaubt, aus der Conftitution eine Thorheit 
herausfefen zu können, welche den Anfangsfägen aller Staatsfunft 
ins Geficht jchlagen würde, 

Wegen welder Handlungen ein Impeachment zuläffig jei, 
ift die zweite der hier zu erörternden Fragen. Die Conftitution 
nennt: Hochverrath, Beſtechung und andere fdjwere Berbreden 
und (ſchwere) Vergehen. Soviel ift bei diefem Wortlaute uns 
zweifelhaft, daß er viel zu wenig beftimmt ift, um nur Eine Aus— 
Tegung zuzulaffen; man faun darunter fehlieglich alles bringen, 
was überhaupt verboten, wenn aud) unr mit geringer Strafe be- 
droht ijt. Mit Nücficht darauf pflegt dann in Gefegen über alle 
möglichen Gegenftände, fobald fic) irgendeine geeignete Gelegenheit 
dazu bietet, ausdrücklich hervorgehoben zu werden, daß eine Zu- 
widerhandfung gegen diejelben hierher zu rechnen fei. Selbit- 
verſtändlich darf das Impeachment nicht auf diefe in der gedachten 
Weife bezeichneten einzelnen Fälle befchränft bleiben. Wo und 
wann eine Verurtheilung ftattzufinden habe, kann im allgemeinen 
nur unter Hinblie auf den ganzen Charakter des Inftitutes ent- 
fdieden werden. Da dafjelbe begrifflid) nichts anderes enthalten 
foll, als die von der Legislative ausgehende Reaction gegen eine 
mangelhafte Anwendung der Gefege von feiten der Executive, fo 
wird daffelbe für begründet anzufehen fein mit Bezug auf jede 
Handlung eines Beamteten, welche zur Folge haben muß, daß die 
Intentionen der Legislative — als der alleinigen Duelle für die 
ganze Regelung des ftantlichen Lebens — wenn aud) nur in ihren 
mejentlichen Grundzügen, nicht zum Ausdrude gelangen oder ge- 
radezu zerftört, beziehungsweife ins Gegentheil verwandelt werden, 

Schlief. 42 
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Genaueres läßt fid) ſchlechterdings nicht fagen; diejenigen, in deren 
Hand das ganze Verfahren gelegt ijt, find die Träger der Legis- 
Tative; fie müfjen, wenn man fic) jo ausdrüden darf, mit den 
von diefer ausgehenden Acten die geiftige und fittliche Fühlung 
haben, welche fie befähigt, in jedem einzelnen Falle zu erkennen, 
ob jene Vorausfesungen zutreffen oder nicht. Dürfen nun, don 
diefem Standpunkte aus gejehen, Handlungen hierher gerechnet 
werden, welche von einem Beamteten nicht in feiner Eigenfchaft 
als foldjer begangen werden? Amtliche und private Sphäre lafjen 
fich zwar in der Theorie fehr wohl, nicht aber, oder doch nicht 
vollfommen in der Praxis trennen. Es hieße doc) in der That 
die abftracte Logik in der Staatswifjenjchaft zu weit treiben, wenn 
man die Entfernung eines Beamteten aus feiner Stelfung nur 
dann zulaffen wollte, wenn ev duch misbräuchliche "Handhabung 
der Geſetze dieſe bereits verlegt hat, und nicht auch dann jchon, 
wenn eine durchaus gegründete Vermuthung dafür vorhanden ift, 
daß dies gejchehen werde. Eine folde Vermuthung aber liegt 
dann vor, wenn ein Beamteter, fei es aud) nur in feiner außer 
amtlichen Thätigkeit, Handlungen begeht, die einen Mangel 
derjenigen Einficht oder Willensſtärke erfennen laſſen, welche zur 
Erfüllung der ihm vom Gemeinwejen übertragenen Pflichten un- 
erfäßlich find. Im übrigen erfordert das Wefen des Staates nicht 
nur, daß die Gefege ihrem ganzen materiellen Inhalte nach zur 
Geltung gelangen, fondern auch, daf diejenigen, für welde fie 
beftimmt find, d. h. die Staatsbürger, hinreichend überzeugt feien 
wie von der Trefflichfeit der Geſetze felbjt, fo von der Fähigfeit 
und Bereitwilligfeit der Staatsdiener, fie pflihtgemäß auszuführen, 
Diefe Ueberzeugung aber muß dann exrjchüttert werden, wenn ſich 
an der Executive Perfönlichkeiten betheiligt finden, welche ſelbſt 
nur durch außeramtliche Handlungen den Beweis liefern, daß man 
fich bei ihnen ſehr wohl einer Unbedachtſamkeit oder Pflichtwidrig- 
feit verſehen könne. Die Executive entfpricht alédann den von 
ihr git erfüllenden Aufgaben nicht, und es Liegt darum fdon eine 
mangelhafte Handhabung der Gejege wirklich vor, jobald diefelbe 
Perfonen anvertraut ift, deren Privatleben nicht genügende Würde 
oder Unbefcholtenheit erfennen läßt. Das aber wird aus allem 
zu entnehmen fein, daß diefelben Handlungen, wenn fie von je— 
mandem im Amte begangen wurden, fehr wohl ein Impeachment 
rechtfertigen können, unter andern Umjtänden dagegen nicht die 
gleiche Wirkung zu üben brauchen. Ein Mord 3. B, wird ſtets 
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zu einem erfolgreichen Impeachment Veranlafjung geben; ein Todt- 
fchlag nicht fo unbedingt. Man nehme 3. B. an, daß ein Richter, 
von einer andern Perfon zu durchaus entjchuldbarem Jähzorne 
gereizt, Ddiefelbe tödtet; es würde jehr fraglich fein, ob Hier ein 
Smpeadment angebracht wäre. Derfelbe Nichter, wenn er von 
einer andern, zu amtlicher Verhandlung vor ihm erfchienenen Per- 
fon zu gleich entjduldbarem Jähzorne gereizt, fic) verleiten läßt 
diefelbe zu töbten, wird immer auf dem Wege des Impeadments 
feines Amtes zu entheben fein. 

Drittens ift zu befpreden, unter welden befondern Vor— 
ausjegungen ein Impeachment zuläffig fei? Dabei wird an 
die nicht immer gleich beantwortete Frage gedacht, ob ein Smpeach- 
ment aud) gegen einen Beamteten in Anwendung gebracht werden 
dürfe, wenn er bereits aus dem Amte entlaffen worden ijt? Allein, 
genauer zugefehen, ift es faum verftändlich, wie man darüber auch 
mur einen Augenblick hat in Zweifel fein können. Iſt das Ver- 
fahren nichts als cin Mittel, durch welches die Legislative eine 
mangelhafte Anwendung dev Gejege zu verhindern im Stande 
fein folf, jo Tiegt für dafjelbe ſchlechterdings da feine Veranlaſſung 
vor, wo ein untarglider Beamteter fei e8 durd den Leiter der 
Erecutive feiner Stellung enthoben worden, fei es auf andere 
Weife aus derfelben geſchieden ift. Für diefe Auffaffung fpricht 
übrigens auch, wenigftens mittelbar, der Wortlaut der Conftitution, 
wenn fie als Wirkung eines erfolgreichen Impeachments die Amts- 
entjegung vorſchreibt; eine folde kann natürlich nur folange ein- 
treten, als jemand im Amte fic) befindet; und heutzutage möchte 
es auch ſchwerlich nod) jemanden geben, welcher die hier vertretene 
Anficht nicht als richtig anerkennen würde. Dagegen ift eine an- 
dere Frage nicht jo unbedenklich: ob nämlich, eine Refignation, be- 
ziehungsweiſe anderweitige Enthebung einer Berfon durch den Leiter 
der Executive möglich fei, nachdem einmal ein Smpeadment gegen 
jene eingeleitet worden ift? Eine Refignation oder Entlaffung der 
Beamteten im allgemeinen wird übrigens aus thatſächlichen Gründen 
in diefem Falle faum erfolgen, da ja der Senat an einer folder 
mitzuwirken hat und dem Gange des Impeachments — an welder 
er ebenfalls und vornehmlich betheiligt ijt — nicht wird vor- 
greifen wollen; wol aber ift die Nefignation des Präfidenten, bee 
ziehungsweiſe Vicepräfidenten nicht unwahrſcheinlich. 

Man müßte eine folde nun — felbft wenn fie unter dev gee 
dachten Vorausfesung erfolgt — für ftatthaft erklären infofern, als 

12* 
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der Erfolg des Impeachments im beften Falle fic nie über die 
Entfernung des davon Betroffenen aus feinem Amte erſtrecken 
fann, alfo daffelbe jeder praftifchen Wirkung entbehren müßte, 
wenn jener Erfolg, gleichviel wie und wann immer, anderweitig 
eintritt. Allein dem widerfpredjen dod) nicht zu unterſchätzende 
Rückſichten: Einmal wäre — wenn man die Nefignation für zus 
läſſig eradhtete — die Thätigkeit des Congreffes geradezu von dem 
Belieben der bezüglichen Perfor abhängig gemacht. Man denfe 
fich, daß jemand, gegen den ein Impeachment vorliegt, wiewol er 
fic) in vollem Bewußtfein feiner Schuld fühlt, dafjelbe trogdem 
bis zu dem Augenblicke vorfchreiten läßt, in welchem etwa der 
Senat fein Urtheil zu füllen hat; da erklärt er denn plötzlich feinen 
Rücktritt: das hieße eben nichts anderes, ala dem Einzelnen Ge- 
legenheit geben, Zeit und Mühe des Congrefjes in einer vein 
muthwilligen Weife in Anfprud) zu nehmen, welche mit der Würde 
des letztern faum in Einflang zu bringen fein dürfte. Neben die- 
fem vein äußerfichen Grunde gibt es jedoch nod) einen andern mehr 
begrifflicher Natur. Das Verfahren, wenn es auc) meift ebenfo 
Langwierig wie mit vielen und umftändlichen Einzelheiten ver- 
fnüpft fein wird, fann dod) begrifflid) nur als ein einheitlicher 
Act angefehen werden, welcher, einmal begonnen, and) unbedingt 
zu Ende geführt werden muß. Höchſtens das fann nod) bedenklich 
erfcheinen: wann es fiir eingeleitet zu erachten fei? Man wird 
aber kaum fehlgehen, wenn man hierfür den Augenblick als maß— 
gebend betrachtet, in welchem das Nepräfentantenhaus die Erhebung 
der „Anklage“ vorſchriftsmäßig befchloffen hat. 

III. Ueber die Wirkungen des Impeachments befagt Art. I, 
Sect. III, Abſchnitt 7°: „Verurtheilung im Falle eines Impeach—⸗ 
ments foll feine weitere Wirkung haben, als Entfernung (dev 
impeadten Perſon) vom Amte und Unfähigkeit (derfelben) irgendein 
bejoldetes oder Ehrenamt unter den Vereinigten Staaten zu be- 
Heiden,“ Das ift durchaus folgerichtig: das ganze Verfahren hat 
feinen andern Zwed, als die Ausführung der Geſetze vor jeder 
Beeinträchtigung zu fihern. Die Wirkung deffelben kann alfo 


® „Judgment in cases of impeachment shall not extend further 
than to removal from office and disqualification to hold and enjoy 
any office of honor, trust, or profit under the United States; but the 
party convicted shall nevertheless be liable and subject to indiet- 
ment, trial, judgment and punishment, according to law.“ 
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aud nicht weiter gehen, als bis zur Bejeitigung einer etwaigen 
Beeinträchtigung. Wie das Verfahren, foweit es fid) vor dem 
Congreſſe abjpiett, nur in feiner äußern Form, nicht aud) feinem 
wefentlidjen Inhalte nad, für einen Strafproceß zu gelten hat, 
ebenfo wenig fann der Erfolg deffelben eine „Strafe“ — im eigent- 
lichen Sinne diejes Wortes — fein; dafjelbe ift voll und ganz 
erreicht, wenn die fraglide Perfon außer Stande gebracht wird, 
der Ausführung der Gefege Hinderlich zu fein, d. h. eben von 
dem Amte entfernt wird, welches fie befleidet. Daher dürfte denn 
aud, ftreng genommen, nur Amtsentjegung als Ergebniß bezeich— 
net werden; ‘und wenn dafjelbe and) noch „Unfähigkeit zur Be- 
Kleidung öffentlicher Aemter“ nad ſich ziehen foll, fo wird damit 
nichts als cine durchaus naturgemife Folge der Amtsentfegung 
angedeutet, da es dod) geradezu wiberfinnig wäre, wenn einer 
Perfon, nachdem fie einmal für untauglid) erflärt wird, an der 
Ausführung der Gefege mitzuwirken, der Wiedereintritt in den 
Staatsdienft geftattet wiirde. Cs fragt fi), ob der Erfolg eines 
Impeachments aud) den Verfuft der Fähigfeit bedingt, in den 
Congres gewählt zu werden? Man fann das nicht einfach darum 
verneinen, weil cin Congrefimitglicd als ſolches nicht impeacht 
werden darf; für das Lebtere find ganz befondere Gründe maß— 
gebend, welde auf den hier fraglichen Punkt feine Anwendung 
leiden. Man könnte im Gegentheil an ſich wol behaupten, daß 
eine auf ein Impeachment hin verurtheifte Perſon überhaupt eine 
öffentliche Wirkſamkeit zu üben nicht mehr berechtigt, alfo aud) 
nicht im Stande fein dürfe, an den Arbeiten der Geſetzgebung 
theilzunehmen, Allein, wenn das and) vielleicht dem Weſen der 
Sache entfprehen würde, jo hat man fic) dor) an den Wortlaut 
der Eonjtitution zu halten, welder bejagt, daß betreffenden Falles 
nur die Unfähigkeit eintreten folle, ein „Ant“ zu befleiden; und 
wenn man einmal, wie das oben unter II geſchehen ijt, annimmt, 
dag die Conjtitution unter „Amt“ die Stellung eines Congreß- 
mitgliedes nicht begreift, fo ift es nur folgerichtig, an diefer Aus— 
legung überhaupt feftzuhalten, alfo auc) den hier befprochenen Sat 
im dritten Artikel fo aufzufaffen, als ob die pafjive Wahlfähigkeit 
durch ein Impeachment in Feiner Weife berührt werde. 

Daf mun die Conftitution, immer dem richtigen Gee 
Danfengange folgend, das Impeachment nicht als cin Strafver- 
fahren im eigentlichen Sinne anfieht, geht aus dem hervor, 
was fie des Weitern in demſelben Abſchnitte des Art. I be- 
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ftimmt: „Doc, foll es nichtsdeftoweniger geftattet fein, den (im 
Wege des Impeachments überführten) Theil nad) Maßgabe der 
Geſetze in Anflagezuftand zu verfegen, zur Unterfuchung zu ziehen, 
gu veruvtheilen und zu betrafen.” Alſo eine Perjon, welche 
aus dem Amte entlaffen worden ift, foll aud) außerdem noch 
ftrafbar fein, wenn anders dic von ihr begangene Handlung 
eine Verlegung des Strafgefeses im allgemeinen bildet; die Wir: 
fung des Impeachments jelbft foll feineswegs den Charakter der 
Strafe an fic) tragen, denn fonft wiirde eine jolche diefelbe Per— 
fon wegen deffelben Vergehens ja zweimal treffen. Eine „Strafe“ 
fann nicht im Wege des Impeachments, fondern nut anderweitig, 
im Wege des ordentlichen Gerichtsverfahrens, eintreten, und muß 
auf dieje Weife eintreten, da jemand durch Amtsentjegung für 
bereits beftraft nicht anzujehen ijt, Das ift freilich nicht viel 
mehr als graue Theorie, denn thatſächlich wird fic) in unfreis 
wifliger Entlaffung eines Staatsdieners für diefen jedenfalls eine 
ſchwer fühlbare Sühne vehtswidriger Handlungen darftellen; aber 
für das Verftändniß des Ganzen ift es trogdem unerläßlih, die 
Sache unter jenen abjtracten Gefichtspuntten aufzufaffen. 
Uebrigens wird, obgleich die Verfaffung das nicht ausdrücklich 
vorfdjreibt, dod) mit Hinblid auf das Wejen der Sache, eine 
Perfon, während gegen fie ein Impeachment ſchwebt, von ihrem 
Amte zu fuspendiren, und wenn eine Verurtheilung erfolgt, die 
Wirkung derfelben auf jenen Zeitpuntt zurüczuverlegen fein, in 
welchem die betreffende Handlung begangen wurde: In diefem 
Beitpuntte war das Verfahren materiell begründet jo, daß alle 
Vortheile, welche der impeachten Perfon aus der Fortführung des 
Amtes nad) dem fraglichen Augenblicke erwachſen find, joweit 
das an fid) nod) möglich ift, ihr wieder müfjen entzogen werden. 


Die Vorſchriften über das Impeachment zeigen, wie ſachgemäß 
die Eonftitution von 1787 das für jeden Staat fundamentale Berhält- 
niß der Legislative zur Executive zum Ausdrucke zu bringen vers 
ftanden Hat. Dem aber wird man jeine Anerkennung befonders 
dann nicht verfagen, wenn man bebenft, wie wenig klar ſich die 
Theoretifer der damaligen Zeit im allgemeinen, fowie auch die 
Verfaffer dev Conjtitution felbft über die begriffliche Natur dieſes 
Berhältniffes waren, und wie mangelhaft daſſelbe auch noch heut 
zutage, beinahe ein ganzes Sahrhundert nach dem Entftehen jener 
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Arbeit, in den vornehmſten Staaten dev Alten Welt fih zu bee 
thätigen vermag. Es wäre tadelnswerth, die Zuftände fremder 
Völfer einer Kritif zu unterwerfen, wenn man aus diejer nicht 
Lehren für das eigene ziehen wollte; darum mag denn im Anz 
fchluffe an das Vorgetvagene kurz nachgewiefen werden, inwiefern 
die Vorfdpliige, welche befonders in Deutfchland mit Bezug auf 
den hier fraglichen Gegenftand gemacht worden find, als treffend 
oder verfehlt anzufehen feien? Gibt es doc) im pofitifchen Leben 
der europäifchen Culturvölfer fein öfter wiederholtes Stichwort 
als „Minifterverantwortlichkeit”, und zugeftanden muß werden, 
dag man damit das Streben anbdentet, eine Lücke auszufüllen, 
welche, wie gejagt, einen entjchiedenen Mangel im Syſteme anc 
namentlich des deutſchen Verfaffungsredtes bildet. 

In der conftitutionellen Monarchie ift der Monarch, wenn 
nicht der einzige, dod) der wichtigfte Factor der Legislative und 
zugleich Träger der Executive. Bedenft man tun, daf das ame 
vifanifde Smpeadment nur darum fic) jo folgerichtig geftalten 
fann, weil in der Union Legislative und Erecutive ftreng getrennt 
find, fo wird man von vornherein anerkennen müffen, daß die 
amerifanifchen Zuftände auf ein Gemeinwejen, bei welchem jene 
Borausfegung nicht zutrifft, nicht übertragen werden können; follte 
das gejchehen, jo müßte der Monarch entweder lediglich auf die 
Legislative bejehränft umd von der Leitung der Executive ausge 
ſchloſſen, oder umgefehrt, Lediglich auf dicfe letztere beſchränkt und 
von der erftern ausgejchloffen werden, Das eine wie das andere 
widerfpricht jedoch dem Weſen der conftitutionellen Monarchie, 
wie e8 fic) im Laufe der Zeiten herausgebildet hat, jo jehr, daß 
damit vermuthlich alle beftehenden Verhältniffe über den Haufen 
geworfen werden müßten. Der Grundjak, daß die Legislative 
als foldje befugt fein müſſe, über die vehtmäßige, bezichungsweife 
rechtswidrige Handhabung der Gefege von feiten der Executive 
zu urtheilen, faun in der conftitutionelfen Monarchie nicht durch» 
geführt werden, weil hier der Beurtheilende und der Beurtheilte 
ganz oder dod) theilweife identifch wären. Und feinesfalls kann 
den Parlamenten dieje Entſcheidung jelbftändig überlafjen bleiben, 
weil fie, wenn überhaupt, ganz fider nicht ausjchliehlic Träger 
der Legislative find. Es Handelt fid) hier um etwas weſentlich 
anderes. Wenn man zu einer dem amerifantjchen Impeachment 
entipredjenden Einrichtung gelangen will, fo hat man von folgen- 
den Erwägungen auszugehen: Glauben die Parlamente die Aus— 
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führung der Gefege dem Geifte derfelben entgegen, jo befindet ſich 
nicht die Executive in Widerfprud) mit der Legislative, fondern 
eS liegt eine Meinungsverfchiedenheit vor zwiſchen den mehrern 
Factoren, welche an der Iettern betheiligt find; der eine diefer 
Factoren interpretirt die Intentionen, welde man bet dem Erlaffe 
eines Gefeges im Auge gehabt habe, abweichend von einem an- 
dern Factor, welder ebenfalls an jenem Erlafje mitgewirkt hat, 
und deffen Anficht daraus erkannt werden kann, wie er, als gleich- 
zeitiger Leiter der Executive, die Handhabung diejer gefchehen läßt. 
Hier käme es nun darauf an, objectiv feftguftellen, welches in 
Wahrheit diefe Intention gewefen fet, welcher jener Factoren alfo 
gleihfam fic) in mala fide oder Srrthum befinde? Diefe Feft- 
ftellung dürfte felbftverftindlid) feinem der Betheiligten, fondern 
müßte einem von diefen Factoren begrifflich verfchiedenen Richter 
überlaffen werden. Diefer könnte dann allerdings zweckentſprechend 
neben jener Vorfrage auch nod) diejenige enticheiden, ob die be- 
anfpruchte Reaction einzutreten habe oder nicht? 

So ſchlägt die Gace hier ins gerade Gegentheil um. Die 
Befugniffe, welde in Amerika der Legislative zuftehen, müffen ihr 
hier gerade genommen werden. Was aber die Zuläffigfeit und 
die materiellen Wirkungen des ganzen Verfahrens im übrigen bee 
trifft, fo finnten und müßten diefe fid ganz ebenfo geftalten, wie 
nad) der Conftitution von 1787; denn in diefer Beziehung können 
Unterfchiede wie überhaupt, fo auch zwifchen der Union und der 
europäifchen conftitutionellen Monarchie nicht gedacht werden. 


Vierter Abſchnitt. 


Die Competens der Unionsregierung. 


Funfzehntes Kapitel. 


Allgemeines. 


Die Conjtitution von 1787 bejtimmt genau die Grenzen dev 
Competenz, mit welder die Unionsregierung, als die Central 
gewalt eines zufammengefegten Sthates, gegenüber den Staats. 
regierungen, als den Particulargewalten deffelben zufammen- 
gefegten Staates, ausgeftattet ijt; fie enthält zugleich, wie das 
oben im dritten Kapitel bereits angedeutet worden ift, gleich allen 
gejchriebenen Grundgefegen Angaben über die Art und Weife, in 
welcher dieſe ihre materielle Competens ausgeübt werden folle. 
Beide Gefichtspunfte gehören naturgemäß zufammen und werden 
fi) bei einer ſyſtematiſchen Betrachtung zwedentipredhend mit- 
einander verbinden laſſen, ſodaß bei Aufzählung der einzelnen 
Befugniffe, welche der Unionsregierung zuftehen, zugleich aus— 
cinandergefest wird, wie nach der formellen Seite hin davon Ge- 
brauch zu machen fei. 

Ehe jedoch auf diefe Einzelheiten eingegangen wird, find 
einige allgemeine Angaben unerläßlich; die fraglichen Befugnijfe 
der Unionsregierung find nämlih, vom verfafjungsrehtlichen 
Standpunkte aus betrachtet, durchaus nicht einander gleichartig, 
und andeverfeits enthält die Conftitution Vorſchriften, welche den 
Vereinigten Staaten, als folden, offenbar Hoheitsrechte zuter- 
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theilen, aber fo gefaßt find, daß e8 fehr zweifelhaft erſcheint: worin 
der Inhalt jener Rechte eigentlich beftehe. 

Was den erfter Punkt anlangt, fo hat man zu unterfcheiden 
zwifchen folchen Befugniffen, welche die Unionsregierung ausüben 
muß und andern, welche fie ausüben fann. In Art. I, Sect. VIII 
wird die Kompetenz der Unionsregierung angegeben; in Sec. X 
diefes Artifels wird dann nocd einmal in zwei Abjchnitten aus- 
einandergefeßt, was die Particularftaaten nicht thun dürfen; 3. B. 
Sect. VIII (11) befagt: die Unionsregierung foll befugt fein, 
Kapereibriefe auszugeben, Sec. X (1) wiederholt dann: fein 
Particularjtaat foll Kapereibriefe ausgeben. An fich ift der zweite 
Sat ganz überflüffig, denn es verfteht fi) ganz von felbft, daß 
fein Particularftaat fid) mit Angelegenheiten zu befaffen hat, deren _ 
Leitung ausdriidlid) als Sache der Unionsregierung bezeichnet 
wird. Auffallend aber muß es, fchon bet oberflächlicher Be- 
tradjtung, erfdeinen, daß die Negation der Sect. X fic) mit der 
Pofition der Sect. VIII nicht vollfommen dedt, fondern nur 
einem Theile der lettern entfpridjt; und diefer Umſtand führt 
dann von felbft auf den Weg, welden man einzufchlagen hat, 
wenn man jene Wiederholung nicht für überflüffig anfehen will: 
Soweit die Sect. X die Particularftaaten geradezu von gewiffen 
Hoheitsrechten ausjchließt, finnen diefe nur von der Unions- 
regierung geübt werden; mit Bezug auf alle andern in Sect. VIII 
hervorgehobenen Gegenjtänden fteht ihr zwar ebenfalls die Rege- 
{ung derfelben zu, aber eine folche fann, unter Umftänden, folange 
nämlich, als fie die Unionsregierung thatſächlich nicht bewirkt, 
aud) von feiten der Einzelftaaten erfolgen. Die ganze Sade ift 
übrigens und gwar deshalb nicht mehr von großer Bedeutung, 
weil die Unionsregierung faft von der gefammten ihr zuftehenden 
Competenz Gebraud) gemadt hat; dod ift das immerhin nod 
nicht durchweg gefdehen. Nach Art. I, Gect. VIIL, Abſchn. 4 ift 
der Congreß unter anderm ermächtigt, ein einheitliches Concurs- 
gefe für da8 ganze Gebiet der Vereinigten Staaten zu erlaffen. ? 


1 Bol. Cooley, „On the constitutional limitations”, §. 18: „On some 
other subjects... State laws may be valid until the power of Con- 
gress is exercised, when they become superseded either wholly or 
so far as they are found inconsistent." 

2 „(The Congress shall have power) to establish... uniform laws 
on the subject of bankruptcies throughout the United States.” 
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Ein ſolches iſt jedod jest nur theilweije in Geltung, und jeder 
Particularftaat hat noc) Heutzutage fein eigenes Recht mit Bezug 
auf viele Fragen der Concursangelegenheiten. Wenn die Partie 
enlarftaaten auf diefe Weife in der Lage find, Hoheitsrechte aus- 
zuüben, deren Wahrnehmung an fic) der Unionsregierung zu- 
geſprochen ijt, jo wird dadurd) nicht etwa eine „eventuelle Com- 
petenz‘ der letztern begründet: ein folder Begriff ift überhaupt 
ein Widerfpruch in fic) felbft. Sede Befugnif, welche dem Träger 
der Stantsgewalt als ſolchem gebührt, muß vielmehr von diefem 
bedingungslos geübt werden Fünnen; und wenn er infoferm nicht 
in Thätigfeit tritt, fo folgt daraus, um es furz zu faffen, nichts 
anderes, als daß diejenigen Factoren, welche Zuftände der frag. 
lichen Art verforgen, d. h. im vorliegenden Falle die Particular- 
Staaten, als Delegatare jenes anzufehen find. Ueber den Begriff 
der ſtaatsrechtlichen Delegation ift oben? bereits das Nöthige ges 
fagt worden; und daß derfelbe Hier in Anwendung zu bringen 
fet, wird ohne weiteres erkannt werden, wenn man bedenkt, dag 
alle Landesgefebe über Gegenftände, wie fie hier in Rede ftehen, 
hinfällig werden, fobald es der Unionsregierung beliebt, andere 
Vorſchriften an deren Stelle zu ſetzen. Soweit ijt die Sache 
über jeden Zweifel erhaben; ein folder fann nur mit Rückſicht 
auf eine andere Frage beftehen. Wie man fpäter nod) des Nähern 
erfehen wird, gebührt den Vereinigten Staaten, als foldjen, die 
Suftizhoheit in allen einzelnen Fällen, auf welde das von ihnen 
ausgehende materielle Recht Anwendung findet, und es erſcheint 
daher bedenklich, ob ihnen dieſe Suftighoheit entgehe oder nicht, 
jolange fie eben die Feftftellung des materiellen Redjtes nicht 
fel6ft beforgen, fondern den Einzelftaaten überlaffen. Erwägt 
man, daß die legtern hier nur zu denfen find als handelnd auf 
Grund einer ihnen von der Unionsregierung erteilten Delegation, 
fo müßte diefer, ftrenggenommen, trogdem die Juſtizhoheit bleiben; 
andererjeits kann man jedod) die fraglide Vorfehrift der Conjti- 
tution aud) fo auslegen, als ob diefe die Ausübung der Juſtiz- 
Hoheit von der bejondern Vorausfegung abhängig made, daß der 
Congres das materielle Recht im Wege der Gefesgebung geradezu 
felbft vorjchreibe; allein dieje Frage befitt jest gleichfalls kaum 
mehr eine praftifche Wichtigkeit, da ja, wie bereits erwähnt wor- 
den ift, fajt alle der Competenz des Congreffes unterworfenen 


3 Bgl. Kap. 4 am Anfang. 





188 Funfzehutes Kapitel. 


CHegenftände von jeiten derfelben eine eingehende Regelung er 
fahren haben. 

Der andere Punkt, welcher oben angedeutet wurde, bietet 
ungleid mehr Schwierigkeiten. Die Conftitution enthält eine Ans 
zahl von Beftimmungen, welche ſich an die Regierungen der Einzel- 
ftaaten wenden und diefen formelle VBorfchriften darüber ertheilen, 
wie fie, bei Ausübung der ihnen zuftehenden Souveränetätsrechte, 
zu verfahren haben; fo fagt 3. B. Art. I, Sec. X (1): „Kein 
Staat foll Geſetze mit rüdwirkender Kraft erlaffen.” An fih 
wiirde ein Verſtoß gegen diefen Grundfag fehon dann begrifflid 
ausgefchloffen fein, wenn der lettere in alle Staatsverfaffungen 
Aufnahme fände; in die Conftitution gefegt, trägt er aber, wie 
alles, was in diefem Inftrumente fteht, die Adreſſe der Unions⸗ 
regierung; welde Vorſchriften hierher zu rechnen feien, wird an 
anderer Stelle nod) genauer befprodjen werden; foviel fteht jedoch 
feft, daß fie alle der Unionsregierung eine beftimmte Verpflichtung 
auferlegen, und zwar die, eine Verlegung der fraglihen Grund 
fäge durd) die Einzelftanten zu „verhindern“. Die Sade ift nod 
felten zum Gegenftande eingehender Betradtung erhoben worden, 
obgleich fid) an fie Zweifel der mannidfadften Art anfegen müffen. 

Vielfad glaubt man, ein derartiges PVerhältnig durch Ers 
wägungen rechtfertigen zu können, denen ein gewiffer praftifcher 
Inhalt allerdings nicht abzufprechen ift. Sobald beftimmte Grund- 
fate fid) lediglih, wenn aud) gleichzeitig, in allen Staats 
verfaffungen wiederholt finden, wäre eine Aufhebung oder Aende- 
rung bdiefer Grundſätze oder einzelner unter ihnen bdurd die 
Particularregierungen möglich; und doc Fönnte dadurch nicht nur 
der bezügliche Cingelftaat, fondern der Organismus des ganzen 
zufammengefetten Staates, als folder, in empfindlicher und un- 
zuläffiger Weife berührt werden. Allein das ift ein Mangel, der 
im Grunde nur bejeitigt werden Tann, wenn man jenes Mittel 
anwendet, auf das ſchon oft hingewiefen worden ift, den zufammen- 
gefeten Staat überhaupt zu befeitigen, d. 5. entweder zu einem 
Cinhettsftaate zuſammenzuſchweißen oder in alle feine Beftandtheile 
aufzulöſen. Wenn man dagegen verfucht, demfelben in der Weife 
zu begegnen, welden die Conftitution von 1787 juerft ausfindig 
machte, fo wird damit ein anderer Uebelftand zu Tage gefördert, 
welder vielleicht nicht beftändig fühlbar ift, der aber dod) des 
Bedenklichen genug bietet. Man ftelle fic) die Wirkungen des 
jet beitchendes Zuftandes vor: in der Regel wird gefagt, daß 
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durch denjelben der Unionsregierung in tantum eine „Controle“ 
über die Einzefftanten ertheilt werde; allein diefer Begriff ift hier 
in feinem Falle angebracht, denn in einem zufammengejegten 
Staate find nun einmal Centralgewalt und Particulargewalten 
einander coordinirt. Es ergibt fic) aus affedem für die Unione- 
regierung nur eine negative oder, richtiger gejagt, Prohibitiv- 
competenz*: Die Particularftaaten find an fic) befugt, in ihrer 
Sphäre Gefeke nad) freiem Belieben zu erlaffen; aber fobald fie 
gegen die in der Conftitution niedergelegten Vorſchriften verjtoßen, 
hat von feiten der Unionsregierung eine Reaction einzutreten, 
weldje jene Gejete für nichtig erklärt, beziehungsweiſe in ihrer 
Geltung aufhält. Das aber ijt, wie gejagt, eine rein negative 
Thätigfeit; und die Negation, wenn fie bloße Negation it, ftellt 
fich nicht nur in der fittliden, fondern and) in der politijdjen 
Welt als die vornehmfte Urſache alles Uebels dar. Allerdings 
bfeibt, entgegen diefer theoretifchen Auffaffung, unter Umftänden 
doch nichts anderes übrig, als der Umionsregierung auf Grund 
der bezüglichen Vorfehriften, wenn diefe nicht ganz und gar une 
prattiſch werden follen, ein fehr pofitives Handeln und Eingriffe 
in die Autonomie der Particnlarftaaten zu geftatten; und diefes 
wieder mag man vielleicht aus politifchen Gründen für zweckmäßig 
erachten, dem Wefen des zufammengejegten Staates entipridt es 
ganz fider nicht. Wie dem immer fei, die Conftitution hat eine 
mal cine folde Prohibitivcompetens gefdaffen, und dieje muß 
darum als beftehendes Necht anerfannt werden. Wn anderer 
Stelle wird darauf nod) einmal zurückgekommen und die Wirkung 
diefer fonderbaren Befugniffe im einzelnen befprodjen werben. 5 
Was mim die der Unionsregierung zugewiefene Competenz im 
allgemeinen betrifft, fo find es wefentlic) drei Aufgaben, welche 
biefelbe in fid) begreift: Die Ordnung der Indigenatsverhältniffe, 
die Negelung des öffentlichen Verkehrs und die Vertretung der 
Vereinigten Staaten nad) außen hin, Sodann hat die Regierung 
maturgemäß die Befugniß, für die Ausführung der von ihr ev- 
laſſenen Gefege Sorge zu tragen, und zwar nicht nur auf dem 
Verwaltungswege, im engern Sinne des Wortes, jondern auch 


* Diefes Wort wird allerdings von feinem amerikaniſchen Schriftfteller 
gebraucht; doc) fpridjt aud Story, a. a, O., II, 218 fg., von „prohi- 
bitions” on the States; und ähnlicher Ausdrüde bedienen fid) die meiftei. 

* Bgl. unten Kap, 25, unter II, und Kap. 28.- 
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im Wege der Rechtſprechung. Die fo gefchaffene Suftizhoheit der 
Bereinigten Staaten, auf welche ſchon mehrfach hingewiefen wor- 
den ift, erftredt fich jedoch über die Grenzen hinaus, auf welde 
fic zu befdrinfen wäre, wenn es ſich dabei nur um die Reali- 
firung der von der Gentralgewalt ausgehenden Gefege han— 
bein follte. 

Im großen und ganzen liegt alfo der Unionsregierung die 
Verforgung von Zuftänden ob, welde zu ordnen den einzelnen 
Staaten naturgemäß unmöglich wäre, oder deren einheitliche Rege⸗ 
fung durch das gefammte Gebiet der Union jedem einzelnen Biir- 
ger derfelben von ganz befonderer Wichtigkeit fein muß.‘ Infofern 
ift die Competenz nad durchaus fachentfprechenden Geſichtspunkten 
abgeftedt worden; wo fie darüber hinausgeht, namentlich foweit 
fie fic) als Prohibitivcompetenz darftellt, findet fie fi nicht 
immer in ber glidlidften Weife umfchrieben, doc) auch Hier 
theilweife nod) nad) Grundſätzen verallgemeinert, welche einer 
vorurtheilslofen Kritit gegenüber entfchieden Stid) halten. 

Wenn man fchlieglih das Verhiltnig der Unionscompetenz 
zu derjenigen der Particularftaaten erwägt, fo möchte fchwer zu 
jagen fein, auf welche Seite der Lömenantheil der Souveränetät 
gefallen ift. Reinesfalls erfcheint Hierfür maßgebend, daß die Be- 
fugniffe der Centralgewalt genau feftgeftellt, diejenigen der Parti- 
cularftaaten dagegen unbegrenzt find’; eine genau abgegrenzte 
Sphäre der Souveränetät fann von intenfiverer Bedeutung fein, 
als der biernad) übrige Theil, welder naturgemäß unbeftimmbar 
ift und bleiben muß. Dagegen fann faum beftritten werden, daß 
die Competenz der Union, als folcher, bisher auf einzelne Punkte 
nicht ausgedehnt worden ift, auf welche fie Anwendung finden 
müßte, wenn man den Gefichtspunften vollfommen nachgeht, welche, 
‚wie angedeutet wurde, dem Wefen der Sache und aud) der offen- 
"baren Abficht der Conftitution nad) für die Abgrenzung diefer 
Competenz maßgebend fein follten, ® 


° Bgl. „Journal of Convention”, 181, 182, 208. 
? Anderer Anficht fcheint Tocqueville, a. a. O., Bd. I, Kap. 8 am Ende. 
8 Bal. darüber unten Kap. 35. 
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Die Regelung des Indigenates! bildet in jedem zufammen- 
gejegten Staate, wie das bei den verwidelten Verhältniffen eines 
foldjen and) durchaus begreiffich ift, eine der ſchwierigſten Fragen 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes. In Amerifa war diefe 
Frage fange‘ Zeit hindurd, wenn nicht ganz überfehen, doch mit 
einer geradezu unverantwortlichen Nachläffigkeit behandelt worden, 
und aud) heutzutage noch, wo die jetzt geltenden Gejese etwas 
mehr Klarheit in die Sache gebracht haben, ift die letztere nicht 
zu einem durchaus befriedigenden Abſchluſſe gelangt. 

Ehe auf die Einzelheiten eingegangen werden fan, ijt es 
unerläßlich, die hier in Betracht fommenden Begriffe im all- 
gemeinen einer kurzen Beſprechung zu unterziehen; 

Unter Indigenat verfteht man die rechtliche Zugehörigkeit 
einer Perjon zu einem concreten Staatsverbande, Diejelbe wird 
damit aller Rechte theilhaftig und allen Pflichten unterworfen, 
welche aus der Berfafjung und den Gejeten diefes Staates fiir 
die Bürger derfelben herzuleiten find. Der Einzelne, welcher in 
einer geordneten Gemeinfhaft mit feinesgleiden leben, alfo über- 
Haupt Mitglied dev menſchlichen Geſellſchaft fein will, muß Bür- 
ger eines Staates oder, was dafjelbe fagt, Unterthan einer Staats- 
gewalt, d. h. einer Gewalt fein, welche mit der dem Weſen des 
Staates entjprechenden Souveränetät und allen daraus herzuleiten- 
den Befugniffen beffeidet ijt. Wenn man mm bedenkt, daß in 
zufammengejegten Staaten eine Theilung diefer Souveränetät 
zwifchen einer Gentrafgewalt und je einer von mehrern Partie 
culargewalten eintritt, fo erhelft, daß eine politifche Zugehörigkeit 
ausschließlich der erftern oder ausſchließlich einer der letztern gegen- 


1 Es ift ungemein auffallend, wie wenig eingehend die amerikaniſche 
Wiſſenſchaft id) mit den hier in Betracht fommenden Fragen befaßt hat; 
Weder die Literatur nod) die Rechtſprechung bieten irgendeinen nennend- 
werthen Anhatt flix die im diefem Kapitel zu Defpredjende Materie, 
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über begriffswidrig wäre. Semand, dev Unterthan jener ift, muß 
damit aud) ipso jure einer Particulargewalt unterthan fein, und 
umgefehrt; denn, wo das nicht zuträfe, wäre er überhaupt nicht 
Glied eines ,,Staatsverbandes” im eigentlihen Sinne des Wortes. 
Daher ergibt fich denn für zuſammengeſetzte Staaten die Noth- 
wendighcit, die Indigenatsgefeßgebung entweder Tediglid der Cen- 
tralgewalt oder Lediglich den Particulargewalten in der Art zu 
übertragen, daß mit Erfüllung derjenigen Vorbedingungen, von 
welchen der mit der fraglichen Befugniß ausgeftattete Theil die 
politiſche Zugehörigfeit ihm gegenüber abhängig macht, eine ſolche 
aud dem andern Theile gegenüber von felbft eintritt. Genauer 
zugeſehen, bleibt jedoch von dieſen beiden Möglichkeiten nur Eine 
als diejenige übrig, fir welche man fid) unbedingt zu entſcheiden 
hat: Das Recht der Sndigenatsgefesgebung in einem gufammene 
geſetzten Staate muß der Centralgewalt zugeftanden werden, Da 
der zufammengejegte Staat „Ein Staat” ift, fo ijt e8 unumgäng- 
lich, eine einheitliche Regelung der Indigenatsverhältniffe eintreten 
zu laſſen, während das „Bürgerrecht“ von verſchiedenen Voraus— 
jeßungen abhängig werden könnte, wenn jeder Particularftaat 
jelbftändig Iudigenatsgefege zu exlaffen befugt wäre. Der Ein- 
zelne, nachdem er einmal Unterthan einer Particulargewalt und 
damit aud) der Gentralgewalt geworden ijt, muß in der Lage fein, 
in das gleiche vechtliche Verhältniß einer andern Particulargewalt 
gegenüber einzutreten, ohne aus dem Gefammtverbande zu ſchei— 
den; in biefer Lage würde ex fic) aber nicht befinden, oder wenige 
ftens nicht geumdfäglich fic) befinden müffen, wenn jeder Einzel- 
ftaat mit dem Rechte der Indigenatsgefesgebung ausgeftattet wäre. 
Die Nothwendigkeit, die Regelung der Sndigenatsverhiltniffe der 
Eentralgewalt zu übertragen, ergibt fic) fo unabweisbar, daß fie 
nirgends hat völlig überjehen werden können; in Amerika fühlte 
man das Gleiche auch ſchon bei Abfaffung der Conftitution, frei- 
Lid) nur ſehr unvollkommen, heraus, wie das zunächſt aus Art, I, 
Sect. VIII, Abjchn. 4 der letztern zu erjehen ift, wo die Unions— 
regierung ermächtigt wird, ein einheitliches Naturaliſationsgeſetz 
zu erlafjen.? Aber dadurch ſollte die Unionsregierung offenbar 
weniger die Befugniß erhalten, die Bedingungen feitzuftellen, von 
denen die Erwerbung des amerifanifchen Staatsbiirgervedtes ab» 


2 „(The Congress shall have power) to establish a uniform rule 
of naturalization... throughout the United States.“ 
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hänge, als angegeben werden, wie nad) einer gewifjen Richtung 
hin das Verhältniß der Union auswärtigen Staaten gegenüber 
ſich zu geftalten habe; man wollte entjcheiden, unter welchen Um— 
jtänden eine Perfor, bisher einem andern Staatenverbande an- 
gehörig, gegen betreffende Neclamationen oder Beeinträchtigungen 
von feiten dejjelben als Bürger der Vereinigten Staaten deren 
Rechtsſchutz zu beanfpruchen habe? Andererfeits ift allerdings, 
bei den eigenthümlichen Einwanderungsverhältniffen Amerikas, ein 
Naturaliſationsgeſetz ein wichtiger, vielleicht dev wichtigfte Beftand- 
theif der Indigenatsgefeßgebung. Wollte man das Recht zu der 
fegtern aber wirklich in die Competenz der Unionsregierung auf- 
nehmen, fo fonnte das durd) die Verleihung der Befugniß, wie 
fie die Sect, VIII umſchreibt, weder erreicht, noch erſetzt wer- 
den, Des Weitern beftimmte aber dann ſchon Art. IV, Sect. II 
(1): „Die Bürger jedes Staates follen in allen andern Staaten 
zum Genufje aller bürgerfichen Vorrechte und Freiheiten befugt 
ſein.““ Damit wird zunächſt der Sas des einheitlichen Indige- 
nates mit aller Klarheit ansgefproden, und wenn man hier die 
nod) anderweitig näher zu erwähnende Befugniß des Congrefjes 
zum Erlaffe von Ergänzungsgefegen in Betracht zieht, fo darf 
man wol behaupten, daß fdjon die Conftitution der Unionsregie- 
rung das ausjchliegliche Recht der Indigenatsgefetgebung ertheilt 
habe, Bereits unterm 14. April 1802+ ift denn auch ein, fpiiter 
in einigen Punkten abgeändertes Indigenatsgejeg paffirt worden, 
deffen Berfafjungsmäßigfeit aus den vorgetragenen Gründen nicht 
bezweifelt werden kann. Wenn aber wirklich jemand den Art. IV 
der Conftitution nicht für genügend anjehen wollte, um darauf 
hin für den Congres die Befugniß zum Erlaß des gedachten Ge- 
jeßes in Anſpruch zu nehmen, fo würde dafjelbe trogdem nunmehr 
zu Recht bejtehen, weil inzwifchen Art. XIV der Amendements er- 
gangen ift. Wenn derjelbe auch zeitlich ſpäter in Geltung trat, 
jo würde er dod) jedenfalls die nachträgliche Convaleſcenz jenes 
Actes bewirkt haben; allerdings hat aud) Art. XIV nicht geradezu 
die Indigenatsgejesgebung, fondern einen andern Punkt im Auge 
"gehabt, allein diefer letztere hängt begrifflic mit der Indigenats- 
gejetgebung auf das engfte zufammen, und glücklicherweiſe ift der 

* „The citizens of each State shall be entitled to all privileges 
and immunities of citizens in the several States." 

4 Bol. „Revised Statutes, Sect. 1992 fg, 


Sälief, 13 
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Wortlaut des Amendements fo allgemein gehalten, daß er in der 
That als Grundlage für die gefammte Indigenatsgejeßgebung 
dienen fann. Er beginnt folgendermaßen: „Alle Perjonen, welche 
in den Vereinigten Staaten "geboren oder naturalifirt und deren 
Surisdiction unterworfen find, find Bürger derjelben und des- 
jenigen Staates, in weldem fie ihren Wohnfig haben.’ 
Wiederum wird hier der Sat des einheitlichen Indigenates deut- 
lid) ausgefproden, aber aud) des Weitern die Frage gelöft: wer 
denn das Bndiginat befigen folle? Iſt die Antwort darauf 
aud), wie man fieht, keineswegs erſchöpfend, jo wird fie dod) 
wefentlid) durch das Gefeß von 1802 ergänzt, und daraus ergeben 
ji) denn folgende Grundfäße. 

Als Bürger der Vereinigten Staaten anzujehen jind: zunächft 
alle Perfonen, welde in den Vereinigten Staaten geboren und 
feiner fremden Oberhobeit unterworfen find; und alle außerhalb 
der Vereinigten Staaten geborene Kinder, deren Väter amerifa- 
nische Staatsbürger find. Dod) follen Kinder, deren Väter ame- 
rifanifche Bürger find, aber fid) nie in den Vereinigten Staaten 
aufgehalten haben, das Staatsbürgerrecht nicht befigen.° Danad) 
ift e8 nur fraglid), ob das im Auslande geborene unehelide Kind 
einer Amerifanerin das Staatsbürgerrecht befite? ‘Da aber, nad) 
alfgemeinen Nechtsregeln, die unehelihe Mutter an die Stelle des 
Vaters tritt, wird diefe Frage bejaht werden miiffen. 

Wenn man diefe Süße, und namentlich die allgemeine Be- 
jtimmung des Art. XIV näher betrachtet, fo wird man daraus 
nod) ein anderes Ergebniß herleiten finnen, welches felten mit 
der Indigenatsgeſetzgebung in Verbindung gebradt zu werden 
pflegt und dennoch begrifflich davon nicht verfchieden if. Woran 
man hierbei zu denfen habe, ijt leicht zu erflären: Wenn eine 
Regierungsgewalt verfafjungsmäßig ermächtigt wird, feftzuftellen, 
unter welden Bedingungen eine Perfon das Staatsbürgerredt 


° „All persons born or naturalized in the United States and sub- 
ject to the jurisdiction thereof, are citizens of the United States and 
of the State, wherein they reside." 

6 Bgl. „Revised Statutes“, Gect. 1993: „All children heretofore 
born or hereafter born out of the limits and jurisdiction of the Uni- 
ted States, whose fathers were or may be at the time of their birth 
citizens thereof are declared to be citizens of the United States; 
but the rights of citizenship shall’not descend to children, whose 
fathers never resided in the United States.“ 
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befiten jolle, jo wird dabei der Begriff der Perfon als fo felbft- 
verſtändlich vorausgefegt, daß jede Definition defjelben schlechthin 
unterbleibt. Eben darum aber enthält jede derartige Beſtimmung 
zweifellos, wenn auch nur implicite, die Weifung, daß feine 
„Perſon“, d. h. fein febendes Wefen, welches fid) in phyſiſcher 
und piychiicher Hinſicht als menjchliches Individuum  qualifieirt, 
von der Möglichkeit ausgejchloffen werden dürfe, des Staats— 
bürgerrechtes theilhaftig zu fein oder theilhaftig zu werden, wenn 
anders-fie die entfpredjenden Bedingungen erfüllt, Dieſer Ge- 
danfe ijt den neuern Staatsverfafjungen fo geläufig, daß fie ihm, 
wenn überhaupt, dod) nur mit wenigen Worten Ausdrud geben, 
indem fie die Verfachlidung der Perjon, wie fie in der Sklaverei 
zu Tage tritt, als unzuläffig bezeichnen. Das Verbot der Sfla- 
verei zeigt alfo lediglich die Kehrjeite derjenigen Anfchanung, welche 
in den Grundjägen der Sndigenatsgefesgebung fic) bethätigt, und 
ijt eine einfache, negative Folge des Verhältniſſes, in welchem 
fid), nad) der Lehre der nenern Staatsphilofophie, die Einzel 
perjönlichfeit dem Staate gegenüber befindet. Das Verbot der 
Stlaverei ift fein wilffürfiches Gefes mit abjoluter Wirfung, nod 
eine von dem Nechte zu jchügende Forderung der Sittlichkeit, fon- 
dern cinfad) die Bethätigung der modernen Staatsidee überhaupt, 
nach welcher die Einzelperfönlichfeit nicht mir, wenn man ſich fo 
ausdrüden darf, die materielle, jondern auch die logiſche Grund- 
Lage jedes politifdjen Gemeinwejens bildet. Geht man von diefer 
Anfiht ans, fo muß auch ohne weiteres flav werden, warım 
jeder ausländische Sklave ſchon durch den bloßen Aufenthalt im 
Inlande feine Freiheit erhält. Da eben der moderne Staat nur 
im Widerfprude mit ſich feldft einem Menſchen die Möglichkeit 
benehmen fünnte, das Staatsbürgerreht zu befigen oder zu er- 
werben, und andererfeits fiir jeden Sflaven mit feinem Eintritte 
in den geographifchen Bezirk des Staates diefe Möglichkeit ge- 
geben ijt, jo miiffen alle Hindernifje, durch welche andererjeits 
diejelbe ausgejchlofjen würde, ipso jure nichtig fein. Alles dies 
ijt mun für Amerika von der höchſten Bedeutung infofern, als 
Hier länger denn fiebzig Jahre nad) dem Entjtehen der Confti- 
tution die Sklaverei in einem Theile der Particnlarftaaten in 
Geltung war, Es braucht heutzutage ſelbſtverſtändlich nicht mehr 
unterfucht zu werden, ob und wie fid) diefer Zujtand mit der 
Berfafjung in Einklang befand; die Befeitigung derjelben war, 
vom praftifchen wie theoretiihen Standpunfte aus gejehen, eine 
18* 
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unabweisbare Nothwendigkeit. Der Art. XIII der Amendements 
befagt: „Reine Sklaverei oder unfreiwillige Freiheitsbefchränfung, mit 
Ausnahme einer ſolchen als Strafe für Vergehen, deren eine Perſon 
im ordentlichen Wege Rechtens überführt worden ijt, joll innerhalb 
der BVereinigten Staaten oder an einem der Jurisdiction der- 
felben unterworfenen Orte beftehen.“7 Dadurch wurde alfo einer- 
feits allen bisherigen Sklaven das Staatsbiirgerredt verliehen, 
andererfeits auch der foeben entwicelte Grundjag anerkannt, daß 
eine Sklaverei innerhalb der Vereinigten Staaten überhaupt nicht 
mehr beftehen dürfe, und darum auch eine Perfon, welde nad) 
den Gefegen ihres Landes fic) in Sflaverei befindet, frei wird, 
fobald fie das Gebiet der Union betritt. 

Die Vorfdrift in Art. XIII der Amendements ift nach allem 
Gefagten, bei einer fyftematifden Betrachtung des amerifanifden 
Berfaffungsrechtes, nunmehr Lediglich anzufehen als die ausdrüd- 
liche Anerkennung einer Folge, welde aus den hinfichtlid des 
Indigenates geltenden Beftimmungen mit Nothwendigfeit Herzu- 
leiten ift; und daß dies nicht etwa eine gefünftelte Spielerei der 
Theorie ift, fondern in Wahrheit dem Gedanfengange der Confti- 
tution entfpricht, geht daraus hervor, daß der Art. XIV, welcher, 
feinem Wortlaute nad) betrachtet, die Befugniß der Unionsregie- 
rung zur Regelung der Indigenatsverhältniffe ausfpridt und zu- 
gleich die dabei im wefentlichen einzuhaltenden Gefichtspunfte ent- 
wicdelt, nicht ſowol diefe Competenzfrage erledigen, als den Art. XIII 
ergänzen wollte. Nachdem diefer die Sklaverei befeitigt hatte, 
machte fich, wie auch früher fehon, namentlich in den bisherigen 
Sflavenftaaten die Anficht geltend, daß die Farbigen zwar nicht 
mehr Sklaven, aber aud) nicht Staatsbürger feien, da die Confti- 
tution, wenn fie von Staatsbürgern rede, offenbar gar nicht an 
die Farbigen gedacht habe. Diefem an fich unerhirten Cate, 
deffen ganze Hinfälligfeit nicht mehr bewiefen zu werden braud)t, 
trat nun eben Art. XIV entgegen: ‚Alle in den Vereinigten 
Staaten geborenen und deren Jurisdiction unterworfenen Per- 
fonen find Bürger.” So ficer nun jeder Farbige, auch wenn er 


7 „Neither slavery nor involuntary servitude, except as a pun- 
ishment for crime, whereof the party shall have been duly con- 
vinced, shall exist within the United States or any place subject to 
their jurisdiction. Congress shall have power to enforce this article 
by appopriate legislation.” 
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ſich ehemals in Sklaverei befunden hatte, cine Perfon ijt, fo 
fiher ift er nunmehr als amerikanischer Vollbürger und darum 
aud als Bürger eines Particularftantes anzuerkennen. Daraus 
freilich würde nod) nicht folgen, daß er aud) ein actives und paj- 
fives Wahlrecht befigen müffe Die Auffafjung, daß Staats- 
bürgerrecht und Wahlrecht gleichbedeutend feien, ift zwar in Ame- 
vita dem Volke in Fleijd) und Blut übergegangen, aber die 
Wiſſenſchaft darf ſich dadurch nicht verleiten Lafjen, fie als zu- 
treffend anzuerfennen*; wenn daher Art. XV der WAmendements 
des Weitern vorfehreibt, „daß niemandem das active Wahlrecht 
auf Grund feiner Raſſe, Farbe oder ehemaligen Verpflichtung 
zu Sklavendienft von irgendeinen Staate entzogen werden folle”, 
fo geht derfelbe weit über den Gedanken hinaus, welcher im Ber- 
bote der Stlaverei_feinen Ausdruc finde. Es ift darin nicht 
blos eine logiſche Folge aus den Grundfiigen über das Staats: 
inbigenat, fondern ein, und zwar nicht der unwichtigſte Fall jener 
Prohibitivcompetens enthalten, deren Wefen im allgemeinen be- 
reits erörtert ift und an anderer Stelle nod) genauer zu befpredhen 
fein wird. 

Neben den Vorſchriften über das Indigenat, im engern Sinne 
diefes Wortes, find nun vom Congreffe, auf Grund der oben 
mitgetheilten Verfaffungsbeftimmung, ſchon fehr früh folhe über 
die Naturalijation von Ausländern erlaffen worden; zuerft wur- 
den die einfchlägigen Berhältniffe ebenfalls durd) jenes Geſetz von 
1802 geregelt, welches dann in diefer Hinficht desgleichen mannichfache 
Abänderungen erfahren hat. Die Sache liegt, kurz zufammengefaft, 
jest fo’: „Ein Ausländer, vorausgefest, daß ev 21 Jahre alt ift, kann 


5 Schäfer urtheilende Köpfe unter den Amerikanern haben das tibrigens 
aud) Leicht Gevausgefunden; fo Heißt es in „Opinion of Attorney-General 
Bates of Nov. 29. 1862: „No person in the United States ever did 
exercise the right of suffrage in virtue of the naked unassisted fact 
of citizenship. In every instance the right depends upon some ad- 
ditional fact and cumulative qualification, which may as perfectly 
exist without as with citizenship.” Bei diefem Gutachten erſcheiut nur 
unrichtig, daß aud) jemand, welcher nicht Staatsbürger ift, ein Stimmrecht 
olf ausüben diirfen. 

9 Bgl. „Revised Statutes“, Tit. XXX, Sect. 2165 fg.: „An alien 
may be admitted to become a citizen of the United States in the 
following manner and not otherwise: 

„First. He shall declare on oath, before a circuit or district court 
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nad) fünfjährigem Aufenthalte im Gebiete der Union naturalifirt 
werden; mindeſtens zwei Jahre vor Ablauf dtefer Zeit hat er 
vor einem Gerichtshofe eidlich zu verfichern, daß e8 «bona fide» 
jeine Abfiht jet, Bürger der Vereinigten Staaten zu werden; 
nad) Ablauf der fraglichen Zeit muß dann entweder demfelben 
oder auch einem andern Gerichtshofe glaubhaft, in der Kegel 
durch Ausfage zweier tauglicher Zeugen, nachgewiefen werden, daß 
dev Aufzunehmende mindeftens fünf Jahre im Gebiete der Ver- 
einigten Staaten und mindeftens das letzte der Naturalifation 
vorausgehende Jahr in dem Staate oder Zerritorium des bezüg- 
lichen Gerichtes fic) aufgehalten, einen «guten, fittlichen» Charak— 
ter, Anhinglidfeit an die Principien der Unionsverfaffung gezeigt 
und fid) der guten Ordnung und dem glüclichen Gedeihen der 
Vereinigten Staaten willfährig erwiejen habe. Darauf hin hat 
dann das angegangene Gericht die Aufnahme in den amerifani- 
{den Staatsverband auszufprechen.” 

Der Wortlaut diejes Gefewes bezieht fic) offenbar nur auf 
männliche Berfonen; doc) wird auch eine Naturalifation zunächft 


of the United States, or a district or supreme court of the Territo- 
ries, or a court of record of any of the States having common law 
jurisdiction and a seal and clerk, two years, at least, prior to his 
admission, that it is bona fide his intention to become a citizen of 
the United States, and to renounce for ever all allegiance and fide- 
lity to any foreign prince, potentate, state or sovereignty; and parti- 
cularly, by name, to the prince, potentate, state or sovereignty of 
which the alien may be at the time a citizen or subject. 

„Second. He shall at the time of his application to be admitted 
declare on oath before some one of the courts above specified that 
he will support the Constitution of the United States and that he 
absolutely and entirely renounces and abjures all allegiance and fide- 
lity to every foreign prince, potentate, state or sovereignty; and 
particularly, by name, to the prince, potentate, state or sovereignty 
of which he was before a citizen or subject; which proceedings shall 
be recorded by the clerk of the court. 

„Third. It shall be made to appear to the satisfaction of the 
court admitting such alien, that he has resided within the United 
States five years at least, and within the State or Territory, where 
such court is at the time held, one year at least; and that during 
that time he has behaved as a man of good moral character, attached 
to the principles of the Constitution of the United States and well 
disposed to the good order and happiness of the same, but the oath 
of the applicant shall in no case be allowed to prove his residence.” 
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felbftändiger Frauenzimmer zugelaffen, welche jogar nad allge 
meiner Anficht ſchon mit dem vollendeten 18. Lebensjahre der 
Nachfudenden eintreten fann. ine befondere Vorſchrift bejteht 
darüber nicht; es Läßt fic) aber gegen eine derartige Ausdehnung 
des ſoeben mitgetheilten Gejeges kaum etwas einwenden; und dic- 
jelbe wird aud), wenigftens implicite, von andern Geſetzen ſelbſt 
anerfannt. Es ijt ein foldes nämlich unter dem 10. Februar 
1855 !" erlaſſen worden, betreffend die Naturalifation verheivatheter 
PFrauensperjonen. Darin heißt es: „Jede Frau, welche jest (bei 
Erlaß des Gefeses) an einen amerifanifden Staatsbürger ver- 
heivathet ijt oder in Zufunft an einen foldhen verheirathet wird 
und welde an fic) fähig wäre, den gejeglihen Vor— 
ſchriften gemäß naturalijirt zu werden, foll das Staats- 
bürgerrecht befigen.“ Daraus geht hervor, einmal, daf auch. 
Franensperjonen für fähig erachtet werden, felbftändig das ame- 
rilaniſche Indigenat zu erwerben; und andererfeits, daß eine Fran 
durd den bloßen Act der Verheirathung daffelbe erwirbt, ohne 
den für die Naturalifation im allgemeinen beftehenden Vorſchriften 
zu genügen, wenn fie mir an fic, und als jelbjtändig gedacht, in 
der Lage wäre, diefelben entfpredend zu erfüllen. 

Das Naturalifationsgejeg drüct fic), wie man fieht, ganz 
allgemein aus: Seder Ausländer kann Bürger werden. Diefer 
Sak würde fir die Union ebenſo wenig Schwierigkeiten bieten, 
wie für jeden andern ‚Staat, wenn nicht gerade Amerifa, das be- 
ftimmt fdeint, ein Bindeglied für die verfdiedenen Raſſen der 
Menfchheit zu werden, ſtets eine große Anzahl von Elementen 
aufzuweifen hätte, welche entweder nicht geeignet oder nicht gewillt 
find, in einen geregelten Staatsverband einzutreten. Daß das 
letztere fic) nicht auf die importirten Farbigen afrifanifder Abkunft 
beziehen fünne, wurde bereits angedeutet; diefe find, wenn auch 
durch Zwang, zu Mitgliedern der Union, als politifchen Gemein 
wefens, gemacht worden und müſſen darum ipso jure and) als 
Bürger derfelben angefehen werden; haben fie nicht die Abficht, 
diefes Bürgerrecht zu genießen, dann gibt es für fie nur cine 
Mögligkeit: auszumandern. Neben den Perjonen afrilanijcher 


19 Bgl. „Revised Statutes, Tit. XXV, Sect. 1994: „Any woman 
who is now or may hereafter be married to a citizen of the United 
States and who might herself be lawfully naturalized, shall be deemed 
a citizen.’ Bgl. Kelly vs. Owen, 7. Wall, 496. 





200 Sechzehntes Kapitel. 
~ Abtunft ftehen nun aber noc) einerfeits die eingeborenen Völker 
des Landes, die Indianer, und andererjeits die Chinefen. 

Daß ein Indianer oder Chinefe amerilanifcher Bürger wer- 
den könne, unterliegt gar feinem Zweifel; wenn diefer Gab hin- 
fihtlih der Chinefen in letzter Zeit beftritten zu werden pflegt, 
fo äußert fid) darin lediglih ein von politiihen Rüdfichten ge- 
tragener Wunſch, nicht eine Behauptung, weldhe in dem ameri- 
fanifden Staatsredhte aud) nur den Schein eines Grundes finden 
fann.'! Sn der Regel liegt nun aber die Gade fo, daß die In— 
dianer das amerifanifde Bürgerrecht nicht erwerben wollen, die 
Chinefen e8 nicht erwerben follen. 

Die Indianer, als Volk, haben fic) von jeher den in ihr 
Land eindringenden Weißen entgegengejeßt; jeder Zoll amerifa- 
niſchen Bodens hat ihnen in erbittertem Kanıpfe abgerungen wer- 
den müſſen, bis fie jett faum mehr als dreimalhunderttaufend, 
auf Heine Gebiete im äußerften Weiten der Union zuſammen⸗ 
gedrängt worden find. Die Indianer bilden daher den Vereinig- 
ten Staaten gegenüber eine fremde Nation, deren Mitglieder 
außerhalb des Unionsverbandes ftehen und ftehen wollen. Man 
hat in früherer Zeit viel von dem Gigenthumsredte der Indianer 
an dem Grund und Boden Nordamerifas gefproden und das 
Vorgehen der Weißen darum für eine nicht zu rechtfertigende 
Vergewaltigung erklärt; allein diefe Auffaffung Tann man nicht 
gelten Laffer; von einem igenthumsrehte der Indianer war 
ſchon darum nicht zu fprechen, weil ein ſolches „Recht“, wie 
jedes andere, nur in einem „Staate” denkbar ift,. und die In⸗ 
dianer fic) nie zu einem foldjen zufammengeichloffen Haben. Und 
außerdem handelt es fi, die Gade von höherm Standpunfte 
aus angefehen, in jenen Kämpfen gar nit um eine Befitergrei- 
fung fremden Cigenthums, fondern um die Verbreitung der menfdj- 
lichen Givilifation in Gegenden, welche derjelben bisher unzugäng- 


11 Das Recht, Bürger zu werden, ift den Chinefen, namentlid) von cali- 
fornifchen Geridten, ganz zu Unrecht abgefprodjen worden; wenn man aber 
den oben wiedergegebenen Inhalt des Naturalifationsgefeßes in Erwägung 
zieht, fo ergibt fid) allerdings, daß es wefentlid) von dem angegangenen Ge- 
richte abhängt, ob es die bei dem Aufzunehmenden erforderlichen Cigenfdaften 
zur Genüge flir bewiefen anfehen will oder nicht. Auf diefe Veftimmung Hin 
wird man dann nicht nur Chinefer, fondern aud) den Angehörigen anderer 
Nationen die Naturalifation, in jedem einzelnen Falle, freilich mit einer 
Willfür verfagen Tönnen, welche Leine fonderlide Billigung verdient. 
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lid) waren. Die Träger der Civilifation aber haben das Recht 
wie die Pflicht, derfelben allenthalben Eingang zu verſchaffen und 
jedes Hinderniß, betveffendenfalls durch Gewalt, zu befeitigen, 
welches fid) ihrem Vordringen entgegenftellt. Dabei freilich 
mag die Amerikaner der Vorwurf treffen, daß fie bei Anwendung 
jener Gewalt häufig genug nicht mit jener Offenheit, welche dem 
ehrlichen Manne geziemt, fondern in einer Weife verfahren find, 
wie fie faum anders als Treubruch und Niederträchtigfeit genannt 
werden Fann. Nod) jest aber ijt die Union geneigt, jeden In- 
dianer, der feine diesbezügliche Abficht äußert und wahrſcheinlich 
macht, als Bürger aufzunehmen, beziehungsweife anzuerkennen, 1? 
Allein nur wenige jenes Volfes find bereit, fich den geordneten 
Verhältniſſen eines ftaatlihen Gemeinwejens zu fügen, und was 
von allen Stämmen nod) übrig ijt, treibt ein nomadenhaftes 
Leben innerhalb der Bezirke, welde ihnen angewiefen und mit 
dem Namen von „Nefervationen‘ belegt werden; für jeden der- 
felben wird von feiten der Regierung ein fogenannter Indianer- 
agent beftelit, um die ihm unterftehenden Stämme zu überwachen, 
foviel als möglich in Ordnung zu halten und für das Wohl der- 
felben nach Kräften Sorge zu tragen. Es ijt befannt, daß gerade 


diefe Beamteten es an Uebervortheilungen ihrer Schutbefohlenen 
nicht mangeln und die für die letztern beftimmten Gelder zum 
großen Theile in ihre eigene Tafche fließen laſſen. Das befonders 
wird dann die Urjache für die noch jest Hier und da ausbrehen- 
den Aufftände, bei denen immer wieder und wieder Menſchenleben 


12 Als Bürger anzuerkennen iff, and) nad) der Conftitution ſchon, jeder 
Indianer, welder Steuern bezahlt; Art. I, Sect. II (3) fehreibt mit Bezug 
auf die Wahl der Nepräfentanten vor, daß die jedem Staate zu bewilligende 
Bahl von Vertretern berechnet werben folle nach der Zahl aller in dem Staate 
wohnenden freien Perjonen, und drei Flinftel aller andern, mit Ausfd tug 
nigt beflenerter Indianer. ,, Representatives shall be apportioned 
among the several States... according to their respective numbers, 
which shall be determined by adding to the whole numbers of free 
persons ... excluding Indians not taxed, three fifth of all other 
persons“; und ganz ähnlich ieht jet im Art. XIV, Sect. IT: „Represen- 
tatives shall be apportioned among the several States according to 
their respective numbers, counting the whole numbers of persons in 
each State, excluding Indians not taxed.” 

Die Hinfidtlid) der Indianer und des Berkehrs mit ihnen jest geltenden 
Vorſchriften find zufammengeftellt im Tit. XXXVIII der „Revised Sta- 
tutes", Sect. 2039 — 2157. 
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geopfert werden, fodaß die Indianer thatfidlid) bald ganz ver- 
ſchwunden fein oder dod jede Bedeutung verloren haben werden, 

Beinahe das gerade Entgegengefeste gilt von den Chinefen, 
von denen, namentlich feit den letzten funfzehn Sahren, eine große 
Anzahl in den weitlichen Staaten und Territorien der Union zu 
finden ift; zum Theil fommen diefelben nad) den Vereinigten 
Staaten allerdings nur zu vorübergehendem Aufenthalte. Sie 
wollen dafelbft ihre Kraft, meiftens in Lohnarbeit, verwenden, 
deren Ergebniß fie in den Stand fest, nad) einer Reihe von 
Jahren in ihr Vaterland zurüdzufehren und dort als verhaltnig- 
mäßig wohlhabende Männer fid) niederzulaffen; zum Theil aber 
haben fie dod) auch zweifellos die Abficht, dauernd in Amerika zu 
bleiben und Bürger der Union zu werden. Daß fie dazu an fid 
beredhtigt find, ift, wie {don gejagt, gar nicht zu beftreiten; 
andererfeit8 aber muß man aud zugeben, daß die Vereinigten 
Staaten durd das Naturalifationsgefeß nicht verpflichtet find, 
jeden Ausländer in ihren Verband aufzunehmen. Wenn Rück— 
fichten, fet e8 auf die Selbfterhaltung, fet es nur auf die gedeih- 
liche Entwidelung des Staates es wünfchenswerth erfcheinen laſſen, 
beſtimmten PBerfonen die Aufnahme in den Staatsverband zu ver; 
jagen, fo tft die Regierung zu diefen Schritte fchlechterdings be- 
fugt; ebenjo, wie fie in der Lage bleiben mug, folde Perfonen 
{don von der Einwanderung, beziehungsweife Niederlaffung in dem 
Stantsgebiete auszufchließen. Auf alles das wird fogleid noch 
näher da einzugehen fein, wo von den Einwanderungsperhältniffen 
im allgemeinen gehandelt werden foll. 

Aus den entwidelten Grundfäten ijt zu entnehmen, auf welche 
Weile das Staatsbürgerreht Hinfihtlih der Union erworben 
werde. Seder, welcher hiernach al® Bürger der Vereinigten 
Staaten anzujchen ijt, muß damit, wie bereits angedeutet wurde, 
Bürger eines Particularjtaates werden und zwar desjenigen Par- 
ticularjtaates, „in weldhem er feinen Wohnſitz hat“. Die Sache 
fdeint auf den erjten Blick fehr einfach, ift aber dod), genauer 
zugefehen, einigermaßen verwidelt. Es fragt fih namlid: „In 
weldem Staate hat jemand feinen Wohnſitz?“ Es muß für die 
Beantwortung diefer Frage offenbar beftimmte, objectiv feftitehende 
Merkmale geben; und da Unionsgeſetze darüber bisher nicht vor- 
handen find, fo ift allerdings jeder einzelne Staat in der Yage, 
ſolche Merkmale auf dem Wege der Gefehgebung feinerfeits feft- 
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zuſtellen. So kann eg denn geſchehen, daß die prattijd) wichtigften, 
aus dem Staatsbürgerrechte herzuleitenden Folgen, d. h. die active 
und paffive Wahlfähigkeit, innerhalb der Union von ganz ver- 
ſchiedenen Vorausſetzungen abhängig werden, und daf jemand, 
der Bürger der Vereinigten Staaten ijt, troßdem der Wahlfähig- 
feit entbehrt. Es zeigt fic) Hier eine entſchiedene Lücke der Geſetz- 
gebung. Freilich wäre diefelbe Leicht ausgefüllt, fobald dev Con- 
grep ein Geſetz paffixte, das genan angibt, unter welder Voraus: 
ſetzung jemand als Einwohner eines Particnlarftaates und damit 
als Bürger defjelben anzufehen fei. Solange aber ein ſolches 
nicht erlaſſen wird, ijt die einheitfiche Negelung des Indigenates, 
wie fie principiell von dev Conftitution anerkannt wird, thatjächlich 
nicht durchgeführt. 

Die Kehrfeite diefes Verhältniffes bietet nicht weniger Be— 
denken. Es ijt an fid) denkbar, daß in einzelnen Staaten der 
Union hinſichtlich der Staatslegislatur und ſomit aud) des Cone 
greſſes!* Perfonen für wahlfähig erklärt werden, welde nad) den 
oben vorgetragenen Vorjdjriften über das Indigenat, beziehungs- 
weiſe die Natuvalifation, nicht als Bürger der Vereinigten Staaten 
anzufehen find, Jedes Staatsgefes, das eine Wahlfähigleit in 


der gedachten Weife ausfpriht, hat man aber entjehieden für 
null und nichtig anzufehen, weil es gegen die Verfaffung der 
Union verſtößt. Diefer Sat ift zwar nirgends aufgeftellt wor- 
den, ja man hat fic) fogar hier und da geradezu zum Gegentheile 
befannt, aber trogdem muß die Behauptung aufrecht erhalten wer- 
den, daß Geſetze der gedadjten Art conftitutionswidrig feien. 


15 Bon befonderer Wichtigkeit ift dies mit Bezug auf eingewanderte Per- 
fonen; wenn 3. B. jemand feinen Wohnfig vom Staate Peunfylvanien nad) 
Newyork verlegt, fo fragt fid), wann iff diefer Vorgaug in der Art flix ber 
wieſen anzufehen, daß er rechtliche Folgen äußerte fan, alfo z. B. ber Bee 
treffenbe in Newyork ftimmfühig if? Diefen Punkt zu vegeln, find offen- 
bar, wie die Sache jebst liegt, die Einzelftanten befugt; dod) wiirde die Union 
ebenfalls entipredjende Gefege erfaffen diixjen; da die Conflitution beftimmt: 
alle Perfonen ... find Bürger des Staates, in weldjem fie ihren Wobnfits 
haben — fo faun von dem Kongreß auf Grund feiner Berechtigung zur Er— 
gänzuugsgejeßgebung and) zweifellos näher beflimmt werden, wann und unter 
welchen Vorausſetzungen jemand als „Bewohner“ eines Staates anzufchen fei. 

14 Bot, darliber oben Kap. 7 bei Anmerkung 1. 
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Im Anjdlujje an die Beftimmungen über das Indigenat 
hat ein Gele vom 27. Bult 1868'> das Gegenftüd derfelben, 
die Auswanderungsfreiheit, ausdriidlid) und ganz unbedingt an- 
erfannt. Daſſelbe ijt namentlid jeiner eigenthiimliden Faffung 
wegen bemerfenswerth, welche ein kleines Beifpiel von der den 
amerifanifden Gejegen nicht jelten eigenen Phrafenhaftigteit Lie- 
fert und zeigt, daß man es dort bisweilen nicht verjteht, die Dto- 
tive von dem praftijden Endergebnijje derfelben in gehöriger Weife 
ju trennen. G8 heißt: „Da das Redht der Auswanderungsfreiheit 
ein natürliches und angeborenes Recht aller Menſchen ift, für fie 
unerläßlih, das Recht des Lebens und der Freiheit zu genießen 
und der eigenen Wohlfahrt nadzugehen; und da in Anerkennung 
diefes Grundſatzes dieje Regierung in liberaler Weile Auswan- 
derer aller Nationen aufgenommen und mit dem Staatsbürger- 
rechte ausgeitattet hat, und da, wenn immer geltend gemadt wird, 
daß foldhe amerifanifche Bürger fammt ihrer Nacdhfommenfdaft, 
Unterthanen fremder Staaten jeien und deren Regierung Bot- 
mäßigfeit fdulden, es für die Aufrechterhaltung des öffentlichen 
Sriedens nothwendig ift, derartigen Anfpriiden auf Unterthänig- 
feit dem Auslande gegenüber fchnell und endgültig zu begegnen, 
darum wird jede Aeugerung, Anweifung, Meinung, Befehl oder 
Entideidung, durch welde ein Beamteter der Vereinigten Staaten 
(in diefer feiner Eigenfchaft) das Recht der Auswanderungsfreiheit 
leugnet, einfchränft, entfräftet oder in Frage ftellt, für unvereinbar 
mit den Principien der Republik erklärt.‘ 

Gegen eine fo unbedingte Anerkennung der Auswanderungs- 
freiheit ift faum etwas einzuwenden; viel bedenflider, und nament- 


15 Bal. „Revised Statutes”, Sect. 1999: „Whereas the right of 
expatriation is a natural and inherent right of all people, indispen- 
sable to the enjoyment of the rights of life, liberty and the pursuit of 
happiness; and whereas in the recognition of this principle this govern- 
ment has freely received emigrants from all nations and invested them 
with the rights of citizenship; and whercas it is claimed, that such 
American citizens with their descendants are subjects of foreigu states, 
owing allegiance to the governments thereof, and whereas it is ne- 
cessary to the maintenance of public peace that this claim of foreign 
allegiance should be promptly and finally disavowed: Therefore any 
declaration, instruction, opinion, order or decision of any officer of 
the United States which denies, restricts, impairs, or questions the 
right of expatriation, is declared inconsistent with the fundamental 
principles of the republic.” 
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Tih für Amerika, liegt die Sache hinfichtlid der Cinwanderungs- 
verhäftniffe. Die Amerikaner, weldhe fic) mit allen Fragen erſt 
dann zu bejchäftigen pflegen, wenn diefelben prattijd) werden und 
nicht mehr von der Hand zu weijen find, Haben fic) mit diefem 
Gegenjtande bisher nicht viel abgegeben. Das Land ift groß, 
umd der Zuzug aus Europa fann, auch wenn er in dem bie- 
Hevigen jtaunenervegenden Umfange nod) längere Zeit fortgejegt 
wird, faum irgendeine Gefährdung der Union mit fic) bringen. 
Anders dagegen fteht es um die Einwanderung aus Afien. Die 
große Maſſe von Chinejen, welche, wie gejagt, namentlich in den 
festen funfzehn Sahren, bejonders nad den weftlichen Staaten 
und Territorien der Union gefommen find, hat in der alferneueften 
Beit Veranlaffung zu dem Wunſche gegeben, einer weitern Ein- 
wanderung von diejer Seite her ein Ziel zu fegen. 

Nun waren aber in den Jahren 1859 und 1869 zwifchen 
den Vereinigten Staaten und China Verträge abgefchloffen wor- 
den?‘, wonad in jedem der beiden Länder den Angehörigen des 
andern freier Zuzug und Niederfafjung gejtattet war. Im Fe- 
bruar 187917 wurde vom Congrefje ein Gejeß paffirt, welches 
die Aufhebung jener Verträge veranlaßte. Gegen dajjelbe war 
im Senate wie Nepräjentantenhaufe auf das heftigfte geeifert 
worden, und aud) im Volke jelbft waren die Gemüther nicht 
wenig erregt. Die Gegner der Vorlage behaupteten vor allen 
Dingen, daf fie die ,,Principien der Conſtitution“ verlege, und 
jie wurde denn auch, nachdem fie troß allen Widerftande durch— 
gegangen war, von dem Präfidenten mit feinem Beto belegt, ohne 
danad) die nöthige Zwei-Drittel-Majorität zu erhalten. Die An- 
gelegenheit verdient deshalb eine Bejprehung, weil fie ganz ents 
ſchieden zu den wichtigften Fragen gehört, welche Amerika von 
nun ab wird zu löſen haben. Bei den Verhandlungen des Con- 
greſſes über die „Anti Chinefen- Bill“ wurden alfo von vielen 
Seiten her die „Principien der Conftitution” in den Kampf 
geführt. Nach diefen Principien foll es angeblich wicht erlaubt 
fein, einer Klafje von Menjchen die Möglichkeit der Einwande- 


16 Bgl. „Revised Treaties’, &. 129 und 147; insbefondere Art, IV 
des lebten Vertrages ©. 148. 

17 Bgl, „Congressional Record” (ber bezügliche Theil deffelben Hat 
dem Berfaffer nod) nicht zu Gebote geftanden; die Angaben im Terte fitiger 
ſich auf die Zeitungsberichte über die betreffenden Congreßfigungen), 
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rung, beziehungsweife der Naturalijation zu nehmen. Gin ber 
jtimmter Sat der Conftitution, ale Beweis für dieje Behaup- 
tung, wurde jedoch nicht angeführt. Den amerifanijchen Poli- 
tifern ſchwebt häufig etwas vor, was man als „einen allgemein 
menfchheitfichen Standpunkt“ möchte bezeichnen dürfen, Die Re— 
publif ei vorhanden, die „Menſchenrechte“, feligen Angedenfens 
von der erjten Franzöfifhen Revolution her, zur Geltung zu brine 
gen, und jo müſſe e8 jedem Menſchen freiftehen, in die Union 
ein⸗ oder aus ihr auszuwandern, wie es ihm beliebt. Das aber 
find Redensarten, welche zwar jehr ſchön Klingen, in der praf- 
tiſchen Staatsfunft jedod) wenig Anfprud auf Beachtung erheben 
dürfen. Die erfte Aufgabe jedes Staates, fein „höherer“ Beruf 
mag gefaßt werden, wie er will, ift die Selbfterhaltung. Denn, 
wenn er darauf nicht bedacht ijt, kann er naturgemäß auch feinem 
Berufe nicht nachgehen; und zur Selbfterhaltung gehört, daß be- 
treffendenfalls Ausländern die Einwanderung, beziehungsweije der 
Aufenthalt im Inlande unterfagt werde, wenn anders dadurch 
das Beftehen oder die gedeihliche Entwicelung des Gemeinweſens 
in Zweifel geftelit erfcheint. Wenn man des Weitern die Chi- 
nefenfrage mit der Sklavenfrage verglich, und behauptete, daß es 
fich Hier wie dort um eine widerrechtliche Unterdrüdung “der 
Perjinlidhfeit Handele, jo ijt das ganz verfehlt, denn die Sklaven 
waren ein integrivender Beftandtheil des amerifanijdjen Volkes, — 
die Chinefen find Ausländer. Freilich, joweit ein Chinefe that- 
jächfich das amerifanifche Bürgerreht erlangt hat, muß er von 
der Union wie jeder andere ihrer Bürger gejchügt werden: die 
Answeifung einer jolhen Perjinlichfeit wäre an fic) unzuläffig. 
Gs fommt aljo bei Entjcheidung der ganzen Sache weſentlich 
darauf an, ob es politijd) geboten fei, beftimmte Individuen, wer 
immer fie aud) fein mögen, von dem Gebiete der Union fern 
gut halten? Bei Entjcheidung diefer Frage werden unter anderm 
aud) die Nachtheile erwogen werden müfjen, welche vielleicht den 
im betreffenden Auslande befindlichen Bürgern des eigenen Staates 
aus der beabjichtigten Maßregel erwachien fünnen. Iſt die Frage 
dann jchlieglich zu bejahen, fo Liegt für den Staat die unerläß- 
liche Verpflichtung vor, die Mafregel auszuführen; und daran 
fan ihn aud) fein Staatsvertrag hindern, denn ein folder ‘fann 
feinem Gemeinwejen die Möglichkeit feiner Selbfterhaltung nehmen 
und ift darum im jedem Falle kündbar, Unter diefen Gefichts- 
punkten ift die Hier in Rede ftehende Angelegenheit zu betradten; 
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umd dabei fonnte es denn allerdings zweifelhaft jein, ob die Nieder- 
laſſung der Chinefen in dem jest beftehenden Umfange, beziehungs- 
weife eine weitere verhältnißmäßige Einwanderung derjelben ſchon 
genügend gefährlich erjcheint, um eine Ausnahmebeftimmung der 
gedachten Art zu rechtfertigen oder nicht. Ob man wohlgethan 
hat, das Geſetz zurückzuweiſen, wird vermuthlich ſchon die aller- 
nächite Zufunft lehren. 


Die Conjtitution enthält in Art. I, Sect, IX (8) und 
Sect. X (1) eine eigenthümliche Vorſchrift, über welche offenbar 
geeigneterweife hier gehandelt werden fann, weil durd fie, ähn- 
lic) wie durch die Indigenatsgefege u, ſ. f., höchſt perjünfiche 
BVerhältnifje der Staatsbürger nad) einer gewiffen Seite hin be- 
ftimmt werden. Es heißt einmal: „Sein Adelstitel joll durd) die 
Bereinigten Staaten garantirt werden” 1°; und Geet. X wieder- 
holt: „Kein Staat n Adelstitel garantiren“; und im 
Anſchluſſe hieran ſchi 8 Naturaliſationsgeſetz 1? vor, „daß 
jeder bei feiner Aufnahme in den amerifanihen Staatsverband, 
wenn er irgendeinen erblichen Titel getragen oder irgendeinem 
Adelsftande in dem Königreiche oder Staate, aus welchem ex her- 


kommt, angehört hat, feinen ausdrücfichen Verzicht auf jeinen 
Titel oder Stand erflären müſſe“. Was zunächft die juriftijche 
“Seite der Sache angeht, fo fann man diefe jo auffaffen, als ob 
das Redjt der Adelsverleihung oder Standeserhöhung ein Sonve- 
ranetatsrecht fei, welches durch die Conjtitution ausdrücklich der 
Unionsregierung übertragen worden ijt, und die bezügliche Be- 
jtimmung im übrigen eine lediglich formelle Vorſchrift enthalte, 


18 et, I, Sect, IX (8): „No title of nobility shall be granted by 
the United States"; Art. I, Gect. X: „No State shall... grant any 
title of nobility." 

1 „Revised Statutes", Sect, 2165: ,, Fourth. In case the alien 
applying to be admitted to citizenship has borne any hereditary title 
or heen of any of the orders of nobility in the kingdom or state 
from which he came, he shall in addition to the above requisites 
(vgl. Anmerkung 9) make an express renunciation of his title or order 
of nobility in the court to which his application is made and his 
renuneiation shall be recorded in the court..." G8 fdjeint Übrigens, 
als wenn diefe Vorſchrift nicht immer fireng beachtet wiirde; offenbar ift es 
für die Union fehr rathjam, von dem gedachten Grumdfage nicht abzuweichen, 
und aud) in einzelnen Fällen nicht eine Conniveng gu üben, ans der fic) jonft 
ſehr leicht eine allgemeine Regel entwideln könnte. 
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indem fie die Regierung anweift, diejes Recht in fic) beruhen zu 
fafjen. Ler eigentlihe Werth des Ganzen liegt jelbftverjtändlich 
in der politifchen Seite. Tas Princip der Gleichheit, welches in 
meifterhajter Weije verwirklicht zu haben ein unbejtreitbares Ber- 
dienft der Vereinigten Staaten ijt, würde erheblid haben Leiden 
müjjen, wenn jene Vorjdrift fehlte; in derjelben, jo geringfügig 
jie an ſich erjcheint, ift einer der wejentlidften Gründe für den 
großen Unterfchied gelegen, welder zwijchen den focialen Ver- 
hältniſſen Amerifas und denen der Alten Welt beiteht. 


Siebzebntes Kapitel. 


Oeffentliher Verkehr. 


I. Art. I, Cect. VIII (3) ermädtigt die Unionsregierung, 
„den Handel mit auswärtigen Mächten und unter den einzelnen 
Staaten zu regeln”.! Im diefem Sage find zwei Gedanken zu— 
fammengefaßt, weldje ftreng auseinandergehalten werden müſſen. 
Was nimlid) den Handel mit auswärtigen Mächten anlangt, fo 
ift diefer offenbar ein Beftandtheil des Verfehres mit auswärtigen 
Mächten überhaupt, und die mitgetheilte Beftimmung enthält in- 
fofern lediglich eine Specification derjenigen Befugnijje, welche 
dem Congreffe, wie an anderer Stelle genauer zu befprechen ijt, 
in der angebeuteten Hinfidt beigelegt worden find. „Die Rege- 
fung des Handels unter den einzelnen Staaten” aber ift etwas 
davon ganz Verfdiedenes. Es wurde fdon mehrfach darauf hin— 
gewiejen, daß es für die Conftitution eigentlid) gar feine Parti- 
eularjtaaten, als politifch in fic) abgejchloffene Ganze, geben folle; 
fie bilden mit Bezug auf die Verfaffung des zufammengefeßten 
Staates Lediglich geographiſche Abtheilungen des Staatsgebietes, 


1 (The Congress shall have power) to regulate commerce with 
foreign nations and among the several States and with the Indian 
tribes.‘ 
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deren gleichzeitige Qualität als gefondertes Gemeinwejen rein zu- 
fiillig ijt. Die Conjtitution dürfte daher im Grunde ebenſo wenig 
von der Regelung des Handels unter den einzelnen Staaten reden, 
wie es unzuläffig oder dod) wenig angebracht erfcheinen würde, 
in der Verfafjung eines vollfommenen Einheitsftaates von der 
Regelung des Handels unter den einzelnen Provinzen zu veden, 
Diefer Gedanfe gelangt aud in einer formellen Vorſchrift, welche 
die Conjtitution über die Verforgung der hier befprodenen Ber- 
hältniſſe ertheilt, zum Ausdrucke. Es Heißt Art. I, Sect. IX (5)?! 
„Keine Bevorzugung foll durch irgendeine den Handel betreffende 
Beltimmung den Häfen Eines Staates über diejenigen eines an- 
dern gegeben werden, und fein Schiff, welches in einen Staat ein- 
oder aus einem joldjen ausläuft, foll in einem andern feine La— 
dung zu declariven, zu klären oder Zölle zu zahlen haben.” Genau 
genommen bejagt alfo die Bejtimmung der Sect. VIII (3) nichts 
anderes, als „daß der Unionsregierung die Negelung des öffent- 
lichen Verkehres, insbefondere des Handelsverfehres, durd das 
ganze Gebiet der Vereinigten Staaten hin unterjchiedlos obliege”, 
Die Regelung des Handelsverfehres, im Sinne der Conftitution, 
bezieht fid) min übrigens nicht, wie man vielfeiht anzunehmen 
geneigt fein möchte, auf den Erlaß eines einheitlichen Handels- 
rechtes, und das ift ein offenbarer Mangel. Das common law 
hat, gleid) dem gemeinen deutjchen Rechte, kaum alle Formeln 
genügend ausgebildet, welche nothwendig find, um die Erſcheinungen 
des modernen Handelsverfehres zu beftimmen und aufzulöfen. 
Wenn man bedenkt, wie das Streben, ein einheitliches Han- 
delsrecht zu befigen, in dem deutjchen Volke, welches dod) gewiß 
als Handeltveibendes im eminenten Sinne diefes Wortes nicht be- 
zeichnet werden fann, felbjt in den Zeiten feiner tiefften politifchen 
Spaltung jo mächtig wirkte, daß es die erjte Veranlaffung zu 
einer, wenn auch nur jehr loſen Einigung defjelben wurde, dann 
muß eS außerordentlich wundernehmen, daß den Vereinigten 
Staaten, deren ganze Bedeutung doch vornehmlich in dem ftetigen 
Wachen ihres Handels gelegen ijt, nicht nur nicht ein einheitliches 
Handelsrecht, fondern anch die verfafjungsmäßige Möglichkeit fehlt, 


2 „No preference shall be given, by any regulation of commerce 
or revenue to the ports of one State over those of another, nor 
shall vessels bound to or from one State be obliged to enter, clear, 
or pay duties in another.“ 

Sees. 14 
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ein folches zu befigen. Es ift freilich faum anzunehmen, daß der 
Congreß, wenn ihm die fragliche Befugni® verliehen wäre, von 
diefer würde Gebrauch gemacht haben. Das Bedürfniß nad) ein- 
heitlicher Regelung handelsrechtlicher Fragen ift bereits bet Be- 
rathung der Conftitution empfunden worden und hat, wie fdon 
anderwärts erwähnt worden ift, dazu geführt, den Congreß zum 
Erlaſſe eines einheitlichen Concursgefeßes für die Bereinigten 
Staaten zu ermädjtigen. Bisher hat man aber nidt vermodt, 
ein derartiges Gefeß zu Stande zu bringen, und alle Acte, welche 
mit Rüdficht auf einfchlägige Verhältniffe ergangen find, regeln 
das Concursrecht nur theilweife und zwar fait ausfchließlid) nad 
der formellen Seite hin.? Es zeigt fi) Hier ein Mangel in der 
Gefeßgebung, welder von Kaufleuten wie Yuriften gleich ſchwer 
und um fo fdwerer empfunden wird, als fic), wie ſchon ange- 
deutet wurde, die Theorie de8 common law über den Begriff 
des Concurfes und alles, was damit in Verbindung fteht, feines- 
wegs fonderlich Far zu fein fcheint. 

II. Die ‚Regelung des Handelsverfehres“, joweit fie in die 
Sompetenz der Unionsregierung fällt, bejchränft fic) daher haupt- 
\ählih auf die Beſchaffung, Einrichtung und Beauffichtigung der 
Verkehrsmittel. Zunächſt ift nad Art. I, Sect. VIII (7) der 
Congreß befugt: ,,Poftanftalten und Poftftraßen anzulegen. 4. Mit 
Rückſicht darauf befindet fid) denn feit dem Beginne der Republik 
die Leitung des gefammten Poftwefens ausschließlich in der Hand 
der Unionsregierung, dagegen ijt fowol das Cifenbahn- wie das 
ZTelegraphenwefen bisher der Verforgung durch den Staat voll- 
jtiindig entrüdt. Fraglich fann erfcheinen, ob der Regierung ver- 
faffungsmäßig überhaupt die Möglichkeit gegeben jei, die Leitung 
aud) Legtgedadjter Angelegenheiten zu übernehmen? Cine ähnliche 
rage war fdon früherhin geftellt worden mit Bezug auf das 
Recht der Union, außer den Poftftraßen aud) andere öffentliche 


® Die Gefete, welche der Congreß liber den Koncurs erlaffen hat, finden 
fic) zufammengeftellt in Fit. LXI der „Revised Statutes”: „Bankruptey", 
Sect. 4972 — 5182. 

‘ „(The Congress shall have power) to establish post-offices and 
post-roads. Die jeßt geltenden Beſtimmungen hinſichtlich des Poſtweſens 
finden fid) znfammengeftelt in Tit. XLVI der „Revised Statutes”: „Postal 
service”, Sect. 3829—4061. Weber die weiter im Terte enthaltenen Aus- 
jührungen vgl. Story, a. a. O., in der Anmerfung zu $. 1128 und 1138, 
§. 1149. 
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Landſtraßen und Kanäle anzulegen, Madifon und Monroe, unter 
deren Adminiftration der Streit um die Sache befonders Tebhaft 
entbrannte, jpradjen ſich im ihren amtlihen Kundgebungen im 
wefentfihen gegen das Streben aus, der Union jene Befugnif 
juguerfennen; wol aber jchlug Monroe in jeinem Berichte vom 
9. December 1818 vor, ein diesbezügliches Verfaffungsamendement 
zu erlaffen, welches jedoch nicht zu Stande fam. Allein die Stid)- 
haftigfeit jener Anfiht, welche von beiden Präfidenten überein- 
jtimmend vertreten wurde, ijt bisher feineswegs zur Genüge er— 
wiejen worden; man jolite dod) meinen, daß die Pflicht zur 
Regelung des Verkehres, welche den Vereinigten Staaten ja ganz 
allgemein ertheilt worden ijt, unter Umftänden von ihnen une 
abweisbar fordere, aud) fonftige Verkehrswege zu eröffnen und 
fic) nicht auf die Herftellung von Poftverbindungen zu befehränfen. 
Die ausdriiclide Erwähnung gerade der lestern läßt fic) jehr 
wohl dadurch erfliren, daß man beabfichtigte, das geſammte Poft- 
wefen ausſchließlich der Union zuzuweifen, und eine Concurrenz 
der Einzelftaaten oder Privaten für ſchlechtweg unzuläſſig bezeichnet 
werden follte; was dann die Eifenbahnen und Telegraphen iné- 
bejondere angeht, jo fann man das Schweigen der Conjtitution 
Hinfichtlich diefer beiden Punkte gewißzutveffend auf Koften des 
Umftandes jegen, daß zu der Zeit, da diejelbe entftand, jene Er- 
"findungen nod) nicht gemadt oder dod) wenigitens nicht in praf- 
tiſchem Gebrauche waren. Zur „Regelung des Verlehres“, in 
dem oben näher erörterten Sinne, dürfte aber in gewifjen Fällen 
gerade die Anlage, bejiehungsweije Verwaltung der Schienenwege 
und Telegraphen zu vednen fein, und in der That übt denn die 
Unionsregierung aud) über die erjtern, wenigitens joweit fie zu 
poſtaliſchen Zweden benugt werden, eine gewifje, wenn aud) jehr 
wenig umfangreiche Oberaufficht. Selbſtverſtündlich wäre jedoch, wie 
ſchon angedeutet, die Befugnig der Union zum Betriebe der Eijen- 
bahnen nod) Feineswegs gleichbedeutend mit der ausschließlichen Be- 
redjtigung dazu oder mit der unbedingten Notwendigkeit, davon Ge- 
braud; zu machen, ſodaß es jchließlich nur Bundeseijenbahnen geben 
würde oder geben dürfte. Man müßte im Gegentheil die Con- 
curren; der Ginjeljtaaten oder der Privaten ganz zweifellos zu- 
laſſen, und dadurd wäre dann von felbft der Durchführung jenes 
Spitenes vorgebeugt, welches neuerdings in Deutſchland foviele 
Anhänger gefunden hat, und das darauf hinausgeht, den Betrieb 
der Eifenbahnen dem Staate ebenfo vollftändig auszuliefern, wie 


14* 
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denjenigen (der Teleqgraphen und) der Poft; die Verhältnifie 
brauchten fid) daher, felbft die Competenz der Union in der ge- 
dachten Richtung zugeftanden, keineswegs anders zu geftalten als 
jet, und die8 um fo weniger, als der augenblidlidhe Zuftand 
der Dinge fid) anfcheinend vortrefflid bewährt. Man follte eben 
darum in Deutjchland nicht verfüumen, das amerikaniſche Eiſen⸗ 
bahn- und Telegraphenwefen mit etwas größerer Aufmerfjamfeit 
zu verfolgen, als dies bisher gejdehen ijt: es läßt fid) daraus 
fiherlich fehr viel lernen und ijt geradezu unverantwortlid, wenn 
man fic) in der Alten Welt mit einer grundlofen und nadtheiligen 
Seringfhägung um die großartigen Erfolge nicht fümmert, welde 
die Vereinigten Staaten aufzuweiſen haben. 

III. Ferner Hat der Kongreß die Verhältniſſe des See- 
verfehres der eingehendften Gefesgebung unterworfen: auf diefen 
Punkt foll aber, in anderer Verbindung, erft jpäter zuriidgefommen 
werden.” 

IV. Die Unionsregierung ift des Weitern nad) Sect. VIIL (5) 
befugt: ,,Geld zu prägen und den Werth deffelben fowie fremden 
Geldes zu beſtimmen“s; und in Sec. X heißt es demgemäß: 
„Kein Staat fol... Geld prägen, Creditbillets ausgeben und 
etwas anderes als Gold» und Silbergeld (der Vereinigten Staa- 
ten) zum Zahlungsmittel bei feiner (Staate-) Schuldentilgung 
machen.‘ ° 

Aus diefen Vorjdriften ergibt fid) die Berechtigung der Unions- 
regierung zur ausjchlieglichen Regelung einerfeits der Münzange- 
legenheiten und andererfetts der Geldverhältniffe im allgemeinen. 
G8 fann zweifelhaft fein, ob beides in diefes oder in das fol- 
gende Kapitel gehöre, wo das Steuer- und Finangwefen der 
Bereinigten Staaten befproden werden fol. Da aber die praf- 
tiſche Wirkung aller einfchlägigen Gefesgebungsacte vornehm- 
lid) in dem Einfluffe zu finden fein wird, welchen fie auf die 


5 Bgl. unten Kap. 22. 

6 „(The Congress shall have power) to coin money, regulate the 
value thereof and of foreign coin...’ 

7 Sect. X (1): „No State shall... coin money; emitt bills of 
credit; make any thing but gold and silver coin a tender in pay- 
ment of debts.... Bgl. das höchſt verdienftvolle Werk von Karl Freiherr 
von Hod, „Die Finanzen und die Finanzgefchichte der Vereinigten Staaten 
von Amerifa' (Stuttgart 1867). 
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Entwieelung des öffentlichen Verkehres üben, mag an diefer Stelle 
das Nöthige gefagt werden. 

Die Prägung des Metalgeldes * geht in beſtimmten Anftalten 
(Münzen) vor ſich, welche der ftaatlichen Oberaufſicht unterftehen 
und von Staatsbeamteten geleitet werden. Durch Geſetz ijt das 
Gewicht, die Form und die Benennung der Münzen genau vor- 
geſchrieben“; und jeder Befiger rohen Metalles ijt berechtigt, die 
Prägung deffelben in jenen Anftalten unter Mafigabe der bezüg- 
lichen Vorſchriften zu erlangen. 1° Ale dieſe Einrichtungen weichen 
nicht erheblich, von den entfpredjenden anderer Staaten ab und 
bedürfen daher hier Feiner ausführlichern Darftellung. 

Bon größerer Bebeutung, namentlich auch für das Ausland, 
find die Verhiltniffe, welche fic) in Amerika Hinfichtlic des Pa— 
piergeldes herausgebildet Haben. "! Im diefer Beziehung hat 
man zu unterfcheiden zwifchen dem dort zu Lande durchgeführten 
Banfjyfteme, joweit es die Ausgabe von Papiergeld berührt, und 
zwifchen den Befugniffen, welche der Unionsregierung mit Bezug 
auf die Ausgabe eines folhen Geldes zuftehen. 

Was den erjten Punkt anbetvifft, jo kann ſelbſtverſtändlich 


eine genaue Gedichte des amerifanifhen Bankſyſtemes, jo ſchätz- 
bare Einzelheiten dieſelbe auc) enthalten müßte, nicht erwartet 


Die einſchlägigen Beftimmungen finden fid) zufammengeftellt in ,,Re- 
vised, Statutes", Zit. XXXVII: „Coinage, weights and measures", 
Seet. 3495 — 3570. 

® Bgl. Sect. 3511— 3515. 

1 Bol. Sect. 8018 — 3524. 

Die Frage hinſichtlich des Papiergeldes ift eine der wichtigſten aus 
dem gejammten Gebiete des amerifanijden Staatsrechtes; feit langer Zeit 
erregt fie die Gemiither der uriftenwelt und der Laien, insbefoudere des 
Raufmannftandes, aber nod) immer ift fie nicht zu endgliftigem Abfchluffe 
gelangt. Das ift nur erklärlich durch die eigenthlimfiche Stellung, welde dem 
Dbergericjte mit Bezug auf alle ins Verfaſſungsrecht ſchlagenden Gegen- 
fände zufteht; daffelbe Hat den Hauptjächlichften Punkt dev ganzen Materie, 
die Befuguiß der Unionsregierung, Papiergeld auszugeben und zum Legat- 
tender zu machen, nod) nicht entjhieden. Bgl. die folgenden Anmerkungen, 

Bon den vielen wiſſenſchaftlichen Arbeiten, welche fic) mit dev Papier- 
geldfrage befaffen, mag Hier nur insbefondere erwähnt werden das Bud) von 
Ferris, „The financial economy of the United’ States" (San-Franciéco, 
%. Roman u. Comp., 1867), fowie die Abhandlung von Roelter, „Argu- 
ment in favor of the vonstitutionality of legal tender." Bgl, insbefon- 
deve wegen der Banten Hod, a. a. O., S. 396 fg. 408 fg. 
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werden. Nur das, was zum Verftdndniffe der jebigen Zuftände un- 
umgänglich nothwendig ijt, mag hier Erwähnung finden. Die erfte 
Bank! der Union erreichte im Jahre 1811, im Kriege gegen die 
Engländer, ihr Ende; an ihre Stelle trat dann 1816 eine andere, 
der eriten ähnliche, welche ebenfalls einer gewijfen Beauffichtigung 
von jeiten des Staates unterworfen war, und bei der, laut gejeß- 
licher Vorfchrift, wenigſtens grundfäßlid) die der Union gehörigen 
Gelder deponirt werden follten. Neben diefer Bank, welde im 
Laufe der Zeiten Zweigniederlaffungen in allen größern Plätzen 
der Union errichtet hatte, gab es dann noch jogenannte Staats- 


banfen, welche ebenfalls zur Ausgabe von Papiergeld beredtigt, 


durch die Einzeljtanten conceffionirt und nad) ziemlich laxen Grund- 
lägen organifirt waren. Die große Vereinigte-Staaten-Bank wurde 
Ichließlich in ihren bekannten Streitigfeiten mit dem Präfidenten 
Jackſon gejtürzt; und ebenfo fpäterhin, im Laufe des Seceffiong- 
frieges, den Staatsbanken, welche in der That jeden Anſpruch 
auf öffentliches Vertrauen verloren oder einen foldjen faum je 
befeffen Hatten, in ziemlich einfacher Weife der Garaus gemacht. 13 
Das bisherige Bankfyftem, das dem Schwindel die rveichlichite 
Nahrung geboten hatte, erfebte man nunmehr durd) ein anderes, 
das Syſtem der Nationalbanken !*, wie e8 nod) heutzutage befteht 
und von allen Seiten, namentlich der Gefchäftswelt, als eine der 
vorzüglichiten Einrichtungen in der Union angefehen zu werden 
pflegt. Die Nationalbanken, welche augenblicklich allein die Bes 
fugniß zur Ausgabe von Papiergeld befiten, find bloße Privat- 
inftitute und Haben, als foldhe, mit dem Staats- oder National- 
vermögen — wie man, mit Rüdfiht auf den Namen, zu glauben 
geneigt fein könnte — nichts zu fdaffen; wol aber müffen fie alle 





12 Diefelbe wurde im Jahre 1791 „gedartert”, d. h. ihre Statuten 
wurden vom Congreſſe genehmigt. 

13 Es machte fi) zur damaligen Zeit die Anficht geltend, dak die Einzel- 
ftaaten fiberhanpt keine Bank conceffioniren dürften; die beftehenden Staats- 
banfen wurden zwar nicht geradezu aufgehoben, aber fie wurden mit einer 
Steuer belegt, welche fo hod) war, daß damit de facto die Aufhebung be- 
wirkt wurde. 

Ob die Staaten die gedachte Befugniß haben, oder nicht, wird an einer 
andern Stelle befproden werden; vgl. unten Kap. 24 unter Nr. I. 

14 Wer fich fiber das in Amerika herrſchende Bankſyſtem unterrichten 
will, möge den fehr eingehenden Kommentar Morfe’s zur Banfacte von 
1864 wicht ikberfehen. Morfe, „A treaty on the law relating bank and 
banking“. 


4 
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nad) beſtimmten gefeglichen Vorſchriften eingerichtet fein, welde 
in der Banfacte vom 3. Suni 1864 zufammengeftellt worden und 
fpäterhin, namentlich 1872, in einigen Stüden geändert worden 
find. *° Aus dem Inhalte diefer Geſetze mag hier foviel hervor- 
gehoben werden, daß die Gründer eines derartigen Unternehmens 
den im Verhältniß zum Einlagefapital zu berechnenden Betrag 
der von ihnen auszugebenden Noten durch Hinterlegung von Ver— 
cinigten-Stanten-Bonds in gleicher Höhe ſicherſtellen müſſen *%, und 
daß der Drud diefer Noten nur in der Treafury zu Wafhingten 
erfolgen darf!’; das auf dieſe Weije gejhaffene „National- 
eurreney-Geld“ ijt nun aber nicht legal tender, wenigftens 
nicht in vollem Umfange. Unter legal tender verfteht man cin 
Zahlungsmittel, weldes gejetlic überhaupt, aljo aud in Ans 
rednung auf jede Privatverbindfichteit, anzunehmen ift, während 
nad Maßgabe der Bankacte die Verpflichtung zur Annahme des 
Nationaleurrency nur befteht einerfeits für jeden Privaten in Au— 


15 Die Bantacte mit den Abänderungen findet, fic) in den „Revised 
Statutes”, Tit LXII: „National Banks", Sect, 5133—5243, Kap. II: 
„Obtaining and issuing circulating notes". 

16 Sect. 5159: „Every (banking) association shall transfer and 
deliver to the Treasurer of the United States registered bonds, bear- 
ing interest, to an amount not less than thirty thousand. dollars 
and not less than one third of the capital stock paid in... 

Sect, 5171: ,,The association shall be entitled to receive from 
the Comptroller” of the Currency circulating notes of different deno- 
minations, in blank, ... equal in amount to ninety per centum of 
the current market-value of the United-States-Bouds so transferred 
and delivered, but not exceeding ninety per centum of the amount 
of the bonds at the par value thereof... 

„The amount of the circulating notes shall be in proportion to 
its paid-up capital; as follows and no more: 

„First. To each association, whose capital does not exceed five 
hundred thousand dollars, ninety per ventum of such capital. 

„Second. To each association, whose capital exceeds five hun- 
dred thousand dollars, but does not exceed one million of dollars 
eighty per centum of such capital. 

Third. To each association, Whose capital exceeds one u 
of dollars, but does not exceed three million of dollars, seven 
per centum of such capital 

Fourth, To cach assoviation, whose capital exceeds 
of dollars, sixty per ventum of such capital. 

17 Sect. 5172. 





216 Siebzehntes Kapitel. 


rechnung auf Forderungen, bei welchen die Vereinigten Staaten 
Schuldner find, foweit es fih nicht um Abzahlung von Zinfen 
auf die eigentliche Staatsſchuld handelt; und andererfeits für die 
Vereinigten Staaten in Anrechnung auf Anſprüche, welche ihnen 
gegen einen Privaten zuftehen, mit Ansnahıne von Forderungen 
auf Einfuhrzölle. 1° 

Was die verfaffungsrechtliche Seite des Ganzen anlangt, fo 
hat man hier und da die Bankacte nicht für zu Recht beftehend 
angefehen, weil man die Befugniß der Unionsregierung zur Gon- 
ftituirung wie von Corporationen überhaupt, fo aud) von Banken 
insbefondere glaubte beftreiten zu müſſen; da diefe Frage alfo 
allgemeinerer Natur ijt, wird fie an anderer Stelle entfchieden 
werden. 1? Der richtigen Anſicht nad) jteht der Unionsregierung 
offenbar die betreffende Befugnig zu, und fo laſſen fid) denn 
weitere Bedenken an die vechtlihen Verhältniſſe der National- 
banfen nicht fniipfen. 

Anders liegt die Gache hinfidhtlid) der Noten, welche von den 
Vereinigten Staaten, als folchen, felbjt ausgehen. Während, wie 
man gefehen hat, feit dem Beginne der Republik die Ausgabe 
von Papiergeld Iediglih Gace des Privatgefchäftes war, wid 
man zur Zeit des Seceffionsfrieges von diefer Regel ab; als zur 
Führung deffelben die im Staatsfchage vorhandenen Mittel nicht 
mehr ausreichten, beichloß der Kongreß, fogenannte Greenbads 
auszugeben, deren man übrigens mehrere Arten ſchuf. Auf den 
Unterfchied der letztern einzugehen, ift hier überflüffig, da fie im 
wefentlidjen die gleiche vechtlihe Stellung Haben; fie wurden 
nämlich übereinjtimmend durd den Act vom 25. Februar 1862 
zum legal tender erhoben, fodaß fie alfo aud) zum Ausgleiche 
von Forderungen eines Privaten an einen andern angenommen 
werden müfjen; dagegen find aud) fie nicht als Zahlungsmittel 
anerkannt, mit Bezug auf Einfuhrjtenern und die Zinfen der 
Offentliden Schuld. 2° 


18 Sect. 5182: „The (notes)... shall be received at par in all 
parts of the United States in payment of taxes, excises, public lands, 
and all other dues to the United States, except duties on imports; 
and also for all salaries and other debts and demands, owing by the 
United States, except interest on the public debt, and in redemption 
of national currency.” 

19 Bal. unten Rap. 24 unter Nr. 1. 

20 Die cinfchlägigen Vorſchriften finden fid) jest gufammengeftellt in 
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Diefes Papiergeld hat dain, gleich dem Nationaleurrench, einen 
der Metall-(Gold-)Währung gegenüber beftändig ſchwankenden Cure 
gehabt, bis endfid) am 1. Januar 1879 die Wiederaufnahme dex 
Baarzahlungen (resumption of specie payment) erfolgte; alfo 
von dieſem Tage ab die betreffenden Noten auf Verlangen ihres 
Inhabers von den Staatskaffen, bezichungsweife den Banken, zum 
vollen Betrage ihres Nominatwerthes in Metallgeld umzufegen find. 


_ Das ift ganz kurz die Gefchichte des Vereinigten-Staaten- 
Papiergeldes, an welche fid) num, wie an die Bankfvage, nur mit 
mehr Grund als an die legtere, verfaſſungsrechtliche Bedenlen 
der mannichfachſten Art anfegen. Bon vielen Seiten her wird 
die Ausgabe jenes Geldes als conjtitutionswidrig angefehen, weil 
Art. I, Sect VIII (5) der Unionsregierung geradezu eine der- 
artige Handlung verbiete. Sect. VIII (5) befagt, um es zu 
wiederholen: „Der Congreß foll befugt fein, Geld zu prägen, 
den Werth deffelben und fremder Münze feitzuftellen.“ Wenn 
man fid) lediglid) an diefe Beſtimmung Hält, fo ift ganz Klar, 
daß man bei der ganzen fehr präcifen Faffung derjelben für die 
Union nicht wohl das fragliche Recht beanfprudjen dürfe; dem 
gegenüber wird min freilich geltend gemacht, daß die ratio legis, 
welche dem mitgetheilten Sage zu Grunde liege, ohne weiteres 
dazu führe, and) die Anfertigung vou Papiergeld für verfaffungs- 
mäßig anzufehen; an einer andern Stelle diefes Kapitels wurde 
in ähnlicher Weife dem Congreß die Möglichkeit zugeſprochen, 
auch die Leitung des Eifenbahn- und Telegraphenwefens zu über- 
nehmen, obgleich die Conftitution nur die Poften erwähne. Bene 
Einrichtungen beftanden aber zur Zeit noch nicht, da die Eonfti- 
tution bevathen wurde, während der Gebraud) des Papiergeldes 
filter ift als die lettere; man hatte fdjon vor jener Zeit mit der 


„Revised Statutes”, Tit. LXII: „Legal tender”, Sect. 3584— 3590. 
Man verfertigte: United-States-Notes, Demand-Treasury-Notes und 
Ginfentvagende) Treasury-Notes; die letztern find aber faum mehr Papier+ 
geld im eigentlichen Sinne diefes Wortes, und daher aud) gejeblid) als Legat- 
Tender nidjt fo allgemein anerfanut, wie die beiden erften. Bgl. Sect. 3590, 

Sect, 3588: „United-States-Notes shall be lawful money and a 
legal tender in payment of all debts, public and private, except for 
duties on imports and interest on the public debt. 

Seet. 3589: „Demand-Treasury-Notes authorized by the aut of 
July 7, 1861 and the act of February 12, 1862 shall be lawful money 
and a legal tender in like manner as United-States-Notes." 
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Ausgabe von Papiergeld fehr trübe Erfahrungen gemadt, und 
bet Abfaffung des Gefeges erwog man die Frage ziemlich ein- 
gehend; mande wollten, daß der Unionsregierung die Beichaffung 
folhen Geldes geradezu geftattet; andere, daß fie ihr geradezu 
unterfagt werde; nod) andere, daß man fic darüber gar nicht 
ausfpreche. Dieſe letzte Anficht behielt fchließlich die Oberhand; 
die unbedingten Anhänger einer Hartgeldwährung fanden fi) be- 
reit, die Vorfdrift in der Form anzuerkennen, wie fie jegt vor- 
liegt, vermuthlid) weil fie damit die Möglichkeit einer Papiergeld- 
Emiffion für ausgefdloffen evachteten.°! Wunderbar tft allerdings, 
daß in Art. I, Sec. X nod einmal den Einzelftaaten aus- 
drüclich verboten wird, nicht nur „Geld zu prägen“, fondern 
aud) ,,Creditbillets zu emittiren‘‘, d. 5. Papiergeld auszugeben ??; 
bas bildet offenbar ein ftarfe8 argumentum e contrario dafür, 
daß die Union doch unter Umftänden die in Rede ftehende Be- 
fugniß befige. Und man wird fie ihr darum jugeftehen müffen, 
fobald fic) ein Sat aufweijen läßt, aus welchem fie, wenn aud 
nur mittelbar, pofitiv hergeleitet werden fann; ein folcher ijt aber 
Abſchnitt 3: Wenn man die dem Congreß biernad) allgemein zu- 
fallende Aufgabe in Erwägung zieht, den Handel zu veguliven, 
d. h. alle für die Beförderung und Kräftigung deffelben nöthigen 
Mittel und Wege zu fdaffen, und dann nod) Sect. VIII (18) 23 
damit vergleicht, wo das Recht zur Ergänzungsgefeßgebung aus- 
gejprochen wird, jo Tann man wol zu dem gefudten Ergebniffe 
‚gelangen. Der Handelsverfehr in dem großen Umfange, welchen 
er heutzutage allenthalben und vornehmlich in Amerika erreicht 
hat, ijt, wie jeder zugeben wird, ohne Anwendung eines Papier: 


21 Bal. Ferris, a. a. O., Mr. 7,.©. 114 fg.: „Madison papers”, 
V, 435. 

22 „No State shall... emitt bills of credit’; vgl. Sod, a. a. O., 
S. 409; wie weit diefe Befchränfung der Sect. X gehe, kann bei dem ciwas 
vagen Ausdrude „bills of credit’ zweifelhaft fein; derfelbe bedeutet jedoch 
offenbar nichts anderes, als was wir mit Papiergeld, im Gegeuſatze zu zius— 
tragenden Staatsfchuldverfchreibungen u. ſ. f., zu bezeichnen pflegen. Bgl. 
Story, a. a. O., I, ©. 220 fg.; Fervis, aa. O., S. 115. Man hat 
unter bills of credit zu verftehen: „Every paper medium, by a State 
Government, for the purposes of common circulation’; vgl. den be- 
tannten Fall: „Craig vs. State of Missouri; 4 Peters R. 410 squ.‘ 
Marjhall, ,, Constitutional opinions”, S. 397. 

23 Vol. unten Rap. 24, unter I. 
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gelbes eine vollfommene Unmöglichkeit. Hat alfo der Congreß 
die Verpflichtung, allen Borausfegungen für die Ermöglichung 
diefes Verkehrs zu entjprechen, jo muß er and) das Recht zur 
Ausgabe von Papiergeld befigen. ?* 

Zwingend ijt diefe Beweisführung freilich nicht; aber weder 
gejudt nod) in Widerjprud; mit den anerfannten Grundfägen der 
Gefegesinterpretation, und es muß jedem Einzelnen überlafjen 
bleiben, wofür er fi in Anbetvadt dev gejammten Sadlage ent 
ſcheiden will. 

Uebrigens ift die Frage, ob die Union befugt fei, Papiergeld 
‚auszugeben oder nicht, keineswegs gleichbedeutend mit derjenigen, 
ob die Notenemiffion zur Zeit des Seceſſionskrieges zu Recht oder 
unrecht erfolgte? Zwar wenn man dem Congreffe jene Befug⸗ 
nif im allgemeinen zufpricht, ijt jelbjtverjtändlich auc) die Aus- 
gabe der jest nod) in Umlauf befindlichen Noten und der Legal- 
tenderact als gültig anzujehen; im andern Falle aber, wenn man, 
jene Befugniß nicht anerkennt, muß nicht nothwendigerweife and 
die Rechtöbeftändigfeit der Emiffion und des Gejeges von 1862 
gelenguet werden. Das Obergericht hat in verjchiedenen Ertennt- 
niffen?®, bei welchen die erfte Frage allerdings nur mittelbar im 


4 Die befannteften unter den vielen Hierhergehörigen Entjdeidungen 
des Obergeridjtes find: „Lane County vs. Oregon 7. Wallace 71, wo 
entjchieden wird, daß ein Staat feine Steuern, ungeachtet des Legaltender- 
actes, fic) aun in Gold zahlen Laffen; „Hepburn vs. Griswold 8. Wallace 
603", hier heißt es wörtlich: „We are obliged to conclude that an act 
taking mere promises to pay dollars a léyal tender in payment of 
debts previously contracted is not a means appropriate, ‘plainly 
adapted, really caleulated to carry into effect any express power 
vested in Congress; that such an act is inconsistent with the spirit 
of the Constitution and that it is prohibited by the Constitution.” 
„Bronsan vs. Rhodes 7. Wallace 229: Berträge, durd) welche ſich je- 
mand zur Zahlung beftimmter Summen in Metallgeld verpflichtet, find giil- 
tig, d. h. müffen durd) Zahlung in Metaligeld, ungeachtet des Legaltender> 
actes, erfüllt werden. „Knox vs. Lee 12. Wallace 457." Danad) hat der 
Legaltenderact rüdwirtende Kraft und ift überhaupt gältig, 
weil e8 fic) dabei um eine Ausübung der war power handelte, 

25 Bal. die vorftchende Anmerkung; aus dem Kurz wiebergegebenen Ins 
halte der einfchlagenden Eutſcheidungen erfieht man, daß das Obergeridjt die 
Frage, ob die Union fiberhaupt, alfo and) in Friedenszeiten, befugt fei, Pa- 
piergeld auszugeben, bisher nod) nicht geradezu und als foldje eutſchieden Hat. 
Es werben in neuerer Zeit vielfad) Anftrenguugen gemacht, ein derartiges 
Erleuntniß zu provociven. Einen fehr guten, ebenfo lehrreichen, als Kurze 
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Betracht fam, dem Congreffe jene Befugniß im allgemeinen ab- 
gefproden, troßdem aber in einem alle die in Rede ftehende 
Emiffion und den Legaltenderact für unanfechtbar. erklärt, weil es 
fid) dabei um eine „Ausübung der Kriegsgewalt“ gehandelt habe, 
welche mit Rüdfiht auf den damals vorliegenden Nothftand und 
die Erhaltung des Staates zu billigen fei.?* Selbfterhaltung ijt 
allerdings nad) allem, was aud) ſchon im Obigen fehr entichieden 
geltend gemacht wurde, die erfte Pflicht eines Gemeinwefens, be- 
ziehungsweife feiner Regierung. Sobald eine Maßregel, wie etwa 
die Ausweifung der Chinefen, mit Rückſicht auf die Selbfterhal- 
tung der Union, ja nur deren gedeihlihe Entwidelung, nothwen- 
dig erfcheint, ift fie aud) gerechtfertigt, obgleich fie von den der 
Gefeßgebung im allgemeinen zu Grunde gelegten Principien ab- 
weicht, wenn anders die Conftitution nichts enthält, woraus ge- 
vadezu.. ein Verbot dagegen hergeleitet werden muß. Sit aber 
eine Maßregel geradezu conftitutionswidrig, dann fanı fie zwar . 
aud) nod, unter außergewöhnlichen Umftänden, insbejondere 3. B. 
während eines Bürgerkrieges, zuläffig erfcheinen, aber doch nur, 
wenn die Nothlage des Staates nachweisbar fid) fo geftaltet, daf 
fie Schlechterdings durd) fein anderes Mittel zu befeitigen war; 
mit andern Worten: e8 muß an foldhe Fälle der Mafitab der 
jtrengften Prüfung gelegt und alles, was diefer nicht Stich hält, 
al8 ungültig bezeichnet werden. Daß nun zur Zeit des Seceffions- 
frieges durchaus Feine andere Möglichkeit als die Ausgabe von 
Papiergeld für die Rettung der Republik vorhanden war, dürfte 
faum zu behaupten fein; und fo möchte denn allerdings entweder 
der Unionsregierung die in Rede ftehende Befugniß im allgemeinen 
zuzuerkennen und die thatfächlic, erfolgte Emiffion für gültig zu 
erklären oder beides, in Webereinftiimmung miteinander, als ver- 
faffungswidrig zu bezeichnen fein. Selbitverjtändlih fann und 
darf die Union aber unter feiner Bedingung von der Haftung 
für die von thr ausgegebenen Noten freigefprocdhen werden, und 
das aus Gründen mehr privatredtlider als öffentlich-vechtlicher 
Natur. Mag man aud annehmen, daß die Emiffion fic) mit 
der Conftitution nicht im Cinklange befindet, jo find durd) diefelbe 
doch beftimmte vermögensrechtlihe Werthe gefdaffen worden, 


gefaßten Artikel liber den hier befprodjenen Gegenftand bradjte der „New-York 
Herald” vom 10. Mär; 1879. 
76 Bal. Anmerkung 24. 
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welche unbeftritten und notorifd) im Intereſſe der Vereinigten 
Staaten, d. h. zu foldjen Zweden Verwendung fanden, denen gu 
entfpredjen die Verfafjung ausdrüdlich für die Aufgabe der 
Unionsregierung erffärt, Nad) den Grundfägen, welche aud im 
englifchen, beziehungsweife amerifanifchen common law, wie im 
deutjchen gemeinen Nechte über die Wiedererftattung des nützlich 
Verwendeten, beziehungsweije den Schadenerfag in Geltung find, 
muß die Union für alle lucra, weldje fie fic) verfchaffte, um ihre 
verfajjungsmäßige Thätigfeit verfolgen zu können, denjenigen Ent- 
ſchädigung gewähren, auf deren Koſten fie fic) jene verſchaffte, 
d. h. im vorfiegenden Falle: den Suhabern der Noten; einfacher 
ausgedrücdt: Wenn auch die Notenemiffion als ſolche nicht zu 
Recht beftehen follte, jo ijt fie doch als „Aufnahme einer Staats- 
ſchuld oder Zwangsanleihe“ gültig, zu der, wie im folgenden Ka— 
pitel nod) wird nachgewieſen werden, die Unionsregierung wohl 
befugt ift. 

Sicherlich ijt e8 auf das höchſte winfchenswerth, daß die 
Frage, um welche es ſich hier Handelt, endlich einmal zum Ab- 
fdluffe gebracht und als folde von dem Unionsobergerichte ge- 
radezu beantwortet werde. Was fic) für die Bejahung, was ſich 
für die Verneinung derfelben anführen laſſe, ijt des Nähern ent- 
wicelt worden, jodaß Hier nur noc) übrigbleibt, die Folgen zu 
befprechen, welche fic) in dem einen oder dem andern Falle er- 
geben. 

It der Congres nicht berechtigt, Papiergeld zu ſchaffen, dann 
find die von ihm emittivten Noten zwar aud) von den Staats- 
faffen einzulöfen, aber fie dürfen offenbar nicht in Umlauf be- 
fafjen werden, da eben ein Papiergeld der Vereinigten Staaten 
nicht vorhanden fein foll und eine „Staatsſchuld“ in demfelben 
Augenblide zw beftehen aufhört, in welchem die Gläubiger des 
Staates durch Bezahlung der Noten befriedigt werden; mit andern 
Worten: eine Note, wenn fie einmal bei einer Staatsfafje prä- 
fentirt und von diefer eingelöft worden ijt, darf nicht mehr aus- 
gegeben werden, und dag Currenchgeld der Union müßte mit der 
Beit wieder ganz und gar verſchwinden. 

St aber der Congres befugt, ein ſolches Geld zu jchaffen, 
dann Fan die Bahl der jest in Umlauf befindlichen Noten er- 
halten, oder aud), nad) dem freien Ermeſſen des Congrefjes, fei 
es vermehrt, fei es vermindert, fei e8 ganz befeitigt werden; es 
handelt fid) dann nur um die finanzpofitiiche Frage, welcher der 
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angedenteten Möglichkeiten der Vorzug zu geben fei? Man wird 
behaupten müſſen, daß in jedem Falle fo viel Papiergeld zu 
Ihaffen fei, al8 für den Verkehr nothwendig ift, andererfeits aber 
aud) nicht mehr, als etwaigenfalls gegen Metallgeld eingelöft wer- 
den fann; denn in ber That: der ganze Credit eines Staates und 
damit feine Dafeinsberedtigung überhaupt ijt in Zweifel geftellt, 
jolange das in ihm umlaufende Papiergeld Cursſchwankungen 
unterworfen ift, welche jede, auch die im übrigen ficherjte gefchäft- 
liche Unternehmung zum Gegenftande einer gewagten Speculation 
maden miiffen. Bon diefem Gefidtspuntte her aufgefaßt, ijt die 
Wiederaufnahme der Baarzahlungen vielleicht der bedeutendfte und 
der Republif vortheilhaftefte Act zu nennen, welchen die Hayes'ſche 
Adminiftration aufzuweifen hat. 

Da nun aber in Amerifa die Ausgabe von Papiergeld aud) 
dann nod) Gache zugleid) des Privatbanfgefchäftes ift und das 
dafelbjt herrjdende Bankſyſtem fi ausgefprocdhenermaßen vorzüg- 
lid) bewährt, fo follte die Regierung, aud) wenn fie threrfeits 
concurrirend mit Privatbanfen die entfpredende Befugniß befitt, 
von derfelben dod) ficherlid) nur infoweit Gebraud) maden, als 
jene Onftitute Noten nicht in derjenigen Zahl emittiren, welche 
dem öffentlichen Bedürfniffe entfpridt. Wenn die Unionsregierung 
das Redht, Papiergeld auszugeben, mit diefer Beſchränkung und 
in der Art anwendet, daß Dedung für die gefammten in Umlauf 
befindfihen Noten jederzeit gefchafft werden Fann und für den 
voransfichtlich eintretenden Bedarf nad) Umfag in Metallgeld that: 
fächlich beftändig vorhanden ift, fo Tann jenes Recht nur fegensreiche 
Wirkungen üben, welde weit von den fchlimmen Folgen entfernt 
find, wie fie einige Staatsmänner daraus für die Union herzuleiten 
verjuchen. 

V. Der Eongreß wird durd) Sect. VIIL (5) befugt, die Gewichts- 
und Maverhiltniffe feftzuftellen. 2° Das lebte in diefer Hinficht 
erlaffene Gefeß wurde unterm 28. Juli 1866 ?° paffirt und durd 
daffelbe dahin verfügt, daß ,,die Gewichte und Maße des metri- 
Ihen Syſtems“ in Anwendung zu bringen jeien.?? 

VI Die Verfaffung ertheilt im Anfchluffe an die unter IV. 


2? ‚(The Congress shall have power) to ... fix the standard of 
weights and measures.‘ 

28 Bal. „Revised Statutes”, Tit, XAXVIT; f. Anmerkung 8. 

29 Bal. Sect. 3569: „It shall be lawful throughout the United States 
of America to employ the weights and measures of the metric system.” 
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vorgetragenen Vorſchriften der Unionsregierung ein weiteres Necht, 
welches dieſelbe allerdings befigen muß, wenn anders in Wahr- 
heit die Regelung der Gefdverhäftniffe mit Erfolg von ihr foll 
betrieben werden fünnen; es bedarf feines bejondern Nachdenkens, 
um zu erfennen, daß diefer Erfolg wefentlid) von der Möglichkeit 
abhängt, jedweder Verbreitung gefälichten Geldes mit gehörigen 
Nahdrude vorzubeugen; und fo ift e8 denn einfad) als eine los 
gifche Nothwendigkeit anzujehen, dak Abſchnitt 6 diefer Section 
bejagt: „(Der Congreß ift befugt) Strafgefese zu erlaſſen mit 
Bezug auf die Fäljhung von Werthzeichen und Currentgeld der 
Vereinigten Staaten.” ?° Es heißt im englijden Texte: „Counter- 
feiting the securities and current coin.” Der Begriff 
security ift einigermaßen unbeftimmt und darum durch ein 
Gejeß vom 30. Suni 1864 genauer umfchrieben worden. Danad) 
find hierher zu rechnen: „Alle Bonds, Schuldverfhreibungen, No- 
ten der Nationalbanfen, Coupons, Noten der Vereinigten 
Staaten, Treajurynoten, auf Brudjtheile eines Dollars lautende 
Noten, Depofiten- Certificate, Wechſel, Cheds oder Tratten auf 
Geld, gezogen von einem oder auf einen dazu ermädjtigten Be- 
amteten der Vereinigten Staaten (in jeiner amtlichen Eigenſchaft), 


Stempelmarten und andere Werthzeichen, welcher Art immer, fo- 
weit fie infolge eines vom Congrefje erfafjenen Actes in Anwen- 
dung kommen.‘ ®" 

Zweifelhaft erſcheint demgegenüber, ob der Eongre auch mit 
Bezug auf die Fälſchung von Maßen und Gewichten Strafgejese 
zu pajfiven befugt fet? Allein diefe Frage möchte unbedingt zu 
bejahen fein; denn obgleich diefer Befugniß in der Conftitution 


1 „(The Congress shall have power) to provide for the punish- 
ment of counterfeiting the securities and current coin of the United 
States.“ Die einfdlagigen Gejetse liegen jest in den „Revised Statutes, 
Tit. XXX: „Orimes“, vor; insbefondere Kap. Vz ,,Crimes against the 
operations of the Government“, Gect. 54135480. 

31 Bai. „Revised Statutes", Sect. 5413; „The words «obligation 
or other security of the United States» shall he held to mean all 
bonds, certificates of indebtedness, national (bank) currency, coupons, 
United-State-Notes, Treasury notes, fractional notes, certificates of 
deposit, hills, checks, or drafts for money, drawn by or upon author- 
ized officers of the United States, stamps and other representatives 
of yalue, of whatever denomination, which have been or may (be) 
issued under any act of Congress.“ 
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nicht ausdrüdlid Erwähnung gefchieht, ift fie dod) aus Abfchnitt 
18 der Sect. VIII, verglichen mit dem oben mitgetheilten Ab- 
jchnitt 5 derjelben, ganz unbedingt herzuleiten. Abſchnitt 18 han- 
delt von dem ſchon öfter erwähnten Rechte des Congreffes zur 
Ergänzungsgefeßgebung, d. h. zum Erlaſſe folder Geſetze, welche 
für eine wirffame Durdführung der dem Congreffe zufallenden 
Aufgaben nothwendig find. Mit Rückſicht darauf würde man die 
Strafgewalt de8 Congreffes bezüglich der Falſchmünzerei felbft 
dann anzuerkennen haben, wenn Abjchnitt 5 fie nicht befonders 
ausfpräcdhe; und darum darf man denn offenbar aud), wie gefagt, . 
‚ohne weiteres eine entfprechende Befugniß des Congreffes mit Be- 
zug auf den hier in Rede ftehenden Gegenftand anerfennen. 


Achtzehntes Kapitel. 


Stener-, Finanz- und Staatsfduldenwefen. 


Seder Staat bedarf zur Erfüllung der ihm obliegenden Auf- 
gaben entfprechender Geldmittel, welche wejentlih im Wege der 
Beiteuerung aus dem Vermögen der einzelnen Bürger zu be- 
Ihaffen find. Der Staat, als jurijtiiche Perfon, fann des Wei- 
tern aud, gleich jedem andern NRechtsfubjecte, fic) durch Redhts- 
gefchäfte verfchiedener Art, insbefondere durd) Aufnahme von 
Darlehen, die zur Bejtreitung feiner Ausgaben nothwendigen 
Geldfummen befchaffen, fodak die Erfüllung der ihm hieraus ent- 
jtehenden Berbindlichfeiten unter den init feinen Kontrahenten ver- 
einbarten Bedingungen durd) Aufwendungen aus dem Staats- 
vermögen zu bewirken find. Alles, was mit diefen Verhältniffen 
begrifflih in Verbindung fteht, betrifft das Finangwefen des 
Staates im engern Sinne. 

I. Was zunächſt das Steuerwefen der Vereinigten Staaten 
angeht, jo enthält die Conjtitution darüber folgende Beftimmungen: 
Art. I, Sect. VII (1)': „Der Congreß ift befugt, Steuern, 





! „The Congress shall have power to lay and collect taxes, du- 
ties, imposts and excises to pay the debts and provide for the com- 
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Abgaben, Gebühren und Gefälle aufzwerlegen und zu erheben, um 
damit die (Staats-) Schulden zu bezahlen und die Landesverthei- 
digung wie allgemeine Wohlfahrt der Vereinigten Staaten. zu ver— 
forgen; aber alle Steuern, Abgaben und Gebühren follen durch 
das gejammte Gebiet der Vereinigten Staaten einheitliche fein.” 
Art. I, Sect, I (3): ,,Divecte Steuern follen unter den verjchie- 
denen Staaten im Verhältniffe ihrer Einwohnerzahl abgemejjen 
werden“ ?, eine Vorfdjrift, welde in Sect. IX (4) nod) einmal 
wiederholt wird; ferner Sect. IX (5): „Keine Steuer oder Ger 
bühr foll auf Artikel gelegt werden, welde von einem Staate 
ausgeführt werden“*, und ebenda, Sect. X (2): „Kein Einzel 
ftaat foll irgendwelche Abgaben oder Gebühren auf die Ein- und 
Ausfuhr (von Waaren) legen, ausgenommen foweit es für die 
Ausführung feiner Oberauffichtsgefege nothwendig fein mag; und 
der Reinertrag aller Abgaben und Gebühren, welde von einem 
Staate auf Ein- und Ausfuhr gelegt werden, foll dem Staats- 
ſchatze der Vereinigten Staaten zur Verfügung geftellt werden; 
und alle foldje Gefege jollen der Durchſicht und Controle des 
Eongrefjes unterworfen fein; fein Staat jolt ohne Bewilligung 


des Congrefjes irgendwelche Tonnengelder erheben.“* 

Che auf die Sache felbft eingegangen wird, ift guniichft der 
Wortlaut der exftgedadten Beftimmung einer kurzen Beſprechung 
zu unterziehen. In vielen Ausgaben der Conftitution findet fid) 
diejelbe nämlich folgendermaßen abgedrudt: „Ihe Congress shall 
have power, to lay and collect taxes, duties, imposts and 


mon defence and welfare of the United States: but all duties, imposts 
and excises shall be uniform throughout the United States." 

% „... Direct taxes shall be apportioned among the several 
States, which may be included within this Union according to their 
respective numbers.“ Gect. IX (4): „No capitation or other direct tax 
shall be laid, unless in proportion to the census or enumeration 
herein before directed to be taken.“ 

® „No tax or duty shall be laid on articles exported from any 
State." 

4 „No State shall, without the consent of the Congress, lay any im- 
posts or duties on imports or exports, except what may be absolute- 
ly necessary for executing its inspection laws; and the net produce 
of all duties and imposts laid by any State on imports or exports, 
shall be for the use of the Treasury of the United States; and all 
such laws shall be subject to the revision and control of the Congress; 
no State shall without the consent of Congress, lay any duty of tonnage.” 

Shlich. 15 
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excises; to pay. the debts and provide for the common de- 
fence and general welfare of the United States; but all 
duties ... shall be uniform throughout the United States.” 

Es ift dabei das Semifolon Hinter dem Worte excises zur 
bemerken, und fragt fid), ob nicht ein bloßes Komma, beziehungs- 
weife ob überhaupt ein Interpunktiongzeichen an diefe Stelle ge- 
höre? Steht das Semifolon zu Recht, dann würde durd) daffelbe 
der Sag: „to pay the debts” u. f. f. zu einem felbftändigen, 
ſodaß durch die Beftimmung dem Congreffe die Befugniß ver- 
fiehen würde, einmal Steuern zu erheben, und fodann: Schulden 
zu bezahlen wie überhaupt für die allgemeine Wohlfahrt zu forgen. 
Allein es kann feinem Zweifel unterliegen, daß diefe Snterpunttion 
unvichtig iftz denn ganz abgefehen davon, daß angeblich in dem 
Originale der Conftitution ein Komma ftatt des Semifolons 
fteht®, ijt aus dem Wortlaute des ganzen Abſchnittes ſelbſt zu 
erfehen, daß der Sag: „to pay the debts...” u. ſ. f. ſich im 
grammatifcher Abhängigkeit von dem vorhergehenden befinde. 
Was hieße e8, wenn der Eongreß insbefondere ermächtigt würde, 
die Schulden der Vereinigten Staaten zu bezahlen, da es ſich 
dod) ganz von jelbft verſteht, daß er dazu berechtigt, beziehungs- 
weife verpflichtet ift? Wenn ihm zugeftanden wäre: für das 
allgemeine Wohl der Vereinigten Staaten gu forgen, könnte 
man daraufhin feine Competenz fo weit faffen, daß fir diejenige 
dev Einzelftaaten kaum etwas mehr übrigbliebe. Außerdem aber 
wäre e8 ganz ungereimt, die Beftimmung: „but all duties „.. 
u. ſ. f. hinter einer Periode anzubringen, weldje mit der Steuer 
erhebung gar nicht mehr im Zufammenhang fteht. Man hätte 

5 In dem Abdrude dev Eonflitution, wie er den „Revised Statutes!’ 
vorangejegt ift, findet fic) an der betreffenden Stelle ein Komma, ebenfo in 
der Ausgabe von Hidey, welche für Fragen, gleid) der vorliegenden, befon- 
ders darum maßgebend ift, weil fie, wie eine beigefiigte amtliche Erllärung 
des Staatsjecretärg ausdrlicklich befdjeinigt, nad) Vergleihung mit den im 
Staatsbepartment vorhandenen Originalen als correct in Tert, Schreibart 
und Interpunftion befunden worden iff, Ueber diefe Frage Handelt 
Story, a. a. O., I, 640 fg., und fommt ebenfalls auf die im Obigen 
vertretene Anficht hinaus, weldje denn aud) in der That jet allgemein getheitt 
gu werben pflegt. Bgl. Elliot's „Debates“, II, 3 328. Bgl. die 
Botſchaft des Präfidenten Monroe vom 4. Mai 1822 einen Geſetzent⸗ 
wurf, betreffend die Unterhaltung der Cumberfand- Road; wörtlich mitgetheift 
an * a. a. D., ©. 695 fg.; vgl. Übrigens aud) von Holſt, a. a. Day 

a 9: r 
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in dieſem Falle ganz fidjerlic) gefagt: „The Congress shall 
have power ... to lay and collect taxes; but all taxes .. . 
shall be uniform”, und num wäre ein neuer Abfchnitt begonnen 
worden: „to provide for the common defence . ..“; e8 finden 
ſich aud) nirgends zwei jo verfchiedene Dinge, wie es das Steuer- 
erhebungsrecht und die Landesvertheidigung find, in einen Abfchnitt 
zufammengeworfen; und ficherlich würde die Beitimmung: „to 
provide for the common defence” dod) wol mit den übrigen, 
den gleichen Punkt betreffenden Sägen der Abſchnitte 13—16 in 
Verbindung gebracht worden fein, während fid) im Gegentheile 
zwiſchen diefen Legtern und jener erften über die mannichfachften 
Dinge gehandelt findet. 

Die Frage nad) der Interpunftion, fo unbedeutend fie an ſich 
ſcheint, ijt doch nicht ohne Wichtigkeit, da fie mit einer andern in 
Verbindung fteht, deren verfchiedene Beantwortung zu ganz ver 
ſchiedenen, prattijd) fehr bedeutfamen Folgen führt. Das Steuer 
erhebungsrecht ift, feiner Hauptfächlichften Bedeutung nad, gewiß 
vorhanden, um die zur Verwaltung des Staates nothwendigen 
Mittel Herbeizufchaffen; aber zweifellos fann es auc), befonders 
jo weit es fid) um indivecte Steuern Handelt, zur Erreichung 
anderer Zwecke geübt werden; und namentlich in Amerika gelangt 

+ diefe Doppelnatur ſehr deutlich zum Vorſchein. Der fogenannte 
Tarifſtreit“ Hat hier von jeher eine fehr wichtige Rolle gefpielt; 
als bei der fortjchreitenden Entwicelung des Volfes, namentlich 
in wirthſchaftlicher Hinficht, die Induſtrie in anffallender Weife 
zurückblieb und die Vereinigten Staaten der bebeutendfte Markt 
für emvopätfche Arbeitserzeugnifje wurden, ergriffen die amerika 
nifchen Staatsmänner mit Rückſicht auf die Hülfsmittel, welche 
die Natur des Landes in fo veichlichem Maße bietet, den übrigens 
naheliegenden Gedanken, jenen Mangel insbefondere durch Ein 
führung eines umfafjenden Schutzzollſyſtems zu befeitigen. Diefe 
Schutzzollpolitik fam zunächft dem Norden zu ftatten, in welchem 
ſich die Induſtrie faft ausſchließlich feftgejegt hat, während die 
Südftaaten, gleich jeder vornehmlich acerbautreibenden Bevöllerung, 
einem ziemlich unbedingten Freihandel das Wort redeten.° So 


© Das war Übrigens nicht immer fos einer der bedeutendfien Männer, 

weldje der Süden hervorgebracht hat, Calhoun, vertheibigte feinerzeit das 

Schutzzollſyſtem ſehr thatträftig. Bgl. Calhoun's „Works“, IT, 163, 164; 

„Debates of Congress“, V, 640, Heutzutage kann man beobachten, wie 
15* 
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wurde denn auch von diefer Seite her der Unionsregierung die 
Befugniß bejtritten, bezüglic) des Steuerſyſtems fic) von wirth- 
ſchaftspolitiſchen Gefichtspunften der angedeuteten Art leiten zu 
fafjen; das Semifolon im erften Abjchnitte der Sect. VIII fann 
eine große Rolle fpielen. Gehört es hinein, fo läßt fid) über die 
Berechtigung dev ſoeben näher bezeichneten Anficht zum mindeften 
ftveiten; ijt e8 aber durch ein Komma zu erjegen, fo wird mit 
flaren Worten beftimmt, daß die Union Steuern auferlegen dürfe, 
nicht nur, um mit dem Ertrage devjelben den Staatshaushalt zu 
beftreiten, fondern aud, um fie als ein Mittel für die Hebung, 
beziehungsweife Sicherung der wirthſchaftlichen Wohlfahrt „zu ver 
wenden; daf fie aljo aud) ein Schutzzollſyſtem einzuführen beredj= 
tigt ift, wenn anders fie dadurd) der einheimifchen Induſtrie eine 
mittelbare Unterftügung gewähren zu fünnen glaubt, So ift denn, 
wie gejagt, namentlich feit dem Seceffionskriege. her, in den Vers 
einigten Staaten ein Schutzzollſyſtem durchgeführt, welches nicht 
felten von den Anhängern eines folhen als der ſchlagendſte Bee 
weis für die Nichtigkeit ihrer entipredjenden Lehren angeführt zu 
werden pflegt. Die Frage nach Freihandel und Schutzzoll fann 
Hier natürlich nicht erörtert werden; aber hervorzuheben ijt doch, 
daß man fid) in Amerika feineswegs darüber einig ijt, ob jenes 
Syſtem, zum mindeften in der jest beliebten Ausdehnung, that 
fiichlic) eine fegensreihe Wirkung übe, und daß, felbft wenn 
darüber fein Zweifel herrſchen würde, damit die unbedingte Rich— 
tigfeit des Principes noc) lange nicht erwiejen wäre, da die Ein— 
zelheiten des concreten Falles ganz unzweifelhaft nicht zu unters 
ſchätzen find, und etwas, das vielleicht für Amerika jehr vortheil- 
haft ift, es darum noc) Lange nicht etwa in Deutjchland oder 
ſonſt irgendwo zu fein braudt, 

Nachdem feftgeftellt worden ijt, welche Gefichtspuntte fiir die 
Veranlagung der Steuern den Ausſchlag zu geben haben, ift nune 
mehr der Unterſchied in Betracht zu ziehen, welchen die Conftie 
tution in Gect, I (3) und IX (4) einerfeits, Sect. VIII (1), 
IX (5) und X andererjeits des evjten Artikels hervorhebt; dort 
fpricht fie von „directen“, hier von „indivecten‘‘ Steuern.“ Es 


and) außerhalb Amerikas die Landwirthfchaft fic) durd) ‚Sinfüfeuug von 
Schutzzöllen Vortheile zu verſchaffen glaubt, 
7 Gs wird gwar nirgends das Wort „indirecte Steuern“ geradezu gee 
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ift im allgemeinen noch jet eine große Streitfrage unter den 
Nationalsfonomen, welches der Unterfchteb zwiſchen diefen beiden 
Begriffen fei; und darum kann es von vornherein als ein großer 
Fehler der Conjtitution bezeichnet werden, daß fie auch hier wie- 
der gegen den Sa verftößt, nach welchen der Gefesgeber ſich 
vom Gebrauche aller technifchen Ausdrücke und namentlich dann 
fern zu halten habe, wenn die Bedeutung derſelben wiſſenſchaftlich 
noch Feineswegs feſtſteht; allerdings ift demgegenüber nicht ſchwer 
einzufehen, warum man gerade im vorliegenden Falle jene Lehre 
nicht beachtet hat. Sn einem zufammengefegten Staate muß fic) 
naturgemäß das: Geftreben geltend machen, die demfelben begriff» 
fic) zu Grunde Tiegende Einheit praftifch wie überhaupt fo aud) 
befonders durch eine möglicht gleichmäßige Beſteuerung der Ein- 
zelnen zum Ausdruce zu bringen. Wenn man nun bedenkt, daß 
nicht nur die Unionsregierung im Wege der Steuererhebung die 
für ihre Thätigfeit erforderlichen Mittel, fondern auc) jeder Staat 
die für feinen Haushalt nothwendigen Beträge ſich beſchaffen 
muß, fo wird man Teicht einfehen, daß das Princip der Gleich— 
miifigteit fi nur dann durchführen läßt, wenn man Central 
gewalt und Particulargewalten je auf eine befondere Art von 
Stenern verweift. Diefe Wahrheit Hat ſchon den BVerfaffern der 
Conftitution nicht entgehen können®, und fie haben fic) darum, 
gleichſam inftinctiv, bewogen gefühlt, nad) einer ſolchen Sonderung 

- zu fuchen; dabei boten fich denn die beiden Schlagwörter „directe 
und indivecte Steuern” wie von felbft dar; und ohne zu bedenfen, 
daß das für diefen Unterfchied maßgebende Moment ſehr zweifel- 
hafter Natur fei, hielt man trogdem an demfelben fejt, weil — 
man fein anderes zu finden wußte, 

Wie man num die gedachten Arten auf jede der beiden Seiten 
zu vertheilen habe, Konnte faum bedenklich fein; mochte der Be- 
Griff der ,,indivecten” Steuern auch nod) fo ſehr ſchwanken, fo- 
viel ftand ſchon damals feft, daß zu demfelben ,,Gin- und Aus— 
fuhrzölle“ zu rechnen feien; diefe zu erheben, müßte aber ficher- 
braucht, aber die Erwähnung der directen Lift dod) feinen Zweifel, daß der 
angebeutete Gegenfat aud) der Conftitution geläufig war. 

® Daf Leute, wie Hamilton, diefem fo einfachen Gebanfengange ſich 
follten verfhfoffen Haben, ift ſchon an fic) nicht anzunehmen; und im „Fe- 
deralist’, 3. B. Nr. 32 md 36, gelangt, wens aud) nur mittelbar, die im 
Texte vertretene Anfhanung zum Ansdrude, Bgl. Elliot, ,, Debates”, ©. 
307, 308, 315, 316, 321 fg. 
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lich für ein Recht der Union als folder erfliirt werden; das folgt 
nicht fowol aus dem Wejen der Sache an fic), als aus der fon- 
ftigen, dem Congreſſe zugefprochenen Competenz: die Auflage fol- 
her Zölle ijt unzweifelhaft eine wejentliche Ergänzung der Befug- 
nif, den Handel zu reguliven; daher denn die unten nod) näher 
zu befpredjende Vorſchrift, daß infofern das Steucrerhebungsredjt 
der Union ein ausfchließliches fein folle, und andererjeits die Be- 
ftimmung der Sect. I, aus der, wenn man die Sade genauer 
betrachtet, dev Wunſch Herauszulefen ijt, daß die Union directe 
Steuern gar nicht erheben möge. 

Es heißt, daß „Kopf und andere Steuern unter den Einzel- 
ftaaten nad Verhältnig ihrer Einwohnerzahl abgemejjen werden 
jolfen“.? Zunächſt kann mit Rückſicht auf diefe Faffung zweifel- 
Haft erſcheinen, wer in diefer Hinficht als „Beſteuerter“ anzufehen 
fei, ob die einzelnen „Bürger der Union‘ oder die „Staaten“ 
als ſolche? Wollte man das letztere annehmen, jo fünnte man 
am Ende zu der Meinung gelangen, daf die betreffenden Steuern 
Tediglich unter dem Namen von directen durch die Einzelftaaten 
aufzubringen und diefe ihrerfeit ermächtigt feien, die ganze Au— 


gelegenheit im Weitern als eine res interna zu betrachten, deren 
Regelung ihnen ſelbſt zufalle; diefelben wären alsdann im Stande, 
diefe Steuern in einer von ihnen beliebig zu beftimmenden Weije, 
aljo viekfeicht fogar im Wege der indivecten Beftenerung zu er— 


9 Wunderbarerweife ift in der Ausgabe der „Revised Statutes vom 
1878 dex betveffende Sats des Art. I, Sect. IX (8), bezeichnet als: aufgehoben 
durch Art. XIV, Sect. II, der Amendements, Das letztere bezieht ſich, ſei⸗ 
nem Wortlante nad), nur auf die Berechnung der den Staaten im Congreffe 
zu gewährenden Nepräfentanz (vgl. oben Kap. 7), während es die Beranla- 
gung ber directen Steuern gar nicht erwähnt; infofern ift alfo Sect. I des 
erſten Artifels in Kraft geblieben, mit Ausnahme der durd) Art, XIII der 
Amendements hinfällig gewordenen Beftimmung in Betreff des Verhältniſſes, 
in weldjem die Zahl der Sklaven auf diejenige der Übrigen Staatseinwohr 
ner in Anrechnung zu bringen war; es lag auc) gar fein Grund vor, biefen 
Modus der Steuerveranlagung in das Amendement XIV mit aufzunehmen, da 
die Vorſchrift: „die Zahl der Repräfentanten fol nidjt Einen file je 30,000 
Seelen fiberfteigen‘, jelbftverftändfich auf die Feftfegung etwaiger Stenerquoten 
gar feinen Bezug Hat, aljo diefe Feſtſetzung ſchon nad) der Conftitution und 
Art, XII der Amendements ganz cbenfo erfolgen muß, wie jest nad) Art. 
XIV die Zahl der Nepräfentanten unter den einzelnen Staaten abzu— 
meffen iſt. 
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heben, und das Ganze würde hiernad auf ein Experiment hin- _ 
auslaufen, weldes in andern zufammengejegten Staaten angefteltt 
worden ift, nämlich auf die Zahlung von fogenannten Matricu- 
farbeitriigen. Allein dieſer Gedanke Hat der Conftitution ganz 
fern gelegen; fie Hat ftreng die Auffafjung feftgehalten, daß die 
Eentralregierung, als Träger der Staatsgewalt, den einzelnen 
Bürgern unmittelbar gegenüberfteht und darum aud) unmittelbar 
ihnen gegenüber das Recht der Beftenerung auszuüben hat. Sener 
Sat enthält daher Lediglich die allerdings nicht fehr glücklich aus- 
gebrücte Beftimmung darüber, wie die von der Unionsregierung 
etwa einzuziehenden Steuern unter den einzelnen Bürgern 
abzumefjen feien. 

Vergegemwiirtigt man fic) jest, daß eine divecte Steuer nach 
dem mitgetheilten Gefichtspunfte auferlegt werde, fo ijt Mar, daß 
damit die ungeredjteften Ergebniffe erzielt werden miiffen. 1° Man 
hat nie gezweifelt, daß Grundfteuern !! die Natur divecter Steuern 
haben; danach würde dann jedem Staate mit einer Million Ein: 
mohner eine gleihhohe Quote einer „Grundſteuer“ aufzuerlegen 
fein. Bei den ſehr verfchiedenartigen Bevölkerungsverhältniſſen 
aber, welche in den einzelnen Theilen der Union herrſchen, fann 
es ſich num wol ereignen, daß zwei Staaten je mit der gedachten 
Zahl Einwohner ganz verſchiedenen Flähenraum übrigens gleicher 
Beſchaffenheit Haben, vielleicht der eine zweimal fo viel als der 
andere, und das hieße dann nichts anderes, als daß der Ein- 
zelne in dem größern Staate durchſchnittlich nur die Hälfte deſſen 
zu zahlen Habe, was jeder in den andern, fleinern, aufzubringen hat. 

Dies Misverhältnig aber Liegt fo fehr auf der Hand, dag 
man faum glauben fan, es fei den Verfaſſern der Conjtitution 
entgangen; rechnet man ihnen aber diefe Einficht zu, dann wird 
man eben, wie fon angedeutet wurde, anzunehmen haben, daß 
der Sat der Sect. I aufgeftellt worden ift nicht fowol, um eine 
Erhebung directer Steuern nad) Maßgabe derfelben zu bewirken, 


10 Bal, Story, a. a. O., S. 681 fg. 

1 Bgl, Hylton vs. United States, 3. Dall. R. 171. Mr. Ghafe: 
pl am inclined to think, that the direct taxes contemplated by the 
Constitution are only two: namely a capitation or poll-tax simply, 
without regard to property, profession or other circumstance, and a 
tax on land.“ Spt, Pacific Insurance Company ys. Soule, 7. Wallace 444. 
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als gerade umgelehrt möglichft zu verhindern 1?; und das wäre 
nad) alfem, was oben über die gleichmäßige Steuerlaft in zuſam— 
mengefesten Staaten vorgetragen wurde, ein durchaus vichtiger 
geſetzgeberiſcher Gedanke, Es ift die Sache alfo fo aufzufafien, 
als ob die Conjtitution zwar grundfäglich der Unionsregierung 
das Recht, Steuern ganz im allgemeinen zu erheben, zuerfenne, 
ſtillſchweigend aber vorausfege, daft fie fic) auf die indirecten oder 
gar nur auf diejenigen befchränfe, deren Erhebung ihr nad) Sect. 
VIII und IX des Art. I ausjchließfich und nicht concurrirend 
mit den Einzefftaaten zufteht. In der That hat ſich denn auch 
die Union mit wenigen Ausnahmen auf die Erhebung von Cine 
und Ausfuhrzölfen beſchränkt; wo man davon abging, wie 3. B. 
bei der Beftenerung der Staatsbanfen, handelte es fi um ganz, 
befondere Fille, welchen eine allgemeine Bedeutung nicht zuzus 
meffen iſt. Solange die wirthſchaftlichen Verhiltniffe der Union 
derart bleiben, daf fie die Fortführung des bisherigen Stener- 
ſyſtems ermöglichen, werden Mängel kaum zu Tage treten; wenn 
aber die wirthfchaftliche Lage fid) ändern und damit jenes Syſtem 
untauglich werden follte, möchte es nothwendig fein, entweder der 


Begriff der „indivecten Steuern“ ſehr weit und weiter zu faffen, 
als man das bisher irgendwo gethan hat!?, oder den Art. I, 
x 


12 Die Frage liegt nahe, warum man alsdann directe Steuern zu er— 
heben der Union nicht ganz verboten habe? Darauf ift mit Story zu antwortenz 
Wenn das Stenererhebungsredt der Centralgewalt auf Ein- und Ausfuhr- 
zölle befchränft wäre, fo könnte diefelbe unter Umftänden, in Ermangelung 
anderer Hllfsquellen, dazu fommen, jene Steuern im Uebermaß auszudehnen. 
Aa. D., S, 669, §. 938. fo: nur in Ausnahmefällen hat die Union 
von ditecten Stenern Gebrand) zu maden; ift die Veranlaſſung dazu beſei⸗ 
tigt, dann Hat wieder der Zuftand einzutreten, welder als der regelmipige 
bezeichnet, werden muß: die Erhebung nur indirecter Stenern, insbejonbere 
von Ein- und Ausfuhrzöllen. 

18 Gine fehr große Meinungsverfcjiedenheit macht fid) mit Bezug auf 
die ,,Ginfommenftener’ bemerkbar; die Zwecmäßigfeit einer ſolchen Steuer 
ift jetzt faft allgemein anerfaunt; und ſicherlich wiirde fie aud) in Amerika, 
wenn einmal das Schutzzollſyſtem verlaffen werden follte, als fehr geeignete 
Duelle der nöthigen Einnahmen für die Unionsregierung fic) darbieten, 
darum verfucht man denn aud, dieſelbe als eine „indirecte‘' Steuer hinzu⸗ 
ftelfen, fobaß bei Erhebung derſelben die durch Art, I, Sect, IX (3) gebotenen 
Anlageverhäktniffe nicht einzuhalten feien, Das Obergericht entfchied in 
Pacific Insurance Company vs. Soule, 7, Wallace 444, daß eine Steuer 
anf das Einkommen einer Verſicherungsgeſellſchaft feine directe Steuer 
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Sect. II, der Conftitution zu — amendiven. Diefer Leste Fall 
aber Liegt, wenigftens jegt nod), offenbar in fehr weiter Ferne. 
Was nun die Steuern insbefondere angeht, zu deren Erhebung 
die Vereinigten Staaten als folche principaliter und ausſchließlich 
berechtigt werden, fo fteht nad; dem gefammten Inhalte der cin- 
ſchlägigen Beftimmungen fo viel feft, daß es fich dabei um Ein- 
fuhrzöffe und Tonnengelder von Waaren oder Schiffen Handelt, 
welche von einem außerhalb der Union befegenen Lande in das 
Gebiet derjelben gelangen. Daß Einfuhrzölfe oder Gebühren 
weder von Seiten der Unionsregierung nod) der Particularſtaaten 
erhoben werden dürfen von Waaren oder Schiffen, welde aus 
dem Gebiete eines Particularftaates in den eines andern über— 
gehen, wird zwar ausdrüdtic nirgends hervorgehoben, folgt aber 
unmittelbar aus dem, was im vorigen Kapitel über die Regelung 
des Handelsverfehrs vorgetragen worden ift. Bedenklicher Liegt 
die Sache Hinfichtlich der Ausfuhrzölle; daß and) foldje von den 
Partienlarftaaten nicht erhoben werden dürfen, ift Har; es fragt 
fid) nun, ob die Unionsregierung dazu befugt fei. Man finnte 
geneigt fein, dag zu verneinen, da in Sect. IX, welcher dem 
Congrejfe formelle Vorfchriften für die von ihm auszwübende 
Gefeßgebung ertheilt, gejagt wird: „Keine Steuer oder Gebühr 
foll auf Artikel gelegt werden, welche aus einem Staate ausgeführt 
werden“, und doch auc) jede Waare, welche aus dem Gebiete der 
Union ins Ausland geht, aus einem Staate ausgeführt werden 
muß. Allein jener Sat bezieht fid) offenbar nur auf den Export 
aus einem Staate in einen andern; das ergibt fid) aus den 
Worten: „from any State” ohne weiteres. Nach dem ganzen 
Sprachgebrauche der Conftitution ift dabei zu ergänzen: „into 


fei; ebenfo in Veazie Bank vs. Fenno, 8. Wallace 538, daß eine Tare 
von 10 Proc., wie fie von der Unionsregierung auf die Staatshanfen gelegt 
wurde, um diefe damit ftlfchweigend aus dem Wege zu ränmen (vgl. oben 
Kap. 17, Anmerkung 13), nicht die Natur der directen Steuern habe. Wie- 
weit diefe Entf heidungen unter Nüdficht auf die neuere Lehre der National- 
öfonomie ſtichhaltig jeien oder nicht, fann jelbftverftändlich hier nicht aus— 
cinandergefetst werden, Um den Bedenken gu entgehen, welche fic) aus Art. 
I, Sect, I (3), ergeben, wird aud) vor manden Seiten behauptet, dak es 
aufer ,,directen und ,indirecten” Steuern „gemifchte” gäbe, bei deren Ber- 
anlagung es der Union freiftehe, zu entſcheiden, wie diefelbe zu erfolgen habe. 
Bgl. Story, a. a. O., ©. 677 i. £. fg.; Hylton vs. United States, 3. Dall. 
171, 174. 
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another”; die ungenaue Faffung ijt nur dadurch herbeigeführt wor⸗ 
den, daß fid) am denfelben die bereits oben näher bejprochene 
Vorſchrift anfchlieft, in welcher das gefammte Gebiet der Ver— 
einigten Staaten in Handelspolitifcher Beziehung für ein Ganzes 
erklärt und der Ansdrud „Ein Staat” ftets in ſcharf hervorge- 
hobenem Gegenfage zu den „übrigen Staaten’ gebrandt wird. 
Diefer Gegenfay ift fozufagen unwillkürlich auf den frühern Sag 
mit übertragen worden und das um fo leichter erklärlich, als in 
diefem wefentlid) der gleiche Gedanfe wie in dem folgenden gum 
Ausdrude gelangt; dann aber ergibt fid) für die Hier vertretene 
Auffaffung nod) ein anderes argumentum e contrario aus 
Sect. X, welche fogleic) noch näher befprochen werden foll und 
aus der hervorgeht, daß Ein- und Ausfuhrzölle von der Conjti- 
tution als ganz gleichjtehend behandelt werden, Es wäre dod 
aud) in der That ganz und gar unerfindlich, was man mit dem 
unbedingten Verbote von Ausfuhrzöllen etwa bezweckt haben fünnte, 
Wenn aud die Verhältniffe felten derart fein werden, daß ein 
foldjer Zoll gerechtfertigt erſcheint, fo ift diefe Möglichkeit dod 
nicht fchlechterdings ansgejchloffen und nicht anzunehmen, daß die 
Berfaffer der Conftitution, welche gerade alle den Handel betvef- 
fenden Verhältniffe einer genauen Prüfung unterziehen mußten, 
der Unionsregierung mit Bezug auf den hier in Rede ftehenden 
Punkt ein für allemal die Hände gebunden haben follten. 

Die ausschließliche Berechtigung der Union nad) der gedachten 
Nichtung hin ijt nun aber andererfeits an einigen Stellen duxch- 
brodjen worden; diefe von der Conftitution zugelafjenen Ausnah— 
men find nicht befonders glücfic) gewählt. Es Heißt, daß ein 
Particularftaat befugt fei, Ein- und Ausfuhrzölle aufzuerlegen, 
foweit das die Ausführung feiner Oberauffichtsgefege nothwendig 
made. Zunãchſt: wird hier nur an Waaren gedacht, welche aus 
einem außerhalb der Union belegenen Lande kommen, bezichungs- 
weife in ein foldjes ausgeführt werden, oder ancy ſchon an Waa- 
ren, welde aus einem Particularftaate in den andern über- 

* gehen? Für das erjtere läßt fi der Sprachgebraud der Conſti— 
tution anführen, welche im allgemeinen, fobald fie von Zölfen der 
gedachten Art fpricht, felbftverftändlich dabei dns Gebiet außerhalb 
„der Vereinigten Staaten” im Auge hat; der andern Auffaffung 
muß man fic) zuwenden, wenn man bedenkt, daß die in Rede 
jtehende Vorſchrift dod) im Grunde genommen vom Standpunkte 
der Particularftaaten aus ertheilt wird. Die „Oberauffichtsgefege‘ 





po 
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derfelben würden an fic) Bezug haben müſſen auf alles, was den 
betreffenden Staat, im Gegenfage zu andern nicht feiner Suris- 
diction umterworfenen Gemeinwejen, angeht; damit wäre denn 
alferdings durch die fraglide Beſtimmung eine erhebliche Abwei— 
dung von dem Sage gefchaffen worden, daß die Union in han- 
delSpolitijder Hinficht ein untheilbares Ganze bilde. Es ift das 
eine Streitfrage, welche bisher wenig Beachtung gefunden Hat 
und darum Feineswegs als erledigt anzufehen ijt, menn man 
ſich auch in praxi regelmäßig nad) der erftern Seite hin ent- 
ſchieden Hat.!* 

Aber aud) auferdem ergibt fic) nod) ein Bedenken: der Aus- 
drud „Ausführung der Oberaufſichtsgeſetze“ ijt fehr vage; wieweit 
die Hier gejchaffene Competenz der Staaten greife, ijt offenbar 
allgemein gar nicht fejtzuftellen, fondern nur im jedem einzelnen 
Palle anzugeben, in welchem von ihr Gebraud) gemacht wird; es 
ereignet fid) darum aud) gar nicht felten, daß das Unionsobergericht 
Steuern für verfafjungswidrig erklärt, welche die Staaten unter 
dem Borwande ausjchreiben, daß fie im andern Falle nicht im 
Stande wären, ihre Oberauffichtsgefege mit Erfolg in Kraft treten 
git laffen.*° Daß dem Congreffe im übrigen das Recht vorbee 
halten wird, ſolche Steuergefege der Staaten zu genehmigen, be- 
ziehungsweife für ungültig zu erklären, ijt nichts Befonderes, da 
Hier Lediglich eine Aeußerung der Prohibitivcompetenz vorliegt, 
Hinfichtlic) deren einmal die aus der Natur der Sache herzulei- 


14 Die angebeutete Frage ift, wie gejagt, als ſolche niemals entſchieden 
worden; Story übergeht fle ganz, indem er es offenbar fiir felbftverftändfid) 
erachtet, daß cin Staat nur Waaren beftenern dürfe, weldje von einem Lande 
auferhafb der Union fommen; and) das in der nächften Anmerkung erwähnte 
Erlenntniß in Sadjtn Brown vs, the State of Maryland erwähnt nur die 
Beftenerung von „foreign articles“, d. h. ebenfalls folden, welde, vont 
Standpunkte der Union aus gejehen, als ausländifche zu betrachten find; hält 
man feft, daß es fid bei der Vorſchrift um eine Ansnahmebeftimmung han- 
delt und ſolche im Zweifel ſtets die engere Auslegung erfahren müſſen, fo 
diirfte ſich allerdings die Behauptung redjtjertigen, daß ein Staat unter feir 
nen Umftäuden die Befugniß habe, Waaren oder Schiffe beim Uebergange in 
ihn aus einem andern Particularftaate zu beftenern, 

45 Bol. State Tonnage Tax case, 12. Wallace 204; State Tax 
‘on railway gross receipts, 15. Wallace 284; eine ſehr eingehende Bes 
fpreduug findet fig) in Brown vs. the State of Maryland, 12. Whea- 
ton 419, 
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tenden Schlußfolgerungen richtig gezogen worden find. '* Bon 
größerer praftifcher Bedeutung könnte an fic) die Vorfchrift wer- 
den, daß alfe aus folhen Zöllen den Staaten zufließenden Be 
träge, joweit fie für dem gedachten Zweck nicht verbraucht werden, 
dem Schate der Union auszuliefern find; allein man fann fiher 
fein, daß der letztern daraus de facto nie oder doch höchſt jelten 
Bortheile erwachſen werden, da man zweifellos die „Aufſichts- 
geſetze“ immer oder doch meift fo einrichten wird, daß ihre Aus— 
führung alle aus jenen Steuern gewonnenen Summen in Anz 
ſpruch nimmt, 5 

Im Anſchluſſe an das Vorgetragene ift nun hier nod die 
Frage zu erörtern, wie fic), abgefehen von den foeben berührten 
Punkten, im allgemeinen das Stenererhebungsrecht der Union zur 
dem der Einzelftaaten verhalte? Die Union, hat man gefehen, 
ijt in der Auflage von Steuern unbefhränft, und der richtigen 
Anſicht nad auch jeder Einzelftaat, mit Ausnahme eben der Fälle, 
in welchen e8 fic) um Ein» und Ausfuhrzölfe handelt; denn das 
Recht, Steuern zu erheben, muß jeder „Regierung“ zuftehen, foll 
fie anders die ihr ſonſt zufallenden Aufgaben erfüllen können. 
Wenn man jedoch näher in Erwägung zieht, daß in einem zus 
fammengefesten Staate eine Theilung der Souveränetät zwijchen 
der Centralregierung und je einer von mehrern Particulargewalten 
ftattgefunden hat, fo ijt unſchwer einzufehen, daf das Stewer- 
erhebungsrecht auf jeder Seite durch gewiffe Nücfichten auf die 
von der andern her ausgehenden Acte bejchränft werden muß, 
felbft wenn das verfafjungsmäßig nicht ausdrücklich vorgefchrieben 
iſt. Die Natur der menfchlichen Verhiltniffe ift derart, daf alle 
Inftitute, welche der Gefekgeber durch feine Thätigfeit ins Leben 
ruft, thatfächlich wieder zu Schanden werden, wenn eine Webers 
bürdung derfelben mit materiellen Laften, alfo aud) mit Steuern, 
eintritt. G8 ijt ein großes Verdienft der amerifanifchen Yuris- 
prudenz, diefen wefentlid) praftifchen, aber darum nicht minder 
richtigen Standpunft erfaßt zu haben; Wendet man denjelben auf 
die vorliegende Frage an, fo ergibt ſich, daf jowol von der Unton 
wie den einzelnen Staaten feine Stenern ausgeſchrieben werden 
dürfen, welche einen mittelbaren Eingriff in die Souveränetäts- 
befugniffe des andern Theiles enthalten würden. In den Ent 
ſcheidungen, welche das Obergericht gefällt Hat, ift diefer Sag 


16 Rol. unten Kap. 25, am Ende. 
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zwar befonders mit Bezug auf die Cinjelftaaten betont wore 
den; er muß aber nictsdeftoweniger in der angegebenen Art 
verallgemeinert werden. Die Nichtigkeit des Gefagten kann 
leicht aus einigen Beifpielen entnommen werden: Im Jahre 
1818 pajfirte die Legislative von Maryland ein Geſetz, wel» 
thes alle in diefem Staate vorhandenen Zweigniederlafjungen 
der damals beftehenden, durd) einen Freibrief des Congreſſes ger 
ſchaffenen Vereinigten -Staaten-Bant mit einer Steuer belaftete; 
diefe Steuer wurde als verfafjungswidrig von der Bank vere 
weigert, und das Obergericht entjchied den daraus entftehenden 
Nechtsftreit zu Gunften derfelben, In dem Urtheile'? heißt es: 
„Die Befugniß des Congrefjes, eine Bank zu ſchaffen ..., ift als 
unzweifelhaft anzujehen; daß die Befugniß der Staaten, eine ſolche 
Bank zu bejtenern, mit dem Erfolge geübt werden finne, die lege 
tere geradezu zu zerftören, ijt eine Behauptung, welche zu fehr 
auf der Hand liegt, um geleugnet werden zu können.“ Wer möchte 
diefer Ausführung nicht zuftimmen? Das Gegenftüc zu diefem 
Procefje bildet ein anderer, welcher ebenfalls, und zwar zu jener 
Beit zur Entjcheidung fam, da der Congres jeinerjeits die Staats: 
banken „zu Tode beftenerte’. Diefe Steuern wurden fir giftig 
angejefen 1°; umd in der That, man mag der Unionsregierung 
allein die Befugnif zufprehen, Banken zu concejfioniven, oder 
fic) nur an die ihr zufallende Aufgabe halten, alle den Handel 
betreffenden BVerhältnifje einer Drdnung zu unterwerfen — ime 
mer folgt, daß fie befugt fei, Inſtitute, von wen fie and) ger 
ſchaffen worden find, zu befteuern, wenn anders diefelben eben 
den Handelsverfehr in nennenswerther Weife zu beeinfluffen vers 
mögen. 

Man nehme nun einen umgekehrten Fall: Den Staaten fteht 
im allgemeinen die Errichtung und Erhaltung der öffentlichen 
Unterrihtsanftalten zu; wenn die Union nun etwa auf diefelben 
oder einzelne darunter eine foldje Steuer legen wollte, daß fie 
damit völlig müßten zu Grunde gerichtet werden — das Ober- 
gericht Hätte die Verpflichtung, diefe Steuer, wiewol fie von der 
Union ausgeht, für verfafjungswidrig zu erflären. In zufammen- 
geſetzten Staaten kann aljo, um das zu wiederholen, zwar grund- 


17 Bgl. M’Culloch vs. State of Maryland, 4, Wheaton R. 316. 
1, Kent's Comm. lect. 19, p. 398, 401. 
' Bgl. Veazie Bank vs, Fenno, 8, Wallace 533, 
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ſätzlich der Centralgewalt einerjeits und den Particnlargewalten 
andererfeits das Redjt der Steuererhebung ganz uneingeſchrünkt 
zugeftanden werden; aber der Natur der Sade nach ijt diejes 
Recht doc) immer nur fo zu üben, daß jede ungeredjtfertigte Be- 
einträchtigung der im übrigen von der Verfaffung beliebten Com—⸗ 
petenzvertheilung vermieden werde, 

IL. Die Befugniß, finanzielle Transactionen zur Beftreitung 
des Staatshaushaltes vorzunehmen, wird der Unionsregierung, 
Art. I, Sect. VIII (2) extheilt, wo es heißt: „(Der Congres 
ift befugt), Geld auf den Credit der Vereinigten Staaten zu 
leipen.”1° Diefer Sat hat dann nod) eine weitere Ausführung 
im Art. XIV, Sect. IV, der Amendements erhalten, welder bee 
jagt: „Die Gültigkeit der öffentlichen Schuld der Vereinigten 
Staaten, welde auf Grund eines Gejeges contrahirt worden ift, 
einschließlich der Schulden, welche zur Bezahlung von Penfionen 
und Landentf—hädigungen für Dienfte bei der Unterdrüdung von 
Aufftänden oder Empörungen contrahirt worden find, foll nicht 
im Frage geftellt werden. Aber weder die Vereinigten Staaten, 
nod) ein Particularftaat follen auf ihre Rechnung nehmen oder 
bezahlen ixgendeine Schuld oder Verbindlichkeit, welche contrahirt 
worden iſt zur Unterjtügung von Aufftänden oder Empörungen 
gegen die Vereinigten Staaten, oder irgendeine Entſchädigung für 
den Verluſt oder die Freilafjung ixgendeines Sklaven, fondern 
alle folhe Schulden, Verbindlichkeiten und Entfhädigungsanfprüche 
follen für ungefeglid) und nichtig angefehen werden.“2°  Diefe 
Beſtimmung bezieht fid) gwar zunächft nur auf die Regelung der 
während des Secejfionskrieges von dev Regierung dev Vereinigten 
Staaten eimerjeits und den revoltirenden Theilen andererfeits eine 
gegangenen Verbindlichkeiten, hat jedoch, bei ihrer ganz allgemeinen 
Faffung, ſelbſtverſtändlich and) eine ganz allgemeine Bedeutung. 


19 „(The Congress shall have power) to borrow money on the 
credit of the United States.” 

20 „The validity of the public debt of the United States, anthor« 
ized by law, including debts incurred for payment of pensions and 
bounties for services in suppressing insurrection or rebellion, shall 
not be questioned. But neither the United States nor any State 
shall assume or pay any debt or obligation incurred in aid of insur- 
rection or rebellion against the United States, or any claim for the 
loss or emancipation of any slave: but all such debts, obligations 

nd claims shall be held illegal and void." 
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Die Anweifung, daß öffentliche, geſetzlich anerkannte Schulden 
der Vereinigten Staaten nicht in Frage gejtellt werden jollen, 
wird übrigens nicht immer ftreng befolgt. Diefelbe müßte an 
fi) Anwendung finden auch auf fogenannte Appropriations-Bills: 
der Fiseus der Vereinigten Staaten ijt nämlich nad) den Grund- 
jügen des amerifanifchen Rechtes nicht verklagbar, und die etwai- 
gen Auſprüche von Privatperfonen gegen denfelben fünnen num 
auf Grund eines vom Congreffe zu paſſirenden Zueignungsgejeges 
befriedigt werden, defjen Inhalt den Treasurer anweift, eine be 
ftimmt feftgeftellte Summe an den fordernden Theil auszuzahlen, 
Ein derartiges Gefet ift eben ein Gejeg, und die Rechtsbeftändig- 
feit einer durch daffelbe feftgeftellten Schuld follte daher mit 
NRüdficht auf das XIV. Amendement jowol wie nad) dem begriff» 
lichen Wefen der Sache im allgemeinen nicht mehr in Frage ge- 
ftellt werden. Trogdem ereignet es fic) gar nicht felten, daß das 
Staatsſchatzamt oder fonft ein an der Auszahlung betheiligter 
Beamteter Bedenken gegen die Appropriations-Bill erhebt, und 
die Sade dann nochmals in rein procefjualem Wege vor dem 
Court of claims geprüft werden mmf, welcher diejelbe möglicher- 
meife abweift; es gibt fogar Fille, in welchen die Sade von dem 
Betreffenden aufs neue im Petitions- oder Beſchwerdewege vor 
den Congreß gebracht wurde und diejer feinerfeits einen Repeal 
des von ihm früher paffirten Gefeges erließ. Diefe Zuftände 
find außerordentlich mangelhaft und um fie zu vechtfertigen, nimmt 
man zu Doctrinen feine Zuflucht, welche geradezu Staunen eve 
vegen müſſen. Das amerikaniſche Staatsrecht bedarf in dieſer 
Beziehung nod) bedeutender Klärung. Die Einzelheiten können 
hier nicht näher beſprochen werden, da fid) darüber ganze Werke 
würden fchreiben Lafjen. 

Im übrigen berührt Art. XIV Punkte, welde im öffentlichen 
Rechte nicht nur der Union, fondern auc) aller andern Staaten 
zu den zweifelhafteften gehöven und ihrer Natur nad) gehören 
müffen. Es läßt fih im Falle einer Revolution fehr oft ſchwer 
feftftellen, in welchen Perfonen oder Factoren die gefegmäßige 
und in welchen die Revolutionsregierung — wenn anders man 
diefen Ausdrud gebrauhen darf — zur Erſcheinung gelange. 
Und nod) ſchwerer Tann mitunter entjchieden werden, wo und 
warn Berbindlichkeiten zur Unterftügung einer Empörung gegen 
die gefeßmäßige Regierung, oder wo und warn fie zur Erfüllung 
foldjer Zwede eingegangen worden find, welchen zu genügen für 
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die Aufgabe des Staates, als eines begrifflich einheitlichen Orga- 
nismus, angefehen werden muß in der Art, daß alle zu diefem 
Behufe von wen immer contrahirten Schulden als Staatsſchulden 
werden zu gelten haben. Die Rechtfprehung des Unionsober- 
gerichtes mit Bezug auf einschlägige Sachen legt von jener Schwie- 
vigfeit genügend Zeugniß ab; und in der That: die Rechtswifjen- 
ſchaft bewegt fich Hier auf der äußerften Grenze ihres Gebietes; 
in allem, was darüber hinausgeht, genügen die Formeln nicht 
mehr, welche das juriſtiſche Denken zu ſchaffen vermag, fondern 
herrſcht die Macht der Thatjachen, welche zwar als folche niemals 
Recht Hervorbringen finnen, aber dod) die Leste und entſcheidende 
Antwort darauf ertheilen, ob beftehende Verhältniſſe in Wahrheit 
von der Redjtsidee getragen werden oder nicht. 

Einen Punkt hat dev Art. XIV jedod) nicht erwähnt, obgleich 
derſelbe jehr nahe gelegen war; nirgends wird bejtimmt, inwie— 
fern die Union haftbar fein folle für Nachteile, welche Privat 
perjonen bei Gelegenheit eines Krieges, eines Aufftandes oder 
jonftiger Störung der öffentlichen Ordnung zugefügt werden. Sn 
den meijten Staaten Europas find darüber Gefege ergangen, 
welche eine Entjchädigungspflicht der Negierung oder beftimmter 
Communalbezirke zu begründen pflegen — in Amerifa ift der 
Einzelne in foldjen Fällen wieder auf das Gutdünfen des Con— 
greffes und die zweifelhafte Ausfiht eines von diefem zu erlaſſen— 
den Appropriationsgejees angewiefen, Daneben aber ift ein anderer 
Weg gegeben, auf weldem nicht felten der gleiche Erfolg mit 
größerer Sicherheit erzielt werden fann, infofern nämlich eine faft 
über alle Maßen ausgedehnte perſönliche Haftpflicht dev Beamteten 
befteht. Diejelben haben aufzulommen für allen Schaden, welchen 
fie in ihrer Amtsthätigfeit jemandem dadurch zufügen, daf fie die 
ihnen geſetzlich ertheilten Befugniffe überfchreiten. Diefer Sat 
wird nun allgemein dahin verftanden, daß auc) der Untergebene 
in den meiften Fällen die Rechtmiipigheit der ihm von feinem. 
Borgefegten ertheilten Anweijungen zu prüfen hat; und bei diefer 
Lage der Sade werden dann häufig die unglaublichften Civile 
proceffe gegen Beamtete nicht ohne Erfolg geführt, Allein man 
hat im Auslande kaum das Recht, dieferhalb einen Stein auf die 
amerifanifhen Zuftände zu werfen, da die bezüglichen VBerhäftniffe 
troß ihrer Wichtigkeit bisher fat allenthalben ebenſo ungeregelt 
geblieben find wie in den Vereinigten Staaten, 

Schließlich ift hier hewvorzuheben, daß and) der Art. XIV 
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einen Fall der Prohibitivcompetens infofern enthält, ala ex den 
einzelnen Staaten verbietet, die in ihm näher befehrichenen Vere 
bindlichkeiten als öffentliche Schulden anzuerkennen, Es ift frch 
Lich nicht oft zu befürchten, daß die Staaten gegen diefes Verbot 
verftofen werden, und wo die Beftimmung im diefer Hinficht bis 
her vor dem Obergerichte zur Sprache getommen ift, hat ed fic) 
wiederholt um Fälle gehandelt, in welden den einzelnen Staaten 
vorgeworfen wurde, einen allzu weitgehenden Gebrauch von dem 
fraglichen Grumdfage gemacht zu haben, ſodaß diejelben hin und 
wieder genöthigt wurden, als Staatsſchulden gewiſſe Verbindliche 
feiten anzuerkennen, welchen fie auf Grund des Art, XIV bieje 
Eigenschaft glaubten abjpredjen zu dürfen. Im allgemeinen aber 
muß man dod) zugeben, daß durch den Art. XIV die Bevölkerung 
derjenigen Staaten, welche fic) im Anfange dev ſechziger Sabre 
von der Union trennen wollten, außerordentlich hart betroffen 
wurde, weil eben das von der Conföberationsregierung in ziem⸗ 
lid) Hohen Summen ausgegebene Papiergeld all feinen Werth vers 
for, und wenn fid) darüber, namentlich im Süden, ein gewaltiger 
Unwille geltend machte, fo wird man das um fo weniger tadeln 
dürfen, als eigentlich nad) dem ganzen Charakter eines zufanmen- 
gejetsten Staates der Unionsregierung gar fein Recht zufteht, zu 
beftimmen, welche Verbindlichleiten von den Einzelftaaten als 
jolhen anzuerkennen feien oder nicht. 

II. Was die Budgetverhältniffe im engern Sinne biefes 
Wortes anlangt, jo ift zunächſt darauf hinguweifen, daß alle der 
Union zufließenden Gelder, mögen fie nun aus Steuererträgen, 
jonftigen Gebühren oder finanziellen Trangactionen herrühren, 
von der Erecutive, beziehungsweife dem dazu insbefondere beru⸗ 
fenen Beamteten, d. i. dem Secretary of the Trensury ober dent 
Treasurer, in Empfang und Verwahrung zur nehmen find; alle 
für die Verwaltung des Staates zu verwendenden Ausgaben wer- 
den dann vom Congrefje im Wege der ſchon mehrfad erwähnten 
„Appropriations-Bills“ fejtgejest, welde die Treasury antweifen, 
am einen genau beftimmten Beamteten, beziehungsweife cine genau 
beftimmte Behörde oder aud an eine Privatperfon einen Betrag 
von genau beftinmter Hohe auszuzahlen, und melde, wie an 
anderer Stelle ſchon erwähnt worden ift, zuerft im Repriifentan- 
temhaufe cingebradt werden müffen.?! Art.I, Set. IX (7), be 


= Sol oben ay. 10, bei Anmerkung 4. 
etait, 6 
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jagt: ,, Rein Geld foll ans der Treaſury entnommen werden, ohne 
auf Grund einer durd) Geſetz feftgeftellten Zueignung‘; und weiter 
heißt e8 dort: „Eine auf übliche Weife angefertigte Ueberfidt und 
Rechenſchaft über alle öffentlichen Einnahmen und Ausgaben foll 
von Zeit zu Zeit veröffentlicht werden.’?? Daraufhin erfdeinen 
dann die vom Staatsſchatzamte ausgehenden Berichte über den 
jeweiligen Stand des Unionsvermigens, wie fie von der groß- 
artigiten finanziellen Leiftungsfähigfeit Zeugniß ablegen, welche je 
ein Volt zu entwideln im Stande war, und welde mehr als 
alles andere die gewaltige Bedeutung der Vereinigten Staaten ere 
fennen läßt. 

Die Regel ift nun in Amerika, wie überall fonftwo, daß alfe 
für den regelmäßigen Staatshaushalt zu verwendenden Ausgaben 
nur für eine gewiffe Zeitdauer feftgeftellt werden; fo heißt cs 
unter anderm Art. I, Sect. VIII (12), insbejondere nod, „daß 
feine Zueignung für den Zwed, Zruppen zu unterhalten oder 
auszuheben, fid) auf einen Zeitraum von mehr als zwei Sabren 
erftreden folle‘‘.23 

Bei diefer Lage der Sache bleibt für die Union wie für alfe 
conftitutionellen Staaten ein Bedenken beftehen, auf welches die 
neuere Staatswiffenfdaft bisher nur allzu wenig hingewieſen hat. 
Es ift nämlich der Fall denkbar, daß felbft für die nothwendigften 
Verrihtungen der Staatsverwaltung fein Budget vorhanden ift, 
wenn nämlich die verjchiedenen an der Legislative betheiligter 
Gactoren fic) über die entſprechenden Summen nicht zu einigen 
vermögen. Damit wird aber der ganze Staatsorganismus über: 
haupt in Frage geftellt, und mit demjelben Nachdrucke, mit wels 
chem die neuere Lehre vom Gonftitutionalismus erklärt, daß der 
Legislative in Budgetangelegenheiten durchaus freie Hand zu lajfen 
fet — mit demfelben Nachdrucke muß die Richtigkeit diefes Sages, 
wenigftens in gewiffer Beziehung, bezweifelt werden. Sn confti- 
tutionellen Staaten oder, richtiger gefagt, in allen Staaten mit 


22 „No money shall be drawn from the treasury but in conse- 
quence of appropriations made by law; and a regular statement and 
account of the receipts and expenditures of all public money shall 
be published from time to time.” 

°° „(The Congress shall have power ... to raise and support 
armies, but) no appropriation of money to that use shall be for a 
longer term than two years.” 
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zufanmmengejeßter Regierung haben alle Gejeke, welde öffentliche 
Zuftände regeln, jo fange in Kraft zu bleiben, entweder bie, nad) 
der übereinitimmenden Anjidt der bei der Geſetzgebung mitwir- 
. fenden Factoren, die Verjorgung jener Zuftände von Staaté wegen 
überflüjfig wird oder bis an Stelle der vorhandenen — andere 
Gejeße erlajjen werden. Diefe Wahrheit ijt fo cinleudtend, daß 
man ſich ihrer Erfenntniß nirgends hat entziehen finnen, uud fie 
gelangt dementipredend bei jeder Frage des Staatsrechtes zur 
Geltung mit Ausnahme eben der in Theorie wie Praxis berr- 
jhenden Grundfage über das Budget. Der Executive die Mittel 
verjagen, durch deren Aufwendung allein fie in der Lage ift, die 
Gefeße zur Geltung zu bringen, Heißt aber nichts anderes, ale 
die Gejeße jelbit aufheben, deren Fortbeftand andererfeits viel- 
leicht entjdieden gewiinfdt wird. Die einfadhe, hieraus’ herzulei⸗ 
tende Folge ift dann die, daß das einmal fejtgejtellte Budget fo 
fange in Geltung bleiben muß, bis fich die gejeßgebenden Fac⸗ 
toren über eine bejtimmte Verminderung oder Erhöhung deffelben 
zu einigen im Stande find. 

Diejer Grundjag fann mm freilid vielleicht für die conftitu- 
tionelfen Dtonardien Europas gewijje, bier nicht. näher zu bes 
fpredjende Einfchränfungen darum erfahren, weil in denfelben 
Erecutive und Legislative theilweife zujammenfallen, ſodaß bei 
voller Geltung des foeben entwidelten Princips eine Verminde- 
rung des Budgets, wenn überhaupt, dod) fehr felten möchte her- 
beizuführen fein. Für Amerifa aber, wo eine fo vollftändige 
Trennung der Legislative und Erecutive durchgeführt ijt, dürfte 
eine Veranlafjung- zu derartiger Einfchränfung fehlehterdings nicht 
zu finden fein. Diefe Gedanken Fünnen hier jedoch nicht näher 
ausgeführt werden, da fie lediglih zu Vorfchlägen de lege fe- 
renda leiten müßten, deren Verwirklichung, wenigftens bei den 
heutzutage allgemein herrſchenden Anfidten, zweifellos in jehr 
weiter gerne liegt. 


16* 
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Neunzehntes Kapitel. 
Der Schub des geiftigen Cigenthums. 


Es zeugt von dem weiten Blicke der leitenden Geifter, welche 
die Conftitution von 1787 ausarbeiten halfen, daß fie ſchon da- 
mals an eine Regelung derjenigen Verhältniffe dachten, welche 
man heutzutage als Schuß des geiftigen Cigenthums zu bezeichnen 
pflegt, und die in der Gefetgebung der meiften europäifchen Staaten 
erjt Tange, lange Zeit nachher einer eingehenden Beachtung ge- 
würdigt worden find. 

Art. I, Sect. VILL(8) befagt: „(Der Congreß foll befugt fein) den 
Fortſchritt der Wiffenfdaft und nützlichen Künfte dadurch zu be- 
fördern, daß er für beftimmte Zeit Autoren und Erfindern das 
ausfchlieglihe Recht auf ihre bezüglichen Schriften oder Erfindun- 
gen ſichert.“ 

Es ift hier keineswegs der Ort, das begriffliche Wefen des 
Autorrehtes vom juriftifchen Standpunkte aus eingehender zu ere 
Ortern, nur darauf muß Hingewiefen werden, daß der wiedergege- 
bene Sat der Conftitution fic) offenbar nicht nur auf fchriftitelle- 
rifhe Werke und praftiih verwendbare Erfindungen befchränfen, 
fondern ganz im allgemeinen auf die Ergebniffe jedweder fpon- 
tanen geiftigen und dem Gemeinwobhle nüßlichen Thätigkeit be- 
ziehen will. Diefe Auffaffung ijt denn aud) in der Gefesgebung, 
welche fih an jene Vorſchrift angefdloffen Hat, insbefondere in 
dem letzten betreffenden Gefege vom 3. Suli 1870?, in fehr ent- 
Iprechender Weife zum Ausdruce gelangt. ‘Daffelbe regelt ein- 


1 „(The Congress shall have power) to promote the progress of 
science and useful arts, by securing, for limited limes, to authors 
and inventors the exclusive right to their respective writings and 
discoveries.“ 

2 Bal. „Revised Statutes’, Tit. LX: „Patents and copyrights”; 
Chapt. III: , Copyrights, insbefondere Sect. 4952: „Any citizen of the 
United States or resident therein who shall be the author, inventor, 
designer, or proprietor of any book, map, chart, dramatie or musical 
composition, engraving, cut, print, or photograph or negative thereof, 
or of a painting, drawing, chromo, statue, statuary, and of models or 
designs intended to be perfected as works of the fine arts, and the 
executors, administrators, or assigns of any such person shall, upon 
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gehend das Patentwefen, den Markenſchutz fowie das Verbot des 
Nahdrudes; durch das letztere wird geſchützt: jeder einheimische 
Berfaffer, Erfinder, Verfertiger oder Eigenthümer eines Buches, 
Planes, einer (Lande)Karte, dramatifchen oder mufifalifchen Com— 
pofition, eines „Stiches“, „Schnittes“, „Druckes“ oder einer Photo- 
graphie, beziehungsweife deren Negative, oder eines Gemäldes, 
Abzuges, Lichtbildes, einer Statue oder eines Bildhauerwerkes, 
Modelles oder Entwurfes für Werke der ſchönen Künfte, und gwar 
fo, daß er allein das Recht hat: des Drudes, Wiederabdrudes, 
der Publication, der Vervolfftändigung, des Abzuges, der Aus- 
führung, Vollendung und des Verfaufes; mit Bezug auf brama- 
tifche Compofitionen: der öffentlichen Dar- und Vorſtellung oder 
der Erlaubniß, fie durd) andere dar- oder vorftelfen zu laſſen; und 
daß endlich jeder Schriftftelfer befugt ift, fid) das Recht auf Drama- 
tiſirung, beziehungsweife Ueberjegung feines Werkes vorzubehalten.“ 
Diefes Recht wird für die Dauer von 28 Jahren verlichen, 
nad) deren Ablauf der Berechtigte und beziehungsweife defjen Erben 
die Verlängerung um nochmals 14 Jahre nachſuchen können.? 
Die Werke, welde durd) das Verbot des Nachdruckes geſchützt 
werden follen, find beim Borjteher der Congreßbibliothef in 
Wafhington anzumelden, welcher diefelben vegijtrirt.* Das Pa- 


complying with the provisions of this chapter, have the sole liberty 
of printing, reprinting, publishing, completing, copying, executing, 
finishing and vending the same; and in the caso of dramatic compo- 
sition of publicly performing or representing it, or causing it to be 
performed or represented by others. And authors may reserve the 
right to dramatize or to translate their own works.’ 

3 Sect, 4953: „Copyrights shall be granted for the term of 
twenty-eight years from the time of recording the title thereof in 
the manner herein after directed." 

Gect. 4954: „The author, inventor, or designer, if he be still 
living and a citizen of the United States or resident therein, or his 
widow or children, if he be dead, shall have the same exclusive right 
continued for the farther term of fourteen years, upon recording the 
title of the work or description of the article so secured a second 
time, and complying with all other regulations in regard to original 
copyrights, within six months before the expiration of the first term. 
And such person shall, within two months from the date of said 
renewal, cause a copy of the record thereof to be published in one 
or more newspapers, printed in the United States, for the space of 
four weeks.‘ 

4 „Revised Statutes, Sect, 4955 fg. 
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tentamt°. der.- Vereinigten Staaten -ift mit dem Secretariate des 
Innern verbunden und fehr zwedentfprechend eingerichtet; eben 
diefem Amte liegt denn auch des Weitern die Wahrung des Marken— 
ſchutzes ob.® 

Ebenfo vorforglid aber, als man die einheimischen Schrift- 
fteller, Künftler und Erfinder zu ſchützen bemüht ift, ebenſo vüd- 
fiht8los verfährt man dem Auslande gegenüber. Es wäre längſt 
Sadje der Vereinigten Staaten gewefen, den vielen von anderer 
Seite her an fie ergangenen Aufforderungen Folge zu leiten und 
mit den fremden Eulturvölfern Verträge abzufchließen, welche den 
Angehörigen der Legtern, wenn nicht die gleichen, doch ähnliche 
Bergünftigungen gewähren. Bon ganz befonderer Bedeutung würde 
ein foldes Abkommen felbftverftindlid) für England fein, deffen 
literariihe Erzeugniffe auf dem amerifanifden Büchermarkte in 
großer Anzahl verhandelt werden. Allein man hält fi auf der 
Weitfeite des Atlantifchen Oceans für „zu gewitt”, um auf der- 
artige Mahnungen irgendwelden Werth zu legen; man bedenkt 
nicht, daß eine ſolche Cigenniigighcit einer ‚großen und mächtigen 
Nation” entſchieden unwürdig ift, und daß cin Volk, wenn es fid) 
ihrer ſchuldig macht, dadurd in der Achtung de8 Auslandes mehr 
verliert, als ihm fchließlicd) die Bereicherung auf Koſten deffelben 
an Vortheilen einbringt; und man bedenkt ferner nicht, daß in- 
folge einer ſolchen ,,Gewittheit’ fid) mancher begabte Denfer von 
dem Studium der transatlantifchen Verhältniffe zum Schaden der 
Republif abhalten Täßt, welcher mehr als jedem andern Gemein: 
wejen die vorurtheilsfreie Kritit des Ausländers noththut, meil 
ih nirgends einmal feitftehende Anfichten, fo verkehrt fie aud 
immer fein mögen, glei unwandelbar von dem einen auf den 
andern übertragen und von Geſchlecht zu Geſchlecht forterben wie 
gerade in Amerifa, ? 


5 Bal. „Revised Statutes”, Tit. LX, Chapt. 1: „Patents’'; und ©. Kö- 
nigs, „Das Patentfyftem der Vereinigten Staaten von Amerika” (Berlin, 
Buttlammer & Mühlbrecht, 1876). 

6 Vol. „Revised Statutes”, Tit. LX, Chapt. II: „Trade-marks‘‘. Das 
Geſetz fiber den Markenſchutz ift in allerneuefter Zeit (wol erft in den legten 
zwei Dritteln des Jahres 1879) durch cine Entſcheidung des Obergeridtes, 
welche dem Berfafjer jedod) nicht zu Gebote geftanden hat, für verfafjunge- 
widrig erflärt worden. Bgl. Newyork Weekly Herald vom 29. November 
1879, ©. 378, Spalte 3 unter: Patent office and trade-marks. 

7 Uebrigens darf nicht unbemerkt bleiben, daß die in Texte ausge. 
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Regelung der auswärtigen Angelegenheiten. 


Die Conftitution enthält keinen einzigen Sag, in welchem der 
Unionsregierung geradezu aufgegeben würde, die Vereinigten Staa- 
ten in völferrechtlicher Beziehung zu vertreten. Die Geſchichte 
zeigt jedoch, wie das Bewuftfein der einzelnen Staaten von dem 
eigenen Unvermigen, ihre Selbjtindigteit auswärtigen Mächten 
und namentlich dem Mutterfande gegenüber zu wahren, den erften 
Anftoß zum Anſchluſſe derjelben aneinander gegeben hat, und wie 
ſchließlich der Befreiungsfrieg gegen England die zwingende Noth- 
wendigkeit gewefen ijt, welder die heutige Republik ihr Dafein 
verdanft, Und in der That (aft fidh denn and) aus mehrern 
Verfaffungsbeftimmungen, miteinander zufammengehalten, die dies- 
bezügliche Competenz der Union Leicht entnehmen. 

Art. I, Sect. VIII (10 und 11), befagt: „(Der Congres foll 
befugt fein) Verſtöße gegen das Völkerrecht begrifflid 
zu beftimmen und zu beftrafen, Krieg zu erklären, Kaper- 
briefe auszugeben und alle Vorſchriften Hinfichtlih des Prifene 
tehtes zu Lande und zu Waſſer zu,erlaſſen.“ 

Nad Art. II, Sect, II (2), fteht fodann, wie man fic) erinnern 
wird, dem Präfidenten mit und unter Beirath und Zuftimmung 
des Senates, unter den oben näher befprochenen Vorausfegungen 
das Recht zu, alle Verträge abzufchließen?; und ferner hat der 


fprodjene Auſicht in allerneuefter Zeit and) in den Vereinigten Staaten fic) 
geltend zu machen beginnt. Die bedeutendften Schriftfteller, gelejenften Zei- 
tungen nnd angefehenften Buchhändlerfirmen Haben unfängft den Gedanfen 
angeregt, aud) den Werken ausländif—her Literatur einen angemeffenen Schub 
zutheif werden zu laſſen; man kann nur wünſchen, daß es nidjt bei den 
ſchönen Worten bleibt, fondern möglichſt bald zu entſchloſſenem Handeln 
kommt. 

1 „(The Congress shall have power) to define and punish offences 
against the law of nations, to declare war, grant letters of marque 
and reprisal and make rules concerning captures on land and 
water." 

2 Bgl. oben Kap. 9, bei Anmerkung 8, 
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Präſident nad) Sect. III dieſes Artikels das Recht, „Geſandte und 
andere Vertreter auswärtiger Staaten zu empfangen”.3 Hierher 
zu vechnen dürfte aud) nod) Art. IV, Sect. IV fein, wonad) die 
Vereinigten Staaten jeden der Particularjtaaten gegen Snvafion 
zu ſchützen haben.“ 

Die entſprechenden Negativen hinſichtlich der Staaten finden ſich 
Art. I, Sect. X (1 und 2), zuſammengeſtellt und lauten: „Kein 
Staat foll fic) in irgendeinen Vertrag, ein Bündniß oder eine 
Verbindung einlaffen; Kaperbriefe ausgeben, in irgendein Ab- 
fommen oder eine Vereinbarung mit einem andern Staate oder 
‚einer fremden Macht fid) einlaffen oder in Krieg verwideln.”° 

Das ift alles, aber aud) offenbar genug, um erfennen zu 
laffen, daß die Vereinigten Staaten als ein für fich gefdloffenes 
politifches Ganzes in den völferrechtlichen Verkehr eintreten follen, 
deffen Vermittelung der Unionsregierung obzuliegen habe. 

Was das Einzelne betrifft, fo dürfte darüber Folgendes zu 
bemerfen fein. 

I. Der Abſchluß von Staatsverträgen® wird fid meift 
fo geftalten, daß zunächſt der Präfident, beziehungsweife gewiffe 


3 „He (the President) shall receive embassadors and other public 
ministers.” 

‘ „The United States... shall protect each of them (of the States) 
against invasion.” 

5 „No State shall enter into any treaty, alliance or confederation; 
grant letters of marque and reprisal... (2) No State shall, without 
the consent of the Congress, keep troops or ships of war in time of 
peace, enter into any agreement or compact with an other State or 
with a foreign power, or engage in war.‘ 

6 Unter „Verträgen werden „Verträge gwifden zwei oder mehrern 
fouverinen Staaten’ verftanden; „an agreement, leage or contract be- 
tween two or more nations or sovereigns...’ (Webjter, „Die. sub verb. 
Treaty”; Bafdal, a. a. D., ©. 175.) Es fallen darunter alfo nicht Verträge 
zwifchen einem Staate einerfeits und PBrivatperfonen andererfeits; obgleid) 
das Wort , treaty” an fich nicht hindern würde, aud) Abmachungen der legt- 
gedachten Art damit zu bezeichnen, fann daffelbe mit Bezug auf die Con- 
ftitution doch nicht fo gefaßt werden; das geht aus der fpäter and) im 
Texte näher befprodenen Beftimmung derfelben hervor, daß fein Einzelftant 
ſolle „Verträge“ abjchließen dlrfen. Cin ſolches Verbot hinfidtlid) anderer 
als „völferrechtlicher" Berträge im eigentlichen Sinne wäre ſelbſtverſtändlich 
ganz und gar verfehlt und nicht durchführbar. Dagegen madt es natlir- 
lid) gar feinen Unterfchied, was den Inhalt folder völferredhtlichen Bere 
träge bildet. Bgl. Story, a. a. O., $. 1508. 
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von ihm — fei es mit oder ohne Zuftimmmung des Senates — 
zu diefem Behufe auserwählte Perfonen mit den Vertretern einer 
auswärtigen contrahirenden Macht ein Pactum oder eine Punkta- 
tion beftimmten Inhaltes vereinbaren. Das Ergebniß diefer Ver- 
handlungen wird zu einem völferrechtlich bindenden BVertrage für 
die Vereinigten Staaten erſt dann, wenn es dem in bejhlußfähiger 
Bahl verfammelten Senate vorgelegt und von einer Zwei-Drittel- 
Majorität deffelben gutgeheißen worden ift; mehr aber ijt fchlechter- 
dings für die unbedingte Nechtsgüftigfeit nicht erforderlich. Troe 
diefer einfachen Folgerung, welche fid) unmittelbar aus der Natur 
der Sache und dem Wortlaute dev Conſtitution ergibt, find, dant 
der Untlarheit der Doctrin in diejer Hinficht im allgemeinen, dod) 
wiederholt Streitfragen aufgetaucht. Diefelben wurden hervor 
gerufen bejonders dadurch, daß die Conjtitution, wie fdon an 
anderer Stelle ausführlicher befprochen worden ijt, das Recht des 
Vertragsabſchluſſes unter den Befugnifjen der Executive anführt. 
Man fann mit Hinficht darauf fid) allerdings veranlaft finden, 
die Sache fo aufzufafjen, als ob der Präfident und Senat eben 
lediglich qua Executive Handelten in der Art, daß die Legislative 
wie allen von jener ausgehenden Acten, aud) einem Vertrage dev 
fraglichen Art ihre Billigung verfagen dürfe. Daraus würde fic) 
dann ſchließlich der Grundfag Herleiten laffen, daß ein Staats- 
vertrag — wenn aud) zur Gültigkeit defjelben nicht die ausdrüd- 
liche Zuftimmung des Nepräfentantenhaufes erfordert würde — 
dod) wenigftens ungültig wäre, jobald das letztere geradezu erklärt, 
mit dem Inhalte dev getroffenen Vereinbarungen nicht einver- 
ftanden zu fein.” Das aber wäre in Wahrheit nichts als ein 
Trugſchluß: Der Präfident und Senat find — fofern ihnen das 
Recht zufteht, Verträge zu ſchließen — im eigentlichen Sinne des 
Wortes Träger der jouveriinen Negierungsgewalt, und die von 
ihnen in diefer Hinficht ausgehenden Acte darum der Zuftimmung 
von irgendeiner andern Seite her ſchlechthin überhoben; freilich 
lann von dem Repräfentantenhaufe mittelbar ein gewifjer Einfluß 
in dem Falle geiibt werden, daß die Stipulationen eines Vertrages 
zu Folgen führen, denen ſchließlich nur unter Beiftimmung jener 
Körperfchaft zu entſprechen ijt; wie das insbejondere 3. B. da 
zutreffen wird, wo zur Ausführung eines Vertrages die Auf- 
wendung ftaatlicher Geldmittel nothwendig ift. 


7 Bgl. Story, a. a. D,, $ 1838 jg; Wohl, a. a. D, ©. 260 fge 
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Eine ausdrüdliche Beſtimmung, welche das Repräfentantenhaus 
verhinderte, auf fold) mittelbare Weife die Erfüllung eines Ver- 
trage zu vereiteln, gibt e8 in der Conftitution freilid) nidt. 
Theovetifch gedacht, wäre aber ein derartiges Vorgehen entfchieden 
gejewidrig, denn durd) den Congreß, bei Ausübung der thm zu« 
jtehenden Befugniffe, gelangt ganz dicfelbe Staatsgewalt zum 
Ausdrude, welche bezüglid) des Vertragsrechtes durch den Präfi- 
denten und Senat dargejtellt wird; und es muß daher für durd)- 
aus unzuläffig angefehen werden, daß die, wenn aud) nur ideell 
einheitlide Staatsgewalt fid) in den von ihr ausgehenden Acten 
mit fic) felbft in Widerfprud febe.* Aus ganz denfelben Gründen 
ergibt fid) andererjeits, daß Präfident und Senat feinen Vertrag 
ſchließen dürfen, welcher beftehenden Gejeten etwa geradezu wider- 
Iprechen würde.’ 

Was die Aenderung, beziehungsweife Aufhebung be- 
ftehender Verträge anlangt, fo ijt Ear, daß diefe dem Ab- 
ſchluſſe ganz gleich ftehen, aljo nur durch den Präfidenten, mit 
und unter Zuftimmung einer Zwei-Drittel-Majorität im Senate, 


® Bol. Story, a. a. O., Bo. II, $. 1841, ©. 583 fg. Die Frage ift 
im Congres bei Gelegenheit des Vertrages mit England in den Sahren 1794 
und 1815 zur Sprade gefommen und hat denn hierbei aud) wirklich die im 
Zerte als einzig zuläffig bezeichnete Erledigung gefunden (vgl. die Anm. 
bei Story, ©. 584). Mllerdings hielt namentlid im erften Falle bas Haus 
der Repräfentanten principiel an dem Sage feft, daß es, wenn ein Vertrag 
zu feiner Ausführung eines oder mehrerer Geſetze bedürfe, das Recht habe, 
über die Thunlichkeit oder Unthunlichkeit foldjer Gefetse zu berathen und zu 
beichließen (Mohl, a. a. O., ©. 261 fg.). 

9 Es wird zwar vielfad) der Sat aufgeftellt: „A treaty may supersede 
a prior act of Congress‘ (vgl. Story, ©. 581, Anmerkung 1), aber der- 
felbe ift dod) mit höchſter VBorficht aufzunehmen. Daß durch einen fpätern 
Bertrag Beftimmungen eines frühern Gefeses hinfällig werden können, ver- 
ſteht fid) ja ganz von felbft; bedenklich ift nur, ob dies ohne weiteres durd) 
bloßen Beſchluß des Prafidenten und Senates gefihehen dürfe, oder ob nicht 
in diefem Falle die Zuftimmung des Repräfentantenhanfes hingutveten ınliffe ? 
Dies letztere iſt als unerläßliches ˖ Erforderniß anzufehen, denn ein beftehendes 
Geſetz fann durch gar nichts anderes aufgehoben werden, als durd) die Ueber- 
einkunft aller derjenigen Factoren, welche es gefdaffer haben. Wol aber 
faun man bier den Ausweg wählen, daß man nicht eine ausdritdlide zu- 
ftimmende Erflärung des Nepräfentantenhaufes erfordert, fondern diefe aud) 
ftilfchweigend für ertheilt anfieht, wenn nicht geradezu dem Abjchluffe des 
Bertrages widerfprodjen wird. 
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bewirkt werden können; daß fie aber unterbleiben müſſen, folange 
nm der Präfident oder eine Majorität des Senates in der ge- 
dachten Höhe fic) dafür entjcheidet. Allein es ijt in dieſer Be- 
ziehung nod) eine dritte Möglichkeit denkbar, welche mehr Schwie- 
tigfeiten bietet. Man fege den Fall, dag mit einer foldjen Ma- 
jorität beide Häufer des Congreffes wenn nicht geradezu fid) gegen 
einen beftehenden Vertrag erklären — wozu fie in diefer Form ent- 
ſchieden nicht berechtigt find — dennod) Geſetze paffiven, welche dem 
Inhalte eines folchen Vertrages widerfpredjen, der Präfident aber 
zu deffen Kündigung nicht bereit ijt. Die Verfaſſungsgeſchichte 
der ‚Vereinigten Staaten lieferte gerade in letter Zeit cin ſchla— 
gendes Beijpiel hierfür.) Als nämlich bei Verhandlung: der ſchon 
anderweitig beſprochenen Chinefenfrage der Congreß die Antis 
chinefenbill pajfirte, wurde darauf Hingewiefen, daß dieje gegen 
die Verträge der Union mit China aus den Jahren 1859 und 
1869 verftoße, und die Legislative darum gar nicht befugt fei, 
ſich mit dev Angelegenheit zu befafjen. Der Präfident belegte dic 
Bill mit feinem Veto, und diefe fiel, da fie die hiernach erforder: 
liche Zwei-Drittel-Majorität in beiden Häufern nicht erlangte. Wenn 
fie aber diefe Majorität erhalten Hätte, wäre dann der Präfident 
uod) im Stande gewejen, das ganze Gejet für nichtig zu erklären, 
da es fid) hierbei um die Aufhebung von Verträgen handle, die- 
jelbe aber ohne feinen Willen nicht vor fich gehen dürfe und ev 
jeine Zuftimmung verjage? Wolfte man dieſe Auffafjung gelten 
laſſen, jo könnte es fid) ereignen, daß der Legislative jede Be- 
fugniß genommen würde; und insbejondere wäre fie außer Stande, 
eine Kriegserflärung zu erlaffen, da durch eine foldje dod) alle 
mit dem betreffenden Staate beftehenden Verträge fuspendirt wer: 
den. Und fiderlid) Hat es nicht in der Abficht der Conftitution 
gelegen, dem Präfidenten, in welchem Falle-aud immer, gegen 
eine „derartig intenfive Aeußerung des Volfswillens” einen er— 
folgreichen Widerjtand zu geftatten. 

Man wird daher als Grundfag aufjtellen miijfen, daß, wie 
einerjeits das Nepräfentantenhaus für verpflichtet angejehen wer— 
den muß, alle Maßregeln zu bewilligen, welde zur Erfüllung 
verfafjungsmäßig abgefchloffener Staatsverträge unerläßlich find, 
jo der Präfident der Aenderung, beziehungsweife Aufhebung der- 
artiger Verträge zuftimmen müffe, wenn anders diefelben einer 
Zwei-Drittel-Majorität in beiden Häufern des Congrejjes misliebig 
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werden.!! Das find freilich nur Gedanken dev Wiffenfdaft, welche 
in der Conftitution feinerlet Anhalt finden, und gegen die zu ver- 
ſtoßen darum auch nicht als verfaffungsmwidrig bezeichnet werden 
fann; in jedem Falle aber miiffen alle diefe Ausführungen be- 
weifen, wie wenig zweckmäßig es fei, die Befugniß zum Abjchluffe 
von Staatsvertragen der Legislative zu benehmen und folchen 
Factoren anzuvertrauen, welche fic) möglicherweije im Widerfpruche 
mit jener befinden. 

Eine weitere Frage auf welche zu verweifen fein dürfte, tft 
die: Inwieweit der Präfident unter der nöthigen Zuftimmung des 
Senates befugt fet, das Recht des Vertragsabſchluſſes auf 
Andere zu übertragen? C8 bezieht fich diefe Frage nicht auf 
den Entwurf von Punftationen, welche einem Staatsvertrage regel» 
mäßig vorherzugehen pflegen, fondern auf die Bevollmächtigung 
beftimmter Perjonen, den Vertrag endgültig mit Vertretern einer 
auswärtigen Macht zu vereinbaren, fodaß eine Ratificirung der- 
felben nicht mehr zu erfolgen habe. Ein derartiges Verfahren 
muß für durdaus unftatthaft erklärt werden. Es finden bier 
wiederum die Grundſätze über ftaatsrechtliche Delegation Anwen— 
dung, wonad) die Ausübung eines Souveränetätsrechtes als ein 
jus personalissimum zu gelten hat, und aus denen im Laufe 
diefer Arbeit jchon mehrfach die Folge hergeleitet worden ijt, daß 
der Inhaber eines folchen Rechtes, foweit er daffelbe nicht perſön— 
lic) übt, doch beftändig in der Lage bleiben muß, den materiellen 
Inhalt der von feinem Vertreter als folden ausgehenden Chatig- 
feit zu beeinfluffen und diefer beziehungsweife feine Anerkennung 
zu verfagen. Es ijt alfo auch für die Gültigkeit eines Staats- 
vertrages erforderlich, daß der materielle Inhalt deffelben, fet 
es in einzelnen Punkten, fet es im großen und ganzen, von 
dent Präfidenten und einer Zwei-Drittel-Majorität des Senates 
genehmigt werde. 

Das Recht, Verträge mit auswärtigen Mächten zu fchließen, 


10 Der in der vorigen Anmerkung mitgetheilte Sat ift aud) umgekehrt 
ausgefprochen worden: „An act of Congress may supersede a prior treaty“ 
(vgl. Story, a. a. O.); diefer Sag darf unbebenflih als ridtig hinge— 
nomnıen werden und widerſpricht nicht der im Texte aufgeftellten Anficht, 
denn naturgemäß fann ein Gefes, welches gegen den Inhalt beftehender Ber- 
träge verftößt und dem Präfidenten misliebig ift, nur dann zu Stande fom- 
men, wenn es mit einer Zwei-Drittel-Majorität in beiden Hüufern ange- 
nommen wird. 
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ift begrifflich ein unmittelbarer Ausfluß der ftaatlidjen Souveränetät 
mit Hinficht auf den internationalen Verkehr. Da nun die Par- 
ticularjtaaten innerhalb der ihnen verfafjungsmäßig zugewiefenen 
Competens zweifelsohne jonverän find, müßte ihnen an fich ein 
gleiches Recht bezüglich aller Gegenftände zuftchen, welde in das 
Gebiet jener Competenz fallen. Andererjeits ift jedorh der Um- 
fang diefer {egtern jo abgegrenzt, daß damit von ſelbſt und 
ſchlechterdings jedwede Veranlafjung zu einem Pactiven mit frem- 
den Mächten ausgefchlofjen wird. Die Verforgung der Staats: 
zwede, foweit fic) bei derjelben eine derartige Veranlafjung bieten 
fan, fteht der Unionsregierung als folder zu, und diefe befitst 
daher das fragliche Recht ausjchliehlich nicht darum, weil fie allein 
fonverän ift, jondern weil fie allein in die Lage fommen fann, es 
zu üben. 

Was den „Abſchluß von Staatsverträgen unter den einzelnen 
Particnlarftaaten“ anlangt, fo ift ein folder aus ganz denfelben 
Gründen unausführbar. Man muß, wie ſchon öfter erwähnt 
worden ift, zugeben, daß diejelben rücjichtlih ihrer Sonderbefug- 
niffe, wenn nicht in einem geradezu völferrechtlichen, dod) ähn— 
fichen Berhäftniffe einander gegeniiberftehen; aber trogdem müſſen 
fie für ſchlechthin unfähig angefehen werden, irgendein Abkommen 
völkerrechtlicher Natur untereinander einzugehen, weil ihre Sou- 
veviinetiit fic) auf feinen Gegenſtand erſtreckt, welder als Subjtrat 
irgendeines derartigen Abkommens gedacht werden könnte, Alle 
jene Vorſchriften, welche die Conftitution in diefer Beziehung auf- 
ftellt, und merfwiürdigerweife fogar an verfchiedenen Stellen in 
beinahe den gleichen Worten wiederholt, ſprechen daher Lediglich 
die begriffliche Folge aus, welche fid) aus der vow ihr beliebten 
Vertheilung der Souveränetät unter die Unionsregierung einer- 
jeits und die Particularjtanten andererfeits ergibt; und ebenfo 
gut hätte auch nod) der Sa Erwähnung finden können, daß ein 
Vertrag zwifchen der Union und einem Particularftaate nicht zu— 
Läffig fei. Wol aber ergibt fic) für die Unionsregierung aus dem 
allen ein weiterer Fall der Prohibitivcompetenz infofern, als fie 
eine Reaction hat eintreten zu laſſen, wenn etwa die Gingelftaaten 
einmal fich einfallen Laffer würden, irgendeinen völlerrechtlichen 
Vertrag einzugehen, was immer zunächft der Inhalt defjelben auch 
fein möchte, 

I. Die Bermittelung des internationalen Verkehrs bedingt 
ferner für demjenigen, welchem fie obliegt, das Recht, Gefandte 
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fremder Mächte zu empfangen, beziehungsweife folde 
bei auswärtigen Staaten zu beglaubigen. Die einfchlä- 
gigen Berhältniffe bieten in einem Kinzelftaate faum nennens- 
werthe Schwierigfeiten dar; in zufammengefeßten Staaten freilich 
fünnen aud) bier der Bedenken genug entftehen. Soviel ift für 
Armerifa zunächft zweifellos feftgejtellt, daß der Präfident befugt 
ijt, alg Vertreter der Unionsregierung fremde Gefandte zu em- 
pfangen; andererfeits ift durch den Congreß im Wege der Geſetz— 
gebung feitzuftellen, bei welchen Mächten eine Vertretung der Ver- 
einigten Staaten ftattzufinden Habe, beziehungsweife wie biefe 
Bertretung zu organifiren jei? Das Recht, die Perfonlichfeiten 
der Bertreter zu ernennen, unterfcheidet fid) in nichts von dem 
PHVeamteten-Ernennungsredjte im allgemeinen, und ift- daher durd) 
den Präfidenten, mit und unter Beirath und Zuftimmung des 
Senates, auszuüben. Fraglich erfcheint nur, ob ein Particularftaat 
als folcher für ermächtigt gelten dürfe, mit dem Auslande in diplo- 
matifchen Verkehr zu treten? Ein ausdrüdliches Verbot enthält 
die Conjtitution in diefer Beziehung nicht; allein ganz abgefehen 
davon, daß ein Gefandtenaustaufch jedes vernünftigen Zweckes 
entbehren müßte, da ja, wie gezeigt wurde, den Particularftaaten 
jede Gelegenheit zu völferrechtlic) bindenden Abmachungen mit 
fremden Mächten genommen ift, muß derfelbe aud) aus politischen 
Gründen für fchlechterdings unftatthaft erklärt werden. Und in 
der That: fo vielfach) die Staatenrechtlerei in der Union fi zu 
völlig widerfinnigen Forderungen verftiegen hat, fie ift nie fo weit 
gefommen, jene Befugniß für die Einzeljtaaten in Anfprud zu 
nehmen oder gar praftifden Gebraud davon zu madden. Wie 
finnte aud) dem Auslande die Vorjtellung erhalten bleiben, daß 
ihm der zufammengefette Staat als ein politifches Ganze gegen- 
überftehe, wenn die Theile eine befondere Vertretung hätten, deren 
Beitrebungen vielleicht mit denen der Centralregierung geradezu 
in Widerfprud ftehen? Ein foldes Unterfangen hat fic) das 
Barticularintereffe erft in viel fpäter entftandenen Staatswefen 
gleichen Charakters herausgenommen, und aud) die neuere Wiffen- 
{daft erſt erwarb fid) das traurige Verdienft, die Nechtferti- 
gung eines derartigen politifch franfhaften Zuftandes verfucht zu 
haben. 

III. Das Gegenftüd zum Rechte des Vertragsabfchluffes bil- 
det das Recht der Kriegserflärung. Dies Ießtere aber ift nad 
der Conjtitution denjenigen Factoren vorbehalten worden, weldje 
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im allgemeinen Träger der Negierungsgewalt find. Das frag- 
liche Recht ftellt fic) allerdings als ein unmittelbarer und unter 
Umftänden als der wichtigfte, oder doch praftifd) bedeutſamſte Aus- 
Fluß diefer Gewalt dar. Dem gegenüber müfjen alle Sophifte- 
reien. zu Schanden werden, welche in Monardien, um der leicht- 
gläubigen Maffe einen jtets wirkfamen Köder Hinguwerfen, das 
Mecht der Kriegserklärung als eine Befugniß der Executive be 
zeichnen, bei der aus diefem Grunde die Mitwirkung der Parla- 
mente ſchlechthin überflüfjig wäre, Das freilich ijt eine andere 
Frage, ob diefes Souveränetätsrecht nicht zweckentſprechender von 
einer einzelnen Perfon geübt werde, ſodaß es in Staaten mit zu— 
ſammengeſetzter Regierung der ſchwerfälligen Berathung aller an 
der „Legislative betheiligten Factoren zu entziehen und dem 
raſchern Entjchluffe eines Individuums vorzubehalten fei? Die 
Beantwortung diefer Frage wird verjchieden lauten müffen, je 
nad) den Eigenheiten des conereten Falles, für welden fie zu er- 
theilen ijt. In allen denjenigen Staaten, deren geographifde 
Lage diefelben kriegeriſchen Angriffen von feiten fremder Mächte 
beſonders ausgeſetzt erſcheinen läßt, wird es faum angänglich fein, 
eine endgültige Kriegserflärung etwa von langwierigen parlamen- 
tarifhen Verhandlungen abhängig zu machen; in Staaten aber, 
welche unmittelbare und plöglihe Angriffe benachbarter Feinde 
nicht oder fam zu befürchten haben, gibt es ſchlechterdings Feine 
Beranlafjung, einem fo folgenfdweren Redjte gegenüber vow dent 
Grundſatze abzugehen, daß eine Mehrheit von Beſchließenden an 
fi) eine Gewähr für die Zwedmäßigfeit des Beſchluſſes bilde, 
Es war die Abficht der Männer, welche die Conjtitution von 
1787 ausarbeiten halfen, die Vereinigten Staaten möglichjt von 
jeder unmittelbaren Berührung mit dem Auslande fern zu Halten; 
das laſſen vor allen Dingen die Mahnungen erkennen, welche 
Wajhington in feiner Abfchiedsadrefje'! mit klaren Worten feinem 


1 Abgedrudt unter anderm bei Hidey, a. a. O., ©, 215 fg. Die ber 
züglichen Stellen, welche von zu großer Michtigfeit flix die amerikaniſchen 
Berhältniffe find, als daß fic ganz dürften mit Stillſchweigen tibergangen 
werden, lauten (Hidey, ©. 2%6): ,,.... nothing is more essential. than 
that permanent inveterate antipathies against particular nations, and 
passionate attachments for others, should be excluded; and that in 
place of them, just and amicable feelings towards all should be eulti- 
vated. The nation, which indulges towards another au habitual ha- 
tred, or an habitual fondness, is, in some degree, a slave.” ©, 228: 


4 
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Volke zurief, und welde im wefentliden dann aud) durch die That 
befolgt worden find. Freilich erſcheint e8 mehr als fraglih, ob 
man fic) bisher von einer „Großmachtspolitik“ in Würdigung 
jenes ebenfo weijen wie nachdrüdlichen Rathes oder mehr darum 
fern gehalten Hat, weil die innern politifchen Verhiltniffe des Lan- 
des und die daraus entftehenden Schwächen dejjelben es fchlechthin 
verbieten mußten, etwaigen Regungen internationalen Chrgeizes 
nachzugeben. Daß ein folcher Ehrgeiz in Amerika befteht, wird 
jeder erfennen, der fic) auch nur Furze Zeit im Lande aufgehalten 
hat; und fo wird diefes denn zukünftig in demjelben Maße mehr 
oder weniger in dem Concerte der Völker einen Ton anzugeben 
verfuchen, in welchem der innere Swift fic) vermindert, oder, wenn 
nicht verjtärkt, doch mit derfelben Heftigfeit wie bisher andauert. 
Die Verfaffer der Conjtitution haben einer übereilten oder gegen das 
wahre Sutereffe der Gefammtheit ausgejprochenen Kriegserflärung 
einen Riegel vorgefchoben, foweit das überhaupt in der Macht des Ge- 
jebgebers liegt, indem fie eben das fragliche Recht dem Congreffe 
borbehielten. Aber es tft das jicherlich ein fehr geringer Noth- 
behelf. Die Geſchichte beweift, daß demofratifche Völker, oder 
richtiger, die Parlamente jogenannter Demofratien, unter Um- 
ftänden von einer Kriegsluft befeelt find, gegen welche die Rampfes- 


++» Lhe great rule of conduct for us, in regard to foreign nations, 
is, in extending our commercial relations, to have with them as little 
political connexion as possible. So far as we have already formed engage- 
ments, let them be fulfilled with perfect good faith. Here let us stop... 

„Europe has a set of primary interests, which to us have none 
or a very remote relation. Hence she must be engaged in frequent 
controversies, the causes of which are essentially foreign to our con- 
cerns. Hence, therefore, it must be unwise in us to implicate our- 
selves, by artificial ties, in the ordinary vicissitudes of her politics, or 
the ordinary combinations and collisions of her friendships or enmities, 

„Our detached and distant situation invites and enables us to 
pursue a different course. If we remain one people, under an effi- 
cient Government, the period is not far off when we may defy ma- 
terial injury from external annoyance; when we may take such an 
attitude as will cause the neutrality we may at any time resolve upon, 
to be scrupulously respected; when belligerent nations, under the 
impossibility of making acquisitions upon us, will not lightly hazard 
the giving us provocation; when we may choose peace or war, as 
our interest, guided by justice, shall counsel.” Es ift das eine flare 
Anerkennung der Grundfäße, welche fpäter unter dem Ramen der „Monroe- 
Doctrin” jo berühmt geworden find. 
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ſucht der ehrgeizigiten Monarchen als jämmerliche Zaghaftigkeit 
erſcheinen muß. 

In Fällen eines vom Auslande her unternommenen Angriffs 
frieges würde es jelbjtverftändfic unmöglich, fein, die Abwehr von 
befonderer Autorijation des Congrefjes abhängig zu machen, Die 
„Suvafion“ fteht infofern der „Inſurrection“ gleich, und die bine 
ſichtlich der Leßtern maßgebenden Grundfäge Haben daher aud) hier 
plagzugreifen 2; die Unterdrüdung ciner Jnſurrection aber ijt 
zweifellos Aufgabe der Executive als ſolcher, da dieje ja für die 
Ausführung der Gejege, aljo and) für die Bejeitigung aller Hinz 
derniffe zu forgen hat, welde fic) jener Ausführung etwaigen 
Falles entgegenftellen, und zu denen der offene gewaltthätige Wider- 
ftand gegen die von dev Negierungsgewalt ausgehenden Mapregeln 
jelbftverftändfic und vor allen Dingen zu rechnen ift. 

IV. In Verfolg der übrigen, dem Congres verlichenen Bee 
fugniſſe mit Bezug auf den internationalen Verkehr, ift eine jehr 
umfafjende Regelung des Gefandten- und Conjulatswefens erfolgt.'* 
Bejonders hervorzuheben dürfte im Anfchluffe daran nod fein, 
daß das Recht der Gejandtenerterritorialität in jehr weitem Ume 
fange ebenfalls ſchon jehr früh ausdrücklich anerkannt wurde.'* 
Danad) wird jeder Proceß und jede executoriſche Maßregel von 
feiten eines amerifanifchen Gerichtes gegen einen bei den Vereinigten 
Staaten, beziehungsweije dem Präfidenten beglaubigten Gefandten 
einer fremden Nation oder feine Angehörigen oder feine Diener- 
ſchaft für nichtig und außerdem erklärt, daß jeder, welder eine 
derartige Maßregel als Partei, Ridjter, oder vollftrecender Be- 
amteter veranlagt oder ausführen Hilft, fid) „eine Verlegung des 


12 Bol. oben Kap. 11 bei Anmerkung 14. 
vised Statutes, Tit. XVII: „Diplomatie and consular 
officers! (Sect.1674 — 1752); ferner Zit, XLVII: „Foreign relations“ (Gect™ 
4062— 4130), und and) im Tit. XLVIII: „Commerce and navigation” und 
Bit. XLIX: „Regulation of vessels in foreign commerce". 

14 Sect. 4063 und 4064: ,, Whenever any writ of process is sued out 
or prosevuted by auy person in any court of the United States, or 
of a State, or by any judge or ji 1 
public minister of any foreign prin 
ceived as such by the President, or 
of any such minister, is arrested 
chattels are distrained, seized, or 
be deemed void.“ 


Sälief. 
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Bölferrechtes” zu Schulden fommen ligt, auf weldje eine nicht 
unbedeutende Strafe gefest worden ijt. 

Schließlich ijt noch Hervorzuheben, daß auf ein fehr ins Ein- 
zelne gehendes Prifenreglement unterm 30. Suni 1864'° erlaffen 
worden ift, auf das hier natürlich nicht näher eingegangen wer- 
den fann. | 


Einundzwanzigftes Kapitel. 
Die Land- und Seemacht. 


Da die Vereinigten Staaten als ein Ganzes in den inter- 
nationalen Berfehr eingetreten find, und die Regelung defjelben 
der Untonsregierung obliegt, muß diejelbe naturgemäß aud in 
der Lage fein, die Mittel zu handhaben, deren Verwendung diefer 
Verkehr unter Umständen erforderlich madt; e8 muß ihr mit an- 
dern Worten die Befugniß zuftehen, eine Land» und Seemacht zu 
unterhalten und für deren Organifation Sorge zu tragen. Sn 
Anerkennung diefes Grundjages ermächtigt denn die Conftitution 
den Congreß Art. I, Sect. VIII (12—16): Armeen auszuheben 
und zu unterhalten; für eine Flotte und deren Unterhaltung zu 
forgen; Reglements mit Bezug auf da8 Commando und die Or- 
ganifation der Land- und Seemadt zu erlaffen; alle Vorfehrungen 
“zu treffen, welche die Einberufung der Miliz ermöglichen (falls 
eine folche nöthig werden follte), um die Gefeße der Union zur 
Vollftredung zu bringen, Vollsaufftände zu unterdrüden und In— 
vafionen zurüdzufchlagen; ferner die Organifirung, Bewaffnung 
und Ausbildung der Miliz und das Commando derfelben vorzu- 
fehen, fofern fie im Dienfte der Vereinigten Staaten Verwendung 
findet; doch foll den bezüglichen Einzelftanten die Ernennung der 
Dffiziere und die Befugniß vorbehalten fein, die Miliz nach den 
vom Congreffe erlaffenen Reglements auszuüben.‘ ! 


15 Bal, „Revised Statutes’, Tit. LIV: „Prize (Gect. 4613—4652). 
1 „(The Congress shall have power): 
to raise and support armies... 
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Art. I, Sect. X (2), befagt: „Kein Staat foll ohne Zuftim- 
mung des Congreffes Truppen oder Kriegsschiffe in Friedens- 
zeiten halten, oder fic) in Krieg einlaflen, außer im Kalle einer 
Snvajion oder bei jo drohender Gefahr, daß ein Auffchub (etwaigen 
Angriffes) unzuläffig ift.? 

Die ganze Gace ift hiernach nicht jo einfad. Zunächſt muf 
itreng geichieden werden zwifchen der eigentlichen Land» und See- 
macht einerfeit8 und der Miliz amndererfeits. Was die legtere 
anbetrifft, fo hat der Congreß nur die nöthigen Neglements über 
Eintheilung, Bewaffnung und Ausübung derfelben aufzustellen, 
während e8 nad) dem Wortlaute der Conftitution ganz und gar 
dem Grmeffen der Einzelitaaten überlaffen ift, ob und inwieweit 
eine Miliz überhaupt vorhanden fein folle. In Uebereinftimmung 
mit diefer Anficht befindet fir) denn auch das Geſetz, welches der 
Congreß mit Rüdfiht auf den Hier fraglichen Gegenftand fehon 
fehy früh (am 8. Mai 1792) erlaffen hat und das im wefent- 
lichen nod) jest in Geltung ift.? Sn demfelben wird zunädjit be- 
ftimmt, daß jeder Törperlih tauglihe Dann zwifchen dem 18. 
und 45. Lebensjahre in die Stammrollen der Miliz aufzunehmen 
feit; dann folgen einige, nach den Begriffen der heutigen Zeit 
etwas komiſch wirkende Vorfchriften über die Bewaffnung der 
Miliz’, und im Anjchluffe hieran wird aufgezählt, wer vom 
Dienfte in derfelben Loszufprechen fet; dahin find zu rechnen: 
Eongreßmitglieder, Steuer» und Poftbeamtete, Seeleute der Kauf— 
fahrteifchiffe u. f. w., endlich aud) alle diejenigen, welche jest 
oder Später durch die Gefebe der bezüglidhen Einzel: 
staaten von dem Milizdienfte befreit werden follten.® 


to provide and maintain a navy 
to make rules for the government and regulation of the 
land and naval forces 
to provide for calling forth the militia to execute the laws 
of the Union suppress insurrections and repel invasions.‘ 
2 No State shall, without the consent of the Congress, ... keep troops 
or ships of war in time of peace,... or engage in war, unless actually 
invaded, or in such imminent danger as will not admit of delay.” 
3 Bal. „Revised Statutes", Tit. XVI: „The militia’. 
4 Sect. 1625. 
5 Sect. 1628. 1632. 
6 Sect. 1629 i. f. lautet: ,,.... all persons who now are or may 
hereafter be exempted by the laws of the respective States, shall be 


17* 
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Danad find die lektern offenbar in der Lage, eine Miliz über- 
haupt nicht zu ftellen, indem fie gejeglic jeden Bürger vom 
Dienfte in derjelben entbinden. Manche lefen freilich dem gegen- 
über aus der Conftitution heraus, daß jeder Staat eine Miliz, 
gleichviel in welchem Umfange, befigen müſſe. Auf diefe Fragen 
näher einzugehen ift jedoch Hier nicht der Ort und fdeint aud 
infofern überflüffig, als Heutzutage jeder Staat eine Miliz hält, 
und andererfeitS auch unverkennbar auf diejelbe foviel Sorgfalt 
als möglich zu verwenden pflegt. 

Was dagegen die eigentliche Land: und Seemadjt betrifft, fo 
befteht diejelbe aus regulären in Gold genommenen Zruppen, 
deren Friedensſtärke eine außerordentlich geringe ijt’; diejelben 
finden ihre Verwendung Hauptfählih in den Indianerfämpfen, 
welche freilich bald zu endgültigem Abfchluffe gelangt fein werden. 

Verfaffungsredhtlidh von mehr Wichtigkeit als das Vorgetragene 
ift e8 jedoch, zu unterfuden, ob, beziehungsweife inwiefern die 
Einzelitaaten befugt find, von ihren Milizen Gebraudy zu machen, 
Truppen auszurüften und Krieg zu führen? Man hat hierbei 
zu unterjcheiden zwijchen der Abwehr innerer und der Abwehr 
äußerer Feinde. Was den letzten Punkt anbetrifft, fo gibt es be- 
grifflich feinen ‚Krieg gegen einen Barticularftaat oder Angriff 
auf das Gebiet deſſelben“; jeder derartige Krieg oder Angriff ift 
vielmehr anzufehen, wie wenn er gegen die Union als folde ge- 
richtet wäre, denn nad) den Ausführungen des vorigen Kapitels 
find die Vereinigten Staaten dem Auslande als ein untheilbares 
Ganze gegenüber getreten und haben darum das ‚Gebiet der 
Union” — welches in diefer Hinficht nur zufällig auch immer 
dasjenige eines Cingelftaates ijt — vor jeder Beeinträchtigung zu 
ihügen; daher dürfen denn die Cingelftaaten auf eigene Hand 
feinen Krieg führen, wenn wicht „eine Svafion oder drohende Ge- 
fahr vorliegt, deren Abwendung einen Act der Nothwehr bildet”. 
In folden Fällen haben diefelben das Recht, ihre Milizen eingu- 
berufen, ja felbjt Zruppen und Kriegsichiffe auszurüften und einer 
jelbftändigen Oberleitung zu unterftellen; aber fie Handeln in diefer 
Hinficht dod) immer nur als DBertreter, rerum gestores, der 


— 


exempted from militia duty, notwithstanding their being above the 
age of eighteen and under the age of forty five years.” 
7 „Revised Statutes’, Tit. XIV: „The army“. 
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Union, fodaß wenn diefe letztere in der Lage ift, ihrerfeits einzu— 
greifen, die Milizen und etwaigen Truppen des Einzelftantes an- 
zufehen find als befindlic im Dienfte der Union und diefer, bee 
ziehungsweife dem von ihr ernannten Befehlshaber Gehorſam 
ſchulden, wie fie denn überhaupt ganz nad) deren Ermefjen zu 
entlaffen, beziehungsweife zu verwenden find. 

Anders, foweit es fic) um die Abwehr innerer Feinde hanz 
delt. Seder Particularftaat fteht in feiner Sphäre vollfommen 
felbjtindig da und muß daher die Mittel befigen, feinerfeits fet- 
nen Gejegen zur Geltung zu verhelfen, wie die Unionsregierung 
die Mittel Hat, den ihrigen Anſehen zu verſchaffen. Zu diejen 
Mitteln des Einzelftantes gehört, nach Auffafjung der Conjtitution, 
feine Miliz, welche er eben darum zur Befeitigung eines etwaigen 
Widerftandes gegen die Acte feiner Regierung in ganz der Weife 
verwenden darf, wie die Union beredjtigt ift, von dem Dienfte 
ſämmtlicher Milizen, beziehungsweife des ftehenden Heeres zur 
Unterdrüdung, beziehungsweife Verhinderung eines Widerftandes 
gegen die von ihr ausgehenden Geſetze Gebrauch zu machen. 

Auflehnungen gegen die Regierung eines Einzelftaates nieder 
zuhalten, ijt Lediglich Sache des letztern, und die Union nur auf 
Anfuden der Legislatur, oder wenn dieje nit berufen 
werden fann, der Executive in dem betreffenden Staate, 
berechtigt, beziehungsweife verpflichtet, in foldhem Falle ihrerfeits 
einzugreifen® und einen Theil der Miliz aus andern Staaten 
oder des Unionsheeres zur Verfügung zu ftellen? Ohne ein 
solches Anfuchen Hat die Unionsregierung grundſätzlich nicht das 
Recht, fic) in die Verhäftniffe der Einzelftaaten zu mifden. So 
weit entfpricht die Sache ftreng dem theoretifchen Denken; thats 
ſächlich aber werden die Verhäftnifje felten fo liegen, daß man 
jenes Princip der Nidjtintervention aufrecht erhalten fann. Nad 
dem ganzen Wefen eines zufammengefegten Staates wird es in 
den meijten Fälfen ſchwer halten, zwifchen einem Widerjtande 
gegen eine der Particularregierungen und einem folhen gegen die 
Unionsregierung zu unterjcheiden. Wenn die Autorität dev erftern 


* Art, IV, Sect. IV: „The United States... shall protect each of 
them (of the States) against invasion, and, on application of the legis- 
lature, or of the exeentive (when the legislature cannot be convened) 
against domestic violence." 

9 Bgl, „Revised Statutes, Scet, 5297, 
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erjchüttert ijt, wird e8 fajt immer and) unmöglid) fein, in dem 
betreffenden Staate dic Gefese der Union zur Vollftredung zu 
bringen, mit andern Worten: die legtere wird fid) in folchen 
Fällen veranlagt finden müffen, ohne, ja vielleicht gegen den Willen 
der Einzelftaaten fic) mit den Verhältniffen der lettern zu be- 
faffen; glaubt fic) die Unionsregierung hierzu aus den angedeu- 
teten Gründen berechtigt, beziehungsweife verpflichtet, jo find wie- 
derum nicht nur ihre eigenen Truppen, fondern aud) die Meili; 
des betreffenden Staates und die etwa aufgerufene Miliz der 
andern Staaten, ähnlih wie im Falle eines Krieges, anzufehen 
alg im Dienfte der Union befindlich, wenigftens folange, bis die 
Vollftredung der Unionsgefebe in dem aufftändifchen Gebiete nicht 
mehr gefährdet ericheint. 

Schließlich ift Hier noch auf eine formelle Vorichrift zu ver- 
weijen, welche die Conftitution dem Kongreß in Hinficht auf die 
Geſetzgebung über das Heer- und Marinewejen ertheilt. Es heißt 
Art. III der Amendements: ‚Ein Soldat joll in Friedenszeiten 
in feinem Privathaufe ohne Einwilligung des Cigenthiimers, und 
in Rriegszeiten nur nad) Reglements einquartiert werden, welche 
durch Geſetz feitzuftellen find.‘ 10 

Als man diefe Beftimmung traf, fah man diefelbe, wie jo 
viele andere, für das nothwendige Ergebniß derjenigen Anschauungen 
an, welche damals über die „Meenfchenrechte” allgemein in Umlauf 
waren; daß zu den „Menſchenrechten“ aud) die Freiheit von der 
Einquartierungslaft gehört, möchte an ſich von mandem billiger- 
weife bezweifelt werden, aber für Wmerifa wenigitens folgt das 
insbefondere aus der Stellung des Art. III unter den erften 
Artikeln der Wmendements ganz unzweideutig; man imag jedod) 
die theoretifchen Erwägungen, welche dem Artikel zu Grunde lagen, 
als treffend anerkennen oder nicht, von rein praftiichem Stand- 
punkte ausgehend wird man denjelben den Vorzug der Zwed- 
mäßigfeit und Billigfeit nicht-verfagen können. 

Die gefammten Einrichtungen des Heer: und Marinewejens 
in der Union erfcheinen befonders für denjenigen, welcher an die 
Berhältniffe der europäifchen Militärftaaten gewöhnt ift, aufer- 
ordentlich mangelhaft. Allein es tft ſchon mehrfad, darauf hin- 


10 No soldier shall, in time of peace, be quartered in any house 
without the consent of the owner, nor in time of war but in a man- 
ner to be,presoribed by law.‘ 


Die Land- und Seemacht. 263 


gebeutet worden, fiir ein wie großes Glück es zu betrachten fei, 
daß die Republif ihre Kräfte in der Unterhaltung einer großen 
ftehenden Armee nicht zu verzehren braucht. Die wunderbare Leichtig- 
feit, mit welder die Vereinigten Staaten ihre ungeheuere Schuld 
in verhäftnigmäßig furger Zeit zum großen Theile abgetragen haben, 
ift nicht gum Geringften auf Rechnung jenes Umftandes zu 
fegen; aber anbdererfeits Legt dod) auc) der große Krieg, welden 
die Amerikaner untereinander um die Aufhebung der Sklaverei 
geführt haben, ein bevedtes Zeugnif von der gewaltigen Wehrkraft 
des Landes ab, welche fic) in glänzender Weife bewährte, ohne 
durch eine Lange Friegerifche Erziehung des Volkes gewedt oder 
gejtärkt worden zu fein, Man follte an dem Studium des un- 
vergepliden Kampfes nicht vorübergehen, ohne fid) die Frage vor- 
zulegen, welcher Zeit und welcher Mittel die Schulung einer Armee 
bedürfe, um diejer, unter Rüdficht auf alle Erfindungen der neuern 
Kriegswiffenfchaft, eine erfolgreiche taktifche Verwendbarkeit zu 
fihern? 


Zweiundzwanzigſtes Kapitel. 
Die Oberhoheit zur See. 


Den Vereinigten Staaten gebührt die Oberhoheit zur See, 
foweit die Legtere nad) den allgemeinen Grundfägen des Völker— 
rechtes der Aufficht der durch fie begrenzten Staaten überhaupt 
unterfteht. Diefer Sag ift einfach zu begründen; zunächſt tritt 
die Union als ein einheitliches Ganze wie allen Staaten und 
Perfonen, welche ihr nicht Botmäßigkeit ſchulden, fo aud) allem 
Raume gegenüber, welcher außerhafb des von ihrer Regierungs- 
gewalt betroffenen Landgebietes belegen ijt; und fodann bildet die 
See dag wefentlichſte Mittel für den Handefsverfehr der durd fie 
umfchloffenen Länder. Die Regelung aller dicjen Verkehr betref- 

"fenden Gerhiltniffe ijt aber, wie man gejehen hat, eine der prat- 
tifch. wichtigſten Befugniffe, welde der Unionsregierung zuerkannt 
worden find. R 

Daher erklärt es fi denn zunächſt, daß die Surisdiction der 
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Bereinigten Staaten fi), wie man ſpäter noch näher erfehen wird, 
auf alle Fälle der Admiralitäts- und Seegerichtsbarfeit erjtredt!; 
ferner hat, in Ausübung feiner Kompetenz, der Congreß alles, 
was mit dem Seeverfehr in Zufammenhang fteht, der eingehendften 
Sefeßgebung unterzogen, und auf diefe Weife eine fehr umfaffende 
Seepolizeiordnung gefdaffen.? Und endlich verfügt, im 5 
des foeben entwickelten Gedankenganges die Conſtitution in Art. I 
Sect. VIII (10): daß der Congreß befugt fein folle, alle See- 
ränbereien und fonftigen auf hoher Gee begangenen Verbrechen 
zu beftimmen und mit Strafe zu bedrohen.? 

Auf Grund diefer Beftimmung ift aud ein entfprechendes 
Strafgejeß* erlaffen worden, wonad) jede Seeräuberei, ſoweit 
fie vor einem Gerichtshofe der Union zur Sprache gebradt 
werden Fann, mit dem Zode gefühnt werden foll. 


Dreiundzwanzigſtes Kapitel. 
Die Infizhoheit.' 


Der Art. III der Conftitution Handelt von der „judicial 
power” der Vereinigten Staaten, d. 5. von der Buftizhobeit der 
Unionsregierung. Es ift fdon an anderer Stelle darauf hinge- 


1 Bgl. unten Kap. 23 unter Mr. 11. 

2 Rgl. „Revised Statutes”, Tit. XLVIII: ,, Regulation of commerce 
and navigation’; Zit. XLIX: „Regulation of vessels in foreign com- 
merce’; Sit. L: „Regulation of vessels in domestic commerce"; 
Sit. LI: „Regulation of steam-vessels'’; Tit. LV: „Lights and buoys"; 
Tit. LVI: „Coast-survey”. 

3 „(The Congress shall have power) to define and punish piracies 
and felonies committed on the high seas, and offences against the 
law of nations.” 

* Tit. XLVIII, Chapt. VIII: „Regulations for the suppression of 
piracies‘‘; Tit. LXX, „Crimes‘ (Sect. 5368): „Every person, who on thes 
high seas commits the crime of piracy, as defined by the law of na- 
tions and is afterward brought into or found in the United States 
shall suffer death.‘ ; 

1 Bgl. unter anderm ©. Th. Tittmann, „Weber Gerichtsverfafjung, 
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wiefen worden, daß zu der Zeit, da die amerikaniſche Verfaffung 
entftand, die verhängnißvolle Lehre von der Theilung der Gewalten 
in hohem Anfehen war, und an ihr zu zweifeln für eine Sünde 
gegen den heifigen Geift der Stantswiffenfchaft galt. Die An- 
ſchauung, von welder die Verfaffer des Grundgejeges mit Bezug 
auf die einſchlägigen Verhiltniffe ausgingen, gehört demgemäß zu 
den dunfelften Punkten ihres ganzen Werkes und wirft ihre Schat- 
ten bis im die heutige Zeit hinein. Noch jetzt ift e8 die Meinung 
dev meiften amerifanifhen Juriſten, daß das Unionsobergericht, 
als der eigentliche Träger jener Iuftizhoheit, der Legislative gleich- 
berechtigt gegemüberjtehe. Man findet die Begründung diefer An— 
fiht in dev Faffung des Gefeges ſelbſt, welches allerdings die 
„geſetzgebende“ und „richterfiche Gewalt“ fo nebeneinanderftellt, 
als ob beide gleich originäre Befugniffe beſüßen. Das Verhältniß 
der „gejeßgebenden” zur „richterlichen“ ftellt fic) aber in Wahr- 
heit gar nicht anders, wie das der erftern zur, „ausführenden‘ 
Gewalt. Wie die Befugniffe diefer letztern, fo find and) dies 
jenigen der richterlichen Gewalt Lediglich abzuleiten aus dem 
Willen der Legislative; die Factoren, welche die legtern bilden, 
find die thatfächlichen und rechtlichen Träger der Souveränetät, 
und fie wären darum, wie fehon oben behauptet wurde, am fich 
fähig, nicht nur Gefete zu erlaffen, fondern zugleid, auszuführen; 
zur Ausführung der Geſetze gehört aber auch die Anwendung der- 
felben auf jeden einzelnen Fall, foweit fie fic) der Natur der 
Sache nach in den Formen eines gevichtfichen Verfahrens bewegen 
muß. Die Iurisdictton ijt alfo nichts als ein Theil der „Exe- 
cutive’, wenn ihr freilich auc ganz andere Gefihtspunfte als der 
Thätigfeit der Staatsverwaltung im übrigen zu Grumde zu legen 
find; und, wer immer berufen fein mag fie zu üben, handelt 
jedenfalls nur als ,,Delegatar” der Legislative. 

Genauer zugefehen, läßt fic) denn and) diefe Auffafjung mit 
der Conftitution jehr wohl in Einklang bringen. Zunächft näm- 
lich fteht dem Präfidenten, als dem Träger der Executive, bes 
jiehungsweife mit und unter Zuftimmung des Senates, das Recht 
zu, die Richter zu ernennen gleich allen übrigen Beamteten; und 
wenn er es verabfäumt, cine erledigte Nichterftelle zu befegen, 
oder wenn ex nachweisbar mit Bewußtfein untauglide Perfonen 
Strafrecht und Sirafprocef in den Vereinigten Staaten von Nordamerika’ 
(Dresden und Leipzig, Arnoldiſche Buchhandlung, 1849). 
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zu Richtern ernennt, trifft ihm ebenfo gut eine Verantwortung 
für die mangelhafte Handhabung der Juſtiz, wie da, wo eine 
Unzulänglichleit in der Ausführung der Gefeße fonft zu Tage 
tritt. Das Heißt aber nichts anderes, als daß in dem Juris- 
dictionsapparate ebenfalls nur eine Thätigkeit der Executive zum 
Ausdrude gelangt, welche fic) von diefer lediglich, wie bereits be- 
merkt wurde, durch die Form und die maßgebenden Principien 
unterfcheidet. 

Ferner heißt e in Sect. II (2) diejes Artikels, daß das Unions- 
obergeriht in gewiffer Fällen Appellationsgerichtsbarfeit haben 
folle, mit foldjen Ausnahmen und unter folden nähern Voraus- 
fegungen, wie fie der Congreß feftzuftellen beliebt. Wenn aber 
wirklich die Befuguiffe dieſes Gerichtshofes gleich originäre wären, 
wie diejenigen der Legislative, wie Fönnte die lettere ermächtigt 
werden, diefe Befugniffe ganz nach Gutdünfen zu befchränfen oder 
zu erweitern? In der That, der ganze Art. LIL, foweit er fid 
auf die Competen; des Obergeridtes und der fonjtigen Gerichts- 
höfe bezieht, enthält nur eine der formellen Vorfchriften, an wel- 
hen die Conftitution ja fo reich ift, d. H. eine Anweiſung an die 
Legislative, wie fie den ProceRgang einrichten folle, in welchem 
die Erledigung aller Mechtsftreitigfeiten vor fic) zu gehen Hat, 
foweit folche zu entjcheiden nach Sect. II diejes Artikels für eine 
Befugniß der Unionsregierung in materieller Hinficht erklärt wird. 

Hält man diefe Gefihtspunfte feit, fo muß man allerdings 
die Stellung der Gerichte im allgemeinen und befonders des Ober- 
gerichtes anders auffaffen, als die amerifanijde Iurisprudenz. 
Diefe folgert aus der Gleidjtellung der „legislativen“ und „richter- 
lichen’ Gewalt die Befugnif des Obergerichtes, alle vom Kongreß 
ausgehenden Gefege betreffenden Falles für verfaffungswidrig zu 
erklären; ift man dagegen der Anficht, dak die vichterliche Thätig- 
feit fic) auf cine Delegation von feiten der Legislative gründe, fo 
darf man diefe Befugniß nicht zugeben. Zwar finnte aud in 
dieſem Falle noch gejagt werden, da cine Delegation von feiten 
der ‚Legislative‘ nur dann vorliege, wenn die an derfelben be- 
theiligten Factoren ihren Delegataren joldje Anweifungen ertheilen, 
welche mit der Verfaffung in Uebcreinftimmung ftehen, und da- 
rum die unbedingte Anerkennung der von jenen Factoren aufge- 
jtellten Grundſätze noch feineswegs geboten fei. Allein diefer 
Gedaufengang ift nur dann zutreffend, wenn man die gefammte 
Staatsrechtswiffenihaft zu einem bloßen Spiele mit Begriffen 
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herabjegen will, Ebenjo gut könnte man dem Präfidenten das 
Recht zufprechen, die Ausführung folder Gefege, welche dev Con- 
greß vorſchriftsmäßig beſchloſſen Hat, zu unterlaffen, weil diefelben 
verfaffungswidrig feien, und das möchte ernſtlich faum von jeman- 
dem für zuläffig erachtet werden. Soll der ftaatliche Organismus 
nicht von Grund auf erfchüttert werden, jo muß der Sat gelten, 
daß im öffentlichen Rechte der Delegatar jeder Anweifung Folge 
zu Teiften hat, welche ihm von der Perfon des Delegivenden 
ertheilt wird, und nicht zu prüfen befugt ift, ob diefe Anmweifung 
aud mit den fahlihen Rückſichten übereinſtimmt, nach welchen 
der Delegivende etwa auf Grund der Verfafjung oder Gefege feine 
Thitigteit einzurichten Hat. Nun ift alferdings ſchon an anderer 
Stelle darauf Hingewiejen worden, daß das amerifanifche Staats- 
recht feicht geneigt ift, von dem aufgeftelften Sage abzugehen?; 
und unter Umftänden kann das aus Zwedmäßigkeitsrüdjichten 
aud) gerechtfertigt erſcheinen. Immerhin ift in jeder Abweichung 
eine Ausnahmebeftimmung gelegen, welche auf die hier fraglichen 
Verhiltniffe in Anwendung zu bringen fchlechterdings feine Ver— 
anfafjung vorliegt. Man mag fic) übrigens der foeben ent- 
widelten theoretifden Auffaffung der Sache gegenüber ver 
halten wie man will, man muß jedenfalls aus rein praftifchen 
Gründen zu ganz dem gleichen Ergebnifje gelangen: Es ift ja, 
um gleich bei Amerifa zu bleiben, ganz zweifellos, daß der Con- 
greß ein Geſetz machen fünne, welches gegen die Eonftitution ver- 
stößt. Aber ift nicht auch denkbar, daß das Unionsobergericht 
ein verfaffungsmäßiges Gejeg für verfaffungswidrig erflärt und 
umgekehrt? Ein Irrthum mit Bezug auf die Verfaffungsmäßig- 
feit eines Geſetzes ift alfo auf beiden Seiten denkbar; und da 
naturgemäß dod) auf einer derfelben die ſchließliche Entſcheidung 
bleiben muß, hat man diefelbe demjenigen Factor zuzuſprechen, 
bei welchem man fid) am wenigiten jenes Srvthums verfehen Kann. 
Nun pflegt allerdings gerade in meuefter Zeit die Behauptung 
aufgeftelft zu werden, daß zur Entjcheidung vehtlicher wie poli— 
tifcher Fragen ein „Gericht“ — im eigentlichen Sinne diefes Wor- 
tes — am tauglichften fei. Die Vertreter des „Rechtsſtaates“ 
wollen alles, jelbft die Erledigung rein adminijtrativer Angelegen- 
heiten, auf einen regelmäßigen Procefweg verweifen. Dagegen 
ift aud) im allgemeinen Faum etwas einzuwenden; aber die Rechts? 


2 Bgl, oben Kap. 18 unter II. 
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beftändigfeit folder Acte, welche von den Trägern der Souveräne- 
tät felbjt und unmittelbar ausgehen, noch einer gerichtlichen Prü- 
fung unterwerfen zu wollen, heißt den Begriff des Rechtsftaates 
zu weit treiben. Es fann wol zwedentfprechend fein, daß ein 
Gerichtshof über die Zuläffigfeit, beziehungsweife Rechtsbeſtändig— 
feit gewiljer Verfügungen, welche von einer Verwaltungsbehörde 
getroffen werden, nachträglich zu urtheilen habe; aber wen will 
man für geeigneter halten die Verfaffung auszulegen: zwei Rir- 
perfdaften, wie fie in den neuern conjtitutionellen Staaten die 
Parlamente zu bilden pflegen, oder einem Gerichtshof, fo forg- 
fältig auch immer bet deffen Befegung mag verfahren werden? 
Bietet das Unionsobergeriht, weldes im beiten Fall aus neun 
von dem PBrafidenten und Senate ernannten Beamteten bejteht, 
mehr Gewähr, fic) ftreng an die Vorſchriften der Conjtitution zu 
halten und diefe treffend zu deuten, als der „Congreß der Ver— 
einigten Staaten“, der von dem „Volke der Republik“ gewählt 
und unter deſſen Mitgliedern dod) eine große Zahl politifch fähiger 
und juriftifch gefchulter Männer vorauszufegen ift? Oder zum 
minbdeften, auf welcher diejer beiden Seiten ijt, nad) dem ganzen 
Geijte der Conftitution, eine größere Fühlung mit der letztern zu 
vermuthen? Und doch foll, wie man fich vielfach ausdrüdt, das 
Obergeridjt vorhanden fein, um die Verfaffung gegen „etwaige 
Uebertretungen von feiten des Congreſſes“ zu ſchützen? Das 
wäre ein fchledhter Ausweg, welchen die Conftitution gewählt hätte, 
um fic) felbft voll und ganz zur Geltung zu bringen. Dann 
wäre e8 richtiger gewefen, die Staatögewalt in andere Hände als 
diejenigen des Senates und Kepräfentantenhaufes zu legen. Diefen 
beiden einen Meifter zu fewer, ift in jedem Galle verfehlt, aber 
ganz insbefondere dann, wenn man dazu einen „Gerichtshof“ be- 
ruft. Soviel fteht doch feft, daß ein folder mur in Thatigheit 
tritt, wenn er von Privatparteien angegangen wird; er Tann 
alfo die Conftitution gegen eine ‚Vergewaltigung‘ des Congreffes 
nur dann fchüßen, wenn ein concreter Fall feiner Prüfung unter- 
breitet wird, und das heißt, ftreng genommen, wiederum nichts 
anderes, als daß das Beſtehen gewiffer Geſetze in die Wilffür 
einzelner Bürger gelegt ift, beziehungsweife durd einen Come 
promiß folder untereinander gefichert werden Tann. Und weiter 
nod: Wenn das Obergericht ein Geſetz für verfafjungswidrig er- 
Härt, wird daffelbe damit ipso jure und ganz im allgemeinen 
nichtig, oder nur in den einzelnen Fällen wirkungslos, auf welche 
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es Anwendung findet, und die der Entjheidung jenes Gerichts- 
Hofes unterbreitet werden? Nimmt man das letztere an, fo fann 
es fic) ereignen, daß bejtimmte Maßregeln als geſetzmäßig gegen 
den einen zur Ausführung gebracht werden, gegen den andern 
nicht; das Hinge ganz davon ab, ob jemand im Stande ijt, die 
Koften eines Proceffes zu zahlen, und bei der geradezu unfinnigen 
Teuerung, mit welder die Procepfiihrung in den Vereinigten 
Staaten verbunden ift, müjjen jehr viele auf die Verfolgung ihres 
guten Rechtes Verzicht leiften. Aber aud) wenn man glaubt, daß 
eine Entfcheidung des Obergerichts ein Gefeg betreffenden Falles 
ganz im allgemeinen hinfällig zu maden vermag, bleiben Mis— 
ftände denkbar, welde in Amerika thatſächlich hier und da ge- 
fühlt werden. Bei den meiften Gefegen wird ja ein Zweifel über 
ihre Verfaffungsmäßigfeit kaum vorhanden fein; wenn aber ein 
folder einmal vorliegt, dann herrſcht eine Unficherheit des Nechte- 
zuftandes, welche ſchwer glanblic) erjcheint. 3. B. die wichtige, 
ſchon anderwärts genauer befprochene Frage, ob die Unionsregie- 
rung zur Ausgabe von Papiergeld berechtigt fei, ſchwebt feit mehr 
denn funfzehn Sahren. Inzwifchen ijt während des Seceffions- 
frieges die befannte Notenemiffion erfolgt und der Legal-Tender- 
act erlaffen worden. Seder fteht zweifelnd vor diejen Thatjachen 
und erwartet mit Spannung eine endgültige Entſcheidung des 
Obergerichtes. Wenn diejes geſprochen hat, ift die Sache zum 
Abſchluſſe gelangt; aber ein folder Spruch fehlt, weil bisher nod 
durd) feinen Proceß dazu Veranlaffung gegeben worden ijt, Und 
doch, welche weitgreifenden und ſchwerwiegenden Folgen laſſen fic 
denken, wenn der Congres wirklich jene Befugniß befigt und von 
ihr nad) allen Seiten Hin fpäter vielleicht einmal Gebraud macht! 
Diefe Gedanken können hier nicht näher ausgeführt werden; dürf- 
ten dod) durch das Gefagte ſchon zur Genüge die Exgebniffe ges 
keunzeichnet fein, zu welchen e8 führt, wenn man den Gerichten 
| geftattet, die Verfafjungsmäßigfeit der Geſetze hinſichtlich ihres 
Suhaltes zu prüfen. Mag man einen derartigen Zuſtand als 3 
bejte Schutzwehr bürgerlicher Freiheit preifen, 
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Anſpruch nimmt, alle an der Legislative verfajfungsmigig be- 
theiligten Factoren mitgewirkt haben; andererfeitS ob gewiſſe, von 
der Erecutive ausgehenden Verfügungen folche Gegenftinde be- 
rühren, welde verfafjungemäßig durch ein Gejet geregelt werden 
müffen, und ob fie infolge deffen ungültig jeten oder nit? — 
Man fann zum Wohle der Vereinigten Staaten nur winfchen, 
daß fie fich entfchließen mögen, in Zukunft den gleihen Stand- 
punkt einzunehmen. Sobald die Legislative durch einen beſtimm— 
ten Act die Verfaffung verlegt, wird namentlich in Landern mit 
dem politifden Charakter Amerikas die öffentliche Meinung gegen 
ein derartiges Vergehen fi) mit fo gewaltigem Nachdrucke erheben, 
daß ſchon darin eine genügende Schußwehr des Grundgefeßes ge- 
funden werden fann. Es würde in allen folden Fällen dem Con- 
greß gar nichts anderes übrigbleiben, als durch ein fpätere8 Ge- 
feß das frühere wieder aufzuheben, und fo dem Anfehen der Con- 
ftitution Geniige zu thun. Dagegen darf nicht geltend gemacht 
werden, daß die Conftitution nothwendigerweife ein anderes be- 
dinge. Es mag fein, daß man bet Abfaffung derfelben von den 
Gedanken ausgegangen ijt, welche nod) augenblidlid die ameri- 
fanifche Theorie wie Praxis beherrfchen, aber einen Ausdruck, 
welcher jchlechterdings die Geftaltung des fraglichen Verhiltniffes 
in anderer Weife ausfchließt, haben fie in dem ganzen Grund: 
gefeße nirgends erhalten; und unter foldjen Umständen wird man 
jtetS derjenigen Anfchauung nachgehen können und miiffen, welche 
der Natur der Gace am meiften, wenn nicht allein entfpricht, 
und für deren Anwendbarkeit fich, genauer zugejehen, wie gezeigt 
wurbe, auch geradezu mancher pofitive Anhalt in dem Bere 
faffungswerke von 1787 finden läßt. 

Aber wenn man wirklich trotz alledem glaubt, die vichterliche 
und gejeßgebende Gewalt einander gleichjtellen zu müffen, jo wäre 
das Unionsftaatsrecht doch infofern verfehlt, als hier diefe Gleich» 
ftellung lediglid) auf das Dberbundesgericht befchränft wird. Gilt 
e8 als Regel, daß die Verfaffungsmäßigfeit der feinen Entfchei- 
dungen zu Grunde gelegten Gefebe von dem Ridhter zu prüfen 
fet, dann muß eben jeder Richter, gleichviel ob er als erite, zweite 
oder dritte Inſtanz urtheilt, nach diefer Regel verfahren. Das 
Verhältniß der einzelnen richterlichen Inftanzen zueinander ift 
wefentlich verfdieden von demjenigen, in welchem etwa eine höhere 
Verwaltungsbehirde der Unterbehörde gegenüber fich befindet; die 
obere Inftanz hat der untern feine Anweifung zu ertheilen; jede 
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richterliche Entſcheidung ſol an fid) nach denjelben Rückſichten ge- 
troffen werden; die Inſtanzen dürfen fic) nicht dadurch unter 
icheiden, daß fie je nad) andern Grundſätzen zu urtheilen haben, 
denn alle haben in gleicher Weije zu juchen, was Rechtens fer, 
fondern Lediglich durd) die Organiſation der Gerichte, welche als 
Träger der betreffenden Injtanzen erjcheinen, und durch die grd- 
Bere oder geringere Dualification derjenigen Perfonen, welde den 
bezüglichen Gerichten angehören. Nun könnte man allenfalls aus 
Zwedmäßigfeitsrüdjichten von diefem Gave hier und da, und fo 
vielleicht auch in jenen Fällen eine Ausnahme zulaffen, in welder 
e8 fih darım handelt, die Verfaffungsmäßigkeit der Geſetze mit 
Bezug auf ihren materiellen Inhalt zu prüfen, in der Art, daß 
die fraglihe Befugniß auf die oberfte Inftanz beſchränkt bliebe; 
aber fo rechtfertigen die amerikanischen Yuriften diefe Beſchrän— 
fung gar nicht; fie meinen übereinftimmend, dag es nad) dem 
Wortlaute der Conftitution gar nicht anders gefchehen dürfe, weil 
gejagt wird: „die richterlihe Gewalt ſoll einem Obergervidjte zu 
ftehen’’, diejes alfo unmittelbar, aber aud) ausſchließlich auf Grund 
einer durch das Belieben der Legislative nicht abänderlichen Vor- 
ichrift mit der Ausübung jener Gewalt betraut werde, während 
alle andern Gerihtshöfe ihre Kompetenz lediglich) von dem Willen 
der Legislative herleiten? Gegt man jedoch den Fall, daß ded 
„oberjten Gerichtshofes” gar nidjt Erwähnung gefchähe, und ein 
fad), unter Weglaffung der betreffenden Worte, gejagt würde: 
die richterliche Gewalt foll von folchen Gerichtshöfen geübt werden, 
wie fie der Congreß einzurichten für gut befindet, fo läge die 
Sache auc) nicht um eines Haares Breite anders als jest; denn 
es verjteht fic) dod) ganz von felbft, daß die richterliche Sewalt 
von einem Geridtshofe geübt werden, und daß, wenn mehrere 
Gerichtshöfe geichaffen werden, einer nad) allgemein anerfannten 
Grundjdgen der oberfte fein muß. Und wenn man das feft- 
hält, jo ergibt fid), daß das Verhältniß der Legislative zum 
Shergerihte aud) jest, bet der mitgetheilten Faſſung der 
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3 Tas iprechen, wie gefagt, alle amerifanifdjen Juriften aus, aber feiner 
deutlier 216 Cooley in feinen Constitutional limitations’, mo es §. 19 
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Conjtitution, ganz daffelbe iit, wie zu allen andern Geridts- 
höfen; auc) das zeigt fic), in den bereits angedenteten 
praftiihen Folgen. Die Organifation de8 Obergerichtes ijt der 
Legislative gerade jo gut vorbehalten, wie die der andern Ge— 
richte; die Abgrenzung der dem erftern zufallenden Competenz 
fteht, wenigitens zum allergrößten Theile, der Legislative in ganz 
der Weiſe zu, wie die Beftimmung derjenigen, welche den legtern 
zufallen foll; und die Ernennung des Dberrichters ſowie der Bei— 
figer gefchteht, gleich der aller andern Richter, durch den Präfi- 
denten mit und unter Beirath und Zuftimmung des Senates. 
Alfo, unt daranf ebenfalls nod) einmal hinzumeifen, der Art. III 
enthält im erftet Gage der Sect. I und im zweiten Abfchnitte 
der Sect. II lediglich eine Anweijung an die Legislative, wie 
dieſe von einem thr, als der eigentlichen Inhaberin der Souve- 
ränetät, nothwenbdigerwetfe zuftehenden Nechte, d. i. der Organi- 
jation der Gerichte und der Verthetlung der Kompetenz an die- 
jelben, Gebraud) zu machen habe. Die Stellung des Obergerichtes 
fann darum begrifflich nicht anders aufgefaßt werden, als dic- 
jenige der fonjtigen Gerichtshöfe; alfo entweder follten alle Richter 
über die Verfaffungsmäßigfeit der Geſetze tn dem hier gedachten 
Sinne zu urtheilen haben, oder feinem follte dies gejtattet wer- 
den, und das lettere wäre jedenfalls das Richtigere. 

Glaubt man jedod alle diefe Bemerkungen unberüdfichtigt 
lafjen, und dem Obergerichte allein, aber auc) voll und ganz, die 
fragliche Befugniß ertheilen zu dürfen, jo wäre e8 doc) geboten, 
feine Stellung wentgftens in etwas zu ändern; e8 jollten ihm 
nämlid dann alle auf verfaflungsmäßigen Wege entitandenen 
Geſetze ohne weiteres zur Begutachtung vorgelegt und erft für 
gültig angejehen werden, wenn dtejes Gutachten zu Gunjten der 
Geſetze ausfällt. Es ift ja ganz richtig, daß das Obergeridt da- 
durch injofern den richterlichen Charakter verlieren und mehr wie 
eine Art Staatsrat) oder Regierungsfyndifat erjdeinen würde; 
aber praftifch würde die Sache dod) ebenfo fich geitalten, wie fie 
jebt liegt, d. h. die Conjtitution wäre gegen etwaige Verlegungen 
von feiten des Congreſſes durd) das Dbergericht ebenjo wie jest 
geihügt, und andererjeits jene große Zahl von Misſtänden ver- 
mieden, welde augenblidlid) möglich find. Einmal nämlid) würde 
jeder Zweifel darüber jchwinden, ob eine Eutfcheidung diefer Be- 
börde jich nur immer auf einen ganz concreten Fall oder das 
fraglihe Gefeg im allgemeinen beziche, denn einzelne concrete 
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Fälle würden ihr gar nicht zur Beurtheilung in der fraglichen 
Hinficht vorgelegt werden; und ferner würde jene, in einen ger 
ordneten Staate nad) Kräften auszufchlichende Möglichkeit nicht 
mehr vorhanden fein, daß unter Umftänden die Gültigkeit eines 
Gefeges von der Uebereinkunft einiger Privatperfonen abhängig 
gemacht werden fünnte, 

So beherzigenswerth aber aud) alles Vorgetragene erſcheinen 
mag, man darf fic) nätürlich nicht veranlaft fühlen, das geltende 
amerilaniſche Recht danad) zu beurtheilen; vorläufig wenigftens 
ift es Über jedes Bedenken erhaben, daß das Obergeriht im 
Stande ift, zu jeder beliebigen Zeit ein Geſetz, auch wenn es in 
taujenden von Fällen bereits Wirffamfeit erlangt hat, plöglid) 
für ungültig zu erklären. Ob es im Stande fei, durd) eine fpätere 
Entfcheidung etwa fein früheres Urtheil wiederum abzuwändern und 
einen einmal für ungültig angefehenen Congtefact nachträglich 
doch als vehtsbeftändig gelten zu laffen, dariiber ſchweigt zwar 
die amerifanijde Wiſſenſchaft, man wird aber aud) ohne weitern 
Nachweis zugeben, daß dies nicht jtatthaft jein fonne. Die übrigen 
Gerichte der Bereinigten Staaten find dagegen ftreng an die 
Befolgung jedes Congrefjactes gebunden, aljo hidjtené befugt, 
ein Gejeg darauf Hin zu prüfen, ob es die nad) der Bere 
faffung erforderliche Zuftimmung aller betreffenden Factoren ers 
halten habe. j 

Nachdem fo im Vorhergehenden die Stellung der Gerichte im 
allgemeinen bejprodhen worden ijt, muß nunmehr auf die Einzel- 
heiten eingegangen werden, welche fid) aus dem Art, III ergeben. 
Derjelbe behandelt, genauer zugejehen, zwei jtreng zu ſcheidende 
Fragen. Erftens: Wie weit fol ſich die Juſtizhoheit der Ber- 
einigten Staaten, d. h. die Befugniß der Umioneregierung ex- 
fireden, Rechtsfälle zu entſcheiden? Zweitens: Wie foll forma 
liter diefe Entiheidung vor ſich gehen, d. h. wie foll fid der 
procefiuale Apparat geftalten, welder zur Bethätigung ber Iuftiz- 
hoheit notäwendig wird? ober mit nod andern Worten: welder 
Art joll die Gerihtsorganifation und welches dic Comprteny ber 
einzelnen Gerihtsgöfe fein? 

L Bes zunädft die Juftishoheit ber Vereinigten Staaten 
anbeirifjt, jo wird biejelbe begründet erſiene durdh das zur 
Anwendung gelangende Gefeg, zweitens burg bie Per- 
fonligteit der bei einem Hegteftreite betheiligten 

eee. we 
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Parteien, und endlich drittens durd die Natur des von 
einem Redhtsftreite betroffenen Gegenftandes.* 

Bezüglich des erften Punktes heißt es in Sect. IL diefes Artikels: 
„Die rihterlihe Gewalt foll fic) erftreden auf alle Fälle in Ge— 
feß und Nequität, welche unter der Conftitution, den Gejegen der 
Bereinigten Staaten und den Staatsverträgen entjtehen, . foweit 
foldje unter deren Namen bereits abgeſchloſſen ſind oder noch ab— 
geſchloſſen werden ſollen.“* 

Die eigenthümliche Wendung „Geſetz und Aequität“ bedarf im 
voraus einer kurzen Erläuterung.“ Es gibt nad) amerikaniſchem 
wie engliſchem Rechte zwei verſchiedene Arten gerichtlichen Bers 
fahrens, welche an den Unterſchied zwiſchen Formular- und Nicht- 
formularklagen im alten römiſchen Civilproceſſe erinnern; hier 
kann ſelbſtverſtändlich eine eingehende Erörterung dieſer Verhält- 
niſſe nicht ftattfinden und iſt nur das Nothwendigfte anzudeuten: 
In Streitigkeiten, welche auf dem Wege des Geſetzes, d. h. nach 
den Grundſätzen des durch die engliſche, beziehungsweiſe amerika— 
niſche Praxis gebildeten ſtricten „gemeinrechtlichen Proceßverfah⸗ 
rens“ zu erledigen ſind, iſt die Erfüllung genau feſtgeſtellter und 
erſchwerender Formalitäten erforderlich, während im „Aequitäts⸗ 
verfahren“ weniger ſtrenge Geſichtspunkte platzgreifen. Es ereignet 
ſich nicht ſelten, daß eine Partei abgewieſen wird, weil ſie ledig— 
lich den Anforderungen des Aequitätsverfahrens Rechnung trägt, 
während das Gericht die Sache für eine ſolche erachtet, welche im 
Wege des ſtricten Proceſſes erledigt werden müſſe. Derſelbe An⸗ 
ſpruch Tann dann im Wege des letztern mit Erfolg geltend ge- 
macht werden, da jene erſte Abweiſung nicht etwa eine exceptio rei 
judicatae begründet. 

Daß zur Entſcheidung ſolcher Rechtsfälle, welche unter der 
Conſtitution der Vereinigten Staaten oder den vom Congreß 


4 Bgl. „Chisholm vs. Georgia, 2 Dall. 433 fg.“ (Gutachten des Obere 
tidjters Jay). 

5 Mrt. III, Sect. II (1): „The judicial power shall extend to all 
cases in law and equity arising under this constitution, the laws of 
the United States and treaties, made or which shall be made under 
their authority." 

6 Bgl. „Robinson vs. Campbell, 3 Wheat. R. 212. 221— 23”. Bgl. 
Pafdjal, a. a. O., S. 196 unter Nr. 200; Tittmann, a. a. O., S. 5 fg. 
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evlaffenen Geſetzen entftehen die Untonsregierung fir competent 
eradtet wird, ijt nad) dem, was oben über das Verhältniß der 
„gejeßgebenden‘“ zur „richterlichen““ Gewalt vorgetragen wurde, 

ave logiſche Folge aus dem Wejen der Sade. Die 
Rechtſprechun lediglich eine ,,2 Ausführung“ der Geſetze, und 
eine Regierung darum begrifflich jolange in Wahrheit feine ,, Ree 
gierung‘, als fic nur die Befugniß Hat, allgemein gültige Normen 
aufzuftellen, amd nicht aud) dieſe Normen auf den einzelnen Fall 
in Anwendung zu bringen. Die Berfaffer der amerilaniſchen Cone 
ftitution find ſich vielleicht: defjen nicht voll bewußt gewejen, aber 
fie Haben es mit dem ihnen eigenen richtigen Gefühle zutreffend 
herausgefunden, und das wird man ihnen befonders dann hod 
anredjnen müffen, wenn man fieht, wie die Verfajjungen anderer 
zufammengefegter Staaten fic) diefem geradezu fundamentalen 
Grundſatze verſchloſſen haben, obgleich ihnen in den amerifanifchen 
Zuftänden ein ficherlid) beherzigenswerthes Beifpiel gegeben war. 
Neben diefem theovetifchen Werthe der fraglichen Bejtimmung ijt 
min allerdings deven praktiſche Bedeutung jehr häufig überſchätzt, 
oder dod) an anderer Stelle gefunden worden als da, wo. fie 
eigentlich zu juchen ijt. Man muß nämlich entſchieden dic. fait 
allgemein aufgeftelte Behauptung beftreiten, daß die Unionsgeſetze 
überhaupt nur dann thatfählid Geltung erlangen könnten, wenn 
Unionsgerichte die bezügliche Rechtſprechung handhaben; nicht aber 
dann, wenn -diefe den Gerichten dev Einzeljtanten überlaffen wäre. 
Einerfeits ift nämlich jedes der letztern, wie ſchon anderweitig 
nachgewieſen wurde, durd) die Unionsgefetse nicht minder gebunden, 
als jedes Umionsgericht, und andererjeits wird man, wenigſtens 
grumdfäglich, annehmen müfjen, daß die von den Einzeljtaaten 
angeftellten Richter ebenſo viele Kenntniffe und ebenjo große Ehren» 
haftigkeit befigen wie diejenigen, welche von feiten der Unions- 
erecutive ernannt werden; daraus folgt dann ohne weiteres, daß 
Die vihterliche Anwendung der Gefege in dev einen wie im der 
andern Hand auf ganz das Stiche herauskommen muüſſe. So hat 
man ſich denn z. B. auch iſchtand, wo eine JZuſtizhoheit 
des Reiches nicht oder do ) nid) gleichem Umfange befteht wie 
= Amerika, leineswegs dariib r zu beffagen, daß die Reichsgeſetze 


the United States, 9 Wheat. R. 
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zu Richtern ernennt, trifft ihm ebenfo gut eine Verantwortung 
für die mangelhafte Handhabung der Suftiz, wie da, wo eine 
Unzulänglichkeit in der Ausführung der Gefeße fonft zu Tage 
tritt. Das heißt aber nichts auberes, als dag in dem Juris— 
dictionsapparate ebenfalls nur eine Thätigkeit der Executive zum 
Ausdrude gelangt, welche fid) von diefer lediglich, wie bereits be- 
merft wurde, burc die Form und die maßgebenden Brincipien 
unterfcheidet. 

Ferner heißt e8 in Sect. II (2) diejes Artikels, daß das Unions- 
obergeridjt in gewiljen Fällen Appellationsgerichtsbarfeit haben 
foffe, mit folden Ausnahmen und unter folden nähern BVoraus- 
feßungen, wie jie der Congreß feftzuftellen beliebt. Wenn aber 
wirklich die Befugniffe diefes Gerichtshofes gleich originäre wären, 
wie biejenigen der Legislative, wie könnte die letztere ermächtigt 
werden, diefe Befugniffe ganz nad) Gutdünfen zu befchränfen oder 
zu erweitern? In der That, der ganze Art. III, foweit er fid 
auf die Kompetenz des Obergerictes und der fonftigen Geridts- 
höfe bezieht, enthält nur eine der formellen VBorfchriften, an wel- 
hen die Conftitution ja fo reich ift, d. 5. eine Anmeifung an die 
Legislative, wie fie den Proceßgang einrichten folle, in welchem 
die Erledigung aller Rechtöftreitigkeiten vor fic) zu gehen bat, 
foweit folche zu entfcheiden nad) Sect. II diefes Artikels für eine 
Befugniß der Unionsregierung in materieller Hinficht erklärt wird. 

Hält man diefe Gefidtspuntte feft, fo muß man allerdings 
die Stellung ber Gerichte im allgemeinen und befonders des Ober- 
gerichtes anders auffaljen, als die amerikanische Jurisprudenz. 
Diefe folgert aus der Gleichſtellung der „legislativen‘ und „richter- 
lichen” Gewalt die Befugniß des Obergerichtes, alle vom Kongreß 
ausgehenden Geſetze betreffenden Falles für verfaffungsmidrig zu 
erklären; ift man dagegen der Anficht, daß die richterliche Thatige 
feit fic auf eine Delegation von feiten der Legislative gründe, fo 
darf man diefe Befugnig nicht zugeben. Zwar fünnte aud in 
diefem Falle nod) gejagt werden, daß eine Delegation von feiten 
der ‚Legislative‘ nur dann vorliege, wenn die an derfelben be- 
theiligten Factoren ihren Delegataren folche Anweifungen ertheilen, 
welche mit der Berfaffung in Webereinftimmung ftehen, und daz 
rum die unbedingte Anerkennung der von jenen Factoren aufge- 
ftellten Grundſätze noc) keineswegs geboten fei. Allein diefer 
Gedanfengang ift nur dann zutreffend, wenn man die gefammte 
Stantsrechtswiffenfchaft zu einem bloßen Spiele mit Begriffen 


a 
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beziehungsweife daß ein gegen ihn geltend gemachter Anjpruc) fid) 
auf ein derartiges Gefes gründe — immer wäre ein Unions- 
gericht competent, die Sache zu prüfen. Wie man diefe Fragen 
erledigt Hat, braucht hier jedoch noc) nicht befprodjen zu werden, 
da fid) an anderer Stelle? Gelegenheit bieten wird, darauf zurüc- 
zukommen. 

Die Juſtizhoheit der Unionsregierung wird zweitens begründet 
durch die Perſönlichkeit der bei einem Rechtsſtreite anf- 
tretenden Parteien. Die Sect. II dieſes Artikels beſtimmt hier- 
über: „(Die richterlidhe Gewalt foll ſich erſtrecken) anf alle Fälle, 
betreffend Gefandte, andere diplomatifde Agenten und Confuln; 
auf Streitigkeiten, bei denen die Vereinigten Staaten Partei find; 
auf Streitigkeiten zwifchen mehrern Staaten; zwiſchen einem 
Stante und den Bürgern eines andern; zwifchen Bürgern ver- 
ſchiedener Staaten; und zwiſchen einem Staate oder defjen Bür— 
gern und auswärtigen Staaten, deren Bürgern oder Unter- 
thanen.“10 

Es fragt ſich, ob unter „Geſandten, andern diplomatiſchen 
Agenten und Confuln“ mix die diesbezüglichen Vertreter auswär- 


tiger Mächte bei den Vereinigten Staaten oder aud) diejenigen 
der Tegtern im Auslande zu verftehen find?!! Bei der ganz alle 
gemeinen Faffung des Sates könnte man an ſich beide darunter 
begreifen; indeffen erſcheint bet genauerer Erwägung, daf die Con- 


© Vgl, unten bei Anmerkung 71. 

„The judicial power shall extend to all cases affecting em- 
bassadors, and other public ministers and consuls; to controversies, 
to which „the United States shall be a party, to controversies be- 
tween two or more States; between a State and citizens of another 
State; between eitizens of different States.“ 

11 Die ratio legis ift offenbar die Mücficht auf die bevorzugte Stel 
fung, in weldjer fic) die Vertreter fremder Souveräne oder Mächte befinden, 
und das Streben, denjelben ebendarum ein Forum zu wahren, im welchem 
moglidft große Ausſicht auf fachgemiife und wiirdevolle Verhandlung der fie 
betreffenden Ncchtsfälle geboten ift; diefer Gedanfengang hat denn vornehm- 
Tich dazu geführt, die Anwendbarkeit der fraglichen Vorſchrift nur auf aue— 
landiſche Dipfomaten zugulaffen; fiir eine gleiche Bevorzugung der beim Aus 
fande brglaubigten amerifanifcjen Diplomaten ergibt fich allerdings der fo- 
eben hefprodjene Grund nicht; wol aber könnte dafür die im Texte gegebene 
Erwägung geftend gemacht werden. Bgl. Story, a. a. D., IT, 445. „Schoo- 
ner Exchange vs. M“Fadon, 7 Cranch. 116, 138)", Vgl. aud) unten 
Anmerfung 66, 
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bejtändigfeit folcher Acte, weldhe von den Trägern der Souveräne- 
tät felbjt und unmittelbar ausgehen, nod) einer geridtliden Prü- 
fung unterwerfen zu wollen, heißt den Begriff des Rechtsſtaates 
zu weit treiben. Es fann wol zwedentiprechend fein, daß ein 
Gerichtshof Über die Zuläffigfeit, beziehungsweiſe Redhtsbeftändig- 
feit gewijfer Verfügungen, welde von einer Verwaltungsbehirde 
getroffen werden, nachträglich zu urtheilen habe; aber wen will 
man für geeigneter halten die Verfajjung auszulegen: zwei Kör— 
perfdjaften, wie fie in den neuern conftitutionellen Staaten die 
Parlamente zu bilden pflegen, oder einem Gerichtshof, fo forg- 
fältig auch immer bei deſſen Beſetzung mag verfahren werden? 
Bietet das Untonsobergeriht, welches im beiten Fall aus neun 
von dem Präjidenten und Cenate ernannten Beamteten befteht, 
mehr Gewähr, ſich ftreng an die Vorfchriften der Conftitution zu 
halten und diefe treffend zu deuten, als der „Congreß der Ver: 
einigten Staaten”, der von dem „Volke der Republit” gewählt 
und unter deffen Mitgliedern doch eine große Zahl politifd fähiger 
und juriftifch gefchulter Männer vorauszufegen ift? Oder zum 
mindejten, auf welcher diejer beiden Seiten ijt, nad) dem ganzen 
Geifte der Conftitution, eine größere Fühlung mit der leßtern zu 
vermuthen? Und doch foll, wie man fic) vielfach ausdrückt, dag 
Obergeridht vorhanden jein, um die Verfaffung gegen „etwaige 
Uebertretungen von feiten des Congreffes” zu fchüten? Das 
wäre ein ſchlechter Ausweg, welchen die Conftitution gewählt Hätte, 
um fic) felbft voll und ganz zur Geltung zu bringen. Dann 
wäre e8 richtiger gewefen, die Staatsgewalt in andere Hände als 
diejenigen des Genates und Repräfentantenhaufes zu legen. Diefen 
beiden einen Meiſter zu ſetzen, ift in jedem Falle verfehlt, aber 
ganz ingbefondere dann, wenn man dazu einen ‚Gerichtshof‘ be- 
ruft. Soviel fteht doch feft, daß ein folder nur in Thätigfeit 
tritt, wenn er von Privatparteien angegangen wird; er Tann 
alſo die Conjtitution gegen eine „DBergewaltigung‘ des Congreffes 
nur dann ſchützen, wenn ein concreter Fall feiner Prüfung unter- 
breitet wird, und das heißt, ftreng genommen, wiederum nichts 
anderes, al daß das Beftehen gewiſſer Gefete in die Willkür 
einzelner Bürger gelegt ift, beziehungsmweife durd) einen Come 
promiß folder untereinander gefichert werden fann. Und weiter 
nod: Wenn das Obergerict ein Geſetz für verfaffungswidrig er- 
Härt, wird daſſelbe damit ipso jure und ganz im allgemeinen 
nichtig, oder nur in den einzelnen Fällen wirkungslos, auf welche 
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es Anwendung findet, und die der Entſcheidung jenes Gerichts- 
hofes unterbreitet werden? Nimmt man das letztere an, fo kanu 
es fic) ereignen, daß bejtimmte Maßregeln als gefeßmäßig gegen 
den einen zur Ausführung gebracht werden, gegen den andern 
nicht; das hinge ganz davon ab, ob jemand im Stande ijt, die 
Koften eines Proceffes zu zahlen, und bei der geradezu unfinnigen 
Thenerung, mit welder die Proceffiihrung in den Vereinigten 
Staaten verbunden ift, müſſen ſehr viele auf die Verfolgung ihres 
guten Rechtes Verzicht leiften. Aber auc) wenn man glaubt, daß 
eine Entfcheidung des Obergerichts ein Geſetz betreffenden Falles 
ganz im allgemeinen hinfällig zu machen vermag, bleiben Mis- 
ftände denkbar, melde in Amerika thatfächlic hier und da ge- 
fühlt werden. Bei den meiften Gefegen wird ja ein Zweifel über 
ihre Verfaffungsmäßigfeit faum vorhanden fein; wenn aber ein 
jolcher einmal vorliegt, dann herrſcht eine Unficherheit des Rechts— 
zuftandes, welche ſchwer glaubfich erjcheint. 3. B. die wichtige, 
ſchon anderwärts genauer bejprocjene Frage, ob die Unionsregie- 
rung zur Ausgabe von Papiergeld berechtigt jet, ſchwebt feit mehr 
denn funfzchn Jahren. Inzwiſchen ijt während des Seceffions- 
frieges die bekannte Notenemiffion erfolgt und der Legal-Tender- 
act erlaffen worden. Seder fteht zweifend vor diefen Thatſachen 
und erwartet mit Spannung eine endgültige Entſcheidung des 
Dbergerichtes. Wenn diejes gefprodjen hat, ift die Sache zum 
Abſchluſſe gelangt; aber ein folder Spruch fehlt, weil bisher noc) 
durch feinen Proceß dazu Berantaffung gegeben worden ift. Und 
doch, welche weitgreifenden und fehwerwiegenden Folgen laſſen fic) 
denfen, wenn der Congres wirklich jene Befugniß beſitzt und von 
ihr nad) allen Seiten hin jpäter vielleicht einmal Gebrauch macht! 
Dieſe Gedanken fünnen hier nicht näher ausgeführt werden; dürf- 
ten dod) durd) das Gefagte jhon zur Geniige die Ergebniſſe ge- 
Teunzeichnet fein, zu welchen ¢8 führt, wenn man den Gerichten 
gejtattet, die Verfaffungsmäßigkeit der Geſetze Hinfichtlich ihres 
Iuhaltes zu prüfen. Mag man einen derartigen Zuftand als die 
beſte Schugwehr bürgerlicher Freiheit preifen, oder mit "welchen 
Redensarten fonft in den Himmel erheben, er ift logiſch verfehlt 
und politifd) nachtheilig. Die europätfchen conftitutionellen Staa- 
ten iiberlajjen dem gegenüber zum größten Theile den Gerichten 
tur die Entjdeidung der Frage, ob ein Gejeg formell vichtig zu 
Stande gefommen fei oder nicht, d. h. einerfeits, ob beim Erlaſſe 
eines Actes, welcher die Bedeutung eines Geſetzes für ſich in 
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(1), weiter: „(Die richterliche Gewalt der Vereinigten Staaten 
ſoll fic) erftreden) auf alle Fälle der Admiralitäts- und Seegeridts- 
barfeit; auf alle Rechtsftreitigkeiten zwifchen Bürgern Eines Staa- 
tes, wenn das Object unter der Gerichtsbarkeit anderer Staaten 
belegen ijt.” "5 

Ueber den erftern Punkt bedarf es Hier Feiner befondern Aus- 
führung. Wenn man die übrigen Befugniffe der Unionsregierung, 
namentlich die ihr zufallende Regelung des Handelsverfehrs und 
der auswärtigen Angelegenheiten, in Betracht zieht, fo wird man 
die Zwedmäßigfeit der Hier in Rede ftehenden Vorſchrift faum 
bezweifeln fönnen.16 Was die andere der mitgetheilten Vorfchriften 
anlangt, fo ift die Ueberfegung derfelben nicht ganz genau; der 
englifhe Text befagt: „Cases between citizens of the same 
State, claiming lands under grants of different States”, und 
es ift fraglich, ob unter lands in der That nur „Ländereien“ 
oder and) alle fonftigen „Immobilien“ — im weitern juriftifchen 
Sinne diefes Wortes — zu verftehen fein?!” Man wird fid 
für das letztere zu entjcheiden haben; denn der Gedanke, welder 
der Beftimmung zu Grunde liegt, ift offenbar derfelbe, welder 
{don oben erwähnt worden ift: Man will die Bürger Eines 
Staates nicht nöthigen, über ihr Recht vor Gerichten eines andern 
entfcheiden zu laffen. Das aber wird vermieden nicht ſchon dann, 
wenn man Proceffe nur wegen „Ländereien vor die Untons- 
gerichte verweift, fondern erft dann, wenn diefen die Entjcheidung 
aller Fälle anheimgegeben wird, in welchen überhaupt die Immo⸗ 
biliar- Qualität des Gegenftandes nad) den Grundſätzen des ge- 
meinrechtlihen Proceffes ein forum rei sitae und damit die 
Zuftändigfeit eines Particularftaatsgeridtes begründen würde, 
Zweifelhaft ijt ferner nod, ob die Vorfchrift auch auf ſolche Pro- 
ceffe Anwendung findet, in denen zwei „Ausländer um ein im 
Gebiete eines Particularftaates belegenes Object ftreiten. Die 
Conftitution fpricht, wie man gefehen hat, nur von Citizens of 
the same State, d. h. nach ihrem allgemeinen Spradgebrauce 


15 „(The judicial power shall extend) to all cases of admiralty 
and maritime jurisdiction ... to controversies ... between citizens of 
the same State, claiming lands under grants of different States.‘ 

16 Val. Story, a. a. O., II, 449 fg. 

17 A grant of land is a title emanating from the sovereignty of 
the soil’ (af hal, a. a, D., unter Nr. 207). 
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eines unter denjenigen Staaten, aus welchen fich die Union zu— 
fammenjest. Da aber im übrigen Sect. IL Ausländer und 
„Staatsbürger ganz gleich behandelt, wird man auch die ange 
deutete weitere Auslegung hier in Anwendung zu bringen haben. 
Was endlich die Zwedmäßigfeit der Beftimmung an fic) betrifft, 
fo möchte diefe nicht anders zu beurtheilen fein, als die der oben 
näher befprodjenen Vorſchriften aus derfelben Section. 

Im Anſchluſſe an das Vorgetragene ift nunmehr juserdrtern, 
in welchem Verhiltniffe die einzelnen joeben mitgetheilten Beftim- 
mungen zueinander ftehen. Es ijt unſchwer einzufehen, daß es 
Procefje geben muß, auf welche die eine oder die andere jener 
Vorſchriften anwendbar ift; man nehme 3. B. an, daf der Staat 
Newyork gegen den Staat Pennfylvanien einen Nechtsftreit anzu— 
ftrengen beabfichtigt; die Surisdiction der Union ift hier bedingt 
durch die Natur der einander gegeniibertretenden Parteien, Biel- 
feicht ift num aber der Fall anc) nod) außerdem fo beſchaffen, 
daß es fid) dabei um eine Beftimmung aus der Verfafjung oder 
einem fonftigen Geſetze der Union Handelt; die Juſtizhoheit der 
Vereinigten Staaten, als ſolche, wird denn hier durch zwei Mo- 
mente gleichzeitig bedingt, Von praftijcher Wichtigkeit wird diefer 
Umftand infofern, als nad der weiter unten zu befprechenden 
augenblicklich geltenden Procefordnung verfchiedene Gerichtshöfe 
competent jein können, je nachdem man von biefem oder jenem 
Momente ausgeht. So foll der Negel nad in allen Procefjen, 
in welchen ein Staat Partei ijt, das Obergericht Original-, d. h. 
erftinftanzliche Iurisdiction haben; beurtheilt man aber den Fall 
lediglich nach der Bejchaffenheit des in Frage ftehenden Streit 
gegenftandes, fo erjdjeint in erfter Inſtanz vielleicht ein anderer 
als der höchfte Gerichtshof zuftändig. Welder Gefichtspuntt ift 
nun Hier maßgebend? Man fann nur jagen, daf an fic) beide 
anwendbar fein müffen!®, d, h. die einzelnen Beftimmungen dev 
Sect. II, foweit fie miteinander in Bezug auf einen gegebenen 
rRechtsfall concurriren, ſchließen nicht einander aus, fondern bee 
wirken, daß zur Beurtheilung diefes Falles eventuell zwei Ge- 
richte gegeben find; welches davon fchließlich zu wählen fei, muß 


18 Val. über diefe ganze Frage insbefondere „Cohens vs. Virginia, 
6 Wheat. R. 264, 392 fg." (Gutadjten des Chief-Justice Marshall); „Mar- 
Dury vs. Madison, 1 Cranch R. 174—176". Story, a. a.©., II, 488 fg., 
insbejondere &. 496, bei Anmerkung 1. 
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offenbar von dem Belieben der Elagenden Partei abhängen. 
Diefer lettere Sa ift gwar, foviel befannt, bisher in feiner Ente 
Iheidung des Obergerichtes geradezu ausgefprodjen worden, er 
folgt aber unmittelbar aus der Natur der Gache und den Grund- 
fügen, welche den amerifanifchen Eivilproceß wie den gemeinrecht- 
lichen deutschen im allgemeinen beherrichen. 1? 

II. Die Organifation der Geridte und deren Come 
petenz gu beftimmen, wird die Unionsregierung, beziehungsmeife 
der Congrek durch folgende Sätze ermichtigt; Art. III, Sect. I 
(1), bejagt: „Die richterliche Gewalt der Vereinigten Staaten fol 
einem Dbergerichte und folchen Untergerichten zuftehen, wie der 
Congreß von Zeit zu Zeit befchließen und einrichten mag.” 20 
Dieje Vorfchrift ergänzend, verfügt auch bereits Art. I, Sect. 
VIII (9): „(Der Congreß foll die Befugniß haben), Gerichtshöfe 
zu conjtituiren, welde dem Obergeridjte unterftehen” 21; und 
jclieBlich Heißt es in Art. IIL, Sect. II (2): „In allen Fällen, 
betreffend Gejandte, andere diplomatifche Agenten und Confuln, 
und (in) ſolchen Fällen, in denen ein Staat Partei fein follte, 
joll da8 Obergericht Original-Surisdiction haben, in allen andern 
Appellations-Iurisdiction befigen mit Bezug fowol auf die Rechts- 
wie die Thatfrage mit folden Ausnahmen und unter foldjen Vor- 
ausfebungen, wie der Kongreß durch Geſetz feititellen wird.“ ?? - 

Zu Meinungsverfchiedenheiten hat zunächft die lebte Vorfchrift 


19 Die im Texte entwidelte Anficht ftimmt im wefentliden mit derjeni- 
gen des Chicf-Justice Marshall überein, und in der That, wenn man fid 
zu ihr befennt, wird man für viele Bunkte der amerikanischen Procefordnung, 
welche fonft fehr bedenklich erjcheinen müßten, eine befriedigende Erklärung 
finden; darauf wird aber noch einmal an anderer Stelle näher eingegangen 
werben, fodaß hier auf diefe fpätern Ausführungen verwiefen werden fann. 
Bgl. unten Anmerfung 66. 

20 ‚The judicial power of the United States shall be vested in 
one Supreme Court and in such inferior courts as the Congress may, 
from time to time, ordain and establish.” 

21 „(The Congress shall have power) to constitute tribunals in- 
ferior to the Supreme Court.” ; 

22 „In all cases affecting embassadors, other public ministers 
and consuls and those, in which a State shall be a party, the Supreme 
Court shall have original jurisdiction. In all the other cases, before 
mentioned, the Supreme Court shall have appellate jurisdiction both 
as to law and fact, with such exceptions and under such regulations, 
as the Congress shall make.” 
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Veranlaffung gegeben, foweit fie die Original» Iurisdiction des 
Dbergerichtes betrifft. Es fragt fid) nämlich: hat das Obergericht 
in, den gedachten Fällen nur Original, oder auch Exelufiv-Suris- 
diction? Glaubt man, hier die Auslegungsvegel anwenden zu 
miiffen, daß ein Geſetz, welches einem Gerichte beftimmte Befug- 
niffe zufpricht, diefe Befugniffe allen übrigen abfpricht, jo muß 
man die Frage bejahen. Zu diejer Anficht befennt fic) im großen 
umd ganzen das Obergericht der Union felbjt??, und fie hat zwei— 
fellos den Vorzug der größern Einfachheit. Glaubt man fic) aber 
nicht zu einer derartig ftricten Interpretation verpflichtet, jo fann 
man die Sade aud) fo auffafjen, als ob das Obergericht zwar 
in allen jenen Fällen befugt bleiben muß, als erfte Inftanz zu 
urtheilen, daß aber auc) andere Gerichte, coneurrirend mit dem- 
felben, Driginal-Iurisdiction üben können. Diefer Punkt ijt be 
reits oben unter I beifpielsweife angedeutet worden: die Originals 
Jurisdiction des Obergeridtes, wie fie die Sect. II gejchaffen 
hat, gründet fic) auf die Perfünlichfeit der bei den bezüglichen 
Rechtsftreitigfeiten auftretenden Parteien. Können nun aber diefe 
Nechtsftreitigkeiten mit Bezug auf das bei ihnen in Anwendung 
zu bringende Geſetz oder mit Bezug auf den Gegenftand, wm den 
es fic) dabei Handelt, anders claffificirt werden, jo follten eben, 
wie oben bemerft wurde, aud) diefe Rückſichten als maßgebend be- 
teachtet werden dürfen in der Art, daß daraus eventuell eine con- 
eurrirende Zuftändigfeit mehrerer Gerichte herguleiten, im vorlie- 
genden Falle alfo die Origitial-Iurisdiction des Obergerichtes 
unter Umftänden nicht als excluſiv anzufehen ift. Diefe Auf 
faffung ijt alferdings weniger einfach als die andere, aber doc) 
wol dem gefammten Inhalte des Art. TL mehr. entipredjend. ** 
Wenn man fie gelten läßt, dann ergibt fic) aber ein Zweifel nod 
nad) einer andern Seite, indem es nämlich fraglid) wird, ob das 
Obergeridt, wenn ein anderer unterer Gerichtshof den vorgetra— 
‚genen Grundfägen gemäß in erſter Inftanz entfchieden hat, als 


_ 8 Bgl. Story, a. a. O. II, 486: „If has been strongly intimated, 
indeed, by the highest tribunal, on more than one occasion, that the 
original jurisdiction of the Supreme Court in those cases is exclusive; 
but the question remains to this hour without any authoritative de- 
cision.” Bgl. ,,Marbury vs. Madison, 1 Cranch R, 137; „Martin vs. 
Hunter, 1 Wheat. R. 337 fg." 

74 Bgl, oben Anmerkungen 18 und 19, 
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Appellinjtanz angegangen werden dürfe? Aber genauer zugefehen, 
läßt fic) darauf nur eine Antwort in bejahendem Sinne ertheilen; 
denn wenn man eben auch in folden Fällen andere Gerichte als 
das höchfte für competent erachten fann, fo darf man doch nicht 
fo weit gehen, diefelben der Cognition des letztern gänzlich zu ent- 
ziehen. Daffelbe hat feiner Natur nach oberinftanzliche Geridts- 
barkeit; das ift die Negel. Wo ihm Original-Surisdiction zuge- 
fproden wird, erhält es ein Mehr zugetheilt, nach defjen Abrech— 
nung, fobald eine folche aus anderweitigen Gründen nothwendig 
wird, dod) immer die Negel beftehen bleiben muß. Uebrigens 
aber handelt es fic) in den gedadten Fallen begrifflich gar nicht 
mehr um Nedtsftreitigfeiten, welche mit Rückſicht auf die bei ihnen 
auftretenden Parteien, fondern um folche, welche mit Rüdficht ent- 
weder auf die Natur des anzumendenden Gefetes oder des ftrei- 
tigen Gegenftandes beurtheilt werden müffen. Das find die aus- 
Ichlaggebenden Momente, und es ift daher für ſolche Proceffe 
der Inftanzenzug zu wahren, welcher für diefelben im allgemeinen 
gegeben ijt und der regelmäßig die Möglichkeit gewähren wird, 
das Obergeridt al8 Endinftanz anzugehen. 

Man wird alfo danad anzunehmen haben, daß das Ober- 
gericht unter Umständen — nämlich in den foeben gedachten Fäl- 
fen — Appellationsgerichtsbarkeit?? auch da üben darf, wo ihm 


— — — — — 


26 Es kann hier ſelbſtverſtändlich keine eingehende Darſtellung des Pro⸗ 
ceſſes nach amerikaniſchem Common law oder der in demſelben anerkannten 
Rechtsmittel gegeben werden; im allgemeinen iſt nur zu bemerken, daß man 
zwei Arten von Rechtsmitteln, wie auch im gemeinen deutſchen Proceſſe unter- 
ſcheidet: Appellation, beziehungsweiſe Nevifion, welche die Nechts- und That- 
frage betreffen, und Nichtigfeitsbefchiverde (Writ of error), auf weldhe hin 

.Aur- eine nochmalige- Prüfung der Rechtsfrage eintritt. Sehr kurz und gut 
zufammengeftellt finden fic) die einfchlägigen Grundfäte bei Story, a. a. O., 
Bd. II, 8. 1762, ©.522: „Die gebräuchlichen Arten, Appellationsgerichtsbar- 
feit zu üben“, jagt er, „zum wenigften diejenigen, welche in ben Vereinigten 
Staaten am meiften befannt find, find auf Grund einer Nichtigkeitsbefchwerde 
oder einer Appellation oder der «Proceßremotion», durd) welche die Verhand- 
Inng eines Nechtöftreites von einem (an fich competenten) untern Gerichte 
gleid) vor ein höheres gebradt wird. Cin «Appell ift ein Vorgang, ge- 
ftüßt auf «Civilredt», und bringt einen Nechtsftreit fowol mit Bezug auf 
die That- wie RedhtSfrage zur Durchſicht (review) und nodmaligen Ent- 
ſcheidung (retrial) vor ein höheres Geridjt; ein writ of error ift ein Vor— 
gang, gegriindet anf «gemeines Recht», und bringt nur die Redtsfrage zur 
nodmaligen Prüfung. Das erftere Verfahren ift in Fallen nad Acquitat 


> 
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die Conftitution ausdrücklich Original-Surisdiction zuerfennt, Es 
fragt fich umigefehrt, ob es Oviginal-Suvigdiction üben dürfe aud) 
da, wo ihm die Conftitution Appellations-Surisdiction evtheilt? 
Das ijt, und mit Recht, von allen übereinſtimmend verneint wore 
den, denn die Worte; „Das Obergericht foll Appellationsgerichts- 
barfeit in allen andern Fällen haben mit den vom Congrefje bes 
fiebten Ausnahmen“ find offenbar den vorhergehenden gegenüber, 
weldje die Original-Surisdiction diefes Gerichtshofes umfcreiben, 
fo auszulegen, daß dem letztern im diejen Fällen höchſtens 
Appellationsgerichtsbarkeit zuzuerlennen ſei, nicht aber, daß ihm 
aud) hier nod) cin Mehr, d, i, Original-Surisdiction, gegeben 
werden dürfe. ?* Andererſeits ift zu unterfudjen, ob dem Ober- 
gerichte in den gedachten Fällen immer Appelfationsgerichtsbar- 
feit zu wahren fet? Das wird man gleichfalls zu verneinen haben, 
und zwar deshalb, weil eben der Congres berechtigt ift, hinficht- 
lic des betreffenden Punktes Beftimmungen ganz nad) Belieben 
zu treffen, ſodaß er dem Obergerichte anc) die Appellationsgerichts- 
barkeit nehmen fann, Bedenklicher erſcheint dagegen, ob man nur 
berechtigt ijt, dem Dbergerichte diefe Iurisdiction zu entziehen 
oder aud) diefe fegtere an andere Gerichte übertragen darf? 
Diefe Frage ift der Negel nach, und ſicherlich autveffend, bee 
jaht worden. Dem Congreffe ift — mit den wenigen im Bore 
näher berührten Ausnahmen — anheimgegeben, eine 
rdnung ganz nad) Belieben zu erlaſſen; ex darf „Unter 


und folden der Admiralitätsgerichtsbarkeit, bas andere in Proceffen nad) ge- 
meinem Rechte, bei denen eine Jury mitwivit, gebräuchlich. 

*6 Zur Begrlindung diefer Anficht fet angeführt, Was Story, a. a. O., 
Bb, II, 8.1703, ©,484, fagt: ,,... Congress cannot constitutionally eon- 
fer, on it (the Supreme Court) any other or further original juris- 
diction (mimic, als bie, welche Art, TIL, Sect, IL, dieſem Gerichtshofe 
ausdriidlid) zufpricht), this is one of the Sppropriate illustrations of 
the rule, that the affirmation of a power in particular cases excludes 
it in all others. The clause itself would otherwise be wholly inope- 
rative and nugatory... The direction that the Supreme Court shall 
have appellate jurisdiction in all cases, with such exceptions as Con- 
gress shall make, will be no restriction, unless the words are to be 
deemed exelusive of original jurisdiction, And accordingly the doc- 
trine is firmly established, that the Supreme Court cannot constitu- 
tionally exercise any original jurisdiction, except in the enumerated 
cases.“ Kent's Comm. I (24 ed.), p. 314, 322, 
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gerichte“ fchaffen, wie immer es ihm gut erfcheint, und darım 
aud) offenbar die legtern in jedes denfbare, wenn nur den Grund» 
faigen der nenern Wiffenfchaft entfpredjende Verhältniß unter: 
einander bringen. Er darf alfo auch einzelne diefer Gerichte zur 
höhern Inftanz gegenüber andern berufen, wenn er e8 für noth- 
wendig erachtet, in gewiffen Fallen eine zwei» oder mehrmalige 
richterlihe Prüfung anzuordnen, ohne daß er verpflichtet wäre, 
in folden Fällen das Dberbundesgericht zur höchſten Inftanz zu 
beftellen. 27 

Am wichtigſten aber ift zweifellos die Legte Frage, welche hier 
zu erörtern übrigbleibt: ob nämlich) in den durch Sect. IL ange- 
deuteten Fällen aud) der Gerichtshof eines Einzelftantes eventuell 
für competent erachtet, beziehungsweife durch Unionsgefeß erklärt 
werden dürfe. Zunächſt Hat man behaupten wollen, daß in 
diefer Hinjidt nad) dem Wortlaute der Sect. II gwifden zwei 
Arten von Fallen unterfchieden werden müffe: einmal nämlich 
heißt e8, wie man gefehen hat, daß die Juſtizhoheit der Union 
fih auf alle Salle erftreden folle, in denen es fih um Con— 
ftitutionsgejege oder Verträge, Rechtsverhiltniffe der auswär- 
tigen Diplomaten und Gaden der Admiralitäts- oder Scegerichts- 
barfeit handle, während im übrigen nur gejagt wird, daß diefe 
Suftizhoheit aud) auf „Streitigkeiten anderer, ebenfalls genau be- 
zeichneter Art“ fi ausdehne. Bei der Erwähnung der legtern 
fehlt allerdings das Wort alle”; daraus hat man geglaubt 
Ichließen zu dürfen, daß nur die erftern unbedingt unter die Suftiz- 
hobeit der Union fallen müßten, die fettern auch derjenigen der 
Einzelftaaten überlaffen werden könnten.““ Allein diefer Unter— 


27 The excretse of appellate jurisdiction is far from being limit- 
ed by the terms of the Constitution to the Supreme Court; there 
can be no doubt, that Congress may create a succession of inferior 
tribunals in each of which it may vest appellate as well as original 
jurisdiction.” Martin vs. Hunter, 1 Wheat. R. 304. 

28 Martin vs. Hunter, a. a. O., ©. 333: „In (the first) class the 
expression is, that the judicial power shall extend to all cases. 
But in the subsequent part of the clause, which embraces all the 
other cases of national cognizance, and forms the second class, the 
word «all» is dropped, seemingly ex industria. Here the judicial 
authority is to extend to controversies (not to all controversies) to 
which the United States shall be a party etc. From this difference 
of phraseology perhaps a difference of constitutional intention may, 
with propriety, be inferred ... Jn respect of the first class, it may 
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ſchied, den and) das Obergericht fhon in feiner betreffenden Ente 
ſcheidung als einigermaßen bedenklich hinjtellt, ijt zu künſtlich herz 
ausgejucht, um anerkannt zu werden, Man wird im Gegentheile 
annehmen müſſen, daß alle in Sect. II hervorgehobenen Fälle an 
fie) in ganz der gleichen Weije der Yuftighoheit der Union als 
ſolcher unterftehen, Nun ergibt fie) allerdings: aus Abſchnitt 2 
der hier in Rede ftehenden Section, wie oben ſchon nachgewiejen 
worden ijt, eine Anzahl von Fällen, in welchen das Unionsober- 
gericht Original- und Exelufiv-Surisdiction zu üben hat. Dieje 
Fälle können danach ſchlechterdings von feinem andern Unions⸗ 
oder Staatsgericjtshofe abgenrtheilt werden. Bezüglich aller. ane 
dern Fälle muß dann aber übereinjtimmend ganz das nämliche 
gelten, d. h. wenn man annimmt, daß in Einem derfelben, gleiche 
viel unter welchen nähern Veftimmungen, ein Stantsgerichtshof 
angegangen werden fant, fo muß man and) zugeben, daß dies in 
allen übrigen geſchehen dürfe, 
ie Conftitution fehreibt vor, daß die Sujtighoheit der Union 
h af die und die Fälle erftrede; daraus folgt mit Sicherheit 
jo viel, daß die Union, beziehungsweife irgendein von ihr geſchaf⸗ 
fener Gerichtshof unbedingt in der Lage fein muß, jeden der ge- 
dachten Fälle vor fein Forum zu ziehen, Nicht aber folgt daraus 
auch, dag ein folcher Gerichtshof ſchon immer gleich in erjter In— 
ftang angegangen werden muß. Sett man mm den Fall, daß 
der Congreß, wie das ja. nach Maßgabe der Conftitution geſchehen 
könnte, lebiglic ein Bundesobergericht geſchaffen, fonft aber feine 
weitere Procefordnung erlafjen Hätte, jo würde die Frage ente 
ftehen, ob ſämmtliche unter Sect, IL zu zählende Redtsftreitig- 
feiten vor dem Dbergerichte in erſter und letzter Inſtanz abs 
guurtheilen wären? Diefe Frage müßte verneint werden; das 


well haye been the intention of the framers of the Constitution im- 
peratively to extend the judicial power, either in an original or ap- 
pellate form, to all cases; and in the latter class, to leave it to Con- 
gress to qualify the jurisdiction, original or appellate, in such man- 
ner as public policy might dictate .../ Man fieht, wie aud) im Terte 
bemerft worden ift, daß das Obergeridht feine Deduction felbft nicht fur 
durchaus fiihhaltig erachtet, und fo heißt es aud) im weitern Verlaufe dev 
Entfeidung: „We do not, however, profess to place any implicit re- 
liance upon the distinction which has here been stated and endea- 
vored to be illustrated.” 
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Obergericht wäre offenbar unter folchen Umjtänden berechtigt, bee 
ziehungsweife verpflichtet, als erfte Inftanz nur in folhen Sachen 
zu entjcheiden, in denen ihm, wie oben nacdhgewiefen wurde, Ori- 
ginal-Surisdiction gugefprodjen wird. Alle übrigen, in Sect. II 
erwähnten Fälle wären zunächſt vor den Staatsgeridtshifen zu 
verhandeln aus dem einfachen Grunde, weil an fid) das Ober- 
gericht, wenn der Kongreß nicht befonders Ausnahmen aufjtellt, 
Appellationsgerichtsbarkeit zu üben hat, und als untere Inſtanz 
andere Gerichtshöfe als diejenigen der Einzeljtanten nicht vorhan= 
den wären. Gegen den Spruch je des höchſten, für Entfcheidung 
einer folchen Gache competenten Gerichtshofes in dem betreffenden 
Einzelftante müßte allerdings ein Rechtsmittel gegeben fein, wel- 
ches diefelbe fchließlich an das DOberbundesgericht bringen würde. 
Zweifelhaft bliebe nur, wie alsdann das Verhältniß der Einzel- 
ftaaten, beziehungsweife ihrer Gerichtshöfe zur Union aufzufaffen 
fei? Man muß behaupten, daß die erftern in tantum als Dele- 
gatare der leßtern handeln würden, und daran fefthalten, obgleich 
diefe Anficht derjenigen widerfpricht, welche von den amerifanifchen 
Suriften regelmäßig aufgejtellt wird. Die meiften derjelben con- 
jtruiren die Sache fo, alg ob vor Gründung der Union die Juftiz- 
Hoheit insgefammt den Einzelftaaten zugejtanden hätte und diefen 
daher infoweit bliebe, als fie ihnen nicht von der Union, beziehungs- 
weife dem Congreffe durch Gejch genommen werde.?2° Ferner, 
meinen fie, finne durch die Union nie ein Staatsgerichtshof zur 
Aburtheilung eines Falles delegirt werden, auf welden an fid 
die Suftighoheit der Union Anwendung findet2°, da nur jeder 
Cingelftaat felbjt befugt wäre, feinen Gerichten eine Competenz 
zuzumeifen. Allein diefe Auffaffung ift, wenigftens zum Theile, 
entfchieden verfehlt, denn, was den erften Punkt anlangt, fo 
gebührt die Suftizhoheit, welche die Conftitution der Union beilegt, 
eben der lettern ganz unbedingt und nicht den Einzelftaaten. Mit 
Emanation der Konftitution war den Einzeljtaaten fchon der be- 


29 Bal. ebenfalls wieder die Entidetdung in „Martin vs. Hunter‘: 
++ It can only be in those cases where previous to the Constitution 
State tribunals possessed jurisdietion independent of national author- 
ity, that they can now constitutionally exercise a concurrent juris- 
diction ...“ (Story, a. a. O., IL, 516). 

30 Ehend., ©. 330: „... Congress cannot vest any portion of the 
judicial power of the United States, except in courts ordained and 
established by itself.“ 
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treffende Theil der Yuftizhoheit genommen, und der Congres ijt 
darum gar nicht mehr im Stande, fie ihnen feinerfeits nod) ein- 
mal durch Gefes zır entziehen. Wenn alfo die Gerichte der Ein- 
zelftanten, voranggejest, daß der Congres feine Procefordnung er- 
laſſen hätte, in Fällen des Art, III Gerichtsbarkeit übten, fo 
könnte ihre Competenz dod) nur gedacht werden als geftütt auf 
eine Verleihung von feiten der Union, der eben diefe Compe- 
ten; im Grunde ganz allein gujteht. Dieſe Delegation wäre, 
unter der gedachten Vorausjegung, als ſtillſchweigend ertheilt 
anzufehen, wie es denn überhaupt dem Wejen des zujammen- 
gejegten Staates entjpricht, daß ſolche Hoheitsrechte, welde 
der Centralgewalt zuftehen, aber von diefer nicht geübt were 
den, per delegationem den Particularftaaten zufallen, wenn 
und weil diefe alle Anftalten getroffen haben, welde zur Bethä- 
tigung jenes Hobheitsredjtes erforderlich find °1; und zweifellos 
Tann daher diefe Delegation and) ausdrücklich gejchehen, d. h. der 
Congres eine Proceßordnung erlaffen, in welder er den Einzel- 
ftanten die Entſcheidung folder Sachen ganz bejonders überträgt. 
Allerdings aber darf — und infofern ift der Standpunkt der 
amerifanifden Suviften gerechtfertigt — nicht geradezu beftimmten 
Stantsgeridhtshifen die Entſcheidung gewiffer Sachen übertragen 
werden, denn die Delegation geſchieht an den einzelnen Staat als 
foldjen, der befugt ift, die Organifation feiner Gerichte und den 
Procehgang vor denjelben als eine res interna ganz nad) feinem 
eigenen Belieben zu geftalten, fodag eine Competenzvertheilung 
an die Gerichte deffelben niemals Sache des Congreffes fein fann. 
Mit andern Worten: foweit Rechtsftreitigfeiten, auf welche Art. 
II, Sect. II, fich bezieht, vor Staatsgerichten abzuurtheilen find, 


31 In ſolchen Fällen, in denen es für ſchädlich erachtet werden follte, 
ſelbſt die erſtinſtanzliche Competenz den Staatsgerichtshöfen zu iberlaffen, wird 
den letztern von der Eentralgewalt, wenn anders nicht unberechtigte Regungen des 
Particularismus fich geltend machen, ſicherlich alle Gerichtsbarkeit entzogen werz 
den; wenn man es aber jür angemefjen hält, den Staatsgerichtshöfen eine bes 
fimmte Quvisdiction aud in folden Fällen zu geftatten, anf welche an fic) 
die Juftiggoheit der Union Anwendung findet, werden die Einzelftaaten, zur 
Wahrung ihres Anfehens, gewig nicht ungern bereit fein, ihren Gerichten die 
betreffenden Sachen zuzuweiſen. Die Auſchauung der ameritanifchen Juriſten, 
welche von der im Terte entwidelten, wie gefagt, einigermafen abweicht, 
kann hier nicht eingehender erörtert werden, da dies gu weit führen würde. 
Man vergleiche, um fid) dariiber zu unterrichten, Story, a. a. O., Bo. IL, $. 
1748, ©. 512 fg., und die dafelbft eitirten Entideidungen des Obergerichtes, 

Sälief, 19 
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greift die Proceßordnung des betreffenden Einzelſtaates ausnahms⸗ 
[08 plaß; aber andererfeits muß gegen die Entjcheidung des höch— 
ften, nad) diefer Procefordnung competenten Gerichtes, wie fdon 
bemerft wurde, ein Rechtsmittel gegeben fein, weldjes die Gache 
zur nocdhmaligen Entfcheidung vor das Oberbundesgericht oder 
aud) ein anderes Unionsgericht bringt. Auf diefe Weife bleibt 
denn doc) am letten Ende der Union ihre Suftizhoheit gewahrt, 
deren fie fic) in feinem Falle begeben darf. Natürlich fann aber 
aud mit Ausnahme vielleiht weniger Fille, in denen Zwed- 
mäßigfeitsrücfichten das verbieten??, die Surisdiction inallen Sachen, 
weldje unter Gect. II fallen, ausfdlieplich den Unionsgerichten 
iiberwiefen werden. 

Das find die allgemeinen Grundfäge, nad) denen zufolge Sect. 
IL der Congreß eine Proceßordnung zu erlaffen hat. Eine folde 
ift bereits fehr früh, im Sabre 1789, ergangen ??; fie hat fich 
thatfächlich den foeben entwidelten Gefidtspuntten im wejentlichen 
- angefchlofjen und aud) die wenigen Aenderungen, welche fie im Laufe 
der Zeiten erfahren hat, find zum größten Theile unter ftrenger Beob- 
adtung der Eonftitution vorgenommen worden. Der Gerichtsapparat, 
wie er durd) jenes Geſetz geftaltet worden ijt, weicht fo erheblich 
von allen entfpredenden Einrichtungen ab, weldje fic) anderswo, 
und namentlich in Deutſchland, finden, daß es fid) wol der Mühe 
verlohnt, ihm einige Aufmerffamfeit zu widmen. Andererfeits 
würde jedoch mit einer genauern Befpredung deffelben der Rah- 
men diejer Abhandlung um ein zu Bedeutendes überfchritten wer- 
den, und fo mag denn hier nur dasjenige Erwähnung finden, 
was ein Verſtändniß des amerifanifchen Gerichtsiyftens im all- 
gemeinen zu geben vermag und mit verfaffungsredtliden Fragen 
unmittelbar zufammenhängt. Es gibt folgende Arten von Unions- 
gerichten: Erſtens: die Diftrictcourts.34 Das gefammte Ge- 
biet der Vereinigten Staaten ift in eine Anzahl von Diftricten 
getheilt, für deren jeden einer der gedachten Gerichtshöfe beftebt. 
Diefe lewtern find Einzelgerichte, ſodaß für jeden derjelben ein 
Diftrietrichter zu ernennen tft, welchem das entiprechende Bureau 


32 Bol. darüber oben bei Anmerkung 8. 

33 Geſetz vom 2. September 1789 (Judiciary act); jest finden fich die 
geltenden Geftimmungen diefes Gejeges nebft den ergangenen Abänderungen 
zufammengeftellt in „Revised Statutes”, Tit, XIII: „The judiciary", ins- 
befondere Ch. IJ — XI. 

34 Ch. I—V. 
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beigegeben wird, Außerdem find aber einige Diftricte in der Art 
vereinigt worden, daß für diejelben mur Gin Richter vorhanden 
ijt, welcher denn innerhalb der ihm unterftehenden Bezirke eine 
fliegende Commiffion bildet. Dieje Diftrictcourts Haben zu gee 
jeglich beftimmten’ Zeiten des Jahres periodifch Sigungen abzu— 
halten, während fie allerdings — joweit fie Abmiralitäts- oder 
Aequitätsgerichte find — dev Kegel nach für Parteien beftändig 
zugänglich fein miiffen und auch zur Unterfuhung dev in ihre 
Sompetenz fallenden Strajfaden jeden Monat in Thitigkeit zu 
treten haben. 3° 
Die Competenz der Diftrictgerichte ijt ziemlich verwidelter 
Art, Diefelbe erſtreckt ſich unter vielem andern vornehmlich, auf 
folgende Gegenftände: Auf alle Verbrechen und Uebertretungen 
der von den Vereinigten Staaten erlafjenen (Straf) Gefege und 
alle auf hoher See begangene Verbrechen, auf welche feine Todes- 
Strafe geſetzt ift?%; anf alle Procefje nach gemeinem Rechte, fo- 
1 den Vereinigten Staaten oder Beamteten derjelben 
und eines Gefeges angeftrengt werden *?; auf alle Eivil- 
proceffe der Admivalitäts- und Seegerichtöbarfeit *; auf alle 
Procefie nach Gefet oder Aequität, von jemanden ngefttengt; 
um irgendwelche ihm durd ein Gefets, eine Verordnung, Ber 
fügung, ein Gewohnbeitsredjt oder eine Ufance der Particular- 
ftaaten zugefügte Beeinträchtigung der durch die Conftitution oder 
ein Geſetz der Vereinigten Staaten ihm gewährteifteten Privilegien 
oder Vorrechte au befeitigen 9%; auf alle Broceffe, wodurd) jemand 
die Einweifung in ein Amt — ausgenommen die Aemter von 
Electoren bei der Wahl des Präfidenten oder Vicepräfidenten, 
eines Nepräfentanten oder Delegirten im Congref oder eines 
Mitgliedes in der Staatslegislatur — erlangen will, wenn er wahr- 
ſcheinlich machen fann, derfelben nur deshalb verkuftig gegangen zu 
fein, weil einem zur diesbezüglichen Abſtimmung beredtigten und 
bereiten Bürger auf Grund feiner Naffe, Farbe oder ehemaligen 
Verpflichtung zum Sflavendienft das Stimmrecht genommen wore 
den ift*?; auf alle Procefje, welche von einem Ausländer ange- 


85 Sect, 574 und 578. 
3% Sect. 563, Nr, I. 
57 Ghend., Nr. IV. 
8 Ebend., Nr. VIL 
99 Gbend., Nr, XII. 
«© Ghend., Nr. XIIL 
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ftrengt werden, foweit es fic) um eine Verlegung des Bölfer- 
redjtes oder eines mit den Vereinigten Staaten abgejchlofjenen 
Vertrages handelt*'; auf alle Concursjaden u. ſ. f.*? 

Im allen diefen Fällen haben die Dijtrictgeridjte ,, ori- 
ginal jurisdiction”, d. 5. erſtinſtanzliche Gerichtsbarkeit; in ein- 
zelnen derjelben jedod nicht exclusive jurisdiction, d. h. aus- 
fchliegliche Competenz. Es ift überhaupt eine eigenthitmlide Er— 
ſcheinung des amerifanifhen Nechtslebens, daß für diefelben Sachen 
mehrere Gerichtshöfe concurrirende Competenz befigen und es von 
dem Privatfläger, beziehungsweife öffentlichen Kläger abhängt, vor 
welchem derjelben ev den Proceß einleiten will. Häufig ftehen 
derartige Gerichtshöfe nad) der andern Seite im Verhäftnifje der 
obern zur niedern Inftanz und wenn ein Redhtsftreit gleid) vor 
der letztern angebradjt wird, jo erfährt die Sache dadurch eine 
vielleicht fehr wünſchenswerthe Bejchleunigung, während fie freis 
fic) demgegenüber einer. weniger eingehenden Prüfung unter= 
worfen wird. 

Zweitens: Die Circuitcourts.*% Das ganze Gebiet der 
Vereinigten Staaten ijt in neun Circuitcourts getheilt, deren jeder 
eine beftimmte Anzahl von Diftricten in fic) begreift. Für jeden 
Cireuit ift ebenfalls ein Richter (Circuit-judge) ernannt**, dent 
jein Bureau zur Seite fteht. Außerdem aber. wird für jeden Cir— 
cuit ein Mitglied des Unionsobergerichtes als Cireuit-justice 
(Eireuitoberrichter) beftimmt*°, welder von Zeit zu Zeit, wer 
nigftens einmal alle zwei Jahre, an den Sigungen des Circuit- 
gerichtes theilzunehmen hat. „Als Eircuitrichter fann auch ferner 
nod einer derjenigen Diftrictridjter*® fungiven, deren Bezirke in 
dem betreffenden Cireuit belegen find; und ein Cireuitcourt wird 
dann dargeftelit entweder durch Eine der drei genannten Perſön— 
lichkeiten ober zwei derfelben gemeinfchaftlich. Derfelbe Hat zu— 
nächſt zu -bejtimmten, geſetzlich vorgefehriebenen Zeiten des Jahres 
periodifd) Sigungen abzuhalten, fann aber auch jonjt nod) — 


41 Sect, 563, Nr. XVI. 

42 Gbend,, Nr. XVII. Dod) fällt aud) den Cixcnitgerichten dieſe Sue 
risdiction theilweife zu. Bgl. Sect. 630, 

4 Ch, V—X, 

4 Sect. 607. 

© Sect, 606, 610, 

“© Sect. 609. 
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nad gehörig erfolgter Belanntmachung — zur Aburtheilung von 
Griminalfillen in Thätigfeit treten. +7 

Diefe Gerichte haben num tHeils erſtinſtanzliche, theils zweit- 
inftanzliche Gerichtsbarkeit. Die exftere üben fie zunächſt concur- 
rirend mit den Diftrictgeridhten Hinfichtlich aller in die Competenz 
der Legtern fallenden Straffachen *°, und hinfichtlich jener Fälle, in 
denen die oben angedeuteten verfafjungsrechtlichen Fragen ins 
Spiel fommen. +? 

Dann erſtreckt fic) ihre (evftinftanzliche) Competenz unter vie- 
fem andern nod) auf Folgendes; auf alle Proceffe nach gemeinem 
Rechte, wo die Union oder ein Beamteter derjelben Partei ift und 
welche nach Mafgabe eines Congrefactes angeftrengt werden; 
alle Proceffe nad) Aequität, im denen die Vereinigten Staaten 
Kläger find und der Streitwerth, abzüglich der Koften, mehr als 
500 Dollars beträgt’!; alle Eivilprocefje nad) gemeinem Rechte 
und Aequität, in welchen ein Ausländer Partei ift oder die Par- 
teien verjchiedenen Staaten angehören und der Streitwerth, ab- 
züglic der Koften, die gedachte Summe iiberfteigt®?; auf alle 
Proceffe, angeftrengt von einer Nationalbank oder gegen eine 
folhe auf Grund eines für derartige Inftitute ergangenen Unions- 
gejetes??, ferner foldje, welche ein Diftrictsanwalt anftrengt auf 
Entfernung einer Perjon aus ihrem Amte, wenn fie dafjelbe ent- 
gegen den Beftimmungen in Art. XIV, Sect. III, der Amende- 
ments innehat und es fic) nicht um ein Mitglied des Congreffes 
oder einer Staatslegislatur handelt ’*, und alle Procefje, welche 
mit dem Patent» oder Autorrehte in Verbindung ftehen. >° 

Die zweitinftanzliche Competenz der Cixcuitgericjte ift im we- 
fentliden dahin zufammenzufaffen, daß fie Appell inſtanz find 
für die Endurtheile der Diftrictgerichte in allen Fällen nach Aequi- 


47 Sect. 662. 

#8 Sect, 629, Nr. XX. 

49 Ghend., Nr. XII und XIIL 

5° Ghend., Nr. III. 

5) Ehend., Nr. II. 

52 Ehend., Nr. J. 

53 Ehend., Nr. X. 

14 Ghend., Nr. XIV. Mitglieder parlamentariſcher Körperſchaften kön- 
nen nur von diefen letztern felbft ihrer Stellung enthoben werden. Bgl. 
oben ©. 91. 

55 Ebend., Nr. IX. 
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tät oder der Admiralitäts- und Seegerichtsbarfeit, in denen das 
Streitobject, abzüglich der Koften, 50 Dollars überfteigt?®, und 
für die Endurtheile der Diftrictgerichte in regulären Procefjen 
über Gegenjtiinde gleichen Werthes. 57 

Drittens: Der Court of claims. Der Gerichtshof zur 
Entfheidung aller Anſprüche gegen den Fiscus der Vereinigten 
Staaten.°* Daß diefer Fiscus regelmäßig nicht ohne weiteres 
verflagbar ijt, wurde fchon an anderer Stelle erwähnt. Wer 
einen Anspruch gegen denjelben zu haben vermeint, hat fich, we- 
nigftens der Regel nad, an den Kongreß zu wenden, welcher nach 
Prüfung der Gace eventuell eine Appropriationsbill erläßt. Der- 
artige Gefege pflegen denn häufig von den an der Auszahlung 
betheiligten Behörden in ihrer Rechtsgiiltigkeit beftritten zu wer- 
den, ımd jo ift denn da8 „Geſetz“ noch einmal zur ridterliden 
Entfdeibung vor den Court of claims zu bringen. Daß diefe 
Verhältniſſe einen außerordentlich mangelhaften Redtszuftand er- 
fennen laſſen, ijt Schon oben? angedeutet worden. Wie dem im- 
mer aber aud) fein mag, die Gace liegt jett thatjächlich fo, dak 
der gedachte Gerichtshof zu entfcheiden Hat „alle Anfprüche, welche 
gegen die Unionsregierung auf Grund eines vom Congreffe er- 
laffenen Geſetzes oder einer von einer Erecutivbehörde ausgehen- 
den Verfügung oder eines, fet e8 ausdrücklich abgefchloffenen, fei 
es jtillfchweigend beftehenden Vertrages mit der Regierung er: 
hoben werden‘. 6° 

Uebrigens finnen auch alle derartigen Anfprüche, welche jemand 
bei einem Haufe des Congrefjes geltend macht, von dem Bureau 


56 Sect. 631. 

57 Sect. 633. Im Falle der Sect. 631 handelt es fid) um die für das 
Aeguitätsverfahren im allgemeinen geftattete Appellation. Bgl. oben Anmer- 
fung 25; in Sect. 633 um ein Rechtsmittel, welches nad „gemeinem Rechte“ 
zuläffig ift. 

s58 A. a. O., Tit, XII, Ch. XX und XXI. Die Errichtung des Court 
of claims war der erfte Schritt dazu, eine Berflagbarfeit des Vereinigten- 
Staaten-Fiscus gleich jeder privaten Corporation anzuerkennen; das ganze 
rechtliche Verhältniß, wie e8 durd) die gefetlichen Veftimmungen gefdaffen 
ift, entbehrt gwar noch völlig der Klarheit, muß aber immerhin als ein 
großer Fortfchritt gegen die frühern Zuftände anerkannt werden. 

59 Bal. Kap. 18, unter II. 

60 Sect. 1059, Nr. I. 
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deffelben ohne weiteres zur Aburtheilung an den Court of claims 
gewieſen werden. 61 

Nebenbei fei hier noc bemerkt, daß dieſer Gerichtshof des 
Weitern competent ift, jeden Beamteten der Vereinigten Staaten, 
welcher öffentliche Gelder unter fich hat, von feiner geſetzlich be- 
stehenden Verbindlichteit zum Erſatze folhen Schadens freizufprechen, 
den er der Regierung etwa durch feine amtliche Thätigfeit zuge— 
fügt Haben follte, und ebenfo jedem derartigen Beamteten eine 
Vergütung für diejenigen Auslagen zuzuerkennen, welche er aus 
feinem eigenen Vermögen zur Erfüllung feiner amtlichen Thätig- 
feit vielleicht aufgewendet hat. 6? 

Der Gerichtshof Hat feinen Sig zu Wajhington und bejteht 
aus fünf Mitgliedern, von denen mindeftens zwei zur, Beſetzung 
befjelben erforderlich find. 6% 

Biertens: Dev Supreme Court of the United States°%, 
das Unionsobergericht, einer der wichtigften Factoren im öffent» 
Lichen Leben der Republif, auf deffen gewaltige Bedeutung bereits 
wiederholt hingewiefen worden ift. Derjelbe bejteht aus dem 
Chief justice of the United States (dem Oberrihter der Ber- 
einigten Staaten) und acht Associated justices (Beifigern des 
Obergerichtes), von denen mindejtens feds zur Bejegung eines 
Spruchcollegiums nothwendig ſind. Der Gerichtshof hat ſeinen 

i zaſhington und zu beſtimmten, geſetzlich vorgeſchriebenen 
‚Zeiten jedes Jahres periodiſch in Thätigkeit zu treten. 6° 

Was ſeine Competenz anlangt, jo ſoll er ausſchließliche Gee 
richtsbarkeit Haben in allen Givifproceffen, bei denen ein Staat 
Partei ijt, ausgenommen. felbjtverftändlich in Streitigkeiten zwi— 
jden einem Staate und feinen Bürgern; in Streitigkeiten zwijchen 
einem Staate und Bürgern eines andern oder Ausländern wird 
dem Obergerihte „Original-, aber nicht Exeluſivgerichtsbarkeit“ 
zuerkannt. Dagegen wird es für allein zuftändig erklärt in allen 
Procefjen, welche gegen einen (fremden) Gefandten, andern diplo- 
matifden Agenten oder gegen Mitglieder ihres Hauſes, beziehungs- 
weife ihrer Dienerſchaft — foweit diefelben Bürger des betreffen 


1 Geet. 1060. 

92 Sect. 1059, Nr. III; Sect. 1062. 
63 Sect. 1049 fg. 

+ Zit. XII, Kap, XI. 

95 Sect. 673 fg. 
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den Ausfandes find — angeftrengt werden, Dagegen fteht es 
wieder im Belteben der fremden Diplomaten, ob fie einen ihrer- 
feits gegen eine andere Perjon anzuftrengenden Nechtsftreit gleich 
vor das Forum des Obergericjtes bringen wollen, ebenjo wie 
Proceffe, in welchen Conjuln — gleichviel ob Elägerifche oder ver— 
Hagte — Partei find, nicht unbedingt jenem Forum zu unters 
breiten find, 6° 


~ 68 Sect. 687; diefelbe mag wegen ihrer verhältnigmäßig großen Wich- 
tigfeit Hier wörtlich mitgetheilt werden: „The Supreme Court shall have 
exclusive jurisdiction of all controversies of a civil nature, where a 
State is a party, except between a State and its citizens, or between 
a State and citizens of other States or aliens, in which latter cases 
it shall have original, but not exclusive jurisdiction; and it shall 
have exclusively all such jurisdiction of suits ‘or proceedings against 
embassadors, or other public ministers or their domesties or domestic 
consistently with the law of 
i jurisdiction of all suits 
brought by embassadors or ot inisters or in which a 
consul or vice-consul is a part; 


erhaben. Nimmt man den Standpunkt der Wortlaut der Conſtitu⸗ 
tion, wodurch dem Obergeridjte ori ‘ion ertheilt wird, nicht 
unbedingt nöthig made, ihm aud) exclu ive ji isdiction zuzuſprechen und 
der Geſetzgeber diejes Berhäl a eben fef kann, dann ift Sect. 


687 fehledjn 
“A ide Fin jenen Fällen, aber nur dann com⸗ 

petent fein foune, wenn diefe €: wpe ae aus fad) lid) en Gründen ergibt — 
fo darf in den Ausnahmen, wie fie Sect. von der Exclufivitit aufe 
fiellt, zwar and) nichts Verfaffungswidriges gejehen werden; aber es fragt 
fid, alsdann nur, ob es nicht geboten fei, ein m gedadten Principe 
über jene, wenn aud) ſehr geſchickt dewãahiten od) im Grunde rein willfüre 
lichen Ausnahmebeftimmungen hinaus yur Geltung zu verhelfen, und ande— 
verfeits fie nad) demſelben einzuſchränken? Die Beantwortung diefer Frage 
wird Iediglic davon abhängen, wir man die Befugniffe des Geſetzgebers 
gegenüber dem einfchlägigen Save itution glaubt faſſen zu dikrfen. 
Bgl. oben bei Anmerkungen 18, 1 h 

Wendet man ſich jedoch ber er engeſetzten Meinung zu, daß das Ober⸗ 
gericht in dev gedachten Hinficht ſchlechterdings Driginal- und Erelufio-Suris- 
diction haben miiffe, dann find and) die wenigen in Sect. 687 enthaltenen 
Ausnahmen von diefer Regel erfaſſungswidrig zu erklären. 

Uebrigens beachte man de nterfjied in der Sprache der Conftitution; 
«8 heißt in Art. I, Sect, I, cinmal: „Cases affecting embassadors” 
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Das Obergericht ift alsdann Appellationsinftanz für alle Ent- 
ſcheidungen der Givcuitgerichte, mögen fie diefelben als Gerichte 
erfter oder zweiter Inſtanz gefält Haben‘, fowie der Diftrict- 
gerichte in Prifenfachen®®, und gwar in allen diefen Fallen, wenn 
der Werth des. Streitgegenftandes, abzüglich der Koften, 2000 
Dollars überfteigt. In Proceffen der letzten Art ift auch bei ges 
ringerm Werthe eine Appellation zuläffig, wenn dev Diftrictrichter 
die in Rede ftehende Rechtsfrage für eine foldje von befonderer 
und allgemeiner Wichtigkeit erklärt. 

Ebenſo ift das Dbergericht befugt zur Nevifion aller End- 
urtheile, welche von den Cireuitgerichten in Eivil- wie Strafſachen 
ergehen, wenn die beiden an der Entſcheidung betheiligten Richter 
actenmäßig beftätigen, daß fie fic) bei Verhandlung der Sache 
hinfichtlich eines Punftes in Meinungsverjchtedenheit befunden 
haben‘; und ebenfo geht an diefen Gerichtshof ein Appell gegen 
alle Entjcheidungen des Court of claims unter ganz eigenthiim- 
lichen, Hier nicht näher gu befpredjenden Vorausjegungen. 7 

Vergleiht man mim die bisher aufgezählten Befugniſſe des 
Obergeridhtes nebjt allem, was fonft nod) über die Competenz der 


Diftrict- und Cirenitgerichte vorgetragen worden ijt, und bie 
übrigen, hierhergehörigen, aber nicht wiedergegebenen Beftimmungen 
im Tit. XTII der „Revised Statutes” mit den oben befprode- 
nen einfchlägigen Vorſchriften des Art. IIL über die Juſtizhoheit 


wenn der betreffende Diplomat wirllich als Partei auftritt, fondern ſchon 
dann, wenn jeine Berfon mit einem Nechtsftreite in Verbindung fteht. Bal. 
„United States vs. Ortega, 11 Wheat. 467“. Db die Gefetsgebung dieſem 
Momente genügend Redjnung trug, fann ebenfo zweifelhaft fein, wie die Zu—⸗ 
täffigfeit der von ihr befiebten Unterf—heidung in den Nedhtsverhäftniffen der 
Conſuln und anderer ausländifcher Diplomaten; mag zwiſchen beiden Arten 
von Beamteten aud) der allgemeinen Anficht nad) eine Sonderung einzutreten 
haben, nad) dem Haren Wortlaute der Conftitution will diefe fie offenbar 
ganz gleich, behandelt wiffen. 

Das alles find Einzelheiten, welde zwar die Gültigleit der Sect, 687 
wefentlid) zu beeinfluffen vermögen, aber Hier nicht eingehender beſprochen 
werden können, weil fie ins Proceßrecht gehören. 

57 Scet. 691, 692. Zwiſchen den Sadjen nad) gemeine Redjt und 
Aequität befteht aud) Hier wieder der bereits bei Anmerfungen 25 und 57 — 
erwähnte Untesjchied. 

68 Sect. 695, 701. 

— © Sect. 693. — 

70 Sect, 707, 708. 
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der Union, jo ergibt fid), daß die Gerichtshöfe dev legtern eine 
Competenz nicht in allen Fallen zuertheilt erhalten, in denen dies 
an fic) ftatthaft wäre. Inſofern ift diefe Juſtizhoheit naturgemäß 
nur von den Einzelftaaten, beziehungsweife deren Gerichten zu 
üben, Daß dies einerjeits verfafjungsmäßig zuläffig fet, ift 
bereits an anderer Stelle ausgeführt worden, mit der Bemerkung, 
daß unter jolhen Umftänden umbedingt ein Unionsgericht in der 
Lage jein miiffe, die Entfheidungen der Staatsgerichte zu refor— 
miren, wenn diefelben gegen die Verfafjung oder die Gejeke der 
Union verftoßen, welche zur Geltung zu bringen eben für Auf- 
gabe der der Union jugefprodencn richterlidjen Gewalt erklärt 
wird. Andererjeits wurde gleichfalls jchon darauf hingedentet, daß 
es in gewiſſen Fällen geradezu nothwendig fei, die Juſtizhoheit 
der Union zunächſt von Staatsgerichten üben zu laffen; wenn es 
ſich nämlich um Proceffe handelt, auf welche an fic) Staatsgefege 
Anwendung finden, aber geltend gemacht wird, daß diefe letztern 
gegen die in der Unionsverfaffung niedergelegten, an die Adreffe 
der Einzelftaaten gerichteten Verbote verjtofen. Nach den Grund- 
fügen dev Verhandlungsmaxime, welche auch den gemeinrechtlichen 
amerilaniſchen Proceß beherrſchen, müßte jede diesbezügliche Bes 
hauptung einer ſtreitenden Partei genügen, den Staatsgerichten 
die Cognition aller einſchlagenden Nechtsftveitigfeiten zu entziehen; 
und damit würde denn allerdings ie Competenz dieſer Gerichte, 
wenigſtens i a gar problematijd. 

Mag t aus Zweckmäßigkeit oder Noth- 
wendigfeit e en Juſtizhoheit ausgeliefert fein, 
weldhe der Union zufteht — nach beiden Seiten hin geftalten ſich 
die hieraus entftehenden Verhiltniffe gleihmäßig. Alte ſolche Pro- 
ceffe find zunächſt vor den betreffenden, nach alfgemeinen proceſ- 
fualen Rückſichten zuftändigen Staatsgerichten zur Verhandlung 
zu bringen und müffen vor die ſen bis zu der höchſten Inftanz 
gehen, welche nad) den Gejegen des bezüglichen Staates in der 
fraglichen Sache angegangen werden fann. Aber die Entſcheidung 
diefer Inftanz, vorausgeſetzt, daß diefelbe fich gegen die Gültigkeit 
eines nad) Behauptung einer Partei anzuwendenden Unionsgejeges 
oder für die Gültigkeit eines von feiten der Parteien als verfaj- 
fungswidrig bezeichneten Staatsgeſetzes ausfpricht, oder einen auf 
Grund der Unionsverfaffung, beziehungsweife der Unionsgejeße 
erhobenen Anipruc nicht anerkennt, darf im Wege der Appellation 
vor dag Unionsobergericht gebracht werdei. Das Gejeg lautet 
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wirtlid: „Ein Endurtheil oder Beſcheid, gefallt von dem compe⸗ 
tenten höchftinftanzlichen Staatsgerichte in einer Sache, in welcher 
die Gültigkeit eines Unionsvertrages oder Geſetzes oder einer im 
Namen der Vereinigten Staaten ausgeübten Amtshandlung in 
Frage geftellt und gegen die Gültigkeit derfelben entſchieden wore 
den ift, oder in welcher die Gültigkeit eines von irgendwelchen 
Staate ausgehenden Gefeges oder einer im Namen jener ausge 
übten Amtshandlung in Frage geftellt und für die Gültigkeit der» 
felben entfchieden worden ift, oder in welder irgendein Nechtötitel, 
Recht, Privileg oder Immunität auf Grund der Conjtitution oder 
eines Bereinigten-Staaten-Gefeses oder -Bertrages oder einer im 
Namen der Union geübten Machtvollfommenheit oder Amtshand- 
dung in Anſpruch genommen und gegen diefe, Titel, Recht, Pri— 
vifeg oder Immunität entfdieden worden ift — ift auf Grund 
einer an das Unionsobergericht eingereichten Beſchwerde von die— 
jem nochmals zu prüfen und zu beftätigen oder umzuſtoßen.“ 7 
So ijt allerdings die Iuftizhoheit der Union diefer gewahrt, 
und zwar, wie jeder zugeben wird, in der fachgemäßeften Weife. 
Bei den vom Obergeridjte nach Mafgabe jener Borfchrift gefält- 
ten Erfenntniffen jollte nun allerdings ftreng gefdieden werden 
zwiſchen foldjen Fällen, welche ihrem materiellen Inhalte nach 
ipso jure unter die Suftizhoheit der Einzelſtaaten, und foldhen, 
welche an fic) nad) Maßgabe der Conftitution unter die Yuftize 


71 Geet, 709: „A final judgment or decree in any suit in the 
highest court of a State, in which a decision in the suit could be 
had, where is drawn in question the validity of a treaty or statute 
of, or an authority exercised under the United States, and the deci- 
sion is against their validity; or where is drawn in question the va- 
lidity of a statute of, or an authority exercised under any State on 
the ground of their being repugnant to the Constitution, treaties or 
laws of the United States and the decision is in favor of their vali- 
dity; or where any title, right, privilege or immunity is claimed 
under the constitution or any treaty or statute of or commission 
held or authority exercised under the United States, and the deci- 
sion is against the title, right, privilege or immunity specially set 
np or claimed by either party under such Constitution, treaty, sta- 
tute, commission or authority, may be reexamined and reversed or 
affirmed in the Supreme Court upon a writ of error, The writ shall 
have the same effect as if the judgment. or decree complained of had 
Deen rendered or passed in a court of the United States.” Dazu vgl, die 
große Zahl der bei diejer Section angegebenen obergerichtlichen Entjheibungen, 
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hoheit der Union fallen, aber durch ftillfchweigend den Staats- 
gerichten ertheilte Delegation vor diefen verhandelt werden. Bn 
jenen dürfte das Obergericht eigentlich nur unterfuchen, ob die bei 
der angegriffenen Entjcheidung in Anwendung gebrachten Grund- 
ſätze conftitutionswidrig feten oder nidt. Sind diefelben nicht 
conftitutionswidrig, dann wäre das Urtheil zu betätigen, aud 
wenn es materiell nicht mit der Anficht des Dbergerichtes über- 
einftimmt. Werden aber jene Grundfike für conftitutionswidrig 
eradjtet, dann follte in der Gache felbjt abweichend von dem ju- 
dex a quo dod nur infofern entfchieden werden, als das durch 
Rückſicht auf entfprechende, mit der Conftitution vereinbarte Be- 
ftimmungen bedingt wird. In andern Fällen jedoch, welche an 
fid) unter die Yuftizhoheit der Union fallen, darf das Obergericht 
wol für befugt erachtet werden, in der Sache felbft zu erfennen, 
mögen die der angegriffenen Enticheidung zu Grunde Tiegenden 
Sätze mit der Conftitution in Einklang ftehen oder nicht. 

. Erwägt man, daß alles Vorgetragene nur einen fehr geringen 
Brudtheil derjenigen Vorjchriften wiedergibt, welche im Tit. XIII 
der „Revised Statutes” enthalten find, jo wird man wol ge- 
neigt fein, der Behauptung zuzuftimmen, daß das amerikaniſche 
Proceßrecht, foweit es fid) auf PVereinigte-Staaten-Gefege ftüßt, 
durch größere Einfachheit finnte ausgezeichnet fein.7?  Bedentt 
man dann des Weitern noch, daß auch die Gelege der Einzel: 
ftanten da8 deren Suftizhoheit entfprechende Proceßrecht mitunter 
zu einem fehr verwidelten geftalten, fo ift leicht erflirlid), daß 
die amerikanischen Juriſten, welche durd) ihre ganze Beanlagung 


72 Die allgemeinen Grundfäße, welche den amerifanifdjen Proceß be- 
herrfden, find, wie aud) fdon aus dem Vorgetragenen dürfte zu entnehmen 
fein, geradezu ein vollgliltiges Mufter logifher Schärfe und Durdjfichtigfeit; 
aber das im Congreffe unaufhirlid) zu Tage tretende Streben, die Gejeg- 
gebung nad Parteirüicfichten einzurichten und als ein Mittel zur Beförderung 
von Parteizweden zu misbrandjen, hat aud) das Procefredjt nicht verfdont 
und muß bier natürlich, wo es fich wefentlid) um fachliche Erwägungen han: 
dein follte, eine befonders unheilvolle Wirkung üben. So find denn die ent- 
fpredenden Congreffacte mit Einzelheiten überfüllt, auf weldje felbftverftind- 
lid) in dieſer Arbeit nicht Hingewiefen werden fonnte, welche aber jest die 
für den praftifchen Suriften nothwendige Einfiht in die Materie ebenfo fehr 
erfchweren, als fie leicht zu vermeiden gewefen wären; denn fie verdanken 
ihr Entftehen zum großen Theile eben Tediglicd; dem Bemühen, augenblid- 
lihen und einfeitigen Wünfchen gewiffer Politiker auf Ummegen zum Ziele 
zu verhelfen. 
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auf die Praris hingewieſen werden, im allgemeinen genug zu thun 
haben, fic) eine mechanifche Kenntniß aller Einzelheiten zu ere 
werben, wie fie zur erfolgreichen Durchführung eines Rechtsftreites 
nothwendig ijt, und darüber den Geijt des Ganzen fich zum nöthigen 
Berftändniffe zu bringen, verabjäumen, Das aber hat nachtheilige 
Folgen wieder nicht nur für die Wiſſenſchaft, fondern auc) und 
vornehmlich für das prattifde Leben. Die Jurisprudenz erfcheint 
bei einer foldjen Lage der Sache den weitern Kreijen des Volkes 
wie eine geheime Kunft, gejdajfen, um denen, welche fid) mit ihr 
bejchäftigen, einen gewerbsmäßigen und gegen die Concurreng nicht 
Sachverſtändiger geficherten Unterhalt zu jchaffen. Und das Ver— 
trauen in das unbedingte Walten der Gerechtigkeit geht in dem- 
jelben Maße verloren, in weldem bet den Laien die Weberzeugung 
erftarft, daß die bejtehenden Einrichtungen zur Ungebühr ver- 
widelt und dem allgemeinen Verſtändniſſe entriidt feien. 

ILI. Es ift bereits an anderer Stelle darauf hingewieſen wor- 
den, daß, nachdem die Conjtitution fid) von jeder „Declaration 
der Menſchenrechte“ im Geihmade der erſten franzöſiſchen Revo- 
fution ferngehalten hatte, die Amendements etwas nacjholten, was 
man fdon in den erften Zeiten dev Republif als einen Mangel 
des Grundgefeges anzufehen fic) gewöhnte; jo erhielten denn jene 
Beitimmungen Aufnahme in die Verfafjung, welde zum größern 
Theile erft im nächften Kapitel werden zu beſprechen fein, theil- 
weife jedod) ſchon Hier zu erwähnen find. Allein, was man als 
conftitutionelle Gewährleiftung „unantaftbarer Menfchenrechte” für 
faum mehr denn Redengart erachten fann, darf man, wie ſchon 
friiherhin bemerft wurde, wol billigen, wenn man fic) auf einen 
andern Standpunkt ftellt und darin eine jener Anweifungen an 
die Legislative ausgedrüct findet, wie diefe bei Ausübung der ihr 
anderweitig zugeſtandenen materiellen Befugniffe, d. i. im vor- 
liegenden Falle der Iuftizhoheit, zu verfahren habe. So geftalten 
fic) denn die Vorfchriften, an welche Hier gedacht wird, einfach zu 
Grundſätzen, welche der Natur der Sache nad) in dem amerika— 
nifchen wie jedem modernen Procefiredjte bei einem politifch vor- 
gefdrittenen Volke zur Geltung gelangen follen. Dahin ift zu 
rechnen zunächft Art. V der Amendements, in welchem e8 heißt: 
„Keine Perfon fol für dafjelbe Vergehen zweimal in Strafe ge- 
nommen oder in irgendeiner Criminalfache gezwungen werden, 
gegen fid) ſelbſt Zeugniß abzulegen, oder ohne vorgängigen ordent- 
lichen Proceß eine Einbuße an Leben, Freiheit oder Vermögen er- 
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fabren.”“*3 Der erfte Theil diefes Gages enthält das „ne bis 
in idem” des gemeinen deutfchen Rechtes, und hätte ebenjo gut 
für Eivilproceffe ausgefprodjen werden dürfen; wiewol das unter⸗ 
blieben ift, wird dod) aud) nad) amerifanishem Rechte anerkannt, 
daß wegen dejjelben privatredtliden Anjpruces die Wieder- 
holung eines einmal angeftrengten, gleidviel ob gewonnenen oder 
abgewiefenen Proceſſes unftatthaft fei, und der Berklagte fic) dem 
gegenüber mit einer erfolgreichen exceptio rei judicatae fehüten 
fönne. Auch die Beftimmung, dag in Criminalfaden niemand 
genöthigt werden dürfe, gegen ſich ſelbſt Zeugniß abzulegen, ift 
ungeachtet feiner engen Faſſung in dem weitern Sinne zu ver- 
ftehen, welder ihm nad) gemeinem deutiden Rechte untergelegt werden 
muß, infofern e8 jeder überhaupt ablehnen darf, nicht nur gegen fid, 
fondern desgleichen gegen feine Verwandten oder Perfonen, deren 
Interejfen mit den feinen zufammenfallen, al8 Zeuge aufzutreten. 

Des Weitern enthalten dann die Amendements noch andere 
Beftimmungen Hinfidtlich der in Civil- oder Strafproceffen zur 
Anwendung zu bringenden Grundfäge und ganz insbefondere hin- 
fichtlich der Gefchworenengerihte, deren allerdings jdon in der 
Conftitution Erwähnung geſchieht. In Art. III, Sect. II (3), 
der Iettern Heißt e8: ‚Die Verfolgung aller Verbrechen — mit 
Ausnahme der Fälle, in welchen ein Impeachment vorliegt — joll 
durch Gefchworenengerichte vor fic) gehen, und eine folche Ver- 
folgung foll in dem Staate ftattfinden, in welchem die fraglichen 
Verbrechen begangen worden find; aber wenn fie nicht in irgend- 
einem Staate begangen worden find, joll die Verfolgung an 
folchem Orte oder folden Orten gefchehen, wie der Congreß durch 
Geſetz vorjchreiben wird.” * Das ift dann durd die Amende- 
ments in folgender Weife ergänzt worden. Art. V derfelben, be- 
vor er die bereits mitgetheilten Punkte berührt, lautet folgender- 
maßen: ‚Keine Perfon foll für ein Kapital- oder anderes ent- 


73 No person shall be subject for the same offence to be twice 
put in jeopardy of life or limb; nor shall be compelled, in any cri- 
minal case, to be witness against himself nor be deprived of life, 
liberty or property, without due process of law.‘ 

74 „The trial of all crimes, except in cases of impeachment, shall 
be by jury; and such trial shall be held in the State, where the said 
crimes shall have been committed; [but when not committed within 
any State the trial shall be at such a place or places, as the Con- 
gress may by law have directed.]' 
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ehrendes Verbrechen zur Verantwortung gezogen werden, wenn fie 
nicht von einer „Grand jury” (Hochgejehworenen) belangt wird, 
ausgenommen in den Fällen dev Milttär- oder Marinegerichts- 
barkeit, oder ſolchen, welche fich in der Miliz ereignen, wenn diefe, 
zu Zeiten eines Krieges oder öffentlicher Gefahr, zum Dienjte 
einberufen ift“75; und weiter Art, VI?c. „In allen Criminal 
proceffen foll der Angeffagte das Recht auf ſchleunige und öffent 
liche Verhandlung durch eine unparteiiihe Jury des Staates und 
Diftrictes genießen, in welchen das fragliche Verbrechen begangen 
wurde — welcher Diftrict im voraus durch Geſetz zu bejtimmen 
it"? — und ferner (das Recht) über die Natur und Grundlage 
der Anklage unterrichtet, mit den gegen ihn auftretenden Zeugen 
confrontirt zu werben; eventuelle Zwangsvorladung der von ihm 
als Entlaftungszeugen vorgefchlagenen Perfonen zu erlangen und 
einen Rechtsbeiftand zu feiner Vertheidigung zu Haben.“ Art. VIL: 
„Sn Eivilproceffen nad) gemeinem Rechte, in denen der Werth 
des Streitgegenſtandes 20 Dollars überfteigt, ſoll das Recht der 
— erhandlung durch eine Sury gewahrt werden, und feine That 
frage, welche durch das Verdict einer Sury erledigt wurde, foll 


auf andere Weife vor irgendeinem Gerichtshofe der Vereinigten 
Staaten anders als nad) den Grundfägen des gemeinen meshed 
nodmals geprüft werden.“ 78 


76 „No person shall be held to answer for a capital or otherwise 
infamous crime, unless on a presentment or indictment of a grand jury, 
except in cases arising in the land or naval forces or in the militia 
when in actual service, in time of war or public danger." 

76 „In all criminal prosecutions the accused shall enjoy the right 
to a speedy and public trial by an impartial jury of the State and 
district, wherein the crime shall have been committed, which district 
shall have been previously ascertained by law, and to be informed 
of the nature and cause of the accusation; to be confronted with 
the witnesses against him; to have compulsory process for obtaining 
witnesses in his favor; and to haye the assistance of counsel for his 
defence.!* 

77 Daraufhin ift die Eintheilung der Vereinigten Staaten in Diftricte, 
begiehungsweife Circuits erfolgt, wie das im Obigen näher ansgeflihrt wor 
den ijt (vgl. „Revised Statutes”, Tit. XIII, Chapt. I und V). 
find denn aud) die in dem Art, V der Amendements enthaltenen Borjd 
hinſichtlich des Forums ergänzt, beziehungsmweife geändert worden; vgl. 
Anmerkung 74. 

75 „In suits at common law, where the value in con 
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Diefe Beftimmungen, jomeit jie ti auf die Zuziehung von 
Gefdworenen in Criminalſachen erftreden, weichen nidt erheblid 
von denjenigen ab, welche and) anderweitig, und bejonders in 
Deutfchland, fi) wiederfinden; anders jteht e8 um die Zuziehung 
von Gefdworenen in Civiljaden. 

Die Conftitution, wie man jieht, ftellt feine diesbezügliche 
Forderung; ein abermaliger Beweis für die richtigen Anfdauungen, 
welche die Urheber jenes Gefeggebungswerfes — allen gemein- 
läufigen Redensarten zum Trobe — fic) zu bewahren wußten. 
Zwar behauptet nod Story ’?, daß die Zuziehung von Gejdwo- 
renen in Givilfaden faum von geringerer Bedeutung und weniger 
wefjentlid) für politijde wie bürgerliche Freiheit fet, als in Cri— 
minalfaden. Allein ſchon der „Federalist‘ *° hat dieje Anficht fo 
glänzend widerlegt, dag es kaum nöthig erjcheint, hier nod) ein- 
mal auf die Mängel derjelben Hinzumeifen. In Straffaden, wo 
es fid) vornehmlich darum handelt, den Oolus des Angefdhuldigten 
feitzuftellen, und die Thatfrage fid) einerjeitS von der rechtlichen 
leicht trennen, andererjeit® nad) allgemein verftindliden Rück— 
fihten beantworten läßt, darf allenfalls dem Laienelemente ein 
Urtheil über die erftere zugeftanden werden; in Civilproceffen je- 
dod), wo Redht und Thatfragen felten zu fondern find, und es 
auf eine objective, nad) den Regeln ftreng juriftiihen Denkens 
vor fi) gehende Prüfung des einzelnen Falles anfommt, ift der 
gefebesunfundige Mann faum ein tauglicher Richter. Uebrigens 
{chetnt das aud) heutzutage von den amerikanischen Praktikern nur 
nod) fehr felten beftritten zu werden ®!; aber zu jener Zeit, als 


shall exceed twenty dollars, the right of trial by jury shall be pre- 
served; and no fact, tried by a jury, shall be otherwise reexamined 
in any court of the United States, than according to the rules of 
the common law.” 

79H. a. O., Bd. I, §. 17681. f., ©. 526. 

80 Bal. , Federalist’ Nr. 83; Elliot, ,,. Debates”, II, 346. 380—410, 
413—427. 

81 Der Berfaffer diefer Arbeit hat vielfach Gelegenheit gehabt, gerade 
über die oben angeregte Frage fic) mit amerilanifchen Suriften zu befpreden; 
und nicht nur dieje, fondern aud) Laien geftanden faft ausnahmslos zu, daß 
die Zuziehung von Gefdworenen in Civilproceffen oft genug einer fachge- 
mäßen Beurtheilung der ihnen unterbreiteten Saden Eintrag thue; übrigens 
fcheint fid) auch die Gefeggebung felbft deffen bewußt geworden zu fein, wie 
aus den unten bei Anmerkung 87 mitgetheilten Beftimmungen zu evjehen 
fein möchte. 
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man fic) bemühte, die Conftitution mit allen den Beftimmungen 
zu überhäufen, welche die „bürgerliche Freigeit“ gewährleiften 
jolten, hielt man e8 für nothwendig, einmal Civilprocefje vor 
Geſchworene zu verweifen, und andererfeits wiederholt mit Nach- 
druck zu betonen, daß feine Thatfrage, welche durch Verdict einer 
Jury erledigt wurde, auf andere Weije als nach den Grundfäten 
des „gemeinen Rechtes“ nochmals geprüft werden jolle. Diefer 
Teste Sag bezieht fic) auf die bereits oben beſprochene Bejtim- 
mung-über die Appellationsgeridjtsbarteit des Obergerichtes **, wo 
8, wie man ſich erinnern wird, heißt: daß diefelbe fowol hin- 
fihtich der That- wie der Nechtsfrage zu üben fei. Dahinter 
witterten die „Männer des Volkes“ fofort wieder Verrath, denn 
es fonnte den Anfchein haben, als ob eine in der untern Inſtanz 
durch Gejchworene erledigte Thatfrage vor dem Dbergerichte — 
ohne Zuziehung einer Jury — von neuem geprüft und möglicher 
weife anders beurtheift werden dürfe. Zwar weift Hamilton‘ 
bereits nad), daß jener Sas nicht nothwendigerweife eine derartige 
Auslegung bedinge, welche gegen geheiligte Privilegien verftoße; 
allein daranf wurde wenig oder gar fein Gewicht gelegt, und 
Art. VIL der Amendements in der angegebenen Faffung mit großer 


Bereitwilligfeit angenommen. Aus derfelben ergibt fih nun, dag 
das Obergericht oder auch jeder andere Gerichtshof der Union, 
welchem Appellationsgerichtsbarfeit zufteht, jeinerjeits nicht mehr 
das Recht Hat, eine in unterer Inftanz erledigte Thatfrage noch— 
mals zu prüfen, denn, wie im Vorhergehenden des Deftern an- 
gedeutet worden iſt, ein „Nechtsmittel nad) den Grundfüsen des 
gemeinen Rechtes“ bezieht fic) lediglich auf die Nechtsfrage."* 


#2 Bol. oben Anmerkung 22. 

#3 Dol. ,, Federalist’, Nr. 81, ©. 603: „It does not follow (aus der 
Beſtimmung: the Supreme Court shall have appellate jurisdiction both 
as to law and fact) that the reexamination of a fact, once ascertained 
py a jury, will be permitted in the Supreme Court. Why may it 
not be said, with the strictest propriety, when a writ of error is 
brought from an inferior to a superior court of law in this state, 
that the latter has jurisdiction of the fact as well as the law? It 
is true, it cannot institute a new inqniry concerning the fact, but it 
takes cognizance of it, as it —— Aber; * zes, and pronounces 
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Des Weitern hatte bereits die Proceßordnung von 1789 bes 
ftimmt, daß alle „Rechtsftreitigkeiten“ nad Geieg vor dem Ober⸗ 
gerichte ausnahmslos unter Zuziehung von Gejdworenen verhan- 
delt werden jollen **; das bezieht fic) offenbar auf Berhandlungen, 
welche vor dem Tbergerichte als erfter Inftan; gepflogen werden. 
Und es fragt fid) nunmehr, ob dieje Vorſchrift nod jest in Gel- 
tung jei, naddem nämlich der Art. VII der Amendements er- 
gangen ift, welder eine Jury nur dann verlangt, wenn es fid 
um ein Object von mehr als 20 Dollars handelt; oder ob. diejer 
fette Artifel aud für den Proceß vor dem Chergeridte map- 
gebend fei? Man wird das lettere annehmen miijjen, weil eben 
Art. VIL jünger ift, als die gedadte Beftimmung der Procek- 
ordnung, denn dieſe lettere datirt vom 24. September 1789, 
während die erften zehn Artikel der Amendements erjt 1791 von 
der nöthigen Anzahl der Staaten ratificirt waren; und im übrigen 
wäre es doch ganz ungereimt, wenn untere Gerichte einen Proceß 
von 20 Dollars oder weniger ohne Sury follten verhandeln kön⸗ 
nen, der höchſte Gerichtshof aber verpflichtet wäre, bei fo gering- 
fügigem Streitgegenftande die Thatfrage von Gejchworenen er- 
ledigen zu laffen. 

Uebrigens erftredt fid) das Gebot, Gejdworene zuzuziehen, 
wie gejagt, nur auf „Proceſſe nach gemeinem Rechte”, ſodaß es 
auf alle Fälle der Aequität, der Admiralitäts- und Seegerichts- 
barkeit ®° feine Anwendung findet. Aber auch hinfichtlich der Pro-= 
ceffe nad) gemeinem Rechte ift den Parteien ausdrüdlich gejtattet 
worden, bei Verhandlungen vor den Circuitgerichten auf dem Wege 
eines jchriftlich zu Protokoll erflärten Compromiffes die Mitwir- 
fung von Gefchworenen auszufchließen.?” Das verftößt infofern 


86 ‚Revised Statutes’, Gect. 689. 

#6 Bal. „Revised Statutes, Sect. 566. Dort wird angegeben, wann 
und unter welden Vorausfepungen in Fallen der Admiralitäts- und See— 
gerichtsbarfeit eine Jury foll zugezogen werden können. 

87 Bal. „Revised Statutes’, Gect. 649: „Issues of fact in civil 
cases in any circuit court may be tried and determined by the court, 
without the intervention of a jury, whenever the parties, or their 
attorneys of record, file with the clerk a stipulation in writing wai- 
ving a jury. The finding of the court upon the facts which may be 
either general or special, shall have the same effect, as the verdict 
of a jury.” Wie fi in diefem Falle die VBefugniffe des Obergerichtes ge- 
ftalten, ergibt fi) aus Sect. 700. 
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nicht gegen die Conftitution, als dieje ja das Recht auf Unter 
ſuchung durch eine Jury gewahrt wifjen will, alfo nicht befagt, 
daß von diefer Regel ſchlechterdings keine Abweihung zuläffig fet, 
fondern fic) auf den Standpunkt ftreitender Parteien ftellt, denen 
fie damit ein „Privileg“ zu gewähren glaubt; auf ein ſolches 
dürfen diejelben denn — die nöthige Uebereinftimmung voraus- 
geſetzt — zweifellos Verzicht leiften, ohne daß das Gefeg fie daran 
zu hindern vermöchte, umd es würde fic) danad) nur fragen, db 
jener Hinfichtlich der Verhandlungen vor den Eirenitgerichten auf 
geftellte Grundſatz nicht ſchlechthin zu veralfgemeinern fei? 
Berner muß Hier Art. VIII der Amendements feine Stellung 
finden, in welchem es heißt: „Uebermäßige Caution foll nicht er— 
fordert, noc) übermäßige Geldbußen auferlegt, nod) graufame oder 
ungewöhnliche Strafen zuerfannt werden.“ Die „graufamen 
und ungewöhnlichen Strafen“ beziehen fic) nur auf die Tortur 
und jene unmenſchlichen Strafvolljtredungen, in deren Erfindung 
das Mittelalter einen geradezu ftaunenerregenden Scharfjinn ent- 
wieelte, während die Todesftrafe in Amerifa nod) heutzutage in 
Gebrauch ift*?, und eine Begnadigung zum Tode verurtheilter 
Berbrecher fogar verhäftnigmäßig felten ftattzufinden ſcheint. Auch 
das wieder möchte ein Beweis dafiir fein, wie wenig diejenigen 
recht haben, welche einerfeits die Nothwendigheit der Todesitrafe 
vertreten und andererfeit behaupten, daß unter einer Republit 
viel zu zerfegende Tendenzen plaßgreifen müſſen, um eine ener- 
giſche, nur durd) Beibehaltung jener Strafe zu bewirfende Ret 
tung der Geſellſchaft vor gänzlicher Auflöfung zu ermöglichen. 
Schließlich ijt dann nod Art. III, Sect. IH, zu erwähnen, 
welcher fic) ganz insbefondere mit dem Hodverrathe befaßt: „Des 
Hodjverrathes gegen die Vereinigten Staaten foll nur der fehuldig 
fein, welcher einen Krieg gegen diefelben anjtiftet oder ihren Feinden 
Hiilfe und Unterftügung gewährt. Niemand foll des Hochverrathes 
für überführt erachtet werden, gegen welchen nicht die Ausfagen 
zweier (tauglider) Zeugen hinſichtlich deffelben von ihnen wahr- 
genommenen Actes, oder das eigene vor vollbefestem Gerichtshofe 
abgegebene Geftindnif vorliegt. Der Congres foll befugt fein, 


‘not be required nor excessive fines im- 
its inflicted.’ 
. „Ihe manner of inflicting the 
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die Strafe für Hodvervath zu beftimmen; aber feine Verurthei- 

lung wegen Hochverrathes joll Blutverderbniß oder Vermögens⸗ 

confiscation nad fic) ziehen, außer bei Lebzeiten des Verur⸗ 
theilten.“ 9° 

Es ift allerdings von höchſter Wichtigkeit, dak der Begriff des 
„Hochverrathes“ genau feftitehe; denn wie er einerfeits als das 
ſchwerſte und mit der härteften Strafe zu belegende Verbrechen 
ängefehen wird, fo ift andererfeits fehr leicht möglich, ihn zur 
Ungebühr auszudehnen, da es offenbar in vielen Fällen, in welchen 
feineswegs eine auf den Umfturz der geltenden Zuftände berech⸗ 
“ nete Handlung vorliegt, gelingen wird, dod) eine Auflehnung gegen 
die Staatsgewalt ausfindig zu machen, und in diefem Thatbeftande 
{don von mandem allzu loyalen Richter die Vorausfebungen 
jenes Verbrechens gefunden werden dürften. Die englifche Ge— 
{chichte bietet für die Nichtigkeit diefer Behauptung der Beifpiele 
genug dar; und fo fah fic) denn fchon zur Zeit Cduard’s III. 
das Parlament genöthigt, eine fachgemäße Definition des „Hoch— 
verrathes” anfzuftellen. 

Was nun die Strafen anlangt, fo waren gerade diefe nad) 
der altenglifchen Praxis der furchtbarſte Beweis fiir die Unmenſch⸗ 
lichkeit, in der fich die mittelalterliche Suftiz gefiel. Nah Blac: 
ftone ?! beftanden diefelben in Folgendem: 1. daß der Verbrecher 
zum Galgen gezogen (nicht gefahren) wurde, obgleich man ſpäter⸗ 
hin aud) geftattete, ihn auf einen Schlitten oder eine Schleife zu 
legen, um ihn vor den Oualen zu bewahren, welche jemand er- 
dulden muß, wenn man ihn auf dem Erdboden oder dem Pflajter 
fortzerrt; 2. daß er aufgehangen und nod) lebend(!) abgefchnitten; 
3. daß feine Cingeweide ausgenommen und nod, während er Lebt, 
verbrannt; 4. daß jein Kopf abgejchnitten; 5. dag fein Leichnam 
in vier Stüde getheilt, und 6. daß fein Kopf und diefe vier Stücke 
dem Könige zur Verfügung geftellt werden. 


90 (1) „Treason against the United States shall consist only in 
levying war against them, or in adhering to their enemies, giving 
them aid and comfort. No person shall be convicted of treason, 
unless on the testimony of two witnesses to the same overt act, or 
confessions in open court. 

(2) „Ihe Congress shall have power to declare the punishment 
of treason, but no attainder of treason shall work corruption of 
blood, or forfeiture, except during the life of the person attained.” 

*1 Comm. II, 252—253; IV, 388. 389. 
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Juriſtiſch wichtiger als diefe zartfühlenden, in alle Einzelheiten 
eingehenden Vorfchriften waren die fonftigen Wirkungen eines 
jolhen Verbrechens: den Hochverräther traf nämlich Vermigens- 
confiscation und „Blutverderbniß‘, nad) der englifchen Termino- 
logie „corruption of blood”, d. h. die betreffende Perjon verlor 
ganz allgemein die Rechtsfähigkeit fo, daß weder fie jelbjt nod 
ein anderer durch fie Rechte erwerben oder ausüben konnte; es 
war alfo nicht nur ſämmtliches Vermögen des Verurtheilten dem 
Staate verfallen, fondern beifpielsweife aud) eine Erbſchaft nicht 
"anzutreten, wenn der Exbende feinen Anſpruch nur auf Grund 
feiner Verwandtjchaft mit dem Betveffenden vechtlich geltend machen 
Yonnte. Daß nun die Verfaffer der Conftitution zunächſt den 
oben erwähnten Modus der Strafvollftredung nicht anerkannten, 
verfteht fic) ganz von jelbft; dagegen geftatteten fie, wie man ge- 
fehen hat, Vermögensconfiscation und Blutverderbnif, allerdings 
nur folange, als der Hochverräther am Leben fei. Das war das 
Maximum der Strafe, welche innerhalb diejer Grenze zu beftim- 
men, im übrigen dem Belieben des Congrefjes anheimgegeben 
wird; von diefem wurde das erfte hierauf bezügliche Gefeg am 
30. April 1790°° paffirt, daffelbe ift nur in ganz bereinzelten 
Fällen zur praftifhen Anwendung gelangt, dagegen wurde es 
während des Seceffionstrieges naturgemäß nothwendig, der ganzen 
Sache eine größere Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Am 17. Juli 
1862 erging ein diesbezüglicher Act, welder zunächſt beftimmt, 
daß jeder Hochverräther mit dem Tode oder, nach Ermeffen des 
Gerichtshofes, mit Freiheits-(Zuchthaus-Jftrafe nicht unter fünf 
Jahren und einer Geldbuße nicht unter 10000 Dollars zu be- 
legen und zur Bekleidung aller öffentlichen Aemter für unfähig 
zu erklären fei. Dagegen, heißt es weiter, foll eine Perfon, 
welche eine Empörung oder einen Aufftand gegen die Vereinigten 
Staaten erregt, in Bewegung fest, unterftütt oder an ihr theil- 
nimmt, oder ihr Hülfe und Beförderung angedeihen läßt, mit 
Freiheitsftrafe nicht über zehn Iahre oder einer Geldbuße nicht 
über 10000 Dollars oder mit beiden Strafarten zugleich belegt 


92 Daffelbe ift, foweit es fic) nod) in as befir 
Statutes”, Tit, LXX: „Crimes“; Chapt. I: 
ence of the government", aufgenommen aoe 





310 Bierundzwan;igftes Kapitel. 


und zur Belleidung aller öffentlichen Aemter für unfähig erklärt 
werden. °° 

Ob bei diefer Lage der Gache eine Perfon, welche ſich der in 
der legten Beftimmung erwähnten Verbrechen fchuldig madt, als 
„Hochverräther“ im technifchen Sinne des Wortes zu gelten habe, 
ift zweifelhaft. Diefe Frage könnte allerdings infofern eine praf- 
tifche Bedeutung haben, als aus der Bejahung oder Vernei— 
nung bderjelben fich andere Grundjigke über den Beweis der Schuld 
würden herleiten laffen, der ja von der Conftitution genau vor- 
gejchrieben ift. ‘Derartige Unterſuchungen gehören aber in eine 
Daritellung des Procehrechtes, während fie das Staatsrecht faum 
berühren. 


Vierundzwanzigſtes Kapitel. 


Die Ergänzungsgefebgebung nnd die Principien 
der Gefekgebung im allgemeinen. 


— — 


Die in den vorſtehenden Kapiteln beſprochenen Befugniſſe der 
Unionsregierung erſchöpfen allerdings nicht ganz den Inhalt des 
derſelben verfaſſungsmäßig zugeſprochenen Wirkungskreiſes, aber 
was von demſelben hiernach noch übrigbleibt, hat doch, wie man 
ſehen wird, den abſoluten Charakter — wenn anders man ſich 
dieſes Ausdruckes bedienen darf — verloren, indem dabei entweder 
von beſtimmten Rückſichten auf die Particularſtaaten, beziehungs- 
weije deren Competenz ausgegangen wird, oder doch nicht die ge- 
jammte Union als ſolche ins Spiel fommt. Che darauf einge- 
gangen wird, erfdeint e8 daher angebracht, an diefer Stelle die 
Principien zu entwideln, nad denen fich die gefekgebende Thitig- 
Feit überhaupt zu geftalten bat, d. h. anzugeben, welche Gegen- 
jtände neben den bereits angeführten im allgemeinen den materiellen 


93 Sect. 5332—5334. Bgl. Bigelo vs. Forest, 9 Wall. 339. 
„United States vs. Hoxie, 1 Paine 265." „United States vs. Hanway, 
2 Wall. 189." 
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Inhalt diefer Thätigkeit bilden follen, und dann, wie diefelbe im 
allgemeinen nach der formellen Seite Hin gehandhabt werden 
müffe? 

L Was die erfte Frage anlangt, fo wird diejelbe in Art. I, 
Sect. VIII (18), erledigt, wo es heißt: „(Der Congres ſoll be- 
fugt fein) alle Gefete zu machen, welche nöthig und geeignet find, 
die [foeben aufgezägften] ihm zuftehenden Befugniffe und alfe 
andern Befugnifje, foweit folde durch dieje Conftitution auf die 
Regierung der Vereinigten Staaten, irgendein Departement oder 
einen Beamteten derfelben übertragen worden find, in praftifche 
Ausführung zu bringen.” 

Dieſer Sat enthält zunächft einen durchaus felbftverftändlichen 
Gedanken, indem er dem Eongreß, als dem Träger der Legis- 
lative, das Recht ertheilt, Geſetze über die feiner Competenz vers 
faffungsmäßig unterworfenen Gegenftände zu erlaſſen; aber er 
geht zweifellos nod) darüber hinaus, denn offenbar wird demfelben 
mit der fraglichen Vorfchrift zugeftanden, Gejege zu pafjiren, nicht 
nur wenn fie unmittelbar jene Gegenjtände betreffen, fondern and 
dann, wenn fie fid) auf Verhäftniffe beziehen, welche nur mittel- 
bar mit jenen in Verbindung ftehen. Sekt man den Fall, daf 
die obige Beſtimmung dev Sect. VIII fehlte, jo würde jemand, 
wenn er eine Sammlung der feit dem Beftehen der Republik er- 
gangenen Gejege durchblättert, eine große Anzahl darunter für 
verfaſſungswidrig erffären miiffen. Es ijt bei der ganzen begriff- 
lichen Eigenart de8 Staates geradezu unmöglich, alle die Befug- 
niffe genau anzugeben, weldje die Träger der Stantsgewalt follen 
üben dürfen; und wenn anc) in zufammengejegten Staaten, wie 
{don anderweitig hervorgehoben worden ift, eine genaue Umfchrei- 
bung, fei e8 für die Competenz der Centralgewalt, fei es für die— 
jenige dev Particulargewalten, nothwendig wird, jo fann damit 
bod) immer nur die der Competenzvertheifung zu Grunde liegende 
Idee angedeutet, und nicht jede Einzelheit mit mathematifder 
Sicherheit beftimmt werden. Es muß alfo den Trägern der Cen- 
tralvegierung, bezichungsweife der Particularregierungen überlaffen 


! „(The Congress shall have power) to make all laws, which shall 
be necessary and proper for carrying into execution the foregoing 
powers, and all other powers vested by this constitution in the 
vernment of the United States, or in any department or offi 
thereof. 
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bleiben, auch mit folchen Gegenftinden fich zu befaflen, deren 
Regelung zwar nidt ausdrüdfid durd die Verfaffung unter den 
Madtvollfommenbheiten des betreffenden Theiles aufgezählt, aber 
dod) nothwendig wird, wenn anders jene Madtvollflommenheiten 
nicht überhaupt ilfuforifch werden follen. Der Inhalt derjenigen 
Gefebe, weldhe in Bethätigung des foeben entwidelten Gedanfen- 
ganges erlaffen werden, muß eine nothwendige Ergänzung aller 
Acte bilden, welde von der Legislative im Verfolg der ihr aus— 
drücklich ertheilten Aufgaben zu Stande gebradjt werden; und 
man midte daher die aus Sect. VIII herzuleitende Befugniß 
treffend als das Recht der Unionsregierung, beziehungsweife des 
Congrefjes zum Erlaffe von Ergänzungsgefegen bezeichnen können. 

Klar ift, daß eine auf diefe Verhältniffe bezügliche Vorſchrift 
ganz allgemein gehalten fein muß, wie das denn in der That aud) 
bei Sect. VIII (18) zutrifft; und mit Rüdficht auf diefe allgemeine 
Faſſung ijt eine verfehlte Anwendung der gedachten Befugniß von 
jeiten der Beredhtigten jehr leicht denkbar, aber andererjeit8 dod 
aud) nicht fchwer, für jeden einzelnen concreten Fall herauszu- 
fühlen, wie von derfelben zwedmäßig Gebrauch zu machen fei. 
Die Conftitution ertheilt, wenn man fo fagen darf, felbft einige 
Anleitungen. So ift fdon an betreffender Stelle erwähnt worden, 
daß 3. B. die Strafgewalt Hinfichtlih der Falſchmünzerei der 
Unionsregierung zuftehen würde und müßte, auch wenn derjelben 
in der Berfaffung nit ausdrüdlich Erwähnung gejhähe?, da 
ohne diejes die Befugniß jener mit Bezug auf die Regelung der 
Geldverhaltniffe geradezu nichtsfagend wäre. Wenn nun der Cone 
greß unter anderm aud) Strafgefege über Steuerdefraudationen 
erlaffen Hat, obgleih die Conftitution darüber Ichlechterdings 
jchweigt, fo wird niemand bezmeifeln, daß das vollfommen zu 
Recht gefhah u. ſ. w. Alles in allem erwogen, muß man be- 
haupten, daß der Kongreß das Recht der „Ergänzungsgeſetzgebung“ 
jeither nie zur Ungebühr ausgedehnt hat, und alle von ihm auf 
Grund der Sect. VIII (18) paffirten Gefege fic) innerhalb der- 
jenigen Örenzen bewegen, in denen bei Abfaffung der Conititution 
die Competenz der Unionsregierung derjenigen der Particular- 
regierungen gegenüber gedacht worden ift. Unter diejen Gejeß- 
gebungsacten find jedod) einige, welche feit den erften Zeiten der 


* Bgl. Kap 17 unter VI. 
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Republi— als unconftitutionel{ bezeichnet zu werden pflegten, und 
zu diefem ift vor allen Dingen die Schöpfung der verfchiedenen, 
im Laufe der Zeiten beftandenen Banken? zu rechnen. Es han- 
delt fich dabei um einen begrenzten Theil eines größern Ganzen, 
um die Bethätigung eines allgemeiner aufzufaffenden Rechtes, des 
Rechtes nämlich, juriftifche Perfonen überhaupt ins Leben zu 
rufen. In der conftituirenden Convention wurde von einzelnen 
Seiten her der Vorſchlag gemacht, in die Verfaffung eine Be- 
ftimmung aufzunehmen, welche den Congreß ausdriidlic) ermächtige 
„Corporationen zu jchaffen“, und dagegen dann befonders hervor- 
gehoben, daß. die Unionsregierung alsdann im Stande fei, eine 
Banf zu errichten, und diefer Umftand die großen Städte, welde 
dem Gedanken an eine Unionsbanf abgeneigt feien, veranlafjen 
würde, gegen die Annahme des DVerfafjungsentwurfes zu ftin- 
men.t Darauf Hin unterblich denn th diefem jede Erwähnung 
des fraglichen Punktes. Aber gerade er beweift, daß man bei 
Anslegung der Gefese fich nicht ftreng an die Beweggründe Halten 
darf, von welchen die Berfaffer defjelben bei ihrer Arbeit fich 
haben feiten Laffer, fondern zum Theil die Natur der Sache, zum 
Theil den Wortlaut an fic) — ohne Rückſicht auf die Geſchichte 
feiner Entftehung — ins Auge zu faffen hat. Wenn eine fpätere 
Beit zu der Ueberzengung gelangt, daf die Schöpfer eines Gejek- 
gebungswerfes von verfehlten Auſchauungen ausgegangen feien, 
dann müſſen die Ergebniffe neuerer Forſchung als die Grundlage 
des geltenden Rechtes angefehen werden, wenn anders die Faffung 
der Gejege dem nicht geradezu widerfpricht. Nun fteht aber heut- 
zutage unzweifelhaft feft, daß die Regierung eines Staates noth= 
wendigerweife die Befugniß haben miiffe, juriſtiſchen Perfonen 
Dajein zu geben. Unter juriftifchen Perſonen verfteht man ideelle 
Rechtsjubjecte, welche, in privatrechtliher Hinfiht, allen natür- 
Lichen Rechtsfubjecten gleichftehen, und deren Handeln durch die 
in ihren Statuten niedergelegten Grundfäge beftimmt wird, Da 
es fi) hier um Factoren handelt, welche der allgemeinen Bore 
ftellung des Gefeges von dem Weſen des Nechtsfubjectes, d. h. 
des einzelnen Menſchen, nicht entſprechen, und doch gefeblic) dem 


3 Bgl. darliber Story, a. a. D., 
oben Kap. 17 unter IV. 

4 Bgl. Sefferfon’s ,, Corre 
bates", S. 219, 
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letztern gleichjtehen follen, fo bedarf es einer ausdrüdlichen Er- 
Härung von feiten des Gefeßes, ob, beziehungsweife unter welchen 
Umftänden e8 eine „juriftifche Perfon‘ anerkennen wolle? Daher 
wird denn in allen neuern Staaten erfordert, dak die Gefeb- 
gebung, fet es generaliter, fei e8 fpecialiter, alle Corporationen 
genehmigen miiffe. Man Tann alfo auch eigentlid) gar nicht 
jagen, daß die Regierung die juriftifchen Perfonen fchaffe; richtig 
aufgefaßt ift die „Schöpfung“ derjelben Gade der Privaten; 
aber feine juriftiihe Perfon kann beftehen, beziehungsweife als 
jolhe handeln, wenn die Regierung fie nicht, auf welche Weife 
aud) immer, genehmigt hat. Es müffen alfo, ftreng genommen, 
zwei Kragen unterjchteden werden: die erfte nad) der ‚„‚Nothwendig- 
feit juriftifcher Berfonen überhaupt‘; diefe ift gar nicht nad 
„ſtaatsrechtlichen“ Grundfägen, ſondern nad) andern, namentlich 
nationalöfonomijchen Rüdfichten zu beantworten; die andere: „unter 
welchen Borausfegungen eine juriftifche Perfon Beftand Habe?” 
Dieje Frage ift allerdings rein vechtliher Natur, und dahin zu 
enticheiden, daß dazu die Conceffion von feiten des Staates er- 
forderlich fei. Wenn und foweit alfo das Dafein juriftifcher Per- 
fonen als ein Bedürfniß der Gefammtheit anerfannt wird, ver- 
fteht es fic) ganz von felbft, daß die Genehmigung derfelben 
Gache der Regierung ift, mag das in der Verfaffung ausdrüdlich 
anerfannt fein oder nicht’; ja man muß behaupten, daß, wenn 
eine Verfaſſung das Gegentheil vorfchriebe, diefe Beftimmung für 
ſchlechthin begriffswidrig und fomit für unpraftijd) zu erklären 
wäre. „Die Conceffion juriftifcher Perfonen ijt ein nothwendiges 
Attribut der gefeßgebenden Gewalt.“ Damit erledigt fich die 
Trage für Cinheitsftaaten fehr leicht, für zufammengefette Staaten 
allerdings fommt etwas Weiteres in Betracht. Bei der hier ein- 
tretenden Theilung der Souveränetät fann es nämlich zweifelhaft 
fein, ob das „Incorporirungsrecht“ bei der Centralgewalt oder 
den Particularregierungen zu fuchen fet? Allein die Frage ift 
offenbar, in diefer Weife geftellt, gar nicht zu beantworten, denn 


5 Webrigens haben das die Hervorragendern unter den BVerfaffern der 
Conftitution, und insbefondere Hamilton, aud) fdon felbft Har herausgefühlt 
und darum offenbar dem Vorſchlage zugeftimmt, den Sat: „the Congress 
shall have power, to create corporations” wegjulaffen. Das findet fid 
mit der dem großen Gtaatsmanne eigenen Schärfe und Klarheit ansge- 
fprodjen in: „Hamilton on Bank; 1 Hamilton’s Works”, ©. 127 fg, 
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jenes Recht ift ja gar nichts Selbftändiges; eben weil es eine 
nothwendige Ergänzung der übrigen im der ftantlihen Souve— 
ränetät enthaltenen Rechte bildet, ift e8 im dieſe ohne weiteres 
einzubegreifen, und darum muß man hier von andern Gefichts- 
punkten ausgehen, welche übrigens and) unſchwer zu finden find. 
Sede juriftiihe Perfon ijt nur denkbar als beftehend zur Vere 
folgung eines vernünftigen Zwedes, Der Staat aber muß der 
Natur der Sache nad) jeinen Bürgern die. Möglichkeit gewähren, 
ihren vernünftigen Lebenszweden nachzugehen; andererfeits ift für 
die Theilung der Sonveränetät in zufammengefegten Staaten, 
wie ſchon oft erwähnt worden ift, das maßgebende Moment ge- 
rade in der Frage gelegen, welchen Zweden der Bürger die Cen- 
tralvegierung, und welchen jede der Particularregierungen ent⸗ 
fpredjen fol? Das Recht, juriftiiche Perfonen zu conceffioniren, 
wird fig) alfo hier auf beiden Seiten finden müffen, und zwar 
auf jeder infoweit, ala es für diefelbe nothwendig ift, wenn fie der 
ihr zufallenden Competeng gerecht werden joll. Will man bei- 
ſpielsweiſe feftftellen, ob die Unionsregierung „Banfcorporationen 
chartern“ dürfe, fo wird man zu unterfuden haben, ob ihr eine 
Aufgabe zufällt, welche fie nur erfüllen kann, wenn ihr jene Mög- 
fichfeit gegeben ijt? Nun heißt es, daß der Kongreß alle für die 
gedeihliche Entwidelung des Handels nothwendigen Borausfegungen 
zu fchaffen Habe; eine ſolche Entwidelung aber erfordert, nad) 
den Verhältniffen, wie fie fic) heutzutage herausgebildet haben, 
umbejtreitbar, daß Bankgeſchäfte nicht nur von Einzelnen, jondern 
auc) von Corporationen, d. h. mit den vereinten Kräften mehrerer, 
betrieben werden. Das ijt fo einleuchtend, daß bei Berathung 
der Banfacte im Jahre 1863 die früher oft aufgeworfene Frage 
nad der Verfaffungsmäßigkeit derartiger Gefege kaum mehr von 
irgendeiner Seite her laut wurde.“ Aber des Weitern muß auch, 
behauptet werden, daß Banken nicht die einzigen Corporationen 
find, welche der Congres conceffioniven kann; erfdjeint das Dae 
fein anderer Corporationen nothwendig, um den Staatsbürgern 
die Erreihung jener Zwede zu ermöglichen, deren Verfolg die 
Unionsregierung ihnen zu fichern verpflichtet ift, dann iſt die 
Teßtere and) zur Anerkennung folder juriftiiher Perfonen 
wie berechtigt, fo verpflichtet. So müßte man es für zuläffig 
erachten, wenn einmal durch Congrefact vielleicht die Nechtsver- 


Bol. Congressional Globe”, Jahrgang 18636 
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hältniffe der Aetiengefellichaften im allgemeinen feftgeftellt, oder 
etwa Bereine von Schriftftellern zum Zwecke gegenfeitigen Ur- 
heberfchuges mit Corporationsredten von jeiten der Union aus- 
geitattet würden. 

II. Schon vielfach ift hervorgehoben worden, daß alle jene 
in die Bill of rights aufgenommenen Grundfäße, welde, wie 
man zu fagen pflegt, der Souveränetät der Unionsregierung ges 
wife Beichränfungen auferlegen, in Wahrheit nur Vorjchriften 
über die Art und Weije enthalten, in welcher fitch jene Gouve- 
ränetät zu betheiligen hat, wenn anders fie den Bedürfniſſen des 
Volkes Rechnung tragen will, von denen das Grundgefeg des 
Staates authentifches Zeugniß ablegt. Daher fonnten denn meh- 
rere der hierher gehörigen Säge bereits in Verbindung mit ein- 
zelnen Bejtimmungen der Conftitution behandelt werden, aus 
welchen fic) eine jener Anweifung über die „Form“ entiprechende - 
„materielle“ Befugniß des Congreffes ergibt, während andern eine 
derartige Stellung nicht anzumeifen war, weil fie zu allgemein 
gehalten find und fich nicht an einen einzelnen Punkt der Unions- 
competenz anlehnen; dieje können daher in einer fyitematischen 
Behandlung des amerifanifden Verfaffungsredtes nur hier ihre 
Beiprehung finden, im Anfchluffe an die unter I vorgetragenen 
allgemeinen Grundfäge, nad) denen ſich andererfeits der materielle 
Inhalt jener Competenz überhaupt abgrenzt. 

1. Art. I, Sect. IX (2), befagt: „Das Privileg des Habeas- 
Corpus- Befehls joll nicht juspendirt werden, außer wenn in 
Fällen einer Empörung oder Invaſion die öffentliche Sicherheit 
e8 erfordert.” ? 

G8 gibt nach engliihem, beziehungsweife amerifanifdem ge- 
meinem Rechte mehrere „writs of habeas corpus”, von denen 
hier dasjenige des „habeas corpus ad subjiciendum” gemeint 
iſt, gerichtet an denjenigen, welcher eine Perſon in Haft hält, mit 
der Aufforderung, den Verhafteten am Tage feiner Verhaftung 
und unter Angabe der derfelben zu Grunde liegenden Befdhuldi- 
gung dem ordentlichen Richter vorzuführen, „ad faciendum, sub- 
jiciendum et recipiendum”, d. h. damit diefer Richter beftimme, 


7 „The privilege of the writ of habeas corpus shall not be sus- 
pended, unless, when, in cases of rebellion or invasion, the public 
safety may require it.” Bgl. Story, a. a. O., Bd. II, §§. 1338-42, 
©. 206 fg. * 
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was mit dem Inhaftirten zu gefehehen Habe, aljo ob, beziehungs- 
weife unter welchen Bedingungen diefer nod) ferner in Haft zu 
halten oder freizulafjen jei?® 

Die fegensreichen Wirkungen eines derartigen Inſtituts find 
jo offenbar, daß fic) ifm unter den gebildeten Völkern dev Erde 
feines hat verſchließen können; und es ift ganz natürlich, daß eine 
Verlegung deffelben wie ein Angriff auf die empfindlichite Stelle 
der ftaatlichen Ordnung angefehen und nur unter ganz befondern, 
mögfichjt eng begrenzten Voransfegungen geftattet wird. In der 
Union war diefer legte Punkt bis zum Seceffionstriege hin nur 
ganz vereinzelt, befonders unter dem Präfidenten Sefferfon®, zur 
Sprache gefommen; diefer wandte fic) nämlich zu einer Zeit, da 
man allgemein an eine Verſchwörung des damals vielgenannten 
Politikers Aaron Burr glaubte, an den Congreß, um von diefem 
eineSuspenfion des Habeas-Corpus-Gejeses zu erwirfen. DerSenat 
paffivte eine diesbezügliche Bill’, das Repriifentantenggus ver- 
warf fie jedod) mit 113 gegen 19 Stimmen.!! Seit Erledigung 
diefes Falles und einem andern Ähnlichen Vorgange, welder fic 
während der Beſetzung von Neworleans durch Jackſon zutrug, 
ruhte, wie gejagt, die Frage vollftindig, bis fie dann im legten 
Bürgerfriege wieder praftijh wurde, und eine ungehenere Auf- 
regung unter Yuriften wie Nichtjuriften hervorrief. Gleich näm— 
lich zu Anfang deffelben, ohne daß die Sache irgendivie vor dem 
Congres wäre zur Sprache gebracht worden, erließ der Prifident 
Lincoln an die Oberbefehlshaber der verfdjiedenen gegen die Auf- 
ftändifchen ins Feld geſtellten Corps Schreiben, durch welche er 
fie ermächtigte, die Habeas-Corpus-Gejetse nöthigenfalls in den von 
ihnen oeeupirten Landftriden zu fuspendiven !?; und daran Fnüpfte 


® „Kent’s Comm. L, 24" (2. Aufl, ©. 26—32), 
® Bot, Iefferion’s „Correspondence" (2), S. 274, 291. 
30 Bgl. „Senate Journal”, 22. Januar 1807, &, 127, 130, 131." 
11 Bgl. „Journal of House of Representatives”, 26. Januar 1807, 
©. 550 fg. 
12 Das erfte Schreiben war vom 27, Aprif 1861, ge 
Lieutenant Scott und Tautete wörtlich: „Yon are 
an insurreetion against the laws of the Unit 
on or in the vicinity of any military line 
‘shall be used between the city of P 
Washington you find resistance, which 
the writ of habeas corpus, for the | 
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fic) denn nun die allerdings ungemein wichtige Frage, wer befugt 
fei, eine derartige Suspenfion auszuſprechen? Kinige der Pers 
onen, welche unter Berufung auf die Lincoln’fche Verfügung feft- 
genommen und in Haft gehalten wurden !?, wandten fic) an den 
damaligen Oberrichter Taney, um von diefem einen Habeas-Corpus- 
Befehl zu erhalten, weldher denn auch fofort ausgeftellt wurde, 
allerdings ohne Erfolg, denn der betreffende General weigerte 
ſich ſehr entfchieden, der an ihn ergangenen Aufforderung nach— 
zufommen. Taney begnügte fic), feinerfeits ein Gutachten aus— 
zuarbeiten, in weldem er das fragliche Recht des Präfidenten, 
unter eingehender Begründung, beftreitet. Inzwifchen ift die Schrift 
Binney’s!* erfechienen, welche einen ganz befondern Standpunft 
einnimmt; im allgemeinen muß man dem DOberridter bei- 
pflichten; das wird fchon durch politifde Rückſichten von ſchwerſtem 
Gewichte bedingt. Das Habeas-Corpus-Privileg gilt, nad) eng- 
lifcher, Beziehungsweife amerifanifcher Anfchauung für ein fo fun- 
damentales Erforderniß der jedem Einzelnen zu gewährleiltenden 
perjünlichen Freiheit, daß man eS unter feinen Umftänden in das 
Belieben einer einzigen Perfon geftellt erachten, und ficherlich nicht 
von der Willfür des Präfidenten abhängig machen fann, da ge- 
rade diefem, nach dem ganzen Geijte der Conftitution, offenbar 
eine fo weitgreifende den Grundprincipien des Öffentlichen Rechtes 
gefährliche Machtvollkommenheit nicht zugerechnet werden darf. 
Die „Ausführung der Gefeke’, für welche der Präfident zu for- 
gen hat, fann ja unter gewiffen Verhältniffen nur denkbar fein, 
wenn das in Rede ftehende Privileg aufgehoben wird; aber die 
Enticheidung der Frage, ob die dafür nothwendigen Voraus— 
fegungen gegeben feien oder nicht, muß doch dem Congreß über- 
laffen bleiben. ft derfelbe in Sikung, fo fann er ohne weiteres 
befragt werden; ift er nicht verfammelt, fo liegt in ſolchem alle 
offenbar eine jener „außergewöhnlichen Gelegenheiten” vor, mit 
Bezug auf welche der Präfident befugt ift, beide Häufer des Con- 


— 


through the officer in command, at the point at which resistance 
occurs, are authorized to suspend that writ. 
By the president Abraham Lincoln. 
Wm. H. Seward, Secretary of State.” © 
18 Val. Story, a. a. O., ©. 208, 209. 
14 Bgl. unten Kap. 29, Anmerfung 1. 
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greffes zu einer auferordentlichen Sitzung zufammenzuberufen, 1 
Bis zu dem Beitpuntte, in welchem diejer Zufammentritt er- 
folgen kann, wird, mit wenigen Ausnahmen vielleicht, der Prä- 
fident im Stande fein, den Gefegen Anfehen zu verjchaffen. Nun 
febe man aber den Fall, daß der Congres die Suspenfion der 
Habeas-Corpus-Acte nicht für zuläffig erklärt, wiirde es dann dem 
Wejen der „Demokratie entjprechen, wenn der Präfident, ent 
gegen dem von der Volksvertretung geäußerten Willen, doc das 
durch die Berfaffung gekennzeichnete Verfahren einfad) über den 
Haufen werfen dürfte? Glaubt man aber, daß dem Präfidenten 
eine folhe Befugniß nicht zuftehe, wenn der Kongreß fic 
dagegen erklärt, fo muß man eben einen Beſchluß des letztern 
ſchlechthin als den einzigen geſetzlichen Grund einer folhen Sus- 
penfion anerfennen, Des Weitern folgt das anc) aus dem Wort- 
laute der Eonftitution. Dieje wendet fic), wie überhaupt, fo 
namentlich im Art. I, doch zweifellos ausſchließlich an die Adreſſe 
des „Congrefjes‘; wird hier gejagt, das Habeas-Corpus-Redht foil 
nicht juspendirt werden, außer wenn es genau bezeichnete Um- 
ftände erheif—hen, wer ift dann mit diefer Suspenfion beauftragt? 
Es heißt nicht nur der Faffung des Geſetzes ungeredtfertigten 
Bwang anthun, fondern auch gegen die fonft von allen Schrift 
ftellern anerfannten Grundſätze über die Auslegung deffelben ver— 
ftofen, wenn man hier pliglic) im Art. I eine Anweiſung für 
die Executive finden will, 

Nun könnte allerdings jemand auf den Gedanken kommen, 
daß der Kongreß feine entjprechende Befugniß auf den Träger 
der Executive ganz allgemein delegiven, alfo feinerfeits ein Geſetz 
erlafjen dürfe, durch welches er den Präfidenten für befugt er— 
flirt, die Suspenfion der Habeas-Corpus-Acte nach eigenem Ermeſſen 
zu verfügen; allein hier gilt wieder, was ſchon einige mal her- 
vorgehoben worden ift: man fann die abjtracte Logik in der Staats- 
wiſſenſchaft ſehr leicht fo weit treiben, daß damit der praftifche 
Zwed gewiffer Einrichtungen geradezu vereitelt wird. Das Spiel 
mit dem Begriffe der Delegation ift ein höchft gefährliches. Im 
der Eonftitution wird zwar nirgends angegeben, in welden 
Grenzen jener Begriff für die Geftaltung des Verhäftnifjes zw 
Executive und Legislative anwendbar fei; eine unbefar 
faffung aber wird hier ftetS umd leicht das i 


18 Bal. oben Kap. 7, bei Anmerkung 27, 
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wiffen. Wenn anders zutrifft, was oben gejagt wurde: daß das 
Habeas⸗-Corpus-Recht von allzu großer Bedeutung für die Geſammt⸗ 
heit ift, um feine Suspenfion in das Belieben eines Einzelnen 
zu ftellen; dann fann eben nur die Volfsvertretung felbft ent- 
cheiden, ob ein Aufftand oder eine Invafion ſolche Zuftände her- 
beigeführt hat, daß die öffentliche Sicherheit die zeitweilige Be- 
feitigung eines Grundfages bedingt, welcher andererfeitd gerade 
dazu dient, jene Sicherheit zu gewährleiiten; Mit andern Worten: 
der Congreß wird nie durch ein allgemeines Geſetz dem Präfi- 
denten die fragliche Befugniß zufprechen dürfen, fondern in jedem 
einzelnen concreten Salle, eines Aufftandes oder Invafion, eine 
lex specialis über die Suspenfion des Habeas-Corpus-Redhtes zu 
paffiren haben.!* In Anerkennung diefes Gedankenganges erlief 
denn auch der Congreß im Jahre 1863 ein Geſetz, durch welches 
er unter anderm den Präfidenten ermächtigte, „während der 
jegigen Rebellion‘ das Habeas-Corpus-Recht im ganzen Gebiete 
der Vereinigten Staaten nad Gutdünfen zu fuspendiren.!? Wenn 
man daran etwas auszuſetzen haben möchte, jo ift e8 der Aus: 
druck „jetzige Rebellion‘; der Gefeßgeber wird gut thug, in jedem 
Falle fic) beftimmterer Ausdrüde zu bedienen, und namentlid 
wenn er ein auf temporäre Geltung berechnetes Gefet erläßt, den 
Endtermin der Gültigkeit geradezu mit einem Ralenderdatum zu 
bezeichnen, nach) deffen Eintritt er dann auf abermalige Prüfung 
der Sache Hin im Nothfalle eine Verlängerung des Ausnahme: 
zuftandes anordnen Fann. Wie immer dem auch fein mag, das 
Princip bleibt bei der einen und andern Faffung der Geſetze dafs 
jelbe, und muß, jowie e8 dem Acte von 1863 zu Grunde Tiegt, 
nunmehr angefehen werden als gefdaffen und anerfannt durd 


16 Davon wäre hidftens dann eine Ausnahme zu maden, wenn der 
Kongreß auf entjprechende Aufforderung des Präfidenten hin nicht zufammen- 
treten fann; bier dürfte ber Präfident vielleicht die Suspenfion des Habeas. 
Corpus-Redhtes aus eigener Machtvollkommenheit verfügen, aber dod) immer 
nur bis zu dem Zeitpunfte, wo der Congres? in bejchlußfähiger Zahl fid 
verfammelt hat, und wo von diefem dann fofort die Genehmigung des Prä— 
fidential-Erlaffes einzuholen oder der letztere bei eventueller Misbilligung 
wieder aufzuheben ift (vgl. unten Rap. 29, ©. 373). 

. The President, during the existing rebellion, 
whenever in his opinion the public safety might require it, is author- 
ized to suspénd the writ of habeas corpus in any case, throughout 
the United States or any part thereof.’ Vgl. Story, a. a. O., S. 209, 
in der Anmerfuug. 
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eine wenngleich bisher alleinftehende, doc) durchaus dem Wefen 
der Sade entfpredjende Präcedenz. 

2. Die Gewährleiftung der perfönlichen Freiheit im allge— 
meinen, wie man fie, nad) dem anderweitig herrfchenden Sprach— 
‚gebrauche wol ebenfalls unter „das Habeas-Corpus-Recht“ mit ein- 
zurechnen pflegt, Hat ext Art. IV der Amendements anerkannt; 
hier heißt es: „Das Recht der Einzelnen auf die Sicherung ihrer 
Perfon, ihrer Wohnung, ihrer Papiere und Habjeligkeiten gegen 
ungerechtfertigte Nachjuchungen und Beſchlagnahmen joll nicht ver- 
fest und fein Haftbefehl ansgeftellt werden, außer wenn eine 
gegründete Veranlaffung dazu wahrſcheinlich gemacht, d. h. durd) 
Eid oder eidesftattlihe Verſicherung bekräftigt, und eine genaue 
Angabe des Ortes und der Perfonen oder Gegenjtände beige 
bracht wird, welde mit Bejchlag zu belegen find.‘ 1° 

Story?” jagt, daß diefe Beftimmung wenig mehr fei, als die 
Beftätigung eines allgemein anerkannten, gemeinvechtlichen Grund» 
jages; danad) fann niemand ohne weiteres verhaftet werden, wenn 
er nicht auf offener That betroffen wird. Im ſolchem Falle ijt 
jeloftverjtändfich eine Feftnahme des Thäters durch einen zum 
Schutze der öffentlichen Sicherheit beftellten Beamteten, d. h. 
durch einen Agenten der Polizei, möglich; und diefer Fall Hat 
aud) durd) die Hier in Rede ftehende Vorſchrift der Conjtitution 
nicht betroffen werden ſollen. Cs handelt fic) bei diejer letztern 
nur um Verhaftungen oder Hausfuchungen, welche gegen jemanden 
auf den Verdacht feiner Schuld hin vorgenommen werden; dieſes 
fann min nur gefehehen auf Grund eines fogenannten „warrant“, 
d. h. eines von dem ordentlichen Ridjter ausgeftellten Befehls, 
ſodaß nicht etwa auch der öffentliche Ankläger zum Erlaſſe der- 
artiger Anweifungen befugt ift. Und weiter noch: dem Richter 
muß von feiten des Denuncianten die Schuld des Denuncirten 
dadurd) wahrſcheinlich gemacht werden, daß der eritere entweder 
jelbft einen diesbezüglichen Eid Leiftet oder eine genügende eides- 
ftattliche Verfiherung abgibt oder andere Perfonen vorführt, 


18 „The right of the people, to be secure in their persons, houses, 
papers and effects, against unreasonable searches and seizures shall 
not. be violated, and no warrants shall issue but upon probable cause, 
supported by oath or affirmation and particularly describing the 
place to be searched and the persons or things to be seized." 

10%, 0. O., HI, ©, 621 fg. 

Schlief. 21 
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welche ihrerjeits, jei e8 über die von dem Denuncirten begangene 
That, fet eS über zwingende Verdadtsmomente Zeugnig abzulegen 
bermögen. 

Der hiernad) zu ertheilende „warrant” ift alsdann ftreng zu 
{pecialifiren binfihtli der Perfon, welche zu verhaften, oder des 
Gegenftandes, welder mit Befchlag zu belegen ijt, und hinfichtlich 
des Ortes, an weldhem die Verhaftung oder Beichlagnahme zu 
erfolgen bat. Aud) dies ift ein durd die englifhe Rechtſprechung 
feftgeftelltes Grfordernig. Der ,,Queen’s Bench” entjdied im 
Sahre 17637°, dag Warrants, durch welche die Bejdlagnahme 
gewiffer Libelle ohne Angabe der Druder und Verleger angeord- 
net wurde, wegen zu großer „‚Unbeftimmtheit‘ feine Geltung hätten. 
Gehirige Specialifirung mug in der That als ein unerläßliches 
Srforderniß angefehen werden, wenn anders in Wahrheit die per- 
ſönliche Freiheit durd die einjchlägigen Vorfdriften gefichert wer- 
den foll, und nur der Ort des Arreites wird jelbitverftändfich 
nit ganz genau bezeichnet werden können, namentlid) wenn es 
fih um die Seftnahme von Perjonen handelt. Ein Warrant, 
eine durd) genaue Beſchreibung gefennzeichnete Perjon zu vers 
haften, wo immer fie gefunden werden mag, ift in der That als 
genügend fpecialifirt anzufehen. Wieweit die Feftftellung der Ein- 
zelheiten zu gehen habe, läßt fic) im allgemeinen nicht näher feft- 
ftellen, Tann aber wol in jedem einzelnen Falle unter Rückſicht 
auf die dabei ins Spiel kommenden Umftände leicht und ficher 
entfchieden werben. 

3. Art. I, Sect. IX (3), beftimmt: „Keine «Attainderbilf » 
und fein Gefet mit rückwirkender Kraft ſoll paſſirt werden.“? 

Der engliſche Ausdruck: „Bill of attainder“ läßt ſich im 
Deutſchen kaum wiedergeben. Man verſteht darunter ein Geſetz, 
welches eine eines ſchweren Verbrechens, wie des Hochverrathes 
u. ſ. f., verdächtige Perſon unter Ausſchluß einer Ueberführung 
im ordentlichen Wege Rechtens mit Todesſtrafe belegt. Wenn 
ein Geſetz die Verhängung einer mildern Strafe in ähnlicher 
Weiſe ausſpricht, ſo nennt man daſſelbe eine „Bill of pains and 
penalties“. Nach der Auffaſſung der Conſtitution aber begreift 
man unter dem erſtern Worte beide Arten von Geſetzen; das iſt 


20 „1. Tucker’s edition of Blackstone’s Comm. App. 301.“ 
21 „No bill of attainder or ex post facto law shall be passed.‘ 
Bgl. Story, a. a. O., Bd. II, $. 1343 fg., S. 209 fg. 
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durch ein bisher nicht umgeftofenes Erkenntniß des Obergerichtes 
zur Genüge fejtgejtellt worden.?? Andererjeits hat man den frag- 
lichen Begriff zweifellos hier und da allzu weit gefaßt: als 3. B. 
ein Congrefact vom Jahre 1865 beftimmte, daß jeder, welcher 
vor einem Gerichtshofe als Anwalt oder Vertreter einer Partet 
erſcheinen will, einen Neinigungseid leiften, d. h. verfihern miiffe, 
nie an einem Aufftande gegen die Vereinigten Staaten theilgenom- 
men zu haben — wurde dieje Vorfehrift vom Obergerichte, unter 
deffen Mitgliedern allerdings eine große Zahl ein abweichendes 
Gutachten abgab, für ungültig erklärt, weil fie als Bill of at- 
tainder angejehen werden müfje. Diefer Grund dürfte fic) faum 
als ftihhaltig erweifen, und thatſächlich wurde man zu diefer Entſchei⸗ 
dung offenbar mehr durch gewiffe, hier nicht näher zu befprechende 
Zwedmäßigfeitsrüdfichten als eine jtreng fachliche Auslegung der 
in Rede ftehenden Beftimmung aus der Sect. IN veranlagt. 
Im allgemeinen ijt die Vorfehrift natürlich nur zu billigen, wenn 
man unter „Bills of attainder“ nicht etwa and) ſolche Geſetze 
verftehen will, wie fie zu Zeiten eines fogenannten Belagerungs- 
zuftandes erlaſſen zu werden pflegen. Daß in diefem Falle Aus- 
nahmegefege eine unabweisbare Nothwendigfeit fein können, ver- 
fteht fic) ganz von felbft, und thatſächlich hat man aud) in Amerika 
nie daran gezweifelt, daß bei Gelegenheit eines Krieges oder fon- 
ftiger Hochgehender Erregung Gefege der angedeuteten Art an die 
Stelle der regelmäßig geltenden treten dürfen. Das ijt bereits 
oben bei Beſprechung des Habens-Corpus-Redjtes angedeutet wor- 
den und foll auch ſpäter nod) einmal näher ausgeführt werden, 
Hier genügt e8 daher, auf dieje Ausführungen zu verweifen.?? 
Was dann das Verbot anlangt, „Geſetze mit rückwirkender 
Kraft” zu erlaſſen — fo bezieht ſich diefes nad) dem übereinftim- 
menden Urtheile des Dbergerichtes und aller Schriftfteller nur 
auf Gefege ftrafrechtlichen Inhaltes. ** Das ift allerdings aus 


22 „A bill of attainder may affect the life of an individual, or 
may confiscate his property, or both. Fletcher vs. Peck, 6 Cranch 
138.“ Kent, Comm. fect. 19, S. 382. Ueber das im Folgenden erwähnte 
Geſetz vom Jahre 1865 und die Veurtheilung deffelben durd) das Ober“ 
bundesgerid)t vgl. die Anmerkung Cooley's zu Story, Bd. IL, 8. 1344, 
©. 209 jg. 

23 Gal. unten Kap. 29. 

2! Dagegen hat fic) fat niemand ausgefproden. Cine abn 
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der Gonftitution felbft aud) infofern zu entnehmen, als in Gect. 
X den Staaten zunddft ebenfalls unterfagt wird, „ex post facto 
laws” zu maden, dann aber fid) nod) befonders bemerkt findet, 
daß jie auch feine Gejege machen dürfen, durch welche die Ver- 
bindlichfeit von Verträgen aufgehoben werden finnte. Da man 
alfo für nothwendig befand, nod) den joeben befprodenen Zujaß 
zu machen, um jeden Act fowol civilrechtlicher wie ftrafrechtlicher 
Natur mit riidwirfender Kraft zu verhindern, fann man eben 
nidt annehmen, daß unter den Ausdrud, wie ihn Sec. IX 
allein gebraucht, ſchon Geſetze civilredtlider Natur zu rechnen 
feien. Die Zwedmäßigfeit einer folden Vorfdrift liegt zu fehr 
auf der Hand, um eine längere Beiprehung daran zu fniipfen. 
Bemerft muß hier nur nod) werden, daß Gefege, welche den bis 
zu Erlaß derjelben geltenden VBorfchriften gegenüber eine geringere 
Strafe auf bejtimmte Vergehen fegen, aud) nad) amerikanischer 
Anfdhauung ungeadtet des in der Conftitution als ausnahmslos 
hingeftellten Grundfages — wol eine riidwirfende Kraft zu üben 
vermögen ?°; und das verjtößt offenbar darum nicht gegen die 
Verfaſſung, weil nad dem ganzen Geifte derjelben die Sect. IX 
ja lediglich dazu dienen foll, die Berfönlichkeit der Einzelnen gegen 
willfürliche und unbillige Maßnahmen von feiten der Staatsgewalt 
zu fciigen, ein derartiger Eingriff in die Sphäre des Indivi- 
duums aber dann nicht vorliegt, wenn die gegen ihn von feiten 
der Obrigkeit in Anwendung zu bringende Reaction gemildert 
werden ſoll. 

4. Das Recht der „freien Meinung“ und alles, was damit 
in Verbindung ſteht, wird im Art. I der Amendements gewähr⸗ 
leiſtet: „Der Congreß ſoll kein Geſetz machen, welches die Auf— 
richtung einer Religion oder die freie Ausübung einer ſolchen be— 
trifft, oder beſchränkt: die Rede-, Preßfreiheit, oder das Recht des 


ſicht findet ſich bei: „Satterlee vs. Mathewson, 2 Peters 416.“ „2. El- 
liot's Debates’, ©. 353. „Ogden vs. Saunders, 12 Wheat. 286.“ Die 
im Terte angegebene Anficht findet fic) unter vielem andern: ,,Calder vs. 
Bull, 3 Dall. 386. „Fletcher vs. Peck, 6 Cranch 188." „Society 
etc. vs. Wheeler, 2 Gallis 105.‘ ,,Cummings vs. Missouri, 4 Wall. 
277." „2. Elliot’s Debates, ©. 343, 352, 354. „Federalist“, Nr. 
44, 84. 

25 Vol. Rawle, a. a. O., Kap. 10, ©. 119. „Tucker’s edition of 
Blackstone’s Comm. I. App. 293." gl. „Calder vs. Bull. Strong vs, 
State, 1 Blackf. 193, 
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Boles, fich friedlich zu verfammeln und an die Regierung um 
Abſtellung von Beſchwerden zu petitioniven.“2* 

Alfo: Keine Staatsreligion! Trennung von Staat und Kirche! 

Religions-, Rede-, Preß-, Verfammlungs- und Petitionsfreiheit! 

"Die Stichworte des neuern politiſchen Lebens wie auf einen Fa- 
den nebeneinander gereiht. Es würde felbftverftändfid, Hier viel 
zu weit führen, die einfchlägigen Fragen im Einzelnen zu ver- 
handeln und nur auf die Wirkungen fann hingewiefen werden, 
welche die praftijche Verwirklichung diefer Grundfäge in Amerika 
geübt hat. 

Daf der Staat ſich von der Regelung aller kirchlichen Anz 
gelegenheiten fern zu haften habe, ift eine Anſchauung, welche ſich 
in der Testen Zeit immer mehr und mehr Bahn bricht und and 
entjehieden dem Wefen der ftaatliden und kirchlichen Gemeinſchaft, 
fowie der Stellung diefer beiden zueinander entſpricht. Allein 
diefer Sat ift doch nur injofern richtig, als man unter kirchlicher 
Gemeinfchaft eine folche verfteht, welche eine gleiche Ueberzeugung 
ihrer Mitglieder mit Bezug auf geiftliche Dinge zur Vorausfegung 
hat, alfo lediglich die Sdeenwelt der ihr Angehörigen berührt. 
Sofern aber die Lehre einer Kirche fei e8 Handlungen gebietet, 
welche vom Staate verboten werden, fet es Handlungen unterfagt, 
welche die Gefege des Staates erfordern — find die Anfchauungen, 
welche durch den Organismus des letztern zum Ausdrucke gebracht 
werden, nur verträglich mit den Glaubensjagungen beftimmter 
Religionen, während allen andern, wenigftens infoweit, die 
Dafeinsberechtigung von feiten des Staates abgeſprochen werden 
muß. Wenn man die „Trennung von Kirche und Staat” nicht 
mit diefer Einſchränkung verfteht, ijt die ganze Theorie verwerf- 
ich, weil fie ohne diefelbe zu den bedenflichften Folgen führt, 
welche fennen zu fernen übrigens gerade wieder, wie man nod) 
fehen wird, die Betrachtung amerifanifcher Zuftände Gelegenheit 
bietet. Goll daher der Art. I der Amendements nicht dazır be- 
nugt werden dürfen, den Beftand des ganzen Gemeinwejens von 
Grund auf zu erjdiittern, fo kann die von ihm gewährleiftete 


26 „Congress shall make no law respecting an establishment of 
religion, or prohibiting the free exercise thereof; or abridging the 
freedom of speech, or of the press; or the right of the people peace- 
ably to assemble and to petition the government for a redress o| 
grievances," ‘ 
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‚„Religionsfreiheit” nur in den Grenzen gefaßt werden, welde 
foeben angedeutet wurden; und es jdeint aud faum einem Zweifel 
zu unterliegen, dag die Verfailer der Conſtitution auf dtetem 
Standpunfte ſich befanden, denn welchem Geiekgeber fann bie 
Abfidt untergelegt werden, von vornherein alles gutzuheißen, was 
unter dem Namen einer Slaubenejakung das praftiide Candeln 
der Menſchen unmittelbar und möglicherweiſe in einer den Ztraf- 
gefeben des Staates wideriprechenden Reife zu beitimmen vermag! 
Wird der Begriff der Religion in jenem engern Sinne veritan- 
den, dann darf allerdings das Bekenntniß des Einzelnen politijch 
für volffommen bedeutungslos angefehen und mug durdaus ge- 
billigt werden, was ſchon Art. VI (3) der Conjtitution bejtimmt: 
„Kein religidjes Bekenntniß joll jemals als Vorbedingung für 
irgendein Amt oder eine Öffentlihe Stellung unter den Veretnig- 
ten Staaten erfordert werden.” 27 

Die Religionen, welche ſich heutzutage wie unter den Cultur- 
völfern der Alten Welt fo in Amerika vornehmlicd vertreten fin- 
den, d. 5. die beiden großen Zweige der dhriftliden Kirche nebjt 
den verjdiedenen innerhalb derjelben ausgebildeten Zelten, und 
das Sudenthum — find mit den Grundanjdauungen, auf welchen 
der moderne Staat beruht, fchlehthin im Ginflange und dürfen 
daher allerdings von jeder Beeinfluffung durch den leßtern frei 
bleiben. Wo diefer Grundfag fic) bethätigt findet wie in Ame- 
tifa, wird damit das Anfehen der Kirche und des Staates gleid- 
mäßig geſtärkt. Es ift ganz verfehlt, wenn man meint, daß die 
Trennung des Staates von der Kirche, beziehungsweile der drift: 
licen Kirche, dem Verfalle der legtern und dem modernen Mate- 
rialismus oder Nationalismus in die Hände arbeite. Es gibt 
feine glänzendere Widerlegung diefer Behauptung, als fie in den 
Zuftänden Amerifas enthalten if. Denn die Amerikaner find 
das religiöfefte Wolf, welches gedacht werden fann. Welche Ver- 
anlafjung man im übrigen aud) immer diefer Neligiofität glaubt 
unterfdieben zu dürfen, foviel fteht feit, daß dabei unlautere Be- 
weggründe nicht oder dod) faum im Spiele find. Mag man das 
meifte auf Rechnung der Gewohnheit und Ueberlieferung feten, 
ſchon damit würde befundet, daß auf der Weftjeite des Atlan- 


37 ,,... No religious test shall ever be required as a qualifica- 
tion to any office or public trust under the United States,” 
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tijden Oceans eine viel geringere Verflachung des religiöfen Ge— 
fühls ftattgefunden hat als da, wo eine Berfpottung alles kirch⸗ 
lichen Lebens ſich mit Vorliebe breit zu machen fucht; und zwei 
fellos würde dem nicht fo fein, wenn fic) der Staat mit der 
Leitung kirchlicher Verhältnifje befaffen wollte; oder glaubt man, 
daß, wenn diefe feßtere in den Händen derfelben Männer gelegen 
wäre, welche bei der Regierung des Staates das große Wort 
jpredjen, daß fic) dann noch ein gleich ftarkes Vertrauen in die 
Wahrheit der hriftlichen Lehre finden würde wie jest? Und der 
Staat gewänne in jenem Falle aud) feineswegs. Der moderne 
Staat ijt ohne Kirche undenkbar, d. h. es läßt fich feine geord- 
nete ftaatliche Gemeinfdaft unter Menſchen denken, wenn diefe 
nicht, wenigftens zum bei weiten größern Theile, fic) zu einem 
geoffenbarten Glauben befennen. Aber es ift eine unbejtreitbare 
Wahrheit, daß die Kirche, wenn fie von dem Staate gleichjam 
zu Hüffe gerufen, mit diefem lettern unmittelbar in Berührung 
fommt, für fic) eine Priorität beanfprudt, welche politifch nicht 
für zuläffig erachtet werden darf. Der Staat ift auf die Kirche 
angewiejen, aber er fann fie feiner Natur nach weder ſchaffen nod 
fördern, und wo er ihre Hülfe gefucht oder angenommen hat, ges 
ſchah und geſchieht es nicht zur Unterjtiigung folder Zwecke, 
welche vor dem Forum der Wiſſenſchaft fic) als ftihhaltig erweien, 
fondern folder, welche mit den politifchen Anfchauungen des Zeit 
alters nicht mehr in Einklang ftehen und ftehen dürfen. Im 
Amerika ift die Autorität des Gejetes vielleicht größer als irgend- 
wo fonft. G8 beruft fic) nicht auf feinen göttlichen Urjprung, 
aber es befiehlt aud) nichts, was gegen die Lehre der riftlichen 
Kirche verftoßen würde. 

Trennung von Kirche und Staat ift alfo, um das gu wieder- 
holen, nur denkbar, wo jene lediglich das Gebiet des Glaubens, 
diefer dasjenige des Handelns beherrſcht. Wo das nicht zutrifft 
und demnach kirchliche und ftaatliche Satzung miteinander in ge- 
raden Widerfprud) gerathen, da muß, vom Standpunkte der 
Staatswiſſenſchaft aus geurtheilt, die erftere der letztern weichen. 
Der Staat darf die Uebertretung feiner Gebote, auc) wenn fie 
durch irgendein Glaubensbefenntniß gerechtfertigt wird, nicht dul- 
den. Qn diefer Hinficht ijt man in Amerifa bisher allerdings, 
wenigftens in Einem Falle, nicht mit der nöthigen Thatkraft vore 
gegangen, Bekanntlich hat in der Union feit jeher das Mormo- 
nenthum eine große Anzahl von Anhängern gefunden, welche, 
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früher durd) da8 ganze Gebiet der Vereinigten Staaten zerjtreut, 
gegen Ende der vierziger Fahre genöthigt wurden, fid) nad) Weiten 
zu flüchten, wo fie fih dann befonders in dem Zerritorium Utah 
niederließen. Hier vermehrt fic) die Zahl ihrer Gemeinden von 
Jahr zu Jahr, wie fie denn aud) neuerdings wieder anfangen, 
anderwärts fehr wohl organifirte Sekten zu gründen, und da fid 
die gefammte Regierung des Territoriums beinahe ausjchließlich 
in ihren Händen befindet, fo ift nod) jett die Vielweiberet daſelbſt 
in voller Blüte. Staats- oder beffer Territorialgefege, welche fie 
verhindern würden, können nidt zu Stande gebradt werden, und 
der Congreß hat zwar vor Zeiten ein diesbezügliches Gefeg 2* 
paffirt, allein daffelbe ift von vielen Seiten für conjtitutions- 
widrig erflärt worden und thatſächlich nicht oder doch jehr ver- 
einzelt, namentlich neuerdings in einem Falle, welder viel Auf- 
fehen erregt hat, zur Geltung gelangt. Wenn man dem Congreffe 
das Recht zum Crlaffe eines ſolchen Geſetzes beftreitet, weil „die 
Vielweiberei” eine Gakung der mormonifchen Lehre fei und nad) 
Art. I der Amendements in die „freie Ausübung einer Religion” 
nicht eingegriffen werden dürfe, fo ift das eben deshalb nicht zu= 
treffend, weil dabei der Begriff „Religion“ nad) allen obigen 
Ausführungen in einem allzu weiten Sinne gefaßt wird. Wol 
aber fünnte man bezweifeln, daß die Unionsregierung überhaupt 
ein Berbots- oder Strafgefeß der angedeuteten Art zu erlaffen 
befugt fei, da hier Verhältniffe im Spiele find, auf deren Rege- 
lung ihr verfaffungsmäßig überhaupt fein Einfluß zufommt. 
Diefer Grund freilich ift, genauer zugefehen, nun dod) nicht ftich- 
haltig, weil e8 fid) nicht um einen Staat, fondern ein Zerritorium 
handelt, deffen Regierung, wie noch fpäter zu zeigen fein wird?’, 
dem Congreſſe ausschließlich und vollfommen gebührt. Wie dem 
immer aber aud jein mag, jedenfalls ift die ganze Sache jehr 
geeignet, zu zeigen, wie Staat und Kirche unter Umftänden mit- 


28 Unterm 1. Iuli 1862. Daffelbe findet fid) jest in den ,, Revised 
Statutes’, Gect. 5352, und lautet: „Every person having a husband 
or wife living, who marries another, whether married or single, in 
a Territory or other place over which the United States have exclu- 
sive jurisdiction, is guilty of bigamy, and shall be punished by a 
fine of not more than five hundred dollars, and by imprisonment 
for a term not more than five years.’ 


2° Bgl. unten Kap. 26. 
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einander coffidiven fönnen und wo jener Sak von der Trennung 
beider feine Grenze zu finden habe. Selbſtverſtändlich muß die 
Vielweiberei in Utah befeitigt werden, weil fie mit den Grund« 
anfhanungen, auf welchen der moderne Staat als folder ruht, 
in vollem Widerfprucde fic) befindet — und gerade aus diefer 
Frage wird man erfennen, nach welcher Seite hin die Competenz 
der Unionsregierung einer Ausdehnung entſchieden bedürftig fet. 
Gin zufammengefegter Staat ift kaum denkbar, wenn der Central 
vegierung nicht ganz oder dod) zum mindeften theilweife die Ge— 
feßgebung über das Strafrecht zufält. Dieſer Gedanke wird an 
einer andern Stelle nod) einmal näher zu befprechen fein, und fo 
mag. e8 hier bei der bloßen Andeutung defjelben fein Bewenden 
haben. 30 

Die unbedingte Gewährleiftung der Preß-, Rede und Ber- 
jammlungsfreiheit bildet vielleicht das charakteriſtiſchſte Merk- 
mal der ganzen Gonftitution und ihre Wirkung eine der auffal- 
lendſten Erjcheinungen im öffentlichen Leben Amerikas. Die 
Prefreiheit zumächit bedeutet völlige Befeitigung der Cenfur, nicht 
aber volle Schranfenlofigkeit in der Verbreitung jedweder befie- 
bigen Anficht auf dem Wege der Druckſchrift. Wo ſolche Grund- 
füge in Geltung wären, wirden die wohlerworbenen Rechte der 
Einzelnen jeder willfürlichen Verlegung von anderer Seite her 
ausgejegt fein. Es darf alfo eine Beleidigung als foldje nicht 
ftvaflos bleiben, wenn und weil fie etwa in einer Zeitung jeman- 
dem zugefügt wird.** Nur wo auf folde Weife Einrichtungen 


8° Bgl. unten Kap. 35. 

31 Was insbefondere die Preffreiheit angeht, fo ſpricht ſich Story, 
a, a, O., II, 609 fg., darliber mit einer Mäßigung aus, weldje volle An- 
erfenmung verdient; die Sübe, welde ex aufftelft, follten von allen beferzigt 
werden, Ein Uebermaß der Preßfreiheit, fagt ex, ift geradezu der Umſturz des 
Staates in Permanenz erklärt; cin Ucbermag der Brefbefejränfungen das furcht- 
barſte Mittel, den Unwillen eines gebildeten Bolfes gegen feine Regierung 
wad) zu rufen. Im jedem Galle follte die Genfur befeitigt oder auf das dent 
bar geringfte Mag zurüidgeführt werden, da fie gleich allen andern Polizei- 
maßregeln und mehr als diefe im Lichte der Gehäffigfeit erſcheint. Dagegen 
fann die Confiscation veröffentlichter Werke auf Grund richterlicher Erfenntniffe 
mit voller Strenge durchgeführt werden, Dieſem Testen Sate hat man 
aud) in Amerika nie widerfproden, wenngleid) er freilich felten prattijd) ge- 
worden ift, da fid nämlich die eigenthlimlice, aber dod) wol erflärlihe Er- 
ſcheinung geltend macht, daß mit der freiheit der Preffe nicht immer das 
Anfehen derfelben wächft. 
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des Staates einer misbilligenden Kritik unterworfen werden, 
darf von feiten deffelben Feine Reaction erfolgen; die lebtere ift 
ftatthaft nicht {chon dann, wenn lediglich die Abhülfe von Mis— 
ftänden verlangt, fondern erft, wenn der Staatsgewalt offener 
Widerftand durch die „That“ geleiftet wird, alfo die Voraus- 
fegungen der Snjurrection vorliegen. Mit der gleichen Beichrän- 
fung ift dann aud) die „Rede- und Verfammlungsfreiheit” aufzu- 
faffen und von allen Seiten her aufgefaßt worden. Solde 
Rechte, in fo ausgedehntem Maße zugeftanden, wären freilich in 
den europäifchen Staaten, in welchen ein „Öffentliches Leben” erft 
feit verhältnigmäßig Turzer Zeit an die Stelle des Abjolutismus 
getreten ift, übel angebradt. Sie find nur da vor faljder An- 
wendung jicher, wo eine lange Schulung im Gebrauche biirger- 
lider Freiheiten vorhergegangen ift, wie in England, oder wo 
jeder Einzelne durch die ihn umgebenden Verhältniffe auf die 
Nothwendigkeit einer geordneten ftaatlichen Gemeinjdaft gleichjam 
mit unmwiderftehliher Gewalt Hingewiejen wird, wie in Amerika 
und den meijten Ländern, welde von Angehörigen der europäi- 
{cen Eulturvölfer colonifirt wurden. Die Staatsidee tritt hier, 
wie gejagt, einem jeden faßbar entgegen: er fühlt das Bediirfnif 
nach Bergefellfchaftung mit feinesgleichen und nach beftimmten 
Gefegen, welchen fic) alle fügen miiffen. Kaum ftehen an einem 
Orte des fernen amerifanijden Weftens einige in der Eile erbaute 
Häufer oder Hütten, fo erhebt fic) bald mitten darunter eine 
Kirche — fei fie auch noch fo ärmlich — und ein „Courthaus“, 
in welchem die Bürger zu Gericht figen müffen, weil es Feine 
Richter gibt. Hat die neue Anfiedelung nur einige Lebenskraft, 
jo währt es nicht lange, bis die erfte Zeitung erjcheint und von 
jedermann gelefen wird. Diele, welche in Europa jchledhthin uns 
tauglich waren, in einem geordneten Staatsweien zu leben, wer- 
den in der Neuen Welt wie durd einen Zauberfchlag in brauchbare 
Mitglieder der bürgerlichen Gefellfchaft verwandelt, und andererjeits 
fehen viele, welche in der Alten Welt unter Hinweis auf Amerika die 
durch die Conftitution und deren Amendements gemwährleifteten 
Rechte fiir einen unerläßlichen Beftandtheil jeder Staatsverfaffung 
erflärten, ihren Srrthum ein,- nachdem fie die amerifanifden Zu- 
ftände aus eigener Anfchauung fennen lernten und aus ihnen ers 
fuhren, wieweit diejelben von denen aller europäifchen Cultur- 
länder verfchieden find. Es ift ganz verfehlt, wenn die Ameri- 
faner fic) größerer politifder Wähigkeiten rühmen, als ven. 
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Menfchen auf der andern Seite des Weltmeeres bejchieden fei. 
Bie fie im Durchſchnitt fittlich nicht ſchlechter find als diefe, fo 
find fie aud) nicht beffer. Die äußern Umftände, in denen der 
Menjch Lebt und erzogen wird, bedingen die Eigenart feines Cha- 
rafters und feines Könnens. Nicht ihre Weisheit hat die Ameri- 
faner der Freiheiten würdig gemacht, welche fie unzweifelhaft in 
bewunderungswerther Weije zu genießen wiſſen, jondern Amerika. 

5. Eine weitere Beftimmung, welche hierher zu vechnen ift, 
enthält Art. II der Wmendements: „Da eine wohlgeordnete Miliz 
für die Sicherheit eines freien Staates nothmendig ijt, jo ſoll 
das Recht des Volkes, Waffen zu befigen umd zu tragen, nicht 
beeinträchtigt werden.’ 9? 

Was immer man von der Zwedmiifigheit diefes Sakes im 
allgemeinen haften möge, foviel fteht feft, daß derfelbe Ein praf- 
tifches Ergebniß zu erreichen fucht, welchem man feine Billigung 
nicht wird verfagen fönnen. Er will offenbar auf die Stärkung 
der Wehrkraft und die Verwirklichung des Gedantens hinarbeiten, 
daß die Bertheidigung des Staates die gemeinſchaftliche Sache 
aller Bürger fei. Die Idee der allgemeinen Wehrpflicht, welche 
erfunden zu haben in der Regel als ein Verdienſt der preußifchen 
Staatsmänner gerühmt wird, gelangte jchon, wie man gefehen 
hat, in den erjten Gefegen zum Ausdruce, weldje der Congreß 
der Vereinigten Staaten über die Miliz und deven Organifation 
erlaffen hat.” Wenn Heutzutage die allgemeine Wehrpflicht in 
den Hintergrund tritt, jo hat das feinen Grund wefentlic in po- 
litiſchen Verhiltniffen, welche Friegerifche Verwidelungen mit dem 
Auslande ganz unwahrſcheinlich machen. Aber die Anſchauung, 
daß es betveffendenfalls Pflicht jedes Einzelnen fei, für die Er- 
haltung des Baterlandes unter die Waffen zu treten, hat den 
Amerikanern — zu ihrer Ehre fei es gejagt — von Anfang an 
innegewohnt und ift ihnen niemals abhanden gefommen. Den 
bejten Beweis‘ dafür Liefert, wie ſchon einmal angedeutet wurde, 
der Seceffionsfrieg, welcher auf beiden Seiten Männer aller 
Stände und Stämme in den Kampf führte, und ferner der Werth, 
der im gefelffchaftlichen Leben der Amerikaner auf die Stelfung 


® „A well regulated militia being necessary to the security of 
a free state, the right of the people to keep and bear arms shall 
not be infringed ...“ 

#9 Bol. oben Kap. 21, 
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gelegt wird, welche der Einzelne etwa in der regulären oder Frei- 
willigen- Armee beffeidet hat oder nod) einnimmt, Das Volk, 
welches jest ſich beinahe ausjchließfich den fegensreichen Werfen 
des Friedens widmet, würde im Stande fein, ein gemwaltiges Heer 
zu ftellen, das fi mit Begeifterung für die Ehre des Sternen- 
banners zu fchlagen weiß. 


Fünfundzwanzigftes Kapitel. 


Die Rechte der Unionsregierung gegenüber den 
Einzelſtaaten. 


In dieſem Kapitel ſollen die Befugniſſe der Unionsregierung 
beſprochen werden, ſoweit dieſelben auf das Verhältniß der Ein— 
zelſtaaten untereinander oder zu ihr (der Unionsregierung) ſelbſt 
Bezug haben. Das amerikaniſche Recht iſt hier die Quelle zahl- 
reicher Zweifel, und zwar, weil durch die einſchlägigen Beſtim— 
mungen deſſelben entweder die Rückſicht auf das eigentliche Weſen 
zuſammengeſetzter Staaten nicht genügend gewahrt iſt oder eine 
Competenz geſchaffen wird, deren Inhalt, wenn man jene Rück— 
ficht ſcharf ins Auge faft, nur mit auferordentlichen Schwierig- 
feiten bejtimmt werden fann. Die überaus verwidelte Conftruction, 
welche jedem politijdjen Gebilde vom Charakter der Union zu Grunde 
Liegt, macht ſich gerade an diefer Stelle in fehr bedenflicher Weiſe fühl- 
bar, und vielleicht ift das vornehmlich die Urfache, warum die 
Theorie bisher fid) jo wenig 'eingehend mit den fraglichen Bejtim- 
mungen des Grundgeſetzes bejchäftigt hat, während doch gerade 
darin Veranlaffung gefunden werden follte, mit möglichfter Gründ— 
Lichfeit zu Werke zu gehen, denn je greller zunächft von der Wiffen- 
{daft die Fehler einer Verfafjung beleuchtet werden, um fo eher 
ift Hoffnung auf deren Umgeftaltung vorhanden, welche nicht nur 
vom Standpunkte der Theorie, fondern auc) und vornehmlich dem 
der Praxis aus für höchft wünſchenswerth angefehen werden muß, 

Die Competenz der Unionsregierung, wie fie hier in Betracht 
kommt, ift theils pofitiver, theils negativer Art, 
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I. Gs folgt unmittelbar aus der Natur der Sache, daß in 
einem zufanmengejegten Staate, als einem einheitlichen Ganzen, 
jede Particularregicrung alle Acte,. welche von einer andern Par— 
ticularregierung in Verfolg der ihr zufallenden Competenz aus- 
gehen, als gültig anerkenne oder aud), foweit das unter Umftän- 
den erforderlich werden jollte, zu deren Durchführung ihre Mit 
wirkung gewähre. Diefer Umftand hat denn im foldjen Staats- 
wefen dazu geführt, ein fogenanntes Princip der Rechtshülfe 
aufzuftellen. Insbeſondere ift es ein Berdienf der deutjchen 
Reidhsgejesgebung, demfelben ganz allgemein durd) einige wenige, 
in ihrer Kürze geradezu mufterhafte Beftimmungen Eingang ver- 
ſchafft zu haben.“ Die Nothwendigkeit eines derartigen Verhält- 
niffes Liegt fo jehr auf der Hand, daß fie niemandem und aud 
den Männern nicht hat entgehen können, welche an dev Ausarbei- 
tung der amerifanifchen Conjtitution theilnahmen. Auch in diejer 
hat das gedachte Princip eine ſehr umfafjende Löfung, wenn aud) 
in etwas anderer Weife, gefunden als im deutſchen Rechte. Es 
heißt zunächft Art, IV, Sect. I; „Volles Anfehen und Geltung 
joll in jedem (Particular-)Staate den öffentlichen Acten, Proto— 
follen und ridterliden Verhandlungen jedes andern Staates ges 
geben werden, und der Congres mag durd) allgemeine Gefese die 
Art und Weije feitftellen, in welcher foldje Acte, Protokolle und 
Verhandlungen bejcheinigt werden follen, und die Wirkung davon 
vorſchreiben.“ Dieje Faffung ift allerdıngs nicht befonders glüd- 
lid. Der ganze Sag, näher betrachtet, fagt nichts anderes als: 
Es ijt die Aufgabe der Unionsregierung, dafür zu forgen, daß 
alle von einem Staate ausgehenden Urkunden im ganzen übrigen 
Gebiete der Union Anerkennung finden und daß bezüglichenfalls 
ebenfo den rechtlichen Folgen derjenigen Thatjaden, zu deren Be- 


1 Rach Mr. 11 in Art. 4 der Deutſchen Reicjsverfaffung unterliegen der 
Beauffihtigung von feiten des Reiches: „Beſtimmungen fiber die wedjeljeitige 
Vollftredung von Erkenntuiſſen in Civilfaden und Erledigung von Requifi- 
tionen überhaupt.” Daraufhin ift unterm 21. Suni 1869 das „Geſetz, be» 
treffend die Gewährung der Rechtshülfe ergangen. 

2 „Full faith and credit shall be given in each State to the 
public acts, records and judicial proceedings of every other State. 
And the Congress may, by general laws, prescribe the manner in 
which such acts, records and proceedings shall be proved, and the 
effect thereof. Bgl, Story, a, a, O., §§. 1308—15. 
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fheinigung jene Urkunden dienen, ftattgegeben werde. Die 
Unionsregierung erhält damit ein Hoheitsrecht zugefprochen, 
weil e8 fid) um eine Beftimmung handelt, welche in die Unions. 
verfaffung Aufnahme gefunden hat?, und an diefer Auffaffung 
wird felbft dadurd) nichts geändert, daß fic) Art. IV geradezu 
und unmittelbar an die Einzelftaaten wendet, welche ja allerdings 
aud) in praxi allein in der Cage fein werden, die Rechtshülfe in 
der angedeuteten Art zu gewähren. Allein daraus folgt der rich- 
tigen, fdjon mehrfach begründeten Anficht nad) nur, dag die Ein— 
zelftaaten infofern Delegatare der Unionsregierung ſeien, und daß 
diefe trogdem die eigentliche Trägerin des durch Art. IV gefchaf- 
fenen, wenn auch ziemlich künſtlich zu conftruirenden, dod) fehr 
pofitiven Hoheitsrechtes bleibt, wird ganz Far werden, wenn man 
den Fall fett, daß einmal ein Staat, beziehungsweife deffen be- 
treffende Behörde fic) weigern würde, der Conftitution gemäß zu 
handeln, In diefem Falle hätten die Regierung oder die Gerichte 
der Union mit allen denkbaren Mitteln den venitenten Staat oder 
deffen Organe zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, oder wenn 
das erfolglos bliebe, ohne deren Mithülfe — felbft alle Maß- 
regeln zu ergreifen, weldje dazu führen würden, den hier frag- 
liden Vorſchriften materielle Geltung zu verfdaffen. 

Was die Beftimmung im Einzelnen angeht, fo ift die dadurd 
geichaffene Befugniß der Unionsregierung eine zweifache: erftens 
nämlich feitzujtellen, welchen Formalitäten ein Inftrument entipre- 
hen müſſe, auf das der Art. IV Bezug haben foll, d. h. Bor- 
Ihriften über die Beglaubigung derfelben zu erlaffen, und 


3 Daß in zufammengefetten Staaten, wenn die Gewährung der Redjts- 
hülfe ourd) die der Centralgewalt zu Grunde liegende Berfaffung geboten 
wird, diefer Kentralgewalt damit ein pofitives Hoheitsrecht zugeſprochen werde, 
ift ein Gag, welcher bisher zwar faum jemals aufgeftellt worden tft, aber 
troßdem die einzig befriedigende Ldfung der einfdlagigen Rechtszuſtände ent- 
hält. Allerdings hat diefe Auffaffung faft nur theoretifchen Werth, denn die 
einzelnen Staaten werden meift, fhon aus bloßen Zwedmäßigfeitsrüdfichten, 
die Rechtshülfe nicht verweigern. Sie faun aber aud) einmal praftifch wid)- 
tig werden, wenn wirklich ein Barticularftaat fid) einer derartigen Weigerung 
ihuldig machen follte. Alsdann wäre die Unionsregierung nicht nur bered)- 
tigt, fondern aud) verpflichtet, in höchſt pofitiver Weife einzugreifen. Die 
Sntenfität der entiprehenden Befugniß wird dann bejonders flar werden, 
wenn man bie im Texte enthaltenen Ausführungen mit denjenigen vergleicht, 
welche fid) weiter unten unter II. finden. 
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zweitens zu verordnen, welches „die Wirkung“ folder Urkunden 
fein folle, mit andern Worten: deren Beweisfraft zu regen, 

Im erfter Beziehung mußte, folange als der Congres eine ent- 
iprechende Verorduung nicht erlaffen Hatte, die Frage, ob eine Ur— 
funde gehörig beglaubigt fei oder nicht, lediglich nach dem Rechte 
desjenigen Staates beantwortet werden, in welchem diefe ausgeftellt 
war. Das änderte fic), als unterm 26. Mai 1790 ein Geſetz 
pajfirt wurde, welches beftimmt, daß „die Arte der Legislatur in 
einem Staate, Territorium oder andern der Jurisdiction der Ver— 
einigten Staaten unterworfenen Lande beglaubigt werden follen 
durch Beidrücdung des von jenem Staate oder Territorium oder 
Lande geführten Siegels, und daß die Protofolle und Verhand- 
lungen eines Gerichtes als beweistriftige Urkunden vor jedem an- 
dern Gerichte innerhalb der Vereinigten Staaten zugelaffen wer- 
den jolfen, fobald fie mit Atteft des Clerls nebft Siegel — wenn 

betreffende Behörde ſolches befigt — und einer vom Bore 

r der feßtern abgegebenen Erklärung über die Wahrung der 
nöthigen Formalitäten verfehen find“, * 


* Bgl. „Revised Statutes“, Sect. 905: „The acts of the legislature 
‘of any State or Territory or of any country subject to the jurisdie« 
ion of the United States, shall be authenticated by having the seals 
h State, Territory or country affixed thereto. The records and 
proceedings of the courts of any State or Tersitory or of 

ny such country shall be proved or admitted in any other court 
within the United States, by the attestation of the clerk and the 
seal of the court annexed, if there be a seal, together witha certifi- 
cate of the judge, chief-justice or presiding magistrate, that the said 
attestation is in due form. And the said records and judicial pro- 
ceedings, so authenticated, shall have such faith and credit given 
to them in every court within the United States as they have by 
law or usage in the courts of the State from which they are taken.“ 
‘Man fieht, der Begriff ,acts, records and proceedings" wird fehr weit 
gefaßt und jelbft aud) anf die „Geſetze, als die Aete der Legislaturen in dem 
derfchiedenen Staaten’ bezogen. Wenn alfo vor dem Gerichtshofe eines 
Staates ein Gefeß in Anwendung zu bringen ift, weldjes ein anderer Staat 
erlaffen hat, jo muß die Partei, welche fic) darauf beruft, eventuell die Exi- 
ftenz diejes Gefeses dadurch beweifen, daß fie ein im der betreffenden Form 
beglaubigtes Exemplar deffelben vorlegt oder auf ein foldjes Bezug nimmt, 
Nad) der Fafjung des mitgetheilten Sages ergibt ſich, daß alle Ucte u. ſ. f. 
eines Staates uur unter den gedachten Bedingungen von allen Gerichten 
innerhalb der Vereinigten Staaten, alfo aud) nur unter diefen Bedingungen 
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Fest aljo ijt die in einem Staate ausgeftellte öffentliche Ur— 
funde in allen andern als ſolche anzujehen, wenn fie den gedachten 
Erforderniffen entfpricht. Eine derartig einheitliche Regelung der 
Urfundenbeglaubigung ift aber darum fehr zweckmäßig, weil in 
zufammengefegten Gemeinwejen nach Art der Union eine beftän- 
dige Werhfelbeziehung zwifchen den einzelnen Staaten fowol wie 
deren Bürgern ftattfindet und, wenn jeder diefer Staaten befondere 
Grundfäge über den hier fraglichen Punkt gelten Lafjen würde, 
dadurd) eine Vielfeitigkeit des Nechtszuftandes gefchaffen wäre, 
welche die Handhabung der Yuftiz gewaltig erſchweren müßte, > 
Andererfeits wird die vom Congrefje beliebte Form der Beglau- 
bigung felbftverftändfich überhaupt die einzig gebräuchliche werden, 
denn wenn and) der einzelne Staat das Recht hat, andere Bor- 
ſchriften zu exlaffen, joweit die Beweistraft feiner Urkunden vor 
feinen eigenen Behörden in Frage kommt, fo würde er, wie leicht 
einzufehen tft, damit doc) allen Zweckmäßigkeitsrückſichten zuwider⸗ 
handeln. Art. IV, Sect. I, kommt alfo mittelbar und vom prate 
tiſchen Standpunkte her betrachtet in der That darauf hinaus, die 
Beglaubigung der Urfunden fehlechtweg zu einem Gegenftande der 
Congreßgeſetzgebung zu erheben. 

Des Weitern hat denn der Congres in jenem Acte von 1790 
die „Beweiskraft“ öffentlicher Urkunden feitgeftellt. Eigentlich 
fonnte die Sprache des Gefeges infofern nur eine Wiederholung 
des von der Conftitution beliebten Textes fein, welche bejagt: 


von den Unionsgerichtshöfen als foldjen anzuerfennen find. Diefer Punkt 
scheint bisher nod) nicht zum Gegenftande eingehender Erörterungen gemacht 
worben zu ſein. Es wäre dod) fehr die Frage, ob die Untonsgeridhte nicht 
gum mindeften die Gefege dex Einzelftaaten ex officio fennen miiffen. Die 
Gerichte der Ginjelftaaten haben jedenfalls die Geſehe der Union ex officio 
zu wiffen und betreffendenfalle in Anwendung zu bringen. Bgl. darüber 
oben Kap. 4. Was die Urkunden angeht, welde von Unions-Gerichten oder 
»Behörben ausgefertigt werden, jo bezieht ſich die Sect. 905 ihrem Wortlaute 
nad) nicht anf diefe. Es ſcheint aber dod) geradezu felbfiverftiindlid), daß 
aud) fie nur dann anderweitig Beweistrajt haben, wenn fie in der angegebe- 
nen Form beglaubigt werden. ; 

Uebrigens find unterm 27. März 1804, beziehungsweife 21. Februar 
1871 nod) weitere Geſetze über die Beglaubigung anderer Urkunden erlaſſen 
worden, welche nicht von Gerichtshöfen, jondern andern Behörden ausgefer- 
tigt werden. Bgl. „Revised Statutes“, Sect. 906, 

® Bgl. „Green vs. Sarmiento, 1 Peters Cir. R, 74, 78-80". 
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„Bolles Anfehen und Geltung, foll den in Rede ftehenden Snftrus 
menten allenthalben gegeben werden.” Diejer Sag bildet, wiee 
wol er voranfteht, lediglich eine Ergänzung zum zweiten Theile 
der Sect. 1. Er enthält lediglich eine formelle Vorſchrift, welche 
von der Legislative bei Ausübung der ihr duch den zweiten Theil 
jugeftandenen materiellen Befugniß zu beachten ift, und wenn nun 
der Ausdrucd des Geſetzes trogdem nicht mit demjenigen der Con- 
ftitution übereinftimmt, fo ijt er dod) im Grunde nichts anderes 
als eine Interpretation deffelben, welche allerdings nothwendig 
war, weil die Worte der Conftitution leicht die Veranlafjung eines 
Misverftändnifjes werden founten. Diefelben wollen nämlich 
nicht, wie mancher leicht anzunehmen geneigt fein möchte, die mae 
terielle Beweisfraft der gedachten Urfunden nad) abjoluten Gee 
fihtspunften ordnen, d. h. nicht andeuten, daß diefelben in jedem 
Falle einen ganz beftimmten, nach den Grundfägen des Proceh- 
rechtes denkbaren Beweis bilden jollen, fondern eben nur das 
Verhältniß der einzelnen Staaten mit Bezug auf die Anerkennung 
folder Urkunden erledigen und diejen legtern eine relative Ber 
weistraft, d. h. diejenige fichern, welche ihnen nad) den Geſetzen 
des Ansftellungsortes gebührt.“ So ſchließt denn der oben gee 
dachte Abjchnitt des Actes von 1790 ſehr zutveffend folgender- 
maßen: „Den befagten Protofollen und vichterlichen Verhandlungen, 
welche jo (wie oben auseinandergefegt wurde) beglaubigt find, 
foll vor jedem Gerichtshofe innerhalb der Vereinigten Staaten 
jolches Anfehen und Geltung zuerfannt werden, wie ihnen nad 
Geſetz oder Gewohnheitsrecht in dem Staate zukommt, in welchem 
fie ausgeftellt wurden.“ 7 

Eine fernere Beftimmung, welche hierher zu rechnen ijt, ent- 
hält Art. IV, Sect. I (2): „Eine Perfon, welche in irgend» 
einem (Particular-)Staate des Verrathes, Treubrucjes oder an- 


® „It was undoubtedly the purpose of this provision of the 
Constitution to give to the judicial proceedings of each State the 
same faith and credit in every other State to which they were en- 
titled in the State, in which they took place.“ gl. „Hampton vs. 
Cornell, 3 Wheat, 234.“ Ueber die ſich hieran anfeenden, aber an diefer 
Stelle nicht näher zu befprechenden Fragen j. Story, a. a, O., $. 1810, be- 
fonders in den Anmerkungen 1 md 2. Bol. aud) vaſchat, a. a O., ©. 
449 fg. 

Bol. „Revised Statutes”, Sect. 905, oben in Anmerhung 4, 

Schtief, 22 
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dern Verbrechens befchuldigt wird, welche fic) der gerichtlichen 
Verfolgung entziehen und in einem andern Staate gefunden wer— 
den follte, foll auf Anfuchen der Erecutivgewalt desjenigen Staa- 
tes, aus welchem fie fid) entfernte, ausgeliefert werden behufs 
Ueberführung in denjenigen Staat, welder zur Aburtheilung des 
Verbrechens zuftändig iſt.“* 

Auch die Faffung diefes Sages ijt nicht befonders gut ge- 
wählt. Es foll damit gejagt werden: Jemand, der wegen eines 
Verbrechens in einem Staate zur Unterſuchung gezogen werden 
foll, ift, wenn ev in einem andern Staate angetroffen wird, von 
diefem an denjenigen Staat auszuliefern, deffen Gerichte für die 
Aburtheilung zuftändig find, fobald von der Executivgewalt dieſes 
legtern eine diesbezügliche Requifition geftellt wird; und diefe 
Vorjchrift ift nicht nur, wie e8 den Anſchein haben könnte, dann 
anwendbar, wenn dev Verbrecher fic) aus dem Staate, in welchem 
das Forum für Aburtheilung der Sade belegen ijt, in der befon— 
dern Abficht entfernte, den ftrafrechtlichen Verfolg feiner Hand- 
fung zu erſchweren oder zu vereiteln, fondern aud), wenn er aus 
andern Beweggründen denfelben verlaffen Hat.” Es handelt fic) 
aud) Hier um einen Fall der Rechtshiilfe, welder an ſich ganz 
ſelbſtverſtändlich ijt. Es ift alfo im Grunde wieder die Unions- 
regierung, weldje mit einer beftimmten Competenz ausgejtattet 
wird, indem ihr die Aufgabe zufällt, dafür zu forgen, daß jeder 
Verbrecher, wenn immer er außerhalb des zu feiner Verfolgung 
zuftändigen Staates, aber im Gebiete der Union fic betreffen 
läßt, an jenen Staat auf deffen Anſuchen ausgeliefert werde, 
Wenn andererjeits beftimmt wird, daß diefe Auslieferung unmit- 
tefbar von Staat zu Staat zu erfolgen habe, fo erfcheinen diefe 
letztern auc) hier wiederum lediglich als Delegatare der Unions- 
regierung mit Bezug auf die Ausübung jenes Hoheitsrechtes, deſſen 


® „A person charged in any State with treason, felony or other 
crime, who shall flee from justice and be found in another State, 
shall, on demand of the executive authority of the State, from which 
he fled, be delivered up, to be removed to the State having jurisdie- 
tion of the crime.“ 

® „To flee is to run away, as from danger or evil; as «te wicked 
flees, when no man pursueth» Webster, Law Diet., verb. «flee 
Here to be «found in another State» is sufficient without any actual 
flight.” Pajdal, a, a, ©., S. 230, unter Nr. 242. 
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Inhalt foeben näher feftgeftellt wurde, und welchem — fobald ein 
Einzelftaat fic) weigern würde, feinen diesbezüglichen Pflichten 
nachzukommen — ſchließlich ohne defjen Beihiilfe von der Unions- 
regierung praftijche Geltung zu verfchaffen wäre. Berfehlt aber 
ift bei der ganzen Beftimmung Eins: nämlich der Gefchäftsgang, 
welchen die Conftitution vorzufchreiben beliebt. Es ijt ja ganz 
richtig, daß das Verhältniß der Einzelftaaten untereinander, wenn 
anders fie, wie im vorliegenden Falle, als felbftändige Ganze er- 
einen, nad) Analogie des Völkerrechtes beurtheilt werden muß; 
und nad) den Grundfägen des Völferrechtes können allerdings 
regelmäßig Nequifitionen von feiten einer infändifchen an eine aus- 
wiirtige Behörde nicht unmittelbar gerichtet werden, jondern wird 
in den meiften Fällen die Vermittelung der betreffenden Regie- 
rungen nothwendig. Die Erecutivgewalt aber, von welder Sect. II 
ſpricht, bedeutet nichts anderes als die „Regierung“ eines Staates. 
Es wird dabei an den Governor gedacht, welder in jedem Par- 
ticufarftaate Träger der Executivgewalt und mit der Regelung 
der Beziehungen zum Auslande betraut ijt, wie der Präfident 
in diefer Hinficht die Union zu vertreten hat. Darum ift die 
hier in Rede ftehende Vorfchrift zwar, rein theoretiih auf 
gefaßt, nicht tadelnswerth, aber vom praftiihen Standpunkte her 
nit zu bilfigen. Schließen doc mitunter ganz felbftändige 
Staaten miteinander Verträge, welche den Unterbehirden des einen 
geftatten, mit denen des andern in unmittelbaren Verkehr zu tre- 
ten, wenn anders die Beziehungen zwiſchen ihnen jo mannichfache 
find, daß eine Intervention der Regierungen in jedem einzelnen 
betreffenden Falle mit allzu großen Umftändfichkeiten verknüpft 
wäre. Das Princip der Rechtshülfe, wie e8 Sect. I des Art. IV 
ganz richtig auffaßt, follte daher and) Hinfichtlic des Hier frage 
lichen Punktes zu einer Ausnahme von der foeben entwidel- 
ten allgemeinen vilferredjtliden Regel in der Art führen, daf 
eine Mitwirfung der oberften Staatsbehörde nicht erforderlich 
würde, Die Einzelftaaten würden dadurch an ihrer Autono- 
mie nicht das Geringfte einbüßen, und manche gewiß wenig ent 
ſprechende Verzögerungen, zu welchen der jebige Stand der Dinge 
führen muß, befeitigt werden, 

II. Juriſtiſch weit bedenflider nod) geftaltet fic) das Ver— 
hältniß der Unionsregierung gegenüber den Gingelftaaten, ſoweit 
es fic) aus der durch die Conftitution geſchaffenen „Prohibitiv- 
competenz“ der erjtern ergibt. Was unter , Brohibitivcompetens’ 

22* 


4 
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zu verftehen fei, ift bereits früher in kurzem angedeutet worden. 
Jetzt bleibt zunächſt zu unterfuchen, welche Beftimmungen hierher 
zu rechnen feien, Schon mehrfach wurde auf die formellen Bor- 
ſchriften Hingewiefen, nad) denen verfafjungsmäßig die Thätigfeit 
der Unionsregierung fid) zu geftalten Hat. Dieſe Vorſchriften 
find num, wenigftens theifweife, jo allgemein gehalten, daß man 
zweifelhaft werden fann, für wen fie berechnet worden jeien, ob 
nur für die Unionsregierung oder auch die Regierung der Einzel- 
ftanten? Wenn 3. B. Art. II der Amendements fagt, daß die 
Befugniß, Waffen zu befiten oder bet fic) zu führen, niemandem 
geſchmälert werden dürfe, fo fann die Tragweite diefes Sates be- 
denflid) erſcheinen. Geht das nur den Congreß an, ſodaß er 
feine Gejege erlaffen darf, welche gegen den Art. IT verſtoßen, 
oder bezieht er fid) and) auf die Legislaturen der Staaten? That- 
ſächlich findet fid) allerdings die in der Conftitution enthaltene 
„Bill of rights” in allen Staatsverfaffungen wiederholt, und fie 
wurde ja, wie man gejehen hat, in die erſtere nur darum auf- 
genommen, weil man meinte, daß eine derartige Sicherung der 
Menſchenrechte, welche man durd) die Einzelſtaaten faum gefähr- 
det glaubte, „auch“ und befonders dem Congreffe gegenüber noth- 
wendig fei. Aber diefe gefhichtlihen Vorgänge find für die Bes 
antwortung der Hier angeregten Frage wenigftens nicht endgültig 
maßgebend. Es Handelt fid) hier um. die logiſchen Schlußfolges 
rungen, welde aus dem Wortlaute des Gejeges zu ziehen find. 
Mochte man immerhin glauben, daß die Centralgewalt der indie 
viduellen Freiheit leichter gefährlich werden fönne als irgendeine 
Particulargewalt — jest find die betreffenden Rechte in der Con- 
ftitution der Vereinigten Staaten gewährleiftet, und muß feſt— 
gejtelit werden, was zu gejchehen Habe, wenn fid) jene Anficht 
einmal nicht bewahrheiten, d. h. ein Particnlarftaat den Verſuch 
machen follte, feinerfeits die in Rede ftehenden Principien zu ver- 
Teen. Muß die Unionsregierung das ruhig gejhehen laſſen oder 
hat fie auf Grund dev fraglichen Vorfchriften gegen einen dere 
artigen Act eines Staates zu reagiren? Bei genauerer Erwägung 
dürfte das erfte zu bejahen, das letztere zu verneinen fein. Ab- 
gejehen davon nämlich, daß man, wie gejagt, bei Aufnahme der 
bezäglichen Vorſchriften in die Conftitution diefelben entſchieden 
mur für den Congreß berechnete, fann dod) and) an fid alles, 
was in der Unionsverfaffung fteht, nur als ein Fingerzeig fiir 
die Unionsregierung angejehen werden, wenn nicht befonders bee 
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merit wird, daß es, darüber hinaus, auch für die Einzelftanten 
berechnet fei; und diefe Auffafjung der Sache muß für den vor- 
fiegenden Fall noc) dadurch beftärkt werden, daß die Conftitution 
cinerfeits in den wichtigften Beftimmungen der hier gedachten Art, 
nämlich im Art. I der Amendements, fic) ausschließlich und ges 
zadezu an den Congres wendet??, andererjeits ja ausdrücklich 
hervorhebt, wann und wo fie aud) den Einzeljtaaten Weifungen 
ertheifen will. Wie faljh man übrigens den Charakter der 
Unionsregierung beurtheilte, als man jene Bill of rights mit 
Schrecken in der Conftitution vermißte, beweift die Gefrhichte der 
Vereinigten Staaten. Gerade die Unionsregierung ijt die Trä— 
gerin der freiheitfichen Ideen gegenüber den Staatslegislaturen 
geworden, und Heutzutage ift viel leichter denkbar, daß ein Einzel- 
ftaat in feiner Berfaffung oder fonjtigen Gefeßgebung die „uns 
veräußerlichen Rechte der Menſchen“ beeinträchtige, als daß der 
Congres zu Wafhington fic) dazu hergebe. Dem aber mag fein 
wie ihm wolle — wenn eine Staatslegislatur einer ſolchen Ber- 
letzung fic) ſchuldig macht, die Union als foldje kann dagegen 
nichts einwenden und das Unionsobergericht die betreffenden Acte 
nicht für nichtig erklären! — fo wenigftens fteht die Sache nach 


19 Bol. oben Kap. 24, bei Anmerfung 26: „Congress shall make 
no law respecting an establishment of religion etc." 

"2 Das Obergericht hat fich, foviel bekaunt ift, fiber die im Texte ame, 
gedeutete Frage „als ſolche“ noch nicht mit Beftimmtheit ausgefproden. Die 
Commentatoren der Conftitution, insbefondere Story, unterſcheiden zwiſchen 
Art. I, Sect. IN, deffen einzelne Säge fie als „prohibitions on the Uni- 
ted States“ (d. h. die Union als folde), und Sect. X, deſſen Beſtimmungen 
fie als „prohibitions on the States’ bezeichnen. Bgl. Story, a. a. O., 
IT, 203 fg. und 218 fg. Dieſe Auffaffung ift offenbar richtig, und 
an ihr kann aud) dadurch nichts geändert werden, daf die Conftitution, 
einem allgemein anerfannten und bereits anderweitig angedeuteten Grund- 
ſatze zufolge, zugleich Gefets fr jeden Einzelftant iſt. Sie bildet immer ein 
für fid) beftehendes und aus fich felbft heraus gu beurtheilendes Ganzes, 
welches natirlich die Nedhtsverhältniffe dex Barticularftanten weſentlich be- 
einflußt. Aber die einzelnen Theile des Inftrumentes können in ihrer Wir⸗ 
fung nicht über das Gebiet hinausreichen, welches von dem Ganzen beherrſcht 
wird und nur beherrfcht werden foll, wenn nicht ausdriiclid) beftimmt wird, 
daß gewiffe Vorſchriften nicht nur auf diefes Gebiet beſchränkt bleiben, jon- 
bern auf die Regierungen der Einzelftaaten bezogen werden follen — wo 
dies zutrifft, da tritt denn eben die „Prohibitivcompetenz‘ des Congreſſes 
gegenüber den Staats-Legisfaturen oder Regierungen eit, 
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dem Buchftaben der Verfaffung, und das ift vom juriftifchen 
Standpunkte aus auc) für durchaus zutreffend zu erklären. Die 
politifchen Folgen eines derartigen Schrittes von feiten eines Bars 
ticufarftaates würden dafür aber um jo heilfamer fein, fie wür— 
den zweifellos einen Anftoß geben, die unjelige Zwitternatur des 
zufammengefegten Staates zu befeitigen oder dod) abzuſchwächen, 
d. h. entweder der Unionsregierung neue und entipredjende Bes 
fugniffe zuzuerfennen oder der Selbftändigkeit der Einzelftanten 
um ein gutes Stüd in die Hand zu arbeiten. 

Es bleibt alfo die Prohibitivcompeten; beftehen lediglich als 
das Ergebniß derjenigen Vorſchriften in der Conftitution, welche 
geradezu die Adreſſe der Einzelftaaten tragen, und aud) hier nod) 
ift, genauer zugefehen, ein Häufig nicht beachteter Unterfchied zu 
machen. Die Conftitution richtet nämlich an die Einzelſtaaten ge— 
wiffe Verbote, welche fic) dadurch rechtfertigen, daß die Ausführung 
derjenigen Acte — wie fie gleichjam die pofitive Kehrfeite jener 
Verbote bilden — der Competenz der Unionsregierung zufällt. 
Wenn 3. B. im Art. I, Sect. X, gejagt wird: „Kein Staat foll 
Geld prägen”, fo ift das nichts anderes als die Ergänzung des 
ebend., Sect. IX, aufgeftellten Sates, wonad) die Prägung von 
Geld ein ausſchließliches Hoheitsrecht der Union als folder bildet. 
Klar wird diefer Unterfchied, wenn man fic) den Fall vergegen- 
wiirtigt, daß ein Staat gegen die eine oder die andere Art der 
gedachten Vorſchriften verftößt: Wenn ein Staat Geld prägen und 
ausgeben würde, fo hätte die Unionsregierung ganz einfach die 
Befugniß, daffelbe zu cajfiren, beziehungsweije e8 nad) dem von 
ihr gefdaffenen Münzfuße umprägen zu laſſen, vielleicht fogar auf 
Koften des betreffenden Staates. Wenn aber ein Staat Beftim- 
mungen in der Conftitution verlett, aus denen ſich für die Union 
nur eine Probhibitivcompetens ergibt, fo ijt ein derartig pojitives 
Eingreifen der letztern, wie weiter unten nod) nachgewieſen wer- 
den foll, wenigftens nicht ohne weiteres ftatthaft. 

Danach bleiben hier nur die folgenden Vorſchriften übrig: 
Art. I, Sect. X (1), wonach fein Staat Attainder- Bills, Gefese 
mit vücwirfender Kraft oder foldje erlaſſen fol, welche die Ver— 
bindlichkeit von Verträgen aufheben !?; dann ebend., Abſchnitt 2, 
wonad) den Staaten geftattet wird, Eine und Ausfuhrzöffe nur 


12 „No State shall ... pass any bill of attainder, ex post facto 
law or law impairing the obligation of contracts," 
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infofern aufzuerlegen, als e6 die Ausführung ihrer Oberauffichts- 
gefege unbedingt nothwendig made"; Art, IV, Sect. IV: be 
treffend die Regierungsform der Einzelftanten.* Die Beftim- 
mungen im Art. XIV der Amendements, und zwar Sect. I: 
daß fein Staat ein Gefey, welches die Vorrechte oder Smmunie 
täten von Bürgern der Vereinigten Staaten verfürze, erlaſſen oder 
irgendeine Perjon ihres Lebens, ihrer Freiheit oder ihres Eigen- 
thums ohne vorgingiges Verfahren im ordentlichen Wege Rech— 
tens berauben oder irgendeiner Perfon innerhalb feiner Suvisdic- 
tion den gleichmäßigen Schutz der Gefete entziehen ditrfe'®; ebend., 
Sect. II, daß niemand, welder an einem Aufftande gegen die 
Union theilgenommen hat, Mitglied des Congreffes oder einer 
Staatslegislatur oder Beamteter, fei es der Union, fei es eines 
Particularftaates, fein!* und daß fein Staat die zur Unterftügung 
eines Aufftandes contrahirten Schulden!? oder irgendeinen Anz 
ſpruch auf Entfchädigung für den Verluſt oder die Emancipation 
eines Sklaven anerfennen oder bezahlen folle.'* Schließlich Art. 
XV ber Amendements, foweit erden Staaten verbietet, jeman- 
dem auf Grund feiner Raffe, Farbe oder ehemaligen Verpflichtung 
zum Slavendienfte das Stimmrecht zu entziehen. "? 

Die meiften diefer Vorſchriften, welche fic) ja zu gleicher Zeit 
an die Regierung der Union ebenfo wie an diejenigen der Einzel- 
ftaaten richten, find bereits eingehender behandelt worden und ber 
dürfen daher Hier Feiner weitern Erläuterung. Andere wiederum 
find fo felbftverftändlichen und einfachen Inhaltes, dag eine be- 
fondere Klarſtellung derfelben vollfommen überflüffig erfcheint. 

Nur mit Bezug auf die einfchlägigen Säte aus Art. XIV 
und XV der Amendements foll hier noch einmal hervorgehoben 
werden, daß diejelben zwar vornehmlich mit der Regelung des 
öffentlich-rechtlichen Zuftandes fic) befhäftigen wollen, wie er durch 


13 Bgl. oben Kap. 18, bei Anmerkung 4. 

14 Bol. unten, bei Anmerkung 25. 

1 „... No State shall make or enforce any law, which shall 
abridge the privileges or immunities of citizens of the United States; 
nor shall any State deprive any person of life, liberty or property, 
without due process of law; nor deny to any person within its ju- 
risdiction the equal protection of the laws.” 

1 Bol. oben, Kap. 7, bei Anmerkung 15; Kap. 12, bei Anmerkung 9, 

17 Bal. Kap. 18, bei Anmerkung 20, und ©. 241. 

1 Bal. Kap. 1, ©. 16. 

19 Bol. Kap. 7, bei Anmerkung 2, 
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die Aufhebung der Sklaverei gefchaffen worden war, aber doch 
troßdem, bei ihrer ganz allgemeinen Faſſung, aud eine ganz 
allgemeine Bedeutung haben. Uebrigens läßt fic) nicht ver- 
Fennen, daß der Wortlaut wenigftens des Art. XIV ftellen- 
weife fehr unbejtimmt, vielleicht zu unbeftimmt ift, um von einer 
vorurtheilslofen Rritif gebilligt werden zu können. Was 3. 2. 
will e8 jagen, daß fein Staat einer Perfon den gleihmäßigen 
Schuß der Rechte entziehen dürfe? Soll das heißen, daß jeder 
in vrechtliher Hinfiht auf fchlehterdings gleicher Stufe ftehen 
miiffe? Iſt e8 etwa, fragt der Herausgeber des Story’fchen 
„Sommentars’ in deffen neuefter Auflage, nach dem Art. XIV nicht 
mehr geftattet, einem Minorennen das active oder paffive Wahl- 
recht zu entziehen, weil man e8 dem Majorennen zugejteht und 
jeder gleichmäßig den Schuß der Geſetze genießen joll??? Was 
das Amendement jagen will, wird far, wenn man die Gelegen- 
heit bedenft, welche e8 ins Leben rief. Aus NRüdfichten, welche 
nur die Perfönlichkeit betreffen und gänzlich den Charakter der 
Sachlichkeit entbehren, darf eine verfchiedene rechtliche Behandlung 
der Individuen nicht eintreten. Weil fid) aber der Art. XIV 
nur auf den gleihmäßigen Schuß durch die Gefewe, nicht die 
gleichmäßige Zuerkennung activer politifcher Rechte an alle be- 
30g, fo war es aud) nad) Erlaß deffelben noch möglich, den chez 
maligen Gflaven oder fonftigen Perfonen afrifanifder Abkunft 
das Stimmrecht zu entziehen — wenn nämlich der Staat, in dem 
jolches ftattfand, alg Grund dafür nicht die Farbe oder Raffe, 
fondern die politifche Unfähigkeit der Betreffenden vorbradhte, wie 
fie durch die frühere Lcbensftellung derfelben bedingt werden müjle; 
da jedoch den chemaligen Sklaven durchaus active politifche Rechte 
zugefprochen werden follten, jo wurde Art. XV der Amendements 
nothwendig, der, theoretifch gedacht, feinen andern Zwed hat als 
den, feitzuftellen, daß eine Unfähigkeit zur Theilnahme am öffent- 
lichen eben bei den Farbigen als folden nicht mehr zu präfu- 
miren fet. 

Im übrigen find es von all jenen Vorfchriften zwei, welche 
hier noc) genauer beſprochen zu werden verdienen, nämlich das 
Verbot: Gefege zu machen, welche die Verbindlichkeit von Ver— 
trägen aufheben, und die Veftimmung hinfichtlich der Regierungs— 
form im Art. IV. 


20 Bal. Story, a. a. O., II, 676. 
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„No State shall pass ... any law, impairing the obli- 
gation of contracts” befagt der englifche Text des Art. I, 
Sect. X. Ein Ausdrud, jo Mar und einfach, daf man faum zu 
begreifen vermag, wie fid) Streitfragen an denfelben anfegen 
finnen; und dod) hat wol fein Sak der Conftitution fo viele 
Meinungsverfchiedenheit hervorgerufen, wie gerade diefer, Man 
braucht nur die feitenlangen Bemerkungen zu fefen, mit welchen 
Story?! denfelben begleitet, um zu erfahren, wie der fonft fo 
nüchterne und praftijde Ginn der amerifanifchen Zuriften ane 
gefihts jener wenigen Worte fic) in den fpigfindigften Haarjpal- 
tereien gefallen Hat. Auf die verfchiedenen Anfichten einzugehen, 
welche von den Einzelnen vertreten worden find, wäre weder be- 
fonders anziehend, nod) von Wichtigfeit. Es genügt, den Sinn 
der Vorschrift feitzuftellen, wie er fi) aus der Faffung derfelben 
bei vorurtheilsfofer Betrachtung ohne weiteres und von felbft er- 
gibt. Ein ,, Contract” ift ein Uebereinfommen zweier oder mehr 
rerer Perfonen, durch welches die eine der andern gegenüber zu 
einer beftimmten eiftung verpflichtet wird. Die nothwendige Ere 
gänzung feiner felbft findet jeder Contract in der Berechtigung 
des Promiffars, auf dem Wege der Klage feinen Anjprud) gegen 
feinen Promittenten geltend zu machen. Die Gefege des Staates, 
welche von den Gerichten defjelben der Beurtheilung einer der» 
artigen Mage zu Grunde zu legen find, bilden die lex contrac- 
tus, und jeder Vertrag ift, wenigftens der juriftifden Theorie 
nad, anzufehen als gefchlojjen unter Rückſicht auf jene Gefege, 
ohne deren Geltung er wirkungslos bleiben würde, Die Bor 
fchrift der Sect. X will nun offenbar bejagen, daß fein Staat 
ein Geſetz paffiven dürfe, welches die Verbindlichkeit zur Erfüllung 
eines Vertrages — wie fie fic) aus den zur Zeit des Vertrags- 
abſchluſſes geltenden Gefegen ergibt — in irgendeiner Weife be- 
einträchtige, denn Parteien, welde einen Vertrag miteinander ein- 
gehen, haben unzweifelhaft ein wohlerworbenes Recht, zu beanspruchen, 
daß diejenigen Gefege, nach denen allein fie die aus einem Ver— 
trage für fie herguleitenden Befugniffe, beziehungsweife Verpflich- 
tungen beurtheifen konnten, infofern ihnen gegenüber, dud) bei 
einer Aenderung der Gefege im allgemeinen, als fortgeltend an- 
erfannt werden. Der Sak der Sect. X Tautet volfftändig: „No 


* Bal. Story, a, a. O., II, 238—262, 
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State shall pass any bill of attainder, ex post facto law or 
law impairing the obligation of contracts.“ Der Ausdrud: 
„ex post facto law” bezieht fic) unftreitig nur auf Criminal- 
gefege.°? Sede ftrafbare Handlung darf vernünftigerweife — 
mit einigen durch Zwedmäßigfeitsrüdfichten gebotenen Ausnahmen — 
ausschließlich nad) dem Geſetze beurtheilt werden, welches zu der 
Zeit galt, da fie begangen wurde. Die bier in Rede ftehende 
Vorſchrift hat feinen andern Zwed als den, jenem Grundſatze 
aud) auf dem Gebiete des Civilrechtes Geltung zu verfdaffen, 
und das ijt offenbar fo jahgemäß, daß man nur mit Bedauern 
die Ausdehnung des gleichen Princips aud) auf die Gejeßgebungs- 
thätigfeit des Kongrefjes vermiffen fann?, um fo mehr, als diefer, 
wie ſchon an anderer Stelle angedeutet worden tft, nicht immer 
fic) bereit findet, jene fundamentale Forderung der Billigfeit und 
Gerechtigkeit feinerfeits anzuerkennen. ?* 

Was dann die Vorſchrift Art. IV, Sect. IV, angeht, fo lautet 
diefelbe: „Die Vereinigten Staaten follen jedem Staate diefer 
Union eine republifanifche Regierungsform gemährleiften.?? Cs 
ijt das eine Beitimmung, welche in mehr als einer Hinjict für. 
bedenklich angefehen werden muß. Zunädjt: was heißt republi- 
fanifde Regierungsform? Die richtige wiffenfdaftlide Auffaffung 
diefes Ausdrudes ftimmt jedenfalls nicht mit der Anfidt, von 
welcher man bei Ausarbeitung der Conftitution ausging und die 
nod) jett viele Theoretifer wie Praftifer damit verbinden. Eine 
prepublifanifde” Regierungsform ijt, ftrenggenommen, der Gegen- 
fag zur „monarchiſchen“. Cine Aviftofratie 3. B., in welcher 
wenige vornehme Gefchlechter fic) die Regierung des Staates 
theilen, ift auch eine Republif, während man bei Aufnahme der 
Sect. IV in die Conftitution offenbar an das gedacht hat, was 
man ,,Demofratie’ oder richtiger ,,parlamentarifde Republif mit 


22 Vol. Rap. 24, bei Anmerkung 24. 

23 Schon Rawle, „On Constitution‘, ©. 136 fg., fagt: „It may... 
be inquired, why it (da8 Verbot, feine Gefege zu machen, welde die Ver— 
bindlidfeit von Verträgen beeinträchtigen) was not extended to the Uni- 
ted States?" Aber er beantwortet die Frage nicht oder dod) fehr unbefrte- 
digend. 

24 Bal. oben Kap. 18, unter II, insbefondere bet Anmerkung 20. 

25 The United States shall guaranty to every State of this Union 
a republican from of government,” 
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möglichft allgemeinem Stimmrechte” zu nennen hat, wie das aus 
Art. I, Sect. I (2), hervorgeht, welche in jedem Staate zwei aus 
Volfswahlen Hervorgehende Zweige der Legislatur als beftehend 
voraugfet.?° Aber aud) in diefem Falle bfiebe fraglich, wieweit 
das Stimmmwecht zu greifen habe? Aus Art, XIV der Amendes 
ments ſcheint zweifellos hervorzugehen, daß eine beftimmte Grenze 
dafür von feiten der Unionsregierung nicht gezogen werden dürfe, 
und danad) fünnte es fic) denn allerdings eveignen, daß fid) ein» 
mat innerhalb der Union ein Staat mit einer Regierungsform 
vorfände, welche den allgemeinen, in weitern Kreifen herrfchenden 
Anfchauungen über eine Republik keineswegs entfpräcde. Anderer 
feits ift aber auc) denkbar, daß man dem Worte „republi- 
taniſch“ eine allzu weitgehende Bedeutung unterlegt. Man fam 
damit die Vorftellung nicht nur einer beftimmten Staats- und 
Regierungsform, fondern aud) beftimmter Regierungsprincipien 
verbinden, ſodaß man es auf einen Staat mur für anwendbar er— 
achtet, wenn die Träger der höchſten Gewalt in demjelben, wer 
immer dazu berufen fein mag, ihre Thätigkeit nach gewijjen Ge- 
fihtspunften einrichten, alfo beijpielsweife vielleicht nur dann, 
wenn fie diejenigen Grundrechte anerkennen, deren Durchführung 
von der Conftitution lediglich dem Congreffe zur Pflicht gemacht 
wird, ohne daß davon, wie nachgewiejen wurde, die Regierungen 
der Ginjelftaaten betroffen werden. Dann fünnte jedod) die ganze 
Beftimmung dazu misbraucht werden, fehliehlich jeden Eingriff 
von feiten der Unionsregierung in die Selbftändigfeit der Parti- 
eufarftaaten zu rechtfertigen. Es ift die alte Lehre, welche ſich 
hier wiederholt: in ein Gefeg gehören feine Kunftausdrücde der 
Wiſſenſchaft. Hätte man jene vagen Ausdrüde durch ganz be- 
ftimmte, von niemandem anzuzweifelnde Worte erfegt, man würde 
wenigftens von den Bedenfen frei bleiben, wie fie foeben ent- 
wickelt worden find. 27 

Daß übrigens die Vorſchrift nichts weiter fchafft als einen 
Fall der Prohibitivcompetenz, ift unſchwer einzujehen, wiewol die 
Faffung derfelben etwas von der der übrigen hier in Betracht 
kommenden Beftimmungen abweicht. Der Sag, „Die Union foll 


26 Bol. oben Kap. 7, bei Anmerkung 1. 
27 And) Story, a. a. O., ©. 567 fg., befhäftigt ſich mit diefer Frage, 
Bgl, Calhoun, „Works“, 6. S, 219; Webfter, 6. 617, 
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jedem Ginzelftaate eine vepublifanifche Regierungsform gewähr- 
leiſten“, befagt offenbar nichts anderes als: Sie foll für die 
Durchführung einer derartigen Regierungsform Sorge tragen, 
ganz ebenfo, wie etwa dafür, daß jedem Farbigen fein Stimm- 
recht unbenommen bleibe. Sedem Staate fteht an fic) frei, feine 
Regterungsform nad feinem Belieben einzurichten. Nur fobald 
er gegen Art. TV verftößt, Hat hier wie in allen andern Fällen 
der Prohibitivcompetenz , von feiten der Unionsregierung eine 
Reaction einzutreten, Es fragt fic), wie dieje Reaction im all- 
gemeinen vor fid) gehen müfje? 

Es handelt fic) um eine „Prohibitivcompetenz“; pofitive Rechte 
hat die Unionsregierung infofern nidt. Wenn 3. B. ein Staat 
einem Theile feiner Einwohner auf Grund ihrer Kaffe, Farbe 
oder vormaligen Verpflichtung zum Sflavendienfte da8 Stimm 
recht entzieht — was Tann die Unionsregierung dagegen thun? 
Soll fie ihrerfeits an Stelle des bezüglichen Geſetzes ein anderes 
erlaffen? Aber damit würde der Autonomie der Particularftaaten 
dod) geradezu ins Geficht gefchlagen. Was foll aljo geichehen, 
wenn die Staatslegislatur fchlehterdings nicht willens ift, fic 
bezüglich dieſes Punktes an die Verfaffung zu halten? Oder 
was gejchieht, wenn ein Staat fic) ein Grundgejeg gibt, welches 
mit den allgemein gangbaren VBorftellungen von einer republifa- 
nifchen Regierungsform fich nicht im Cinklange befindet? Auch 
hier wieder muß man fagen, daß die Unionsregierung nicht befugt 
fet, dem betreffenden Staate ein anderes Gejek zu octroyiren. 
Man fann nur wiederholen, was fchon fo oft ausgefprochen wurde: 
Wenn man den Particularftaaten innerhalb ihrer Competenz nicht 
eine völlige Autonomie belafjen und die Bedenklichkeiten Hinnchmen 
will, welche fich daraus ergeben, dann muß man zu dem radicalen 
Mittel greifen, den zufammengefegten Staat überhaupt zu befei- 
tigen, d. h. zu einem Einheitsjtaate zufammenzufchweißen oder in 
feine Theile aufzulöfen. 

Allein diefe Erwägungen können felbjtverftändlich an dem be- 
treffenden Rechte nichts ändern. Daſſelbe ift als folches Hinzu- 
nehmen, und man muß verfuden, ſich damit fo gut als möglich 
abzufinden. Das fann in Amerika noch Teidlich gefdehen, weil 
hier die augenblidlih vorhandenen Zuftände der Einzelitaaten 
mit den fraglichen. Vorfchriften der Conftitution fic) meiſtens in 
Uebereinftimmung befinden. Da fih nun aus diefen Vorjdriften 
nur eine Befugniß der Union ergibt, alles, was gegen jene Grund- 
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füge verftößt, zu „verhindern“, fo gewinnt ‚das Beftehende info- 
fern eine größere Bedeutung, als man annehmen muß, daß wenn 
es von feiten der Staaten nad) conftitutionswidrigen Gefichts- 
punkten abgeändert wird, von feiten der Unionsregierung eine 
Reaction ftattfinden darf und muß, welche diefe conftitutionswidrige 
Aenderung nicht in Kraft treten läßt, fondern bewirft, daß das 
bis dahin Geltende auch künftig fortbeftehen bleibe. Findet ſich 
nun aber ein Staat durchaus nicht bereit, zu diefen frühern Rechts— 
zuftänden zuriiczufehren, oder eine verfaffungsmäßige Aenderung 
derjelben vorzunehmen, dann liegt ein Fall des offenen Wider 
ftandes gegen die Unionsgewalt vor. Wie ein folder zu behan- 
deln fei, wird an anderer Stelle näher befprodjen werden.?° Hier 
fommt e8 nur nod) darauf an, zu erörtern, wie überhaupt die 
Inconftitutionalität von Staatsgejegen feftzuftellen ift. Auch in 
diefer Beziehung find die von der amevifanifdjen Theorie wie 
Praxis vertretenen Anfhauungen nicht durchweg ftihhaltig. Gee 
mohnheitsrechtlich nämlich erfolgt jene Feſtſtellung lediglich im 
Wege der Rechtfpredung. Es ift ſchon an anderer Stelle?? aus- 
geführt worden, daß unter die „Juſtizhoheit der Union” aud) alle 
diejenigen Fälle zu rechnen feien, auf weldje zwar an ji die 
Particularjtaatsgejese Anwendung finden, in denen aber eine 
Partei behauptet, daß diefelben gegen die hier in Rede ftehenden 
Vorſchriften der Eonjtitution verftofen. Im welcher Weife ſolche 
Rechtsſtreitigkeiten vor das Unionsobergericht zu bringen feien, ijt 
ebenfalls fdjon erörtert worden. G8 ereignet fic) denn aud) nicht 
felten, daß dafjelbe die Inconftitutionalität von Staatsgefegen ans- 
fpricht und daranfhin den ihm vorgelegten Fall jo entjcheidet, als 
ob jene Geſetze nicht beftänden, und diefelben damit allerdings 
ſchlechthin der Geltung entbehren. 

Das ift der Weg, auf welchem fic) die Prohibitivcompetenz 
zu bethätigen pflegt, und man muß denfelben aud) vom Stand- 
punkte der amerifanifchen Rechtswifjenfchaft aus gutheifien. Nach 
amerifanifher Auffaffung hat ja der Richter, beziehungsweiſe das 
Dbergericht ganz im allgemeinen die Gültigkeit der Geſetze hin— 
fichtlic) ihres Inhaltes zu prüfen und diefelben betveffenden- 
falls für ungültig zu erklären. Iſt dem fo, dann darf jener 


28 Bgl. Kap. 28. 
2 Bgl. Kap. 23, ©. 298. 
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Gerichtshof auch für befugt erachtet werden, über die Inconſtitu— 
tionalität von Staatsgefegen zu entſcheiden. Aber man darf 
fi nicht auf diefen Weg bejchränfen; denn mag das Obergericht 
aud) in der Lage fein, die Güftigfeit von Gefegen unter Umftän- 
den zu leugnen, fo fann doc) dem Congreffe damit feineswegs 
die Eigenjchaft des Gefeggebers verloren gehen. Alles, was zur 
Competenz der Unionsregierung gehört, muß durch einen Act des 
Congreffes geregelt werden finnen, und wenn aus den hier im 
Rede ftehenden Vorfchriften der Verfaffung für die Unionsregie- 
rung eine Prohibitivcompetenz fic) ergibt, jo muß eben der Con— 
greß befugt fein, die Gültigkeit folder Staatsgefege zu hindern, 
welche gegen die Conftitution verftoßen, d. h. es muß ihm ge 
ftattet fein, im ordentlichen Wege der Gefetgebung feinerfeits 
einen Act zu paffiren, welcher Staatsgejege der gedachten Art für 
verfaffungswidrig erklärt und mit welchem diefelben eo ipso hin— 
fällig werden, bis etwa das Obergericht diefen Act wieder, ab- 
weichend vom Congreffe, als inconftitutionell bezeichnet. Es wäre 
ja denkbar, daß die Union überhaupt eine Zuftizhoheit nicht be- 
fife. Sollten dann alle jene Verfafjungsvorfchriften grundfaglich 
für wirkungslos angejehen werden, wie es doch gefchehen müßte, 
fobald man den Congres nicht für berechtigt hielte, jene Reaction 
eintreten zu laſſen? Wenn man das in Amerifa bisher nicht an- 
erfannt hat, fo liegt das darin, daß ein folcher Congrefact die 
Natur einer Declaration an fic) tragen würde, während man ein 
„Geſetz“ für einen Act imperativen Charakters anzufehen pflegt 
und darum den Congref als Gefesgeber aud nur zum Erlafje 
joldjer für befugt erachtet, Allein die Nechtswifjenfchaft ift ſich 
längſt darüber im Karen, daß auc) eine Declaration in der Art, 
wie fie bezüglichenfalis vom Congreffe ausgehen würde, gleichjam 
implicite einen imperativen Inhalt hat, indem fie alle, welche es 
angeht, namentlich die Regierungen und Gerichte der Einzelftaaten, 
anmeift, die betreffenden Geſetze als nichtig anzufehen. G8 ift 
alfo ftreng Logifch, dem Congreffe jene Befugniß zuzufprechen, 
und aud vom praftifchen Standpunkte her rathfam. Nach dem 
geltenden Proceßrechte fann ja allerdings nahezu jede verfafjungs- 
rechtliche Frage eventuell vor dem Obergerichte in der Form einer 
Privatrechtsftreitigkeit zur Sprache gebracht werden. Allein wenn 
nun hier ein Urtheil ergeht, jo bleibt, wie ſchon anderweitig ane 
gedeutet wurde, die Wirkung defjelben jehr zweifelhaft: bezieht ~ 
fich dafjelbe nur auf den einzelnen concreten Fall, um den es ſich 
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gerade gehandelt hat, oder hat es thatſächlich die Kraft, das ganze 
Geſetz aufzuheben? Und andererfeits gibt es doc cine Anzahl 
von Fällen, in welchen verfafjungsrehtliche Verhäftniffe nicht auf 
dem Wege des Proceffes zur Entfheidung geftellt werden können 
und in denen dann eben die einfchlägigen Vorjchriften der Con- 
ftitution ohne praftifhe Bedeutung bleiben müßten. °° 

Daf übrigens den Verfaffern der Conftitution felbft die Rich— 
tigfeit, beziehungsweiſe Zweckmäßigkeit der hier vertretenen Anficht 
wenn nicht Far zum Bewußtſein gekommen, dod) aud) nicht gänze 
lich entgangen ift, läßt fic) aus einer Beftimmung herleiten, auf 
welche in diefer Hinficht ſchon oben Hingewiejen worden ijt. Der 
Fall der Prohibitivcompetenz, welden Art. I, Sect. X (2)** ent 
Halt, Hat nämlich geradezu eine Erledigung gefunden, wie fie hier 
als wiinfdenswerth bezeichnet wird. - Dafelbft heißt es, daß die 
Einzelftanten Ein- und Ausfuhrzöffe erheben dürfen — foweit es 
ihre Oberauffichtsgefege erfordern, und daß alfe von ihnen in 
diefer Beziehung erlafjenen Gefege der Nevifion und Controle 
des Congreffes unterworfen fein ſollen. Alſo diefer fann 
betveffendenfalls folhe Gejege für ungültig erklären, wenn die- 
felben gegen die Rückſichten verftoßen, welche nad) Maßgabe der 
Eonjtitution von den Einzelftaaten bei Wuflegung jener Steuern 


30 Daß aus der Conflitution gewiffe Befugniffe flix die Unionsregierung 
herzuleiten find, fiber weldje nad) amerifanif—hem Procehrechte nicht durch 
das Oberbundesgericht entfhieden werden könne, hat das Tebtere felbft gu 
gegeben. Bgl. „Marbury vs. Madison, 1 Cranch R. 174— 176“. Qn 
diefer Sache wird ausgeführt, daß die Juftizhogeit der Union ſich exftrede 
auf „all cases in law or equity", und gewiffe verfaffungsrechtliche Fragen 
ſchlechterdings nicht in die Form eines ſoichen case zu Heiden feien, Beir 
fpielsweife wird angegeben, daß wenn ein Staat etwa einmal fic) einfallen 
Lafjen follte, einen Adelsftand zu ſchaffen, es faum möglid) fein wiirde, ein 
derartiges Vorgehen durch eine Entfcheidung des Gerichtshofes außer Kraft 
zu feten. Sollen num aber, weit die Gelegenheit fehlen würde, im Wege 
der Rechtſprechung den fraglichen Beftimmungen Geltung zu verichaffen, 
diefe letztern überhaupt uur auf dem Papiere ftehen und als prattifd) ganz 
bedeutungélos angefehen werden? Go fiderlid) jeder das verneinen wird, 
ebenfo fider muß ein Mittel gefunden werden, dem angedenteten Mangel 
abjubelfen, und diefes Mittel ift eben — die Beredhtigung des Congreffes, 
unmittelbar ſelbſt etwaige Verftöe, welche fic) die Einzelfinaten gegen die 
bezüglichen Vorſchriften der Conftitution erlauben, zu bejeitigen. Ueber die 
andern im Terte aufgeftellten Sige vgl. Kap. 23 in der Einleitung. 
31 Bol. oben Kap. 18, bei Anmerkung 4. 





352 Sechsundzwanzigſtes Kapitel. | 


zu beobadjten find. Zrogdem hat allerdings der Kongreß faum 
jemals von feiner Befugniß Gebrauch gemadt, während das Ober- 
bundesgericht alle Augenblide Zollgefeße der fraglichen Art für 
unvereinbar mit den Principien der Conftitution erklärt. 


Sechsundzwanzigſtes Kapitel. 


Die Regierung der Territorien. 


— 


Die Vereinigten Staaten haben ihre Souperänetät in diefem 
Augenblice beinahe über das gefammte Gebiet Nordamerifas — 
mit Ausnahme der britischen Befitungen, namentlid) Canadas — 
ausgedehnt. Bon der äußerſten Nordweſtſpitze des Continentes, 
wo die Grenzen des Territoriums Alaska mit den Geftaden des 
Stillen Oceans zufammenfallen, bis hinunter nad Florida und 
RKeryweft, von den Ufern des St.-Lorengftromes bis zur Mündung 
des Rio Grande del Norte, von der Manfchetten-Infel Newyorks 
im Often bis zum „Goldenen Thore“ Gan-Franciscos im Weften 
erftredt fic) die Oberhoheit der Union. Neben den eigentlichen 
Staaten, aus denen fic) diefe gewaltige Republif zufammenfegt, 
befteht innerhalb derfelben eine große Zahl fogenannter Territo— 
rien. Dieje Zerritorien bilden eine Erſcheinung, welde faum 
ihresgleichen findet oder je gefunden hat. Don den Colonien der 
feefahrenden Völker find fie weit verjchieden, da diefe des unmite 
telbaren Zufammenhanges mit dem Mutterlande entbehren, und 
je weiter fie fic) entwideln, deſto mehr danad) ftreben, fid) von 
jenem zu trennen, während gerade umgefehrt die Territorien dare 
auf Hinarbeiten, al8 vollberechtigte Mitglieder des großen Staatens 
ftaates anerfannt zu werden, zu welchem ihr Schwerpunft nature 
gemäß Hinneigt. Auch folden Bezirken, wie diejelben nach 
Kriegs- oder Vertragsreht von andern Staaten hin und wieder 
ihrem Gebiete einverleibt werden, find fie nicht wohl an die Seite 
zu ftellen, weil nirgends der Erwerb neuer Landitreden fo grund- 
fätlich betrieben werden fann oder betrieben werden fonnte wie 
in Amerifa und weil die Bevölkerung der Territorien fich nicht 
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aus feindlichen Elementen, fondern im Gegenjage aus foldjen zu— 
jammenfegt, welde aus der Union oder jonft woher in der Ab- 
fiht eingewandert find, die Zufommengehörigfeit mit diefer zu ev- 
halten oder zu begründen. 

Die Conftitution berühtt die einfchlägigen Verhältniſſe nur 
mit fehr wenigen dürren Worten. Art. IV, Sect. III (2), be 
jagt: „Der Congreß foll befugt fein, über das Gebiet oder jon- 
ftiges Cigenthum der Vereinigten Staaten zu verfügen und alle 
nöthigen Mafnahmen und Beftimmungen Hinfichtlich derjelben zu 
treffen.” 1 Die Verfafjer des Grundgefeges konnten nicht ahnen, 
wie jchnell und weit die Union fic) ausdehnen würde, fonft Hätten 
fie ficherlich zum mindeften etwas eingehender fic) über die be- 
treffenden Fragen auggelajfen. War es dod) in der erften Zeit 
nad) Annahme der Conftitution überhaupt nod) ftreitig, ob, be- 
ziehungsweife wie die Union im Stande fei, neue Cinder zu er- 
werben? Als es fic) um den Ankauf Lonifianas von Frankreich 
handelte, wurden Stimmen laut, welche die Berechtigung der Ver— 
einigten Staaten zum Abjchluffe eines folden Kaufes leugneten, weil 
die Conftitution nirgends diefe Berechtigung vorſchreibe.? Allein die 
Erweiterung feines Gebietes ift offenbar ein Recht, welches dem Staate 
der Natur der Sache nad) unbedingt zuftehen muß, mag feiner in 
der Verfaſſung ausdrücklich Erwähnung geſchehen oder nicht, und 
mur das fann in einem zufammengefegten Staate fraglich fein, ob 
diefes Souveränetätsrecht bei der Centralgewalt oder den einzel- 
nen Particulargewalten zu fudjen fet? Genauer erwogen, müffen 
jedod and) darüber alle Bedenken fehwinden, denn die Erwer- 
bung von Staatsgebiet betrifft ſelbſtverſtändlich in jedem Fale, 
wenigftens mittelbar, das Verhältniß der Union dem Auslande 
gegenüber, und da die Regelung diefes Verhältnifjes der Union 
als folder zufteht und zuftehen muß, fo darf man fie aud) ohne 
weiteres für berechtigt anfehen, im Wege fei e8 der Eroberung, 
jei es des Vertrages neue Gebiete zu erwerben. In jedem der 

" Union new hinzutretenden Landgebiete, joweit es nicht etwa einem 
einzelnen Staate zugeichlagen werden und in diefem aufgehen follte, 


1 „Ihe Congress shall have power to dispose of and make all 
needful rules and regulations respecting the territory or other pro- 
perty belonging to the United States.“ 

2 Bgl. von Holft, a a. O., Bd. I, ©. 163 fg., und unten Kap. 31, 
©. 390 jg. 

Sälief, 23 
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muß man nothiwendigerweife den Keim zu einem „Staate“ fehen, 
denn nur wenn ihm die Cigenfdaft eines folden zugeiprochen 
wird, Tann e8 bei der ganzen Geftaltung eines zufammengefeßten 
Staates mit jenen politifchen echten ausgejtattet werden, welche 
nad) der der Union zu Grunde liegenden Idee jedem einzelnen 
Theile derjelben unbeftreitbar zufommen. ‘Daher muß denn alles 
von der Union erworbene Gebiet von vornherein in Bezirke ge- 
theilt werden, groß genug, um fie begiiglidenfalls als einen be- 
fondern „Staat“ anzuerkennen, und ein Blid auf die Karte Nord- 
amerifas genügt, um zu erfahren, daß man alles Land, welches 
der Union botmäßig, aber außerhalb der zu ihrem Verbande ge- 
hörigen Staaten belegen ift, jenen Gefidtspuntten entfprechend 
eingetheilt hat. Diefe fo entftandenen Bezirke heißen dann eben 
„zerritorien”. Wenn nun and naturgemäß die vornehmite Be- 
deutung derfelben darin liegt, daß fie beftimmt find, bei geeigneter 
Gelegenheit Staaten zu werden, fo fommt e8 dod) darauf an, die 
rechtliche Stellung, in welcher fie fic) als folche befinden, Kar zu 
legen. Dean hat darüber aud in Amerika im allgemeinen fehr 
verworrene Vorftellungen und glaubt, den Territorien eine Zwit— 
ternatur zumweifen zu müfjen, jodaß fie eigentlich nicht als voll- 
fommener Beltandtheil der Union anzujehen jeien, fondern in 
einer Art Abhängigkeit von diefer gedacht werden, über deren Na⸗ 
tur Rechenſchaft abzulegen man fich feine weitere Mühe gibt. 

Eine derartige Auffafjung ift wiffenfdaftlid) aber ganz und 
gar unbefriedigend. Die Sade ift juriftifch allerdings nicht 
ganz leicht zu beftimmen. Die Union, wurde gejagt, ift befugt, 
ihrem Gebiete neue Erwerbungen hinzuzufügen. ‘Diefe legtern 
find aber dann Beitandtheile des zufammengefegten Staates 
als folden und die Einwohner derfelben Unterthanen jener 
einheitlihen Staatsgewalt, der — durch welde und wie viele 
Bactoren fie aud) immer zum Ausdrude gelangen mag — 
die volle Souveränetät über die Vereinigten Staaten als Ein, 
wenn aud) gufammengefestes Staatswefen zufteht, d. h. mit 
andern Worten: Die Einwohner der Territorien find amerifa- 
nifhe BVollbiirger.? Dem widerpfricht nicht, daß ihnen jene 


3 Das ift aud durd das Obergericht ſchon wiederholt anerfannt wore 
den. Bgl. , Loughborough vs. Blake, 5 Wheaton R. 317": „The dis- 
trict of Columbia or the territory West of Maryland or Pennsylvania 
is not less within the United States than Maryland or Pennsylvania,“ 
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politijchen Rechte nicht zuerkannt werden, welche den Einwohnern 
der „Staaten“ gegeben find. Bürgerrecht und actives oder pafe 
fives Wahlrecht find, wie ſchon mehrfach hervorgehoben worden 
ift, durchaus nicht gleichbedeutend. Das letztere ift nur eine, viel- 
- feicht die prattifd) wichtigjte Folge aus dem erftern, welche aber 
nicht nothwendigerweife gezogen zu werden braucht, und wie man 
beftimmten Klaſſen von Bürgern, etwa denen, welche nod) nicht 
21 Jahre alt find, politifche Rechte abjprechen kann, welche andern 
gewährt werden, fo kann man and) den Einwohnern gewifjer 
geographijder Bezirke active politiiche Rechte vorenthalten, und 
zwar in beiden Fällen aus dem gleichen Grunde: nämlich mit 
Nückfiht auf die zu präfumirende Unfähigkeit der betreffenden 
Perjonen. Im erjtern Falle ift das ja ganz unzweifelhaft, im 
andern, bei einigem Nachdenken, auch leicht erfidjtlid): unverkenn⸗ 
bar nämlich vermögen die den Menſchen umgebenden realen Ber- 
hältniffe feines ftändigen Aufenthaltes auf ihn, beziehungsweife 
feine Anfhanungen einen Einfluß zu üben, welder ihm die Fähig- 
feit entzieht, am politifchen Leben feines Volkes unmittelbaren 
Antheil zu nehmen, und außerdem fant es wol gefchehen, daß 
gerade beftimmte Bezirke — wie das 3, B. thatſächlich für die 
Territorien zutrifft — zum größten Theile von Elementen bes 
vöffert werden, welche und weil fie unter geordneten ftaatliden 
Verhiltniffen ihre Lebenszwede nicht zu erreichen vermodten, und 
bei denen dann mit Rückſicht auf diefen Umftand fowie die räum— 
liche Entfernung ihres erwählten Wohnfiges von den übrigen 
Theilen des Staates wenigftens anfänglich ein Verftändniß für 
„die Bedürfniffe der GefammtHeit nicht vovausgefest werden fann, 
Wo fich derartige Verhältnifje in einem Einheitsftante vorfinden, 
bieten fic) weitere Bedenken faum dar. Der Träger ber ftaat- 
lichen Souveränetät ift Herrfcher aud) der bezüglichen Gebiete, 
wie de8 ganzen übrigen Staates. Weniger einfach aber verhäft 
es fic) in zufammengejegten Staaten. Die Einwohner der Terri— 
torien müfjen Unterthanen einer „Staatsgewalt“, d. h. einer Ge- 
walt fein, welche zur Ausübung aller der Natur der Sache ent- 
jprechenden Souveriinetiitsredjte befugt ift — eine folde Gewalt 
gibt es jedoch in einem zufgmmengefegten Staate nad) Art der 


Im dem Vertrage mit Rußland, ourd weldjen Alasfa an die Vereinigten 
Staaten cedirt wurde, vom Jahre 1867, Heißt es, daß den Einwohnern 
dieſes Gebietes die Redjte amerilanifher Bürger gu gewähren feien, 
Bgl. Art. III ves Vertrages, „Revised treaties“, S, 673. 
“ 23% 
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Union nidt. Zwar Tann der Congreß offenbar, foweit ihm über- 
haupt Souveränetätsrechte zuftehen, diejelben auch) unmittelbar 
über die Lerritorien üben; aber außerdem muß ein Factor vor- 
handen fein, ausgeftattet mit allem, was jenem gleidfam an der 
vollen Souveränetät fehlt. Es ift Har, daß es feinen einfachern 
Ausweg gibt als den, dtefe fehlenden Befugniffe — hinfidtlid 
der Territorien — auf den Congreß zu übertragen. Daß dies 
nun aud nad) der Conſtitution thatſächlich gejchehen Tann, folgt 
aus der oben mitgetheilten Bejtimmung derfelben: ift der Congreß 
befugt, alle Maßnahmen und Beftimmungen hinfidtlid) des Ter- 
ritoriums zu treffen, fo ijt er damit aud) competent, die Regie- 
rung über die Menfchen auszuüben, welche diefes Territorium be- 
wohnen. Das darf ohne weiteres aus dem Verhältniffe herge- 
leitet werden, welches gwifden Staatsgewalt und Staatsgebiet im 
allgemeinen befteht.* Die Mannichfaltigkeit, in der fi, wie oben 
erwähnt worden ijt, ein zufammengefeßter Staat geftalten fann, er- 
hält durch diefe Zuftände eine treffliche Beleuchtung; Ourd den Con- 
greß gelangt für die Territorien diefelbe Staatsgewalt voll und ganz 
zum Ausdrude, welche für das übrige Gebiet der Union durch die Re- 
gierung der leßtern und je der bezüglichen Particularregierung darge- 
ftellt wird. Die Vereinigten Staaten erfcheinen, vom Standpunfte 
der Territorien aus gejehen, wie ein völliger Cinheitsftaat, regiert 
von einer Körperfchaft, welche zu wählen die Bürger diefes Staates, 


— — nn — 


Ein Zweifel über dieſen Punkt iſt auch darum ausgeſchloſſen, weil 
bereits unter Geltung der Conföderationsartikel am 13. Juli 1787 eine 
„Ordinance for the government of the Territory of the United States 
northwest of the river Ohio” (abgedruckt unter anderm in den „Revised 
Statutes‘, ©. 135 fg.) erlaffen wurde. Obgleich die Confdderationsartifel 
über die Regierung des „ben Vereinigten Staaten gehörigen Territoriumg“ 
fid) gar nicht ausließen, wurde jene Ordinanz doch allgemein für conftitu- 
tionell angefehen und offenbar an diefe Verhältniffe aud) bei Abfafjung der 
Conftitution gedacht, ſodaß man die Befugniß des Congreffes, die Regierung 
jedes aud) fünftighin zu erwerbenden Territoriums in die Hand zu nehmen, 
für schlechthin felbftverftändlich erachtete und in den Gefegen nicht weiter er- 
wähnte. Bgl. „Federalist”, Nr. 38, 42, 43. Immerhin darf man der im 
Texte ausgeiprochenen Meinung fein, duß die Verfaffer der Conftitution, 
wenn fie die geradezu riefenhafte Erweiterung der Union nidt nur bis zum 
Miffiffippt und den Rody-Mountains, fondern bis zu den Ufern des Stillen 
Oceans hätten vorausfehen können, ficherlich über die Nechtsverhältniffe der 
Territorien etwas eingehendere Vorfchriften witrden aufgeftellt haben. 
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mit Ausnahme der Territorialbevölferung, berechtigt find. Diefe 
Korperſchaft ift, vein äußerlich betrachtet, dafjelbe, begrifflich jedoch 
ein ganz anderes Subject als der Congref der Vereinigten Staaten, 
denn derjenige Theil der Souveränetät, welder im allgemeinen 
den Particularjtaaten zufteht, könnte hinfichtlich der Territorien 
aud anders als durd) den Congres geübt werden.“ So allein 
Lift fic) eine haltbare Löfung der rechtlichen Stellung denken, in 
welcher fic) die Territorien befinden. Wird eins derjelben jpäter- 
hin als Staat anerkannt, jo heißt das nichts anderes, als daß 
damit eine Uenderung der Verfafjung eintritt, wie das weiter 
unten nod) eingehender foll befprochen werbden.® 


. 

5 &8 wäre gewiß denkbar, wenn auch politife ganz und gar verfehlt, 
die Regierung der Territorien etwa dem an fie zunächſt grenjenden Staaten 
gut Äberlaffen oder fonft irgendeine Negierngsgewalt fiir fie zu conftruiven. 
Man darf fic) eben im feinem Falle der Borfiellung Hingeben, als ob die 
Territorien „Privatbefig‘ der Union feien. Es handelt fic) um rein ftaats- 
rechtliche Zuftände, bei denen der Begriff des Privateigenthums ſchlechterdings 
feine Anwendung erfahren darf. Anderer Meinung feheint Story zu fein 
(a. a. O., Bd. II, $. 1322 fg.). Ex behauptet, daß dag Recht der Unione- 
tegierung, die Territorien zu verwalten, ohne weiteres aus ihrer Befugniß 
Herzuleiten fei, fremdes Gebiet zu erwerben ($. 1324). Allein fo einfach diefe 
Schlußfolgerung auch auf den erſten Blie erfcheint, fo iff fie, genauer zu- 
gefehen, dod) faum ftihhaltig, denn nicht immer fallen jene beiden Bejugniffe 
miteinander jufammen. Rac der Conftitution ift 3. B. der Präfivent, mit 
und unter Beirath und Zuftimmung des Senates, im Stande, im Namen 
der Union durd) Vertrag auswärtiges Gebiet zu erwerben, aber feinesjalls 
gebfihrt ihm, fondern ausſchließlich dem Congrefje die Oberhoheit fiber ſolches 
Gebiet, fobald es einmal erworben worden ift. Rad) dem ganzen Charakter 
der Union, als eines zufammengejegten Staates, hat man anzunehmen, daß 
wenn fie aud) als foldje im Stande ijt, neue Linder zu erwerben, diefe letz— 
term an fid) immer entweder in einen Einzelftant aufgehen oder einen neuen 
Staat bilden müffen, und wenn fie nun dod) unter Umftänden die Herrſchaft 
über derartige Beirfe üben foll, fo muf ir, wie gefagt, die Befugniß dazır 
ausdrüdlicd eingeräumt werden, Mit diefem Gedanfengange befindet fic) 
Aibrigens and) die Conftitution offenbar in Mebereinftimmung, denn diejenigen 
Befugniffe, welche dem Congreffe der Natur der Sache nad) unbedingt zu⸗ 
ftehen müffen, werden Art. I, Sect. VIII, aufgezähft, während die Berwal- 
tung der Territorien exft in Art, IV erwähnt wird. Die Uebertragung dere 
felben an den Congress ift daher, ganz fireng genommen, nicht abjolut logiſch 
erforderlich, fondern willtiirlic), wenn auch, wie ſchon bemerkt wurde, aus 
den beherzigenswertheften politiichen Rückſichten geboten, 

* Bgl. Rap. 31, ©. 392, 
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Daß nun aber bei den Begriffen, welche in Amerifa hinficht- 
lich der politifchen Freiheit allgemein in Umlauf find, eine völlige 
Nichtbetheiligung der Regierten an der Regierung geradezu uns 
möglich ift, verfteht fic) ganz von felbit, und der Congreß, als 
Träger der Regierungsgewalt in den Zerritorien, hat denn die 
öffentlich» rechtlichen Verhältniffe derjelben durch eine ebenfo um— 
fichtige wie zweckentſprechende Gefetgebung geregelt.” Dabei tft 
natürlich) vor allen Dingen der Gefichtspunft im Auge behalten 
worden, daß die Territorien beftimmt find, Staaten zu werden, 
und daß daher ihre Verfaffung gleichfam eine Vorbereitung für 
ihren Tünftigen Beruf zu enthalten habe. So ift denn auch hier 
gejdieden worden zwijchen der Souveränetät, foweit fie bei der 
Unionsregierung, und andererfeits foweit fie im übrigen bet den 
Particularftaaten ruht. Die lewtere übeh die Territorien für fid 
im wefentliden nad) dent Principe, welches in-fämmtlichen Einzel: 
ftaaten durchgeführt ijt. Die „legislative“ Gewalt in tantum 
wird gehandhabt von einem Governor®, welcher vier Sabre inr 
| Amte zu bleiben hat, wenn er nicht vom Präfidenten früher dar- 
aus entfernt wird, und einer „‚gefeßgebenden Verfammlung“?, 
welche aus einem durch allgemeine VolfSwahlen zu fchaffenden 
Nepräfentantenhaufe und einem Oberhaufe, dem ‚‚gefeßgebenden 
Rathe’ (Legislative council) befteht. Diefe „Regierung“ ift 
angufehen lediglich als ein Delegatar der Unionsregierung, be- 
ziehungsweife des Congreffes, und zwar in einigen Xerritorien 
als Specialdelegatar, indem alle von ihr erlaffenen Gefege dem 
Congrefje zur Genehmigung vorgelegt werden müſſen; in andern 
alg Generaldelegatar, infofern die einzelnen Gefege einer befon- 
dern Genehmigung durch den Congreß nicht bedürfen 1%, und diefer 


7 Abgefehen von der in Anmerkung 4 erwähnten Orbinanz aus dem 
Sabre 1787 befteht Hinfichtlich der Territorien eine große Zahl geſetzlicher, 
zu den verfdjiedenften Zeiten erlaffener Vorjdriften, welche jett gefammelt 
vorliegen in „Revised Statutes”, Tit. XXIII: „The Territories’, ect. 
1839— 1976. 

8 Gect. 1841. 

9 Sect. 1846. 

10 Sect. 1850: „All laws passed by the legislative assembly and 
governor of any Territory except in the Territories of Dakota, Idaho, 
Montana and Wyoming, shall be submitted to Congress and, if dig- 
approved, shall be null and of no effect.” 
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nur duch einen Act feinerfeits die Verhältniſſe der betreffenden 
Territorien nad) andern als den von der geſetzgebenden Berfamm- 
Lung beſchloſſenen Grundfägen zu vegeln vermag. Die Executive 
liegt dem Governor ob'!, welchem ein unter den gleichen Bee 
dingungen wie jener im Amte befindlicher „Staatsjecretär” als 
Beiftand, beziehungsweife Vertreter zuertheilt wird.1? Die Er- 
nennung ber Verwaltungs- und höhern richterlichen Beamteten 
gefchieht durd) den Governor mit und unter Zuftimmung des ger 
feßgebenden Rathes'?, diejenige der Friedensrichter und „allgemei- 
nen Milizoffiziere” durch Bolkswaht. + 

Soweit die Souveränetät der Unionsregierung, beziehungsweife 
dem Congrefje überhaupt, alfo aud) für die räumlichen Bezirke 
der Einzelftaaten zufteht, wird fie für die Territorien von jenem 
ohne Mitwirkung von Nepräfentanten oder Senatoren aus dens 
jelben geübt, dod) hat jedes Territorium einen „Delegaten“ zu 
entfenden, Diefer wird von allen denen gewählt, welche activ 
wahlfähig find mit Bezug auf das Unterhaus des. Territoriums, 
und hat bei den Verhandlungen des Nepräfentantenhaufes im 
Congreffe der Vereinigten Staaten berathende, aber nicht be- 


ſchließende Stimme." Go ift anc) hier den Territorien eine be- 
ftimmte Theilnahme an der Regierung nicht verfagt geblieben, 


22 Sect. 1841. 

12 Sect, 1843. 

18 Sect. 1857: „All township, district and county officers except 
justices of the peace and general officers of the militia, shall be ap- 
pointed or elected in such manner as may be provided by the go- 
vernor and legislative assembly of each Territory; and all officers 
not herein (in diefer Section und Sect. 1856) otherwise provided for, 
the governor shall nominate and by and with the advice and con- 
sent of the legislative council of each Territory, shall appoint.” 

14 Sect. 1856: ,, Justices of the peace and all general officers of 
the militia in the several Territories shall be elected by the people 
in such manner as the respective legislatures may provide by law.’ 

18 Sect. 1862: ,,Every Territory shall have the right to send a 
delegate to the house of Representatives of the United States, to 
serve during each Congress, who shall be elected by the voters in 
the Territory qualified to elect members of the legislative assembly 
thereof, The person having the greatest number of votes shall be 
declared by the governor duly elected, and a certificate shall be 
given accordingly. Every such delegate shall have a seat in the 
house of Representatives, with the right of debating, but not of 
voting.’ 
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Sind die Einwohner der Territorien, wie nadjgewiefen worden 
ift, Bürger der Vereinigten Staaten, fo bedürfen fie and) feiner 
befondern Naturalifation mehr, wenn fie in einen Staat einwans 
dern, um alle durch die Conftitution gefehaffenen pofitifchen Rechte 
ausüben zu Können, und ebenjo wären fie an fic) fähig, zum Prä- 
fidenten oder Vicepräfidenten dev Republik gewählt zu werden, da 
verfafjungsmäßig jeder „35 Bahre alte Bürger“ unter den ſchon 
anderweitig befprodenen Borausfegungen ohne Rückſicht auf etwai- 
gen Aufenthalt in einem „Staate” für wählbar erklärt wird. 
Allein bei Abfaſſung der Conftitution fonnte man eben nod) gar 
nicht das eigenthümliche Verhältniß voransfehen, in welches fich 
die Territorien der Union gegenübergeftelft haben, und wenn man 
einerfeits die Vorfchriften bedenkt, nad) welchen ſich die paffive 
Wahlfähigkeit hinfichtlich der Präfidentfchaft beftimmt, und anderer- 
feits die Gründe ſich vergegenwärtigt, weldje die Gefeggebung bee 
wogen haben, den Einwohnern der Territorien fogar jedes active 
Wahlrecht abzufprechen, fo muß man allerdings zugeben, daß die 
Urheber des Grundgefeges von 1787, wenn es damals ſchon Ter- 
titorien, und zwar mit fo eigenartigen Zuftänden wie heutzutage 
gegeben hätte — ficherlich deren Einwohner nicht würden fiir bes 
fugt erachtet Haben, da8 oberfte Amt der Republit zu beffeiden. 
Sie follen nicht einmal aus ihrer Mitte einen Nepräfentanten 
wählen dürfen, weil man ihre Fähigkeit noc) nicht fennt, fid) in 
geordneten politifchen Verhältniffen zu bewegen, und doch berech= 
tigt fein, auf das öffentliche Leben der Nation einen Einfluß zu 
erlangen, wie ifn der Präfident zu üben vermag? Das hieße in 
der That gegen den ganzen Geift der Conjtitution verſtoßen und 
möchte ſchwerlich von irgendeinem Publiciften für zuläjfig erklärt 
werben. 

Bei dem riefenhaften Aufſchwunge, welchen feit etwa 30 Jahren 
gerade der Welten der Vereinigten Staaten genommen hat, bilden 
fich die dort belegenen Territorien mit erſtaunlicher Schnelfigfeit 
zu jener politifchen Reife aus, welche fie würdig macht, als 
„Staaten“ anerfannt zu werden, Dieſe Anerfennung geſchieht 
duch Congreßbeſchluß im Wege der Gefeggebung und ijt im Laufe 
des legten Jahrzehntes vielen derfelben mit gutem Grunde zutheil 
geworden. Um bie großartige Lebenstraft der Union begreifen 
zu fönnen, muß man in der That dieje jungen Gemeinweſen ge- 
jehen haben, welche wol die zwei Jahrhunderte alte Cultur des 
Dftens vermiffen Laffen, aber dod) ein erftaunliches Zeugniß 
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menfchlicher Thatkraft und Emfigfeit abzulegen vermögen, wie fie 
freilich durch den unermeßlichen Reichthum jener Gegenden mehr 
als irgend ſonſtwo miiffen in Bewegung gejest werden. Wie 
Lange oder richtiger wie kurze Zeit wird es dauern, bis die Ter- 
vitorien gänzlich verſchwunden fein werden? 


Siebenundzwanzigftes Kapitel. 


Die Regierung des Diftricts von Columbia und 
die Verwaltung des Fiscaleigenthums, 


Art. I, Geet. VIII (17), bejagt: „(Der Congres foll befugt 
jein,) ausfchließliche Gefeggebung in allen Fällen über einen ſol— 
chen Diftrict (deffen Ausdehnung nicht 10 Duadratmeilen über 
ſchreiten darf) zu üben, al8 durd) Ceſſion von Particularftaaten 
und durch Annahme von feiten des Congreſſes Sit für die Re— 
gierung der Vereinigten Staaten werden foll, und gleiche Ober- 
hoheit zu üben über alle Pläge, wie fie unter Zuftimmung der 
Legislatur desjenigen Staates, in welchem diefelben belegen find, 
angeſchafft werden follten für die Errichtung von Feftungswerfen, 
Magazinen, Arjenalen, Schiffswerften und andern zweddienlichen 
Baulichfeiten.” + 

Der Unionsregierung wurde, entipredend dem erſten Theile 
diefer Beitimmung, gleich im Beginne der Nepublif von den 
Staaten Maryland und Virginia ein Landftrid) abgetreten, wel- 
den man den ,,Diftrict Columbia” nannte, Der von Virginia 


1 „(The Congress shall have power) to exercise exclusive legis- 
lation in all cases, whatsoever, over such district (not exceeding ten 
miles square) as may, by cession of particular States, and the accept- 
ance of Congress become the seat of government of the United 
States and to exercise like authority over all places purchased by 
the consent of the legislature of thé State, in which the same shall 
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übernommene Theil wurde fpäter an diefes zurücgegeben.? Die 
Regierung des Diftricts tft alfo Gade des Congreffes, und auf 
den eriten Blick feheint e8, als ob hier ein ähnliches Verhältnig 
vorliege, wie e8 im vorigen Kapitel Hinfichtlich der Territorien 
befprochen wurde. Aber genauer gugefehen wird fich doch ein 
großer Unterfchied zwifchen dem einen und dem andern offenbaren. 
Dben wurde nadgewiefen, daß der Kongreß, foweit ihm die Re- 
gierung der Territorien zufteht, wenigftens theilweife, begrifflid 
verichieden ift von dem Congrefje der Vereinigten Staaten, welcher 
die im Art. I, Sect. VIII, aufgezählten Befugniffe zu üben hat. 
G8 wäre, wie im vorigen Kapitel ausgeführt wurde, an ſich wol 
denkbar, wenn and) praftifd) ganz und gar verfehlt, daß die Ie- 
gierung der Territorien, foweit fie derjenigen der Particularftaaten 
entfpricht, einem andern, beliebig conftruirten Factor übertragen 
worden wäre. 

Anders was die Regierung des Diftrictes Columbia ans 
geht. Die Unionsregierung tft, wenn auch nur theilweife, Träger 
der Gouverdnetit, welche der Union, als einem zufammen- 
gefegten Staate, gufommt. Die Natur der Sadje aber erfordert 
e8,; daß der Träger der Souveränetät — welche und wie viele 
phyſiſche Perfonen immer dazu mögen berufen fein — auch dufers 
lich in Verhältniffen fic) bewege, welche es andern unmiglid 
machen, jenen an der Ausübung feiner Obliegenheiten zu verhin- 
dern. Bergegenwirtigt man fic) nun die Eigenart eines zuſam⸗ 
mengefeßten Staates, fo muß Elar werden, daß die Centralregies 
rung als folche nicht wohl ihren Sig an einem Orte haben dürfe, 
welder andererfeits der Dberhoheit einer Particularregierung 
unterfteht. Denn wenn auch in folden Fällen, theoretijd gedacht, 
die betreffende Particularregierung den Acten und Maßnahmen 
der Centralregierung Hinderniffe nicht entgegen ftellen dürfte, fo 
würde fie doch in der Lage fein, vielleicht die einzelnen Perſonen, 
ans welchen jene fich zufammenjegt, in unzuläffiger Weife zu be- 
einfluffen, und jedenfall8 wäre in praxi fehr leicht eine Ueber- 
tretung derjenigen Nüdfichten denkbar, welche durch die Theorie 
geboten werden.® Sede Verfaffung aber hat fic) vor der Gefahr 





be, for the erection of forts, magazines, arsenals, dock-yards, and 
other needful buildings.” 8 liegt hier ein ganz ähnliches Verhältniß vor, 
wie zwifchen Stalien und den päpftlichen Refervationen. 

2 Bol. Paſchal, a. a. O., S. 137. 

3 Man hatte bezliglich diefes Punktes in Amerika bereits vor Annahme 
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einer Verlegung nad) Kräften zu fihern, und das ift der Gedante, 
welcher der Sect. VIII (7) zu Grunde liegt. Damit die Cen- 
trafregierung, welche nad) dem ganzen Begriffe eines zufammenz- 
gefesten Staates ihre Beſchlüſſe in voller Unabhängigkeit von 
jeder Particufargewalt zu faffen Hat, and) thatjächlic im Stande 
fei, fic) diefe Unabhängigkeit zu wahren — wird ihr ein geo- 
graphifcher Bezirk angewiefen, über welchen ihr das Recht abſo— 
Int freie Verfügung zufteht. Der Diftriet Columbia ift gleich— 
fam der Privatbefig der Unionsregierung, wenn anders man diefen 
Ausdruck bei Erläuterung öffentlich-rechtlicher Verhältniſſe über- 
haupt gebrauchen darf, und wenn e8 nun naturgemäß nothwendig 
wird, für diefen Bezirk auch wieder eine Regierung zu ſchaffen, 
fo ift das logiſch als ein bloßer Zufall anzufehen, welchem aller- 
dings Genüge gethan werden muß und Genüge gethan werden 
kann offenbar nur fo, dag man eben dem Cougreſſe felbjt dieje 
Negierung überläßt. Allerdings muß auch für den Diftrict Co- 
fumbia wie für die Territorien die Union gleich einem volftom- 
menern Einheitsftaate erjcheinen, vegiert von Factoren, welche zu 
wählen Bürger aus allen Theilen diefes Staates, mit Ausnahme 
des Diftrictes felbft, befugt find; aber die Idee, welche zu diefen 
Zuftänden führte, ift, wie man gefehen Hat, eine ganz andere als 
diejenige, auf Grund deren dem Congreffe die Regierung der Ter- 
ritorien anvertraut wird. Die Regierung des Diftrictes übt der 
Eongreß der Vereinigten Staaten als folder‘, d. h. als theil- 
weifer Träger der Umionsfouveränetät, als welder er ipso jure 
die Souveränetät über jenen Bezirk infofern erhält, wie diefe für 
die Staaten von deren Negierung ausgeübt wird, und e8 wäre 
Hier nicht, wie bei den Territorien, denkbar, diefen Theil der 
Souveränetät etwa einem andern Factor auszuliefern. 


der Conftitution trübe Erfahrungen gemacht. Als gegen das Ende des Be- 
freiumgsfrieges der „Congreß der Confideration in Philadelphia tagte, 
wurde er durd) cine Anzahl von Meuterern der „Continentalarmee in gröbs 
lichfter Weife injultirt. Man wandte ſich infolge deffen an die Behörden vow 
Pennfylvanien, aber diefe zeigten wenig Gifer, fic) der ,, erlaudjten Körper» 
fdhaft”’ in gebührender Weife anzunehmen, und voller Entrüftung ging das 
Parlament infolge deffen auf die Wanderfcaft, und zwar nach Nerojerfery. 
Hier Lies man fic) in Princeton nieder, das man fpäter mit Annapofis 
vertaufehte. Die ,,conftituirende Convention“ jog eine Lehre daraus, und der 
Abſchnitt 17 der VII. Section ift das Ergebniß derjelben. Bgl. Rawle, 
a. a. D,, Rap. 9, ©. 112, 118, 
Vdl. Cohens vs, Virginia, 6 Wheat. R, 424 fg. 
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Die Gefege, welche der. Congres als Regierung bes Diftrictes 
Columbia bisher erlafjen hat, find fammt den von der Union ab- 
gejchloffenen Staatsverträgen in einer Sammlung veröffentlicht 
worden, welche die „Revised Statutes” ergänzt. Auf den Inhalt 
diefer Geſetze näher einzugehen, ift hier weder möglich nod) erforderlich. 

Ganz derjelbe Gedanfengang, wie er ſoeben entwickelt worden 
ijt, führt denn auch zu dem zweiten Theile der wiedergegebenen 
Beftimmung, Wor immer die Unionsregierung in die Cage kommt, 
Grund und Boden erwerben zu miiffen, deven Verwendung fiir 
die Erfüllung ihrer Aufgaben nothwendig ijt, muß fie über den- 
felben aud) das durch ihre Sonveränetät bedingte Recht der freien, 
durd) feine andere Gewalt zu beeinträdhtigenden Verfügung be- 
figen. Der Unterfchied zwischen folchem Liegenden Eigenthum und 
dem Diftrict Columbia befteht nur darin, daß mit der Erwerbung 
jenes Verfügungsrechtes eine Oberhoheit über Perſönlichkeiten 
ſchlechterdings nicht verbunden werden fann. Allerdings wäre num 
hinſichtlich folchen Eigenthums fehr leicht eine Collifion der von 
der Unionsregierung getroffenen Beftimmungen mit den Gejeten 
des betreffenden Staates dentbar. Daher jehreibt denn die Con- 
ftitution als Vorbedingung des „freien Verfiigungsredjtes” vor, 
daß die Unionsregierung daffelbe unter Zuftimmung der ent- 
fpredjenden Staatsregierung erlangt habe. Das wird jelbftver- 
ſtändlich dann immer zutreffen, wenn die erftere den fraglichen 
Grund und Boden von der lestern unmittelbar erworben Hat, 
Wenn derfelbe aber aus Privatbefig in das Eigenthum jener übers 
gegangen ift, fo wird mit Rückſicht auf die Conftitution es erſt 
nothwendig fein, dag die Unionsregierung von der Staatslegis- 
latur fic) jene Befugniß im Wege eines Staatsgefeges zuerfennen 
laſſe. Diefe Zuerkennung enthält dann, juriſtiſch aufgefaßt, eine 
Uebertragung der der bezüglichen Particularregicrung zugeftandenen 
Souveränetät in dem bejprodencn begrenzten Umfange an die 
Union als folche.® 

® Diefe Souveränetät muß aber and) dann nod} jelbftverftändlich immer 
fo geübt werden, daß fie mit den Gefesen des Einzelftaates nicht geradezu 
in Widerfpruch geräth. Denn wo das gejchehen würde, wäre eben die Sou— 
veränetät der Union als foldjer nicht blos anf den Raum befehränkt, weldjer 
ihre eedirt wird, fondern, wenigftens begrifflich, dariiber hinaus ausgedehnt. 
Das Verhältniß zwiſchen Staaten» und Unionsjouveränetät iſt theoretifch im 
diefer Hinficht leicht feftzuftellen, wenn and) in einzelnen praftiichen Fällen 
der Bedenfen offenbar genug entftehen fönnen. Bgl. United States vs, 
Bevans, 3 Wheaton R, 336 fg. 
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Schuh der Union gegen Uebergriffe der Einzelfinaten. 


Dah die Unterdriicung jedes unberechtigten Widerftandes gegen 
die Unionsgewalt der Unionserecutive zufalle, ift bereits früher 
angedeutet worden." Außerdem wurde aber an nod anderer 
Stelle? darauf hingewieſen, daß jelbftverjtändlic aud) die Legis— 
lative ſich mit den einfchlägigen Fragen befaffen dürfe, und fie 
wird gut thun, fic) damit zu befaffen, wenn nicht eine einzelne 
Perfor oder cine verhäftnigmäßig geringe Anzahl folder, fondern 
eine große Mafje oder vielleicht gar ein ganzer Staat gegen die 
Union confpivirt, mag er num eine beftimmte Befugniß nicht üben, 
welche er zu üben hat, oder eine Befugniß in Anſpruch nehmen, 
welche ihm verfaffungsmäßig nicht gebührt oder von einer ihm 
zuftehenden Befugnig in verfaffungswidriger Weife Gebrauch 
machen, oder fid) von der Union gänzlich losſagen wollen oder 
auf die Auflöfung derfelben überhaupt hinarbeiten. Gin derartiger 
Fall ift bisher eigentlich erft ein einziges mal, und zwar im See 
ceffionskriege, praftifch geworden, aber damals handelte es fic 
denn auc) um feine fleine Gefahr für den Beftand der Vereinigten 
Staaten. Mit Waffengewalt wurde von feiten der Union gegen 
die „Conföderirten‘ vorgegangen. Die rechtliche Zuläffigkeit der 
Mittel, welde man zur Unterwerfung jener verwandte, war im 
allgemeinen über jeden Zweifel erhaben. Etwas anders jedoch 
verhält es fid) Hinfichtlich des Weges, welchen man nad) der end- 
lichen Niederlage der Revolutionstruppen einzufchlagen für gut 
befand. Damals erlieh der Congres unterm 2., 28. März und 
19. Juli 1867 drei einander ergänzende Acte?, welche nadmals 
unter dem Namen der Neconftructionsgejege jo berühmt geworden 
find. Der Inhalt derjelben fann hier in all feinen Einzelpeiten 


1 Bgl. oben Kap. 11, bei Anmerkung 12. 

2 Oben Kap. 3, unter V, bei Anmerkung 7, 

© Diefelben find nachzuleſen in den „Statutes at large’; abgebrudt 
finden fie fid) unter anderm bei Pafdal, a. a. O., ©. 282 fg. 
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nicht wiedergegeben werden. Es genügt, einen Theil derfelben 
bier anzuführen. Zunächſt wurde über die Rebellenftaaten eine 
Art Belagerungszuftand in der Art verhängt, daß fie in mehrere 
Diftricte eingetheilt und diefe je einem vom Präfidenten zu er- 
nennenden höhern Offizier mindeftens vom Range eines Brigade- 
generals unterjtellt wurden. Dann hieß es in dem erften Gefege 
unter anderm wörtlid: „Wenn die gedachten Rebellenftaaten für 
ihre Regierung eine Conftitution gebildet haben follten, welche in 
jeder Hinfiht mit der Conftitution der Vereinigten Staaten über- 
einftimmt, und auszuarbeiten ift durch eine Convention von Dele- 
girten, gewählt von allen 21 Sabre alten und ältern männlichen 
Bürgern des betreffenden Staates, welches immer ihre Raffe oder 
Farbe fein oder frühere rechtliche Stellung gewejen fein mag, und 
die in diefem Staate bis zu dem für die Wahl (der Convention) 
feftgeftellten Tage mindeftens ein Bahr lang ihren Wohnfig gehabt 
haben — mit Ausnahme derjenigen, welchen ansdriidlid wegen 
Cheilnahme an der Rebellion oder wegen eines gemeinen Wer- 
brechens da8 Wahlrecht entzogen ift —; und wenn diefe fo gebil- 
dete Conjtitution bejtimmen follte, dag das Wahlrecht allen den- 
jenigen Perſonen gewährt werde, welche den gedachten Voraus- 
fegungen für die active Wahlfähigkeit hinjidtlid) der Convention 
genügen; und wenn folche Conftitution durch eine Mehrheit diefer 
Wahlberechtigten, foweit fie über die Frage der Ratification ab» 
geftimmt haben, ratificirt werden; und wenn folche Conftitution 
dem Congreffe zur Prüfung und Genehmigung unterbreitet wor- 
den fein und der Kongreß diefelbe genehmigt haben jollte; und 
wenn der betreffende Staat durd ein Votum feiner nad) Maß- 
gabe jener Conjtitution gewählten Legislatur das Amendement zu 
der Conftitution der Vereinigten Staaten, welches vom 39. Conz- 
greife vorgefchlagen wurde und als Art. XIV befannt ift, an- 
genommen haben und diefer Artikel ein Theil der Vereinigten- 
Staaten-Conjtitution geworden fein follte — fo foll der betreffende 
Staat zur Repräfentation im Cougreffe für berechtigt erflärt wer- 
den® u. f. f.“ Verfchiedenes, was bei diefer Fafjung unklar bleiben 


4 „An act to provide for the more efficient Government of the 
rebel States ...“ Gect. 5: „When the people of any one of said 
rebel States shall have formed a constitution of government in con- 
formity with the Constitution of the United States in all respects, 
framed by a convention of delegates elected by the male citizens of 
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mußte, wurde dann durch die jpätern Gejege vom 28, März und 
19. Suli nod) näher erläutert. Sedenfalls aber geht aus allem 
viel mit Sicherheit hervor, daß die Unionsregie- 


taaten-Conftitution, zweitens die Conjtitutionen der 

betreffenden Einzefftanten zu fuspendiven, und drittens diefe letz⸗ 
tern GConftitutionen pofitiv zu beeinfluffen. 

: Congref für das Gebiet eines Staates, als 

t desjenigen Landes, über weldes ihm 

ite Souverdnetit aufteht, den Belagerungs 


m fu ctl könne, ijt ganz unzweifelhaft und wird 

im folgenden Kapitel noch mäher begründet werden. Daraus 
‘olgt auch ohne weiteres, daß in foldjem Galle die frage 

x Staaten ohne Vertretung im Congreffe bleiben miiffen, und 
feste dennoch, da ja die Union nicht ohne einen Träger der 
Staatsgewalt gedacht werden kann, and) ohne Mitwirkung von 

| | enatoren und se aus ie Staaten activ legitimirt 
__ Betaunttich wurde zu der 


ear previous to the day of such election, except such as may be 
chised for participation in the rebellion or for felony at com- 
‘mon law, and when such constitution shall provide, that the elective 
ranchise shall be enjoyed by all such persons as haye the qualifica- 
ions herein stated for electors of delegates, and when such éonsti- 
tion shall have been submitted to Congress for examination and 
proval, and Congress shall have approved the same, and when 
said State, by a vote of its legislature elected under said constitu: 
shall have adopted the amendment to the Constitution, propo- 
ia by the 39 Congress and known as article XIV, aud) wher 
said article shall have become a part of the Constitution of the Uni- 
ted States, said State shall be declared entitled to representation in 
Congress, and Senators and Representatives shall be admitted there- 
from on their taking the oath prescribed by law, and then and 
thereafter the preceding sections (weldje den Belagerungsjuftand ver- 
hängen) shall be inoperative in said State ...“ Die Gefege finden ſich 
befprodjen bei Blankenburg, „Die innern Kämpfe der nordameritaniſchen 
Union, S. 287 jg. 


j — previous condition, who have been resident in said State for one 
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fidenten Johnſon felbft, die gegentheilige Unfit vertreten. Die— 
jelbe ift aber nad) allem Gejagten jo praftijd wie theoretifch ent- 
ſchieden unhaltbar. 

Dagegen hat der CongreB, wenigſtens ipso jure, offenbar nicht 
die Befugniß, aud) die Conftitution und die Gefege eines Parti- 
cularftantes zu fuspendiren. Denn jeder Particularftaat als fol- 
cher bildet ein felbjtändiges Ganze, deffen innere Einrichtung ledig- 
lich feine eigene Gace tft. Zrogdem wird man auch infofern 
das Gefe vom 2. März 1867 als treffend anerkennen müffen. 
Wenn nämlich ein Particularftaat feine durch die Unionsverfaffung 
gefdaffene Stellung widerredtlid) zu verändern ſucht, fo befindet 
er fic) gwar nicht „im Aufftande” gegen die Union, wol aber in 
demfelben Verhältnifje zu diefer wie jeder andere auswärtige 
Staat, welder feine Verbindlichfeiten gegenüber der Union nicht 
erfüllt und daraufhin fid) mit derfelben in Krieg verwidelt. Die 
Beziehungen, welche zwifchen den einzelnen Particularftaaten, fo- 
weit fie als jelbjtändige Ganze erfcheinen, und zwifchen denfelben 
einerfeits und der Union als folder andererfeits beftehen, find, 
wie fdon oft hervorgehoben wurde’, nicht eigentlich völferredht- 
licher Natur, können jedoch fchliegliih nur nad) Analogie des 
Völkerrechtes beurtheilt werden. Nun faun nach allgemein völfer- 
rechtlihen Grundfägen jeder Staat, wenn ihm thatfidlid) dazu 
die Möglichkeit gegeben ift, das Gebiet eines andern, welcher fid 
mit ihm im Kriege befindet, einer proviforifchen Regierung feiner- 
jeit8 unterwerfen, indem er die Gefege fuspendirt, welche fich diefer 
Staat gegeben hat. Darum darf auch die Union fowol während 
des Kampfes mit rebellirenden Staaten als auch nad) Beendigung 
defjelben über diefe eine proviforijde Regierung, und gwar fo 
lange verhängen, bis ihrer Meinung nach gegründete Ausficht 
vorhanden tft, daß jene dem Beſtande und der verfafjungsmäßigen 
Entwidelung der Union feinerlet Hinderniffe mehr bereiten werden. 

Es bleibt der dritte ungleich) wichtigfte Punkt übrig, ob jener 
Einfluß, welden fic) die Unionsregierung in dem gedachten Gefege 
auf die pofitive Geftaltung der Staatsconftitutionen beilegt, zu bil- 
ligen fet oder nicht? An fic) muß in dem Verhältniffe der Union 
den Staaten gegenüber, eben weil e8 nach der Analogie des Völfer- 
rechtes zu beurtheilen ijt, das Princip der Nichtintervention, 


6 Bgl. befonders oben Kap. 4, ©. 58, 
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welches jedem Staate fein volles Selbftbeftimmungsredt wahrt, 
auf das jtrengfte beobachtet werden, und nun fann es allerdings 
auf den erjten Blick fo jcheinen, als ob der Congreß im Jahre 
1867 diefem Grundjage nicht gefolgt wäre. Allein genauer be- 
trachtet, wurde das Selbſtbeſtimmungsrecht der Staaten doc) nicht 
verlegt, denn e8 wird ihnen ja ausdrüdlich die Ausarbeitung und 
Annahme ihrer Eonftitutionen überlaffen; vergegenmwärtigt man 
ſich im übrigen aud) hier, daß die Union über einen vebelfivenden 
Staat jo lange den Belagerungszuftand zu verhängen berechtigt 
ijt, bis mit gutem Grunde die Abficht eines foldjen Staates vor— 
ausgeſetzt werden darf, künftighin die ihm durch die Conftitution 
anferlegten Pflichten getreulich zu erfüllen; dann können die frag- 
lichen Beftimmungen jenes Gejeges fehr wohl jo ausgelegt wer- 
den, als ob fie fediglich feftftellen, in welder Weife die Staaten 
von ihrem Selbjtbeftimmungsrehte Gebrauch zu machen haben, 
wenn anders die Unionsregierung die Ueberzeugung gewinnen follte, 
daß fie den Forthejtand der Union nicht mehr in Frage ftellen würde. 
Praktifch kommt freilich beides auf nahezu das Gleiche heraus, 
ob man fagt: „Wir befreien euch von der Militärdictatur, wenn 
ihr die und die Conftitution annehmt”, oder ob es Heißt: „Wir 
octroyiren euch diefe Conſtitution.“ Aber begrifffich ift zwiſchen 
dem einen und dem andern dod) ein großer Unterfchied, nämlich 
eben der, daß im erjtern Falle das Selbftbeftimmungsreht, wel- 
hes aus der Natur des zujammengefegten Staates für die dem- 
jelben angehörigen Particularftaaten hergeleitet werden muß, dieſen 
belafjen wird, im zweiten Falle nicht. Freilich ijt weder denen, 
welche diejes Geſetz erlaffen, nod) denen, welche es nachträglich be- 
urtheilt haben, jener Unterfchied jemals voll und ganz zum Be- 
wußtfein gefommen. Das beweift jhon der Name, welchen man 
ihnen gab. Indem man fie „Reconftructionsgefege” nannte, ging 
man dod) offenbar von der Anfdjauung aus, daz durch die Ree 
belfion eines Staates die Unionsregierung die Befugniß erhalte, 
den betreffenden Staat zu reconftruiven, d. h. defjen Verfafjung 
ganz nad dem Belieben der Unionsregierung einzurichten. In— 
fofern war der Widerſpruch, welchen der Präfident Johnſon gegen 
jene Gejege erhob, und der unter anderm ihm das berühmte Impeach- 
ment einbrachte, vollfommen gerechtfertigt. Aber es war, wie ges 
jagt, durchaus nicht nothwendig, jene Geſetze jo aufzufafjen. Sie wa-. 
ven und find wenigftens im großen und ganzen zu bilfigen, wenn 
Sſchief. 24 
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man ihnen jene Bedeutung unterlegt, welche foeben des Nähern ent- 
wicelt worden ift. Mag immerhin der Name derfelben falfde und un- 
haltbare Vorftellungen hervorzurufen geeignet fein, ihr Inhalt ift 
nicht unbedingt verwerflich, und man fann, geftüßt auf fie, als eine an 
fid) zuläffige Präcedenz den ganz allgemeinen Gag anfjtellen, daß 
‚die Union — wenn anders fie dazu thatjächlic) die Macht hat — 
auch befugt fei, jedem Staate, welder die ihm durch die Unions- 
berfaffung gezogenen Grenzen überfchreitet, fein Selbftbeftimmungs- 
recht und das Recht der Repräfentation im Congreffe fo lange zu 
nehmen, bis die Wahrjcheinlichkeit vorliegt, daß er den von ihm 
beabfictigten Widerftand gegen die Unionsverfaffung aufgibt. Die 
Unionsregierung wird alfo, ohne daß dies in der Conftitution 
von 1787 ausdrüdlich vorgefchrieben wäre, zu einer Art Execu- 
tionsinſtanz den Gingelftaaten gegenüber, wenn diefe fich eine Ver- 
legung jener Conftitution zu Schulden fommen laſſen. Richtig 
ift allerdings, daß fic) gar Feine allgemeinen Vorfchriften darüber 
aufjtellen laffen, wie die Untonsregierung in diefer Hinficht zu 
verfahren habe, jondern daß dies Lediglid) von dem freien Gre 
meffen derfelben in jedem einzelnen Galle abhängen muß; und 
richtig ift ferner, daß fie dadurd fehr verlodende Gelegenheiten 
erhält, die Befugniffe zu überfchreiten, welche ihr durd) die Vers 
fafjung gugeftanden find, d. h. fic) auch mit folchen Fragen zu 
befaffen, deren Regelung lediglich eine innere Angelegenheit der 
Cingelftaaten bilden foll; richtig vielleicht auch, daß der Kongreß in 
den erwähnten Gefegen jtellenweife über die Grenzen hinausgegangen 
ift, in denen er fic) nach allem Gefagten betreffendenfalls zu halten 
hat; aber folhe Ausschreitungen find fchwer zu vermeiden, wenn 
der Conftitution unter allen Umftänden eine praftiihe Wirkung 
gefichert jein foll. Die Bedenken, welche hierbei zu Zage treten, 
müffen ftillfchweigend hingenommen werden, weil fie im Wefen 
des zufamnmengefegten Staates unabänderlicd) begründet liegen. 
Wenn der Conftitution in den Zeiten des Friedens, für welche 
jie ja doch, wie jedes Geſetz überhaupt, begrifflich als gejchaffen an— 
zufehen ijt, eine praftifche Wirkung gefichert fein foll, fo fann es 
gar nicht anders geichehen, als daß von der Beobadhtung des 
Buchftabens abgefehen wird. Die Suspenfion des Rechtes ift 
unter Umftänden die einzige Möglichkeit feiner Wiedergeburt. 
Will man die Verfaffungsmäßigfeit der einzelnen Acte, welche der 
Congreß in der Zeit jener gewaltigen Aufregung paffirte, mit 
peinlicher Genauigkeit abwägen, fo fann man gewiß, wie fchon 
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angedeutet wurde, viele darunter für rechtswidrig erklären. Aber 
im allgemeinen haben fie dod) — das beweift der Erfolg — den 
Beftand der Union von neuem gejichert, ja dieje lebensfähiger 
als bisher geftaltet, und darum faun man ihnen feine Billigung 
um fo weniger verfagen, als dod) unteugbar anzuerkennen ijt, 
daß daffelbe Ziel auf einem Wege, deifen Verfaſſungsmäßigkeit 
über jeden Zweifel erhaben gewejen wäre, niemals hätte erreicht 
werden können, 


Neunundzwanzigites Kapitel, 


Die Suspenfion der Verfafung. 


Die Conſtitution von 1787 iſt, gleich jedem Geſetze, wie man 


ſich auszudrücken beliebt: auf den Zuftand des Friedens berechnet, 

d. h. ihre Wirkfamfeit auf jene Vorausfegungen gegründet, von 
denen die Geltung eines geordneten Nechtszuftandes unter allen 

pP Manse abhängt. Wenn die urd) die Verfajjung geidaffenen 
4 Regierungsfactoren nicht mehr Anfehen, beziehungsweife Macht 
genug befigen, um den von ihnen ausgehenden Acten zu prafti- 
ſcher Wirkung zu verhelfen, dann ijt das ganze Nechtsfeben des 
Vollkes von Grund auf erſchüttert und die Verfafjung tritt von 
ſelbſt thatjächlich außer Kraft.! Daß derartige Zuftände möglich 
find, wird fein vernünftiger Menſch zu beftreiten wagen, und 
ebenfo wird man vom Standpunkte der Wifjenfchaft aus zugeben 
müffen, daß in foldjem Falle jeder gejegmäßig handelt, welcher 
fich eine Gewalt über den Staat in der Abſicht anmaft, gleidj- 


1 Das bedeutendite Werk, welches fid mit den einfhlägigen Fragen bes 
faßt, ift: Whiting, „War power under the Constitution of the United 
States, military arrests, reconstruction and military government ete." 
(43: Auflage, Bofton, Lee u. Sheppard, 1871). Dazu tommt dann mod) 
Das bereits oben (Kap. 24, bei Anmerkung 14) erwähnte Werk von Binney, 
„The prineiple of the writ of Habeas-corpus.“ 


24* 
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viel durch welde Mittel den Gejegen wieder Geltung zu ver- 
ſchaffen. Man kann aud) noch weiter gehen und behaupten, daß 
die Reftaurirung der Verfaffung bei einer derartigen Lage der 
Dinge vor allen andern demjenigen obliege, welder im allgemei= 
nen für die Bethätigung der Gefege zu forgen Hat, d. h. dem 
Leiter der Executive, in Amerika aljo — dem Präjidenten. 

So finden, wenn fic) Ausnahmezuftände ergeben, diejelben im 
der Theorie eine jehr einfache Löſung. Schwieriger aber gejtaltet 
fi) die praftifche Seite der Sache: Die Vorausfegung für alles 
Gejagte ift eben die, daß die Geſetze nicht in regelmäßigem Wege 
ausgeführt werden fünnen, und eine weitere Frage daher, ob jene 
Vorausſetzungen thatfächlic vorliegen, beziehungsweife wer befugt 
fei, über dieje Frage endgültig zu urtheilen? Die Theorie Hat 
hierüber beftimmte Grundjiige aufzuftellen, mag es aud) möglich 
oder felbft wahrſcheinlich fein, daß fie nicht immer befolgt werden. 
Auf die Befolgung ihrer Lehre durd) die That hat die Theorie 
überhaupt feine Rückſicht zu nehmen, und fie darf feine Lücke in 
ihrem Syfteme etwa darum zulaffen, weil die Ausfüllung derſelben 
nicht mit Sicherheit zu einem Ergebniſſe in praxi führen muß. 
Uebrigens wird man die hier in Rede ftehenden Verhäftniffe mit 
großer Sorgfalt um fo mehr zu prüfen haben, als es jid darum 
handelt, einzelne Perjonen mit jo weitgehenden Befugnijfen aus— 
zuftatten, daß das Beftehen des Ganzen und die Rückkehr zu ges 
ordneten Zuftänden fehr bedenklich werden kann. 

In der angedenteten Frage liegt das Vollgewicht des hier zu 
erörternden Gegenftandes wie für das Staatsrecht im Allgemeinen 
fo auc) für das amerifanifche. Die Antwort auf diefelbe aber 
erſcheint geradezu felbftverftändfich; es fann ohne weitern Nach— 
weis behauptet werden, daß der Somverän jelbft berechtigt fein 
miiffe, zu entideiden, ob die Suspenfion der Verfaſſung, be— 
ziehungsweiſe der Gejege überhaupt oder theilweife aus zwingen» 
der, durch die Natur der Thatſachen bedingter Nothwendigteit ein- 
zutreten habe oder nicht; ev muß am ſicherſten beurtheilen können, 
ob feine Befehle, die Gejege, nod Gehorfam finden, oder ob fie 
auf einen Widerſtand ftoßen, welden zu breden außergewöhnliche 
Maßregeln erforderlich werden, Wenn anders das wahr ift, jo 
darf in Amerifa eine Suspenfion gedachter Art nur dann ge- 
billigt werden, wenn der Congres amtlich, im Wege des Gejeses, 
alfo unter Mitwirkung des Präfidenten, erklärt, daß die fi einen 
ſolchen Schritt erforderlichen Borausfegungen vorliegen. 
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Die Conftitution enthält über alles das Feine Andentung, mit 
Ausnahme der wenigen Worte, welche fic) über die Suspenfion 
des Habens-Corpus- Rechtes auslaffen”; aus diejen ift für den 
betreffenden einzelnen Fall oben diefelbe Schluffolgerung gezogen 
worden, welche hier aus ganz allgemeinen Gründen für die Be- 
antwortung der angedenteten Frage im allgemeinen hergeleitet 
wurde; und das ift zweifellos eine Veranlaſſung mehr, fid) der 
foeben entwidelten Auffafjung der Sache zuzuwenden. Es muß 
alfo zu den durch die Conftitution wenn nicht ausdrücklich, fo 
dod) ſtillſchweigend dem Congrefje gewährten Befugniffen auch 
die gerechnet werden, Ausnahmezuftände eintreten zu laſſen und 
zwar in der Art, daß der Präfident ermächtigt wird, nad) eigenem 
Ermeffen die Regierung des Landes zu führen; nach dem übrigens, 
was ebenfalls fdjon bei Beſprechung des Habeas-Corpus-Rechtes 
bemerft worden ijt, follte in entfpredenden Aeußerungen des Con- 
grefjes der Natur der Sache nad) immer genau die Zeit beſtimmt 
werden, auf deren Dauner eine folhe Machtvollfommenheit des 
oberjten Magiftrates berechnet ift, ohne daß damit deffen Pflicht 
ausgejchloffen werden darf, jene im günftigern Falle, d. h. bei frühe- 
rer Befeitigung des Nothftandes, wieder in die Hinde des Congrefjes 
zurüdzufegen, 

Nach allem Gefagten bleibt denn nur nod) eines zu erörtern: 
Was nämlich zu geſchehen habe, wenn ein Nothitand diefer Art 
zu Zeiten eintritt, da der Congreß nicht in Sigung ift? Grund» 
ſätzlich wird man fich auch hier dahin entcheiden müſſen, daß der 
Präfident zunächſt den Congreß zufammenzuberufen habe, da in 
diefem Falle zweifellos eine jener „außergewöhnlichen Gelegen- 
heiten‘ vorliegt, mit Nücfiht auf welche dem Präfidenten durch 
Art. III, Sect. ILL, ausdrücklich aufgegeben wird, eine Ansnahme- 
figung beider Häufer zu veranlaffen. Soweit ift faum eine 
Schwierigkeit vorhanden; nun fann e8 aber gefchehen, daß in 
einem fritifchen Augenblide der angedenteten Art der Zufammen- 
tritt des Congreffes überhaupt oder wenigftens in beſchlußfähiger 
Anzahl unmöglich wird ? — alsdann ift freilid) anzuerkennen, daf 


2 Bal. Kap. 24, unter IT, 1. 

8 Diefer Fall ift, wenn aud) nicht wahrſcheinlich, doc) immerhin unter 
Umftänden möglid. Als man Wafhington anfegte, war fiir die Wahl des 
Platzes, auf welchem man es erbaut hat, die Nidficht maßgebend, daf die 
Hauptftabt auf dieſe Weife etwa in der Mitte der Union befegen, alſo von 


4 
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der Präfident aus eigenem Entjchluffe eine Guspenjion der Ver- 
faffung verfügen dürfe; aber naturgemäß wird er nichtsdejtoweniger 
jedes Congreßmitglied auffordern miiffen, fic) am Situngsorte 
einzufinden und, fobald eine bejchlußfähige Anzahl derjelben bei- 
ſammen ijt, diefe endgültig feitzuftellen haben, ob jene Verfügung 
zu Recht oder Unrecht ergangen, alſo ob fie aufzuheben oder ob, 
beziehungmweife für wie lange Zeit fie aufrecht zu erhalten fei? 
Go hat fic) praftifch — ohne daß eine ausdrüdliche Beftimmung 
in der Conjtitution dafür angegeben werden könnte — dasjenige 
zu geftalten, was man die Verhängung eines Kriegd- oder Bes 
fagerungszuftandes zu nennen pflegt. 

Betrachtet man nun dem gegenüber furz die Anfichten, welche 
die amerikanischen Publiciften über diefen Gegenftand ausgefproden 
haben, fo find fich diefelben zum Theil über den Unterjchied jener 
beiden hier zu trennenden Fragen nicht völlig Ear geworden: Wer 
befugt fet, über das Vorhandenjein eines Ausnahmezuftandes zu 


allen Seiten derfelben her verhältnigmäßig leicht zu erreichen fet. Bon ähn⸗ 
Yihen Erwägungen hat man fic) übrigens and) in jedem einzelnen Staate 
leiten Yaffen, wenn es fic) darum handelte, einen Ort zur Hauptitadt zu er 
heben. Ebenfo ift man in der Union als folder wie in den einzelnen Staa- 
ten iibereinftimmend von ber Anfiht ausgegangen, daß e8 rathfam fet, zum 
Site der Regierung, begiehungsweife der Parlamente nicht die großen Cen- 
tren des Handels und des Verkehrs, in welchen, wie man mit Recht fiird- 
tete, allzu leicht Anfammlungen eines umfturzluftigen Pöbels ftattfinden und 
die Träger der Staatsgewalt in ihren Functtonen gehindert werden founten, 
fondern Orte mit möglichft geringer Einwohnerzahl auszufuchen; aber der 
überrafchend fchnelle Entwidelungsgang des Landes macht fehr häufig jene 
Berechnungen in der allerfürzeften Zeit zu Schanden. Go hat aud) Wafhing- 
ton jest fdon eine Bevölkerung von viel über 100,000 Seelen, und wie 
weit e8 heutzutage vom Mittelpunfte der Union entfernt fei, lehrt ein Blid 
auf die Karte. Ebendarum ift e8 denn auch nicht undenkbar, daß fic gu- 
künftig in bewegter Zeit dem Zufammentritte des Congrefjes Schwierigkeiten 
in den Weg ftellen, welche früherhin nicht zu beforgen waren, und man 
wird allen Ernftes bei Gelegenheit der Frage näher treten müfjen, ob es 
nicht geboten fet, die Bundeshauptftadt zu verlegen? Wenn man nad den 
oben angedeuteten Grundfäßen eine neue Wahl träfe, würde Anlaß zu einer 
abermaligen Aenderung faum gegeben fein, denn die Vereinigten Staaten 
fönnen fid) von nun ab nicht mehr in der Art entwideln, daß ein Zeitraum 
von etwa adt Jahrzehnten genügt, den Mittelpunkt der Republif um fo 
viel zu verrüden, wie das feit Anfang diejes Jahrhunderts der Fall ges 
wefen ift. 
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entfeheiden; und mer im Galle defjelben die Regierung. führen 
folle? Die Leste Frage beantworten fie und offenbar, wie ge- 
zeigt, mit gutem Grunde dahin, dak der Präfident als provi- 
ſoriſcher Regent einzutreten habe; aber fie nehmen für ihn num 
auch, wenigftens theilweife, jene erftgedachte Befugnif in Anſpruch; 
und dies ficherlich zu Unrecht, foweit es fic) nicht etwa um den 
oben angedeuteten Fall handelt, daß der Kongreß thatſächlich ver- 
hindert wird, feine Anficht auszuſprechen; allerdings darf man 
nicht vergeffen, daß die Hier vornehmlich in Betracht fommen- 
den Schriftjteller, ganz bejonders Whiting, jehr eifrige Partei- 
Ginger des Präfidenten Lincoln und wahrjcheinlich bemüht waren, 
die Acte des Legtern um jeden Preis zu rechtfertigen. Die ameri- 
fanijde Wiffenfhaft, welde ja immer ihre Weisheit erſt ans 
Tageslicht fördert, wenn die Entwidelung der Thatſachen fie une 
abmweisbar dazu hevausfordert, Hatte fic) bis zum Beginne des 
Seceffionstrieges wenig oder gar nicht mit den in Rede ftehenden 
Fragen befaßt; und als mit dem Beginne der ſechziger Jahre 
das ganze Dafein der Republik in Zweifel geftellt wurde, war 
für den Leiter der Executive weder eine gerichtliche Entſcheidung 
noch eine wiffenfchaftliche Arbeif von einiger Bedeutung vorhanden, 
um ihn auf die nad dem ganzen Geifte der Verfaſſung einzu— 
ſchlagende Bahn hinzuweifen; eben darum aber wird man, wenn 
man nit von einem ſehr engherzigen juriftifchen Standpunfte 
her uvtheilt, ihm daraus feinen Vorwurf machen dürfen, daß er 
mit einer Entfchiedenheit vorging, welche nicht durchweg als ftreng 
conftitutionell bezeichnet werden fann, und um jo mehr ihn ent- 
ſchuldigen, als nicht nur die Anfchläge, welche man auf die Re— 
publif im Schilde führte, ein möglichſt thatfriftiges Vorgehen 
unabweisbar erforderten, fondern auch nachträglich ein Geſetz er- 
ging, welches den Präfidenten ausbrüdlich mit den von ihm zu— 
nächſt für fid) ufurpirten, weitgehenden Befugnifjen bekleidete. 

Die Seceffion wurde gehindert, die Union gerettet, aber die 
Wiſſenſchaft Hat fich trogdem nicht dazu verjtanden, von partei= 
{ofem Standpunkte aus „die Kriegsgewalt in den Vereinigten 
Staaten” in feften Strichen zu zeichnen. Man glaubt vielleicht, 
dem Vaterlande zu dienen, wenn man als Advocat eines Mannes, 
dem ja die Nepublif unzweifelhaft ihre Erhaltung verdankt, die 
Handlungsweife deffelben mit alferlei Gründen in bas Licht der 
Verfaſſungsmäßigkeit zu ftellen verfucht, ohne zu bedenken, daß 
gerade mit allzu großer Ausdehnung der dem Präfidenten in 
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diefer Hinficht zu ertheilenden Mtachtvollfommenheiten die Staats- 
form der Republif der höchſten Gefährdung ausgejegt wird, na- 
mentlih wenn nicht ein Mann im Weißen Haufe wohnt, der, 
wie Abraham Lincoln, von der glühendften Begeifterung für die 
freifinnigen Einrihtungen, dem aufrichtigften Streben nad) fegens- 
reiher Förderung feines Vaterlandes und der an einem Menfchen 
denkbaren geringften Selbitlofigfeit getragen ift. 


Fünfter Abjchnitt. 
Berfafjungsünderungen. 


i Dreißigftes Kapitel. 


| e Ueber Verfafungsänderungen im allgemeinen. 


e meiſten der geſchriebenen Staatsverfaſſungen haben für 
enderung der in ſie aufgenommenen Beſtimmungen einen 

bus geſchaffen, erheblich abweichend von demjenigen, nach 
(chem die Anfhebung beftehender, beziehungsweiſe die Annahme 
neuer. Gejege im übrigen vor fic) gu gehen Hat. Die Rechtfer- 
y tigung dieſer Verſchiedenheit wird in der größern Wichtigkeit ge- 
funden, welche der Verfaffung gegenüber allen fonftigen gejeglichen 
Vorſchriften zugerechnet zu werden pflegt. Ein neuerer deutjcher 
Schriftſteller aber Hat behauptet, daß diejer Sat, in ftreng juri- 
ſtiſchem Denken bewetheilt, nicht als treffend anzuerkennen jet. 
„Entweder nämlich“, fo fagt er, „it der gewöhnliche Gang der 
Sefehgebung überhaupt der richtige, dann ijt fein Grund zur 
Ausnahme gegeben, oder dies ijt nicht der Fall, dann muß er 
überhaupt geändert werden. Das allgemeine Staatsrecht wenig- 
ftens fennt vom Standpunfte des Staates aus Feine Art von 
Geſetzen, welche abjolut wichtiger wäre, als eine andere Art der 
jelben, und kann es nicht begründen, daß der Erlafjung, Abände— 
rung u. ſ. w. von Gefegen, die in einer beftimmten Zeit oder 
von einer Seite aus alS bejonders wichtig betrachtet werden, grö- 
Bere Hinderniffe und Verzögerungen entgegengeftellt werden als 
den übrigen,“ — „Ein anderer ift freilich”, fügt er Hinzu, „der 
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Standpunkt der Gefeggebungspolitif.”! Es wird fich gegen diefe 
Ausführungen faum etwas einwenden laffen; und fo viel dürfte 
daraus mit Sicherheit hervorgehen, daß, wenn man aud die Ab- 
änderung der BVerfaffung felbft nach befondern Gefichtspunften 
für zuläffig erachten darf, diefe Legtern doch im wejentlichen denen 
gleich jein follten, welche in Betreff anderer Gejege in Geltung 
find.” Allein zu der Zeit, da die amerifanifche Conjtitutton ent- 
ftand, war man noch feineswegs zu diefer Auffaffung gelangt; 
man glaubte vielmehr die Freiheit des Volfes, als deren Grund- 
lage man die gefchriebene Verfaffung anfah, nur dadurd in ent- 
Iprechendem Maße fihern zu können, daß man die „Aenderung” 
derjelben nach) ganz andern Vorfchriften einrichtete, als den Gang 
der fonjtigen Gefebgebung, und mit Schwierigkeiten verfnüpfte, 
welche zu vermehren faum denkbar gewejen wäre. Wan behielt 
diefe Amendirung Factoren vor, wefentlich verfchieden von dens 
jenigen, welche die Legislative im allgemeinen darftellen, und ers 
ſchwerte damit die wiffenfchaftliche Auffafjung des ganzen Berhält- 
niffes um ein Bedeutendes; e8 fragt fic) nämlich nunmehr, wie 
in jedem derartigen Falle, ob die Factoren, welche in ihrem Zu: 
jammenwirfen die gejeßgebende Gewalt bilden, oder in Wahrheit 
diejenigen, von deren Ermefjen eine etwaige Aenderung des Grund- 
gefeges abhängt, al8 Zräger der Souperänetät anzufehen feten? 
Man wird die lettern dafür erklären miiffen, wenn man ermägt, 
daß es fchlieklich nur von ihrem Belieben abhängt, ob jene erftern, 
beziehungsweife welche fonjt an deren Statt die Regierung zu 
handhaben befugt fein follen; man wird aber troßdem nur bie 
erftern alg Inhaber der Regierungsgewalt bezeichnen Fünnen, wenn 
man in Betracht zieht, daß diefelben im entgegengefegten Falle 
lediglich die Delegatare jener andern Factoren wären, eine folche 
Anjchauung aber dem im Laufe diefer Arbeit Schon mehrfach her- 
vorgehobenen Gage widerjprechen würde, nad) welchem die Aus 
übung der Regierungsgewalt ein jus personalissimum, d. 5. 


1 Vol. Zofeph von Held, „Grundzüge des allgemeinen Staatsrechtes‘‘, 
8. 168, ©. 236. 

2 Diefen Gefihtspunft hat denn unter anderm aud) die neue deutfche 
Reichsverfaſſung gewahrt. Art. 78 derfelben fautet: „DBeränderungen der 
Berfaffung erfolgen im Wege der Gefetgebung”, und nur der Zujag ift ge- 
macht worden, daß Abänderungsvorfchläge als abgelehnt gelten follen, wenn 
fie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen fich haben. 
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wenn nicht ſchlechthin indelegabel ijt, dod) wenigftens nicht in fo 
alfgemeiner Weije delegirt werden darf, wie das bei dem Hier in 
Rede ftehenden Verhäftniffe anzunehmen wäre, Vom Standpunkte 
der Theorie aus wird der angedeutete Zwiejpalt in Feiner Weife 
zu befeitigen fein, und darum das geltende Recht hingenommen 
werden miüffen wie es Liegt, ohne daß eine durchweg befriedigende 
wiſſenſchaftliche Auflöfung für daffelbe zu finden ift. 

Im Anſchluſſe an diefe Erwägungen, nad) welchen die Bor- 
ſchriften über Nenderung einer Staatsverfaffung überhaupt zu be- 
urtheilen find, miiffen nun nod) Furz diejenigen Grundſätze ange- 
deutet werden, nad) weldjen der gleiche Gegenftand für zufammen- 
gefetste Staaten insbefondere jeine Erfedigung findet. Man follte 
in diefer Hinfiht einen Hauptfächlichen Punkt nicht überjehen: 
die Sonveränetät ijt in zufammengefetten Staaten getheilt zwifchen 
einer Gentralgewalt und je einer von mehrern Particulargewalten; 
jede derjelben bewegt fic) in einer gewiffen, ihr genau zugemefjenen 
Sphäre; es gibt daher zwei begrifflich ganz verfchiedene Mög- 
lichkeiten, die Verfaſſung eines foldjen politifchen Gebildes zu än- 
dern: einerfeits nämlich fann eine Aenderung eintreten, welche 
man ſchlechthin als Angelegenheit, fet es der Centralregierung, 
fei e8 einer Particularregierung, anfehen muß, wie das in allen 
Fällen zutrifft, da innerhalb der dem betreffenden Theile zuge— 
wiefenen Grenzen andere Factoren als die bisherigen zu Trägern 
der ftaatlichen Souveränetät erhoben oder andere formelle Bor- 
ſchriften für die Ausübung der Regierungsgewalt aufgeftellt wer- 
den follen, alfo wo es fic) um eine Aenderung in fubjectiver 
oder formeller Beziehung Handelt. Andererjeits fann ein Wechjel 
in dem Berhiltniffe erfolgen, in welchem jene Regierungen zus 
einander ftehen, d. h. die Verfafjung des zufammengejesten Staa- 
tes als jolchen? geändert werden, wie das gefchieht, wenn die Com- 
petenz der Unionsregierung erweitert, diejenige der Einzelvegierungen 
bejchränft werden foll und umgefehrt, wenn aljo eine Verſchiebung 
in materieller Hinficht auf dem Spiele fteht. Nach dem ganzen Wefen 
eines zufammengefegten Staates follte jede Verfafjungsänderung 
der erjtgedachten Art lediglich, wie ſchon angedeutet wurde, als 
res interna de8 betreffenden Theiles angefehen werden, aljo, um 
gleich auf die amerifanijdjen Zuflände wieder überzuleiten, bei 
einer Aenderung der Unionsverfafjung die Mitwirkung der Einzel- 


5 Bgl. oben Kap. 4, ©. 64. 
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ftaaten als folcher, bei der Aenderung einer Particularverfaffung 
die Mitwirkung der Union als folder nicht erforderlich fein. 

Abweichend davon liegt die Sache, was Verfaffungsinderungen 
der zweitgedachten Art angeht: hier erfahren die betreffenden Theile 
eine Einbuße, beziehungsweife Mehrung ihrer Competenz; bier 
wird bie Souveränetät afficirt und das follte der Natur der 
Gache nad nur gefdehen künnen unter Zuftimmung derjenigen, 
weldje Träger diefer Souveränetät find, d. h. in Amerifa nur 
unter Uebereinftimmung der Union und der durd jene Verfajfungs- 
änderung betroffenen Einzelitaaten. 

Das find in wenigen Worten bie Grundgedanken, nach welchen 
die Lehre von der Verfaffungsinderung im allgemeinen fid) zu 
geftalten hat; e8 werden nunmehr die einfchlägigen Vorfchriften 
- der Eonftitution zu betrachten und nach den foeben entwidelten 
Gefidhtspuntten eingehender zu beurtheilen fein. 


Einunddreißigftes Kapitel. 


Ueber die Aenderung der amerikanifchen Conftitution 
insbefondere. 





Art. V befagt: „Der Congreß foll, wenn zwei Drittel beider 
Häufer e8 für nothwendig erachten, Amendements zu diefer Con- 
ftitution vorfchlagen, oder auf diesbezügliches Erjuchen von feiten 
der Legislaturen in zwei Dritteln aller Staaten eine Convention 
zur Aufftellung von Wmendements berufen, welche in beiden Fällen 
ihrem ganzen Inhalte und Geifte nad, als Theil diefer Confti- 
tution in Kraft treten follen, wenn fie durch die Legislaturen in 
drei Vierteln aller Staaten oder durch Conventionen in drei Vier- 
teln derfelben genehmigt werden, je nachdem die eine oder andere 
Art der Genehmigung vom Congreffe follte vorgefchlagen worden 
fein, doch joll fein Staat ohne feine Zuftimmung das (mit allen 
andern) gleichmäßige Stimmredht im Senate verlieren dürfen.” ! 

1 „The Congress, whenever two thirds of both houses shall deem 
it neceesary, shall propose amendments to this Constitution or, on 
the application of the legislatures of two thirds of the several States, 
shall call a convention for proposing amendments, which, in either 
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Danach gibt es alfo zwei Möglichkeiten, die Verfaſſung zu 
ändern; die eine derjelben geftaltet fic) folgendermaßen: Beide 
Häufer des Congrefjes beſchließen, je mit einer Zwei-Drittel- 
Majorität, ein Amendement beftimmten Inhaltes dem Grundgeſetze 
beizufügen; ift dies geſchehen, dann werden die betreffenden Bor- 
ſchläge entweder an die einzelnen Staatslegislaturen überfandt oder 
aber in den Einzeljtaaten ,,Conventionen” berufen, um über jene 
Vorſchläge abzuftimmen. Zunädft muß fejtgeftellt werden, was 
man unter einer foldjen „Convention“ zu verftehen habe? Man 
bezeichnet damit eine Verſammlung von Perfonen, welche von dem 
Volke, d. h. wenigſtens der Negel nad, von den mit Bezug auf 
das Unterhaus des betreffenden Staates activ wahlfähigen Staats» 
bürgern eben zu dem befondern Zwede gewählt werden, über 
Verfaffungsinderungen zu bevathen; nähere Beftimmungen enthält 
die Conjtitution über diefen Punft nicht, allein als Vorbild für 
derartige Berfammlungen haben ihr offenbar jene „Conventionen“ 
vorgeſchwebt, welche, wie im Eingange diefer Arbeit ausgeführt 
worden ift, den Grund zu der jegt geltenden Conftitution legten 
und aus allgemeinen Wahlen der angegebenen Art hervorgingen, 
Ob mun der endgültige Entjcheid über die vom Congreffe ge- 
machten Vorſchläge von foldjen ,,Conventionen’ oder von dem 
Stantslegislaturen getroffen werden follen, hängt, wie man ges 
jeden Hat, von dem Willen des Congrefjes ab; und hier ergibt 
fich der erſte Zweifel. Man denke fid), daß im Congres die Au— 
ſichten über die Frage, welden der angedeuteten Wege man cine 
zufchlagen habe, getheilt jeien; genügt zur ſchließlichen Beantwor- 
tung diefer Frage eine einfache Majorität, oder ijt in jedem der 
beiden Häufer eine Zwei-Drittel-Majorität für das eine oder das 
andere erforderlih? Man wird das erftere anzunehmen haben; 
einmal nämlich fpridjt der Wortlaut der Eonftitution nur von 


case, shall be valid to all intents and purposes as part of this Con- 
stitution, when ratified by the legislatures of three fourths of the 
several States or by conventions in three fourths thereof, as the one 
or the other mode of ratification may be proposed 

provided (that no amendment which may ' 

year 1808 shall in any manner 

sect. IX of art. I, and) that no 

deprived of its equal suffrage 

Worte Haber felbftverftändfich heı 

darum aud im Terte nicht 
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„Vorſchlägen durch den Congreß“, ohne ausdrüdlid eines bes 
ftimmten Zahlenverhältnifjes zu erwähnen; e8 miiffen daher offen- 
bar diejenigen Grundfäße in Anwendung gebradt werden, welche 
mit Bezug auf die Beichlüffe der beiden Häufer im allgemeinen 
Geltung haben; und dann handelt es fich hier doch Lediglich um 
ein „formelles’ Moment. Das legtere fann allerdings thatfäch- 
lid) von großer Wichtigkeit werden, denn es ift wohl denkbar, daß 
die Staatslegislaturen den betreffenden Vorſchlägen abgeneigt 
find, während die Conventionen eine Ausficht auf Annahme jener 
Borjchläge erwarten laſſen; allein das erfcheint nicht von Belang. 
In einer ,,conftituirenden Convention’ fann nicht anders als in 
der Legislatur nur der Ausdrud der politijd befähigten Elemente 
gejehen werden, welche innerhalb eines Staates zu finden find, 
und darum iſt grundfäglich zwifchen beiden ein Unterjchied nicht 
anzuerfennen; es darf daher auch die Frage, ob eine Convention 
oder die Legislatur über ein Amendement zu berathen habe, nicht 
für fo bedeutungsvoll angefehen werden, dak zur Entjcheidung 
derjelben eine größere als die einfache Majorität erforderlicd), be- 
ziehungsweife ein Amendement felbft hinfällig wird, weil für diefe 
rein formelle Frage fic) eine Zwei-Drittel-Majorität nicht erzielen 
läßt. Innerhalb der Conventionen, beziehungsweife der Legis- 
laturen felbft genügt dann, dem Wortlaute der Conftitution nad, 
zur Annahme der ihnen unterbreiteten Vorſchläge die einfache 
Majorität; aud) das erhellt von felbft, daß diefe Verfammlungen 
ausfchlieglich über Annahme oder Verwerfurg der bezüglichen 
Vorſchläge zu enticheiden haben und nicht beredtigt find, an 
Stelle der lettern andere zu fegen, welche ihnen genehmer er- 
Icheinen. Wenn drei Viertel aller Conventionen oder Legislaturen 
zuftinnmen, gilt das Amendement als Beftandtheil der Ver—⸗ 
faffung. 

Die zweite Medglichkeit, ein folches Amendement zu Stande 
zu bringen, weicht von der foeben befprochenen hauptjächlich darin 
ab, daß der Anftoß zu dem ganzen Proceffe nicht von dem Con- 
greß, jondern von den Staatslegislaturen ausgeht. Zwei Drittel 
der Legtern haben ,,da8 Erjuchen um eine Verfaffungsänderung 
zu ftellen’; und nun foll in diefem Falle der Kongreß eine 
Convention berufen, welche Abänderungsvorjchläge zu machen Hat. 
Wie diefe Convention zu bilden fei, wird auch hier wieder nicht 
befonders hervorgehoben; nad) allem jedoch, was oben bereits 
über Ddiefen Gegenftand vorgetragen worden ijt, muß man ane 
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nehmen, daß «8 fic) dabei um eine Verſammlung handelt, welche 
nad) denfelben Grundfägen wie das Nepräfentantenhaus gewählt 
wird, und fic) von diefem nur infofern unterfcheidet, als fie ledig⸗ 
lich über Verfaffungsfragen zu bejdliefen Hat. Das alles it 
und an der Beftimmung aud) im übrigen nichts 

auszufegen, foweit es ſich um den Fall handelt, daß die ger 
fammte Con itution cine Aenderung erfahren joll; in diefem 
zelnen Staatslegislaturen vorausfihtlich nur 

emein gehaltenen diesbezüglichen Antrag ftellen oder 

doch ne gewiffe Punkte als vornehmlich der Abänderung bedürftig 
iy elbſt, wenn einige oder alle Staatslegislaturen 
earbeiteten Entwürfen auftreten follten, jo wiirden 

m zweifellos untereinander vielfad) abweichen. Alſo 

d eine einheitliche Berathung über alle eingegangenen 


je fällt dann eben der vom Congreß be- 

ention zu, Aber, wenn man num einen andern und 

figer denkbaren Fall fest, daß nur die Abänderung 

ejtimmten Grundjages aus der bisherigen Verfaffung 

wird, jo ijt es durchaus wahrſcheinlich, daf die Bore 

ſchläge der einzelnen Staaten miteinander in Einklang ſtehen 
werben; wenigitens ift nicht erfichtlich, wie zwei Drittel aller 
ven Wunfc nach einer derartigen Verfaffungsänderung 

N ern vermögen, ohne genau anzıtgeben, worin diefelbe bes 
tehen folfe, Trifft das aber zu, dann fann man gar nicht bee 
ifen, warum nun nod) einmal eine Convention erforderlich 

d, welche ihrerfeits Vorſchläge machen foll; die Thätigkeit der- 

en wird höchſtens in der Redaction der von den Legislaturen 
ausgehenden Vorfdliige bejtehen Fönnen, man müßte denn geradezu 
annehmen, daß fie anc) Hinfichtlich anderer, als der von jener in 
Anregung gebrachten Punkte, Amendementsentwürfe auszuarbeiten 
befugt jet; aber dann wäre es möglich, daß Amendements zu 
Stande gebradt würden, an welde die Staatslegislaturen viel- 
leicht gar nicht gedacht haben, obgleich diefe letztern doch hier als 
ausſchließlich maßgebend feinen angejehen werden zu follen. Die 
Sadje würde jo ftehen, daß, wenn mit Bezug auf ivgendeine ganz 
untergeordnete Beftimmung des Verfaffungsrechtes eine von der 
bisherigen abweichende Ordnung der Dinge fic) als wünſchens— 
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werth herausftellt, die ganze Conftitution bei diejer Gelegenheit 
über den Haufen geworfen werden finnte. Richtig ift allerdings, 
daß nur unter diefer VBorausfegung die von der Conftitution aus- 
nahmslos geforderte Berufung einer Convention ihre Erklärung 
finden fann; aber ebenjo richtig, daß damit das gefammte dffent- 
liche Leben der Nation Aufregungen ausgefest ift, welche derfelben 
völlig unerwartet fommen und eben darum zu ganz unberechen- 
baren Folgen zu führen vermögen; darum fcheint e8 gerathen, 
die Convention ftreng an die Anträge der Staatslegislaturen zu 
binden; die amerikaniſche Wiffenfchaft hat diefe Frage bisher gar 
nicht beachtet, gefdweige denn beantwortet. 

Hat die Convention mit einfaher Majorität ihre Beſchlüſſe 
gefaßt, fo wiederholt fid) der oben näher beiprochene Procek, wo- 
nad) der Kongreß jene Vorjchläge entweder den einzelnen Staats— 
legislaturen oder befonders zu berufenden Konventionen zu unter- 
breiten hat, und das Amendement als angenommen gilt, wenn 
drei Viertel der Legislaturen oder Conventionen daffelbe ges 
nehmigen. 

Eine nicht unwidtige Frage ift nun die, ob zur Ausführung 
der in dem einen oder andern Falle vom Kongreß gefaßten Bee 
ihlüffe, wie beim Procefje der einfachen Gefebgebung, die Mit. 
wirfung des Präfidenten erforderlich werde? Allein die Conftitution 
erwähnt davon fchlechterdings nichts; und da, der Auffaffung der 
Conftitution nad), die Aenderung des Grundgeſetzes begrifflich ver- 
Schieden ijt von der Aenderung jedes fonftigen Gefeßes, fo muß 
man allerdings annehmen, daß die ZJuftimmung des Präfidenten 
zu irgendeinem Amendement der Conftitution unnöthig fei, um 
jo mehr, al8 befonders vorgefchrieben wird, daß der Kongreß alle 
Beichlüffe hinfichtlid) des fraglichen Punktes mit einer Zwei— 
Drittel-Majorität zu faffen habe, und in folhem Falle ja aud 
nad den Beftimmungen über den Proceß der einfachen Gefeß- 
gebung das Veto des Präfidenten regelmäßig bedeutungslos were 
den wird. ? 

Neben den Bedenken, wie fie foeben hervorgehoben worden 
find, knüpfen fi aber an den Art. V nod andere allgemeinerer 
und jchwerer wiegender Natur. Gest man den Fall, daß die 
Amendementsvorjchläge den Staatslegislaturen unterbreitet werden, 


2 Die Frage ift Übrigens aud) in diefem Sinne fdon entſchieden wor—⸗ 
den. gl. Hollingsworth v. Virginia, 3 Dall. 378. 
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jo ergibt fic) eine weſentliche Lücke infofern, als jede Beſtimmung 
darüber fehlt, ob diefe Körperjchaften überhaupt, beziehungsweife 
wann fie über den Gegenftand zu berathen haben? Cs faun ge 
ſchehen, daß eine beliebige Zahl derfelben, welche aber nicht drei 
Viertel der Gejammtheit erreicht, ein Amendement genehmigt, 
während andere eine Aeuferung über Annahme oder Verwerfung 
jener zumächft ſchlechthin ausſtehen Lafjen, und ihre Genehmigung 
vielleicht exft zu einer Zeit ertheilen, in weldjer das Bedürfniß 
nad) einer derartigen Verfafjungsänderung gar nidt mehr vor- 
handen ift. Die Einheitlichkeit der maßgebenden Factoren, welche 
der Natur der Gache nach ein wejentliches Merkmal fiir jebweden 
Gejegebungsproceß bildet, wird Hier gänzlich vermifit, obgleich 
fie — vom Standpunkte der Gefeggebungspofitif geſprochen — 
dod) in demjelden Maße höher betont werden müßte, für je wich— 
tiger man die Gefese erachtet, um weldje es fid) handelt, aljo 
obgleich fie ganz bejonders da gewahrt fein follte, wo Abände- 
rungen des Grumdgefeges feldft in Frage ftehen. Wenn man fic 
aus der Zerfahrenheit Herausarbeiten will, in welche auf dieje 
Weife das öffentliche Recht durd) den Art. V gebracht wird, jo 
gibt es nur Eine Möglichkeit: man muß den Sag aufftellen, daß 
jede Staatslegisfatur in ihrer nächjten, der Ueberfendung der 
fraglichen Amendementsvorichläge folgenden Situngsperiode über 
diefelben zu befchliegen gehalten fei. Einen Anhalt für diejen 
Sag bietet- die Conftitution freilich nicht; aber man wird ihn 
anerfennen miiffen, follen anders die hier in Rede ftehenden 
Verhältniffe eine einigermaßen entfprechende Regelung erfahren. 

Noch bedenklicher erjcheint die von der Conftitution ebenfalls 
unbeantwortete Frage, ob eine Staatslegislatur, welche hinſichtlich 
gewifjer Amendementsvorichläge Bejchlüffe gefaßt hat, diefe wider- 
rufen dürfe oder nicht? Man ſetze zumächjt den Fall, dag ein 
Amendement von einigen Staatslegislaturen, deren Zahl aber 
nicht drei Viertel der Gefammtheit erreicht, genehmigt, von den 
andern dagegen verworfen wird; nad) geraumer Zeit gefällt es 
einzelnen dev Legtern — vielleicht fo vielen, daß die Zahl der- 
ſelben, der dev erftern Hinzugerechnet, ſchließlich drei Viertel der 
Geſammtheit ergibt — nochmals über den Vorſchlag abzuftimmen, 
welcher nunmehr genehmigt wird. Diefer Fall ijt an fic) jehr 
wohl denkbar, ebenfo wie der umgekehrte, welder denn aud) bei 
Erlaß des XIV. Amendements thatſächlich eintrat. Dafjelbe wurde 

Schlief, 25 
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im Laufe der Zeiten von drei Vierteln aller Staaten, unter welchen 
fih Ohio und Newjerſey befanden, genehmigt; ehe jedod) die Zahl 
vollitändig war, zogen die beiden genannten ihre Zuftimmung 
zurüd. Ohne auf die höchſt ergögliche Gefdhichte jener Zeit näher 
einzugehen, braucht hier nur gejagt zu werden, daß diejer Wider- 
ruf als unftatthaft, das Amendement daher als gültig angefehen 
und vom Staatsfecretär proclamirt wurde. Unter den amerifa- 
nischen Publiciften hat fic) bisher ein einziger, nämlich Cooley, 
und aud) diefer nur mit wenigen Worten gemüßigt gefunden, auf 
diefen Gegenftand einzugehen; er meint, daß an fic) auf denfelben 
die privatrechtlichen Grundjäge über die Annahme einer Offerte 
in Anwendung zu bringen feien, jede Legislatur daher ſolange 
das Recht habe, von ihren einmal gefaßten Beichlüffen zurüdzu- 
treten, alS nicht thatfächlich drei Viertel aller Staaten eine Wenfe- 
rung ihres Willens abgegeben haben? Wollte man das gelten 


5 Bgl. hierüber Cooley im Anhange zu feiner Ausgabe des Story’fchen 
„Commentars“, Anmerkung 1 zu $. 1929, ©. 649 fg. Schon Mohl fagt 
aa. O., ©. 136: „Es ift diefe Gefesgebung fiber die Veränderung der 
Verfaffungsurfunde feineswegs vollftändig zu nennen; fo ift 3. 2. feine Be- 
ftimmung des Zeitraumes vorhanden, binnen bdeffen jeder Bundesftaat feine 
Abftimmung Über eine vorgefchlagene Aenderung des Grundgefeßes abzugeben 
hat. Ferner tft gleichfalls darliber feine Beftimmung getroffen, ob ein 
Bundesftaat, weldjer jeine Stimme verneinend abgab und dadurd) beitrug, 
daß die Aenderung der Verfaffung beftimmt verworfen wurbe, fpäter aus 
eigenem Antriebe und ohne daß derfelbe Vorſchlag allenfalls aufs neue durch 
einen andern Beichluß des Congreffes der Abftimmung der Bundesftaaten 
unterworfen worden wäre, feine Abftimmung ändern, den Vorfchlag neu ane 
nehmen und dadurd) vielleicht feine gefeblidje Gültigkeit enticheiden fann. Es 
ideint Übrigens dieſes Recht den Bundesftaaten nicht zugefichert; fobald durch 
hinreichende Stimmzahl entidieden tft, daß der Vorfchlag verworfen wurde, 
hat er gar feine gejeßliche Eriftenz mehr, und er fann nicht wieder durd) 
eine einfeitige und incomtpetente Handlung eines einzelnen Bundesſtaates ins 
Leben gerufen werden. — Das einzig verfaſſungsmäßige Mittel, einen einmal 
förmlich verworfenen Aenderungsvorſchlag annehmen zu machen, kann alfo 
nad) dem Bisherigen fein anderes fein, als ein neuer in den oben anges 
gebenen Formen vom Congreffe ausgehender Vorſchlag und die darauf nun 
bejahend erfolgende Abſtimmung.“ 

Moh! fagt zwar nur, daß ein einmal gefaßter Beſchluß nicht diirfe 
widerrufen werden, fobald die nöthige Zahl der Staaten in bejahendem oder 
verneinendem Sinne abgeftimmt hat, und fpridjt fid) alſo nicht darliber aus, 
wie es feiner Anficht nad) zu Halten fet, wenn ein folder Widerruf ergeht, 
ehe drei Biertel der Staaten nad der einen oder andern Seite bin ents 
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laffen, fo wirde dadurd eine Schraube ohne Ende geſchaffen, 
welche im öffentlichen Rechte ebenfo unzuläffig erſcheint, als bie 
Befugniß der einzelnen Staaten, ihre Beſchlüſſe über Amende- 
mentsvorjchläge auf beliebige Zeit auszufegen. In der That: es 
ift eine einfache Folge unabweisbarer Zweckmäßigkeitsrückſichten, 
fid) zu jenem Grundfage zu befennen, welchen der Staatsjecretär 
der Union im Sahre 1868 in Anwendung bradjte, indem er den 
Widerruf einer einmal ertheilten Amendementsgenehmigung unbe 
rückſichtigt ließ; jeder derartige Beſchluß muß zweifellos als ein 
endgültiges Urtheil angefehen werden, ausgeſprochen lediglich, auf 
Grund von Erwägungen über die Natur des Gegenftandes, und 
nicht gefällt mit Rückſicht auf die innerhalb der andern Staaten 
etwa zu Tage tretenden Anfichten. Diefer Meinung wendet fid) 
übrigens Cooley in dem von” ihm bearbeiteten Anhange zu dent 
Story'ſchen Commentar ſchließlich ebenfalls gu*, und ganz die 
gleiche Löfung muß aus denfelden Gründen auch der erftgedachte 
der beiden Fälle finden, in welchem es fic) um die nachträgliche 
Annahme eines einmal verworfenen Vorjchlages Handelt. 

Der Art. V läßt, wie man fieht, jenen Unterſchied gänzlich 
außer Acht, welder, nad) den Ausführungen im vorigen Kapitel, 


ſchieden Haben; aber aus allem, was er vorträgt, geht dod) mittelbar hervor, 
daß der Widerruf eines einmal förmlich gefaßten und befannt gegebenen Bee 
fdiluffes überhaupt unftatthaft fei. Zu biefer Anfidht muß fi; vernlinftiger- 
weife aus den im Texte entwidelten Gründen jeder befennen, der fdjarf- 
fihtig genug war, aus fic) felbft Heraus die ce der Berfalfung Hinfichtlich 
des fraglichen Punftes zu emtdeden. 

Daf dann der umgekehrte Fall, über welchen fic) Mohl nicht ausläßt, 
der Widerruf einer einmal abgegebenen Annahmeertlirung, ebenjo wie dere 
jenige behandelt werden müffe, welchen ev beifpielsweife des Nähern 
ausführt, verfteht fid) ganz von felbft. 

Das alles wird darum fo bejonders hier hervorgehoben, weil Mohl's 
Arbeit im Jahre 1829 erfchien; gegen Ende der ſechziger Jahre ofjenbarte 
fic) dann die Mangelhajtigteit der Conjtitution in der gedachten Beziehung 
durch einen praftifchen Fall; aber feiner dex amerikanifchen Publiciften hatte, 
wie gefagt, bis dahin der Frage and) nur die geringfte Aufmerkſamkeit ges 
ſchenkt, und nod) weniger hatte damals irgendjemand eine Ahnung davon, 
daß bereits vierzig Jahre vorher eim deutſcher Schriftfteller weiter gefehen 
hatte, als alle amerifanifchen Juriften vor und nad) ihm. 

Man hätte fich, wie bereits im zweiten Kapitel angedeutet wurde, ſchon 
längft an der fritiihen Behandlungsweife, welche Mohl der Conftitution zus 
theil werden Lief, ein beherzigenswerthes Beijpiel nehmen follen! 

"Bl. a. a. D., ©. 652. 
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mit Bezug auf die Aenderung der Verfaffung in zuſammengeſetzten 
Staaten immer fejtgehalten werden follte; und dabei gelangt man 
zu einer der intereffanteften Streitfragen aus dem gefammten 
amerifanif—hen Rechte, welche freilich von den Amerikanern jelbft 
bisher kaum jemals aufgeworfen worden ijt. Richtig ift, daß die 
Unionsverfaffung die Competenz der Unionsregierung regelt und 
andererfeits Art. V ganz allgemein von „Berfafjungsänderungen‘“ 
ſpricht. Danach hätte man, auf den erſten Blick betradhtet, un- 
zweifelhaft anzunehmen, daß eben in dem durd) Art. V vorge- 
ſchriebenen Modus auc) die Competenz der Union erweitert, die- 
jenige der Einzelftaaten verkürzt werden dürfe und umgekehrt; 
allein dadurch würde dod) unbedingt, wie bereits im vorigen Ka— 
pitel angedeutet, nicht fowol die Verfaffung der Union, als eines 
einheitlichen Organismus, jondern diejenige der Vereinigten Staa- 
ten, als eines zufammengejegten Staates, in Mitleidenjehaft ge- 
zogen; diefe Tegtere befteht aus der Unionsverfafjung und der 
Summe aller Particularverfaffungen, ſodaß das Verhältniß, im 
weldem innerhalb des Ganzen Centralftaat und Einzelftaaten gu- 
einander ftehen, bejtimmt wird durch den Gejammtinhalt jener 
Verfaffungen. Daher wird ſchon fraglich, ob es überhaupt eine 
rechtliche Möglichkeit gibt, diefes Verhältniß zu ändern, und, wenn 
jo, dann ift ſicherlich nicht ohne weiteres anzunehmen, daß dafiir 
der im Art. V vorgefchriebene Modus Anwendung findet, Es ift 
zwar, wie fdon mehrfach hervorgehoben, ein allgemein erfannter 
Grundſatz, dag die Unionsverfaffung einen Beftandtheil jeder Par- 
ticularverfaffung bilde; aber das bedeutet dod) nur, daß die Unions. 
verfaffung als ein Ganzes betrachtet, foweit fie die Thätigfeit der 
Gentralgewalt vegelt, von den Einzelftaaten refpectirt werden muß, 
nicht daf fie auch die Sphäre der legtern als ſolche berührt”, bas 
fann höchftens da geſchehen, wo es ausdrücklich vorgefchrieben wird, 

Es müßte nad) allem Gefagten, ftreng genommen in jedem ju- 
fammengejegten Staat neben der der Centralgewalt zu Grunde 
liegenden Verfaffung noc) ein befonderes Inftrument geben, welches 
das Verhältnig der Central- und Particulargewalten zueinander, 
beziehungsweife die Möglichkeit feiner Aenderung feftitellte; die 
diesbezüglichen Beftimmungen können allerdings der herrſchenden 
und namentlich durch praktiſche Rückſichten wohlbegründeten An— 
ſchauung nach auch in der Unionsverfaſſung niedergelegt werden, 


Bol. oben Kap. 25, ©. 340 fg. 
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aber fie haben fid dann eben, um das zu wiederholen, ausdrücklich 
als folche zu kennzeichnen, welde nicht bloß die Union, fondern 
den zufammengefegten Staat in jeiner Totalität, alfo auch die 
Gingelftaaten angehen. Da das der Art. V nicht thut, und ſich 
auch fonft nirgends eine authentijde Vorſchrift findet, welche die 
Hier in Rede ftehenden Fragen vegelt, fo könnte man dazu ge- 
langen, die BVerfaffung der „Vereinigten Staaten‘ infoweit für 
eine ungejchriebene zu erklären; und was danach Rechtens fei, kann 
dann im Grunde nur aus der Präcedenz oder durch die Wiffen- 
ihaft aus der Natur der Sache gefolgert werden. Die Natur 
der Sache aber erfordert, wie bereits dargethan worden ift, für 
eine Verſchiebung der Competenzvertheilung in der angedeuteten 
Art die Zuftimmung der Unionsregierung und der Einzelvegie- 
rungen; das dürfte man nun aud) für Amerika tro des Art. V 
darum gelten Laffer, weil eine Veränderung der durch die Con- 
ftitution von 1787 angebahnten Competenzvertheilung bisher eigent⸗ 
{ich nod) nicht ftattgefunden hat. Freilich enthalten andererjeits 
die Art. XTV und XV der Amendements in die Hoheitsrechte 
der Einzelftaaten Eingriffe, welche von einer Aenderung der Con- 
ftitution Hinfichtlich der Competenzvertheilung nicht ehr verſchieden 
find, ſodaß man ſchließlich doch die Geltung des Art. V in der 
Hier fraglichen Hinficht zum mindeften durch Präcedenz feſtgeſtellt 
eradjten darf; jedenfalls Hat man gu beachten, daß damit der 
wejentlichfte Keim zu einem Uebergange der Vereinigten Staaten 
in einen reinen Ginheitsftaat gelegt wird, denn jeder Particular— 
ftaat fann ſchließlich all feiner Befugniffe verfuftig gehen, ohne 
daß er im Stande wäre, einer folchen Möglichkeit fic) erfolgreich) 
zu widerfegen. . 

Wol aber ift die Zuftimmung jedes einzelnen Staates als 
ſolchen nothiwendig, wenn es darauf ankommt, demfelben fein dem 
afer andern Staaten gleihmäßiges Stimmrecht im Senate zu 
entziehen; für dieſe Vorfehrift läßt fic), wenigftens aus dem Weſen 
der Sache an fid, gar fein ftihhaltiger Grund erfinden; es han- 
delt fich Hier um die Frage, welche Subjecte zu Trägern der 
Unionsfouveränetät zu berufen feien? ine diesbezügliche Ver— 
faffungsänderung aber muß, wie das oben näher befprochen wor 
den ift, lediglich als Gade der Union angejehen werden. Eine 
Mitwirkung der der letztern coordinivten Einzelftanten in diefer 
ihrer Eigenfchaft ift überflüffig. Sie leiten die Befugniß, eine 
beftimmte Vertretung im Senate zu ‚haben, nicht aus fich felbft, 
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fondern aus der der Union als folder zu Grunde liegenden Ver— 
faffung her, und darum dürfte ein gleihjam privatrehtliher Ber- 
zicht auf diefe Befugnif von jeiten gerade desjenigen Staates, 
dem fie genommen werden foll, nicht erfordert werden, Wie die 
verfaffjungsmäßig für die Union gegebene Möglichkeit, ihre Com- 
petenz ohne Genehmigung aller oder gerade der von einem folchen 
Vorgange betroffenen Einzelftaaten zu erweitern, dem Uebergange 
zu einem Ginheitsjtaate allzu günftig exjcheint, fo entfpricht die 
Vorſchrift Hinfichtlich des Stimmrechtes im Senate mehr dem 
Charakter eines Staatenbundes als eines Staatenftaates. 
Schließlich erübrigt, nod) einen nicht unwidtigen Punkt zu 
befpredjen. Cs handelt fid) dabei um einige Fälle, welche nad) 
amerifanifchem Rechte, abweichend von dem Rechte der fonftigen 
conftitutionelfen Staaten, nicht als Berfaffungsänderungen zu haben, 
nämlich: erftens ‚die Erwerbung neuen Landgebietes, zweitens die 
Aufnahme neuer Staaten in die Union und drittens eine Aende- 
rung in dem Beftande der in der Union, bereits vorhandenen 
Staaten. Hinfichtlich der beiden erjten Punkte muß hier vor— 
weg eine Stveitfrage erledigt werden, welche ſchon öfter an- 
deutungsweife berührt worden ift. Es erjcheint nämlich zweifel- 
haft, ob die Union befugt ijt, fei es „Staaten“, fei es 
„Zerritorien“, welche bisher der Union nicht zugehörten, im 
Wege der Eroberung zu erwerben? Die amerifanifchen Publi- 
ciften, wenigftens der großen Mehrzahl nach, beftreiten das, indem 
fie behaupten, daß eine diesbezügliche Befugniß der Union dem 
Grundfage von dem „Selbſtbeſtimmungsrechte““ der Völker wider- 
ſprechen würde. Man muß allerdings vom Standpunkte der heu— 
tigen Wiſſenſchaft aus als richtig anerkennen, daß niemand, der 
Unterihan einer Staatsgewalt ift, gegen feinen Willen zum Mit- 
gliede eines andern Staatsverbandes gemacht werden dürfe; aber 
deswegen fann nod) nicht die Eroberung fremder Gebiete für 
ſchlechterdings unzuläffig erklärt werden, denn dabei handelt es 
fich nämlich, theovetifch gedacht, gar nicht um eine Zwangsnaturali- 
fation derjenigen, welche folche Gebiete bewohnen, jondern lediglich 
um die aus zwingenden Gründen, meift politifcher Natur, gefor- 
derte Erwerbung des „Landes“. Daf dann auch naturgemäß die 
Dberhoheit des erobernden Staates fid) auf die Bevölferung 
dieſes Landes erjtreden muß, iſt ein nothwendiges Uebel, welches 
der Bethitigung des Selbfterhallungstriebes gegenüber, wie er 
juriſtiſch als die Veranlaffung jeder derartigen Gewaltmafreget 
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angefehen werden muß, nicht mehr ins Gewicht fallen darf; aufer- 
dem aber pflegt, und zwar fehr zutreffend, Heutzutage den ein- 
zelnen Bewohnern eines eroberten Landes überlaffen zu werden, 
ob fie die Oberhoheit des erobernden Staates anerkennen wollen 
oder nicht, in der Art, daß ihnen, wenn fie fid) für das letztere 
entjcheiden, die Auswanderung bis zu einem beftimmten Priclufiv- 
termine geftattet wird. Auf diefe Weife fann dann nach juriſtiſch 
unanfedtbaren Grumbfägen der Eintritt der im Lande verbleiben- 
den Bevöfferung in den neuen Staatsverband als ein durchaus 
freiwilliger angefehen werden. Seder Staat, und darum aud) die 
Union, muß alfo, der Natur der Gache nach, in der Lage fein, 
fremde Gebiete nicht nur durch Vertrag mit andern Staaten, 
fondern aud) im Wege der Eroberung zu erwerben» Ob ein neu= 
erworbenes Gebiet dann zunächft nur mit den Rechten eines Terri 
toriums auszuftatten oder fogleic) als „Staat“ anzuerkennen jet, 
wird fic) regelmäßig nad) Zwedmäßigfeitsrüdfichten bejtimmen. 
Was den Erwerb neuer Territorien insbefondere anlangt, fo 
wurde ſchon an anderer Stelle nachgewiejen, daß man die Union 
als folde, und zwar ausſchließlich, d. H. nicht concurrivend mit 
den Einzelftaaten, dazu für befugt erachten müſſe“; hier fragt 
fic) nun eben nur, ob ein derartiger Erwerb nicht als eine Ab- 
änderung der bis dahin geltenden Verfaſſung anzufehen ift, ſodaß 
er nicht Lediglich in das Ermeffen des Congreffes geftellt fein 
dürfe? Die Conftitution, welche ja, wie man gefehen hat, ſich 
über diefe ganze Materie überhaupt nicht ausfpricht, beantwortet 
natürlich aud) die letgebachte Frage nicht; aber wenn anders richtig. 
ijt, daf für die Beantwortung derfelben im allgemeinen die größere 
oder mindere praftifche Wichtigkeit gewiffer Bejtimmungen den 
Ausschlag geben müſſe, fo jollte der Erwerb neuen Landgebietes 
in der That als eine Aenderung der bisherigen Verfafjung be- 
trachtet werden; denn die neuere Wiffenfdaft faßt, und nicht mit 
Unrecht, das Staatsgebiet, d. h. denjenigen Theil der Erdober- 
flähe, welcher gleihjam die räumliche Unterlage des ſtaatlichen 
Dberhoheitsrechtes bildet, für ein mindeftens nad) der praftijchen 
Seite hin ebenfo wefentlides Kennzeichen jedes einzelnen concreten 
Staatswejens auf, wie etwa deffen Regierungsform, Andererſeits 
muß man freilich zugeben, daß die „bloße Erwerbung neuen 


© Bol, oben Kap. 26. 
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gebietes‘, wie fie nad) dem Kunftausdrude des amerifanifchen 
Staatsrechtes fic) als die „Befigergreifung eines Territoriums“ 
hinftelft, darum weniger Bedeutung Hat, weil der Bevölferung 
der Territorien weder eine derjenigen der Particularftaaten ent» 
fpredende Autonomie nod) eine Theilnahme an der Regierung der 
Union als joldjer gebührt. Wie dem immer aber and) fein mag, 
thatfächlich gemiigt ein einfacher Act der Regierung; da nämlich 
nad) dem ganzen Geifte des amerifanifchen Staatsrechtes, jedes 
Territorium dazu bejtimmt ift, fpäterhin einen Staat zu bilden, 
alfo gleichfam eine diesbezügliche rechtliche Erjpectanz in fic) trägt, 
und die Aufnahme neuer Staaten, wie fogleich gezeigt werden ſoll, 
ausdrücklich in das bloße Belieben der Legislative gejtellt wird, 
fo muß nad) dem alten Sake; minus inest majori, die legtere 
aud) unbedingt in der age fein, ihrerſeits über den Erwerb neuer 
Territorien zu bejchliehen.” 

Um nun zu dem beiden andern Fällen überzugehen, in denen 
die Aufnahme neuer Staaten oder eine Veränderung in dem Ge— 
bietbefisftande der in der Union bereits vorhandenen Staaten in 
Frage fteht, fo wird die Behauptung Feiner weitern Begründung 
bedürfen, dak zwar in dem erftern die Rechtsſphäre der Union 
ausſchließlich, im andern aber diefe und diejenige beftimmter Einzel⸗ 
ftaaten berührt wird, alfo and) die im Obigen entwidelten dies— 
bezüglichen Gefihtspunfte plaggreifen müffen. Merkwirdig ift 
mm, daß die Conjtitution — um das hier vorweg zu bemerfen — 
in dem legten Falle geradezu das Richtige getroffen hat. 

Ueber die „Aufnahme neuer Staaten” beftimmt Art. DV, 
Sect. III (1), fehr lakoniſch: „Neue Staaten können duch dem 
Congreß in diefe Union zugelaffen werden.”® Dabei handelt 


7 Allerdings wird aud) der Priifident, mit und unter Beirat) und Zur 
fimmung des Senates, im Stande fein, auf dem Wege des Vertrages mit 
auswärtigen Mächten neue Territorien zu erwerben, weil nämlich in der ane 
gebeuteten Richtung durd) diefe Factoren die „Megierung" in ganz der näm- 
fidhen Weiſe gehandhabt wird, wie im übrigen durch die Legislative. Der 
Einfluß der letztern auf Vorgänge ber angedeuteten Art beftimmt fi dann 
lediglich durch die allgemeinen, bereits früher entrwidelten Grundſätze. Bgl. 
oben Rap. 20, ©. 249 fg. 

® „New States may be admitted by the Congress into this Union.” 
Auch die Bedenten hinfichtlich dieſes Bunttes hat ſchon Mobl richtig ertannts 
vgl. a. a, O., ©. 83, Anm. 2, wo er jagt: „Wol läßt ſich die Frage aufs 
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es fic) aber, wie aus dem Vorhergehenden wird far geworden 
fein, nicht nur um die „Aufnahme eines Staates, welcher bisher 
nicht zur Union gehörte”, fondern auch um „bie Anerkennung 
eines Territoriums als Staates“. 

Man Hat bei diefer Vorſchrift außer Acht gelaffen, daß es fic) 
hierbei, wie bei dem Erwerbe neuer Territorien, ja in nod) weit 
höherm Grade um Dinge Handelt, die von der größten praktifchen 
Wichtigkeit und darum weit verfchieden von fonftigen Regie 
rungsacten, zwedentfprechend dem einfachen Gange der Gejeb- 
gebung entrückt fein follten. In der That: wenn man die 
Zahl der Staaten vermehrt, welche die einzelnen Beftandtheile 
der Union bilden, jo wird freilich nicht das Princip geändert, 
nad) welchem ſich die Staatsgewalt zufammenfekt, denn nad) 
wie vor hat jeder Gingelftaat zwei Mitglieder des Senates, 
und im Verhältniß feiner Einwohnerzahl Nepräfentanten zu wäh— 
fen u. f. f.; aber der Charafter des Ganzen kann dod) eine fehr 
merffiche Beeinflujjung erfahren; die Bedeutung der einzelnen 
Glieder für den Entwicelungsgang des gefammten Organismus 
muß dod) eine andere fein, wenn ihrer etwa dreißig oder wenn 
dierzig vorhanden find; bei einem Zuwachs in der beifpielsweije 
augedenteten Höhe würde jeder einzelne Staat als folder den 
dritten Theil feiner bisherigen Machtftellung aufzugeben gezwungen 
fein. Und dann: wie tiefeingreifende Wirfungen vermögen die 
politiſchen Zuftände neuerworbener Theile auf die Geftaltung des 
Ganzen zu üben! Wenn einzelne derfelben fehlechterdings unfähig 
wären, unter einer fo freiheitfichen Verfaffung zu leben, wie es 
die amerifanifhe Conftitution ift, jo würde der Fortbeftand der 
letztern ſehr bedenklich ins Schwanfen geraten. Selbſt aljo, 
wenn man das Wort „VBerfafjung‘ in feinem engften und 
eigentlichen Sinne faßt, d. h. darunter Lediglich den Inbegriff der— 
jenigen Grundfäge verfteht, nach denen die Perfonification der 
Staatsgewalt vor fic) geht: immer muß man die Aufnahme neuer 
Staaten in die Union als einen Vorgang anfehen, welder die 
Berfaffung unmittelbar berührt. Ganz far wird das werden, 


werfen, ob nicht der Bund beffer den größtmöglichen Umfang feines Gebietes 
gefetsfid) (foll doc) wol heißen: verfafjungemäßig) feftgeftelft Hätte.“ Durd 
einfaches Gefet den „größtmöglicen Umfang’ feftzuftellen, war der Kongreß 
feit jeher ganz entjchieden im Stande, 
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wenn man die Kehrjeite des Bildes betradhtet. Daß juriftifd 
die Negation in jedem Falle ebenfo zu behandeln fei, wie die 
Pofition, ift ſchon mehrfach angedeutet worden; das Gegenftüd 
zur Aufnahme neuer Staaten bildet nun die Entlaffung folcher, 
welche bisher zur Union gehörten. Aud) ohne allen Nachweis 
wird man einfehen, daß es fich hier um eine LXebensfrage für die 
legtere handelt, denn wenn alle Staaten entlaffen würden, hörte 
die Union als folche zu beftehen auf; und über diefe Mög—⸗ 
lichkeit fchweigt nicht aur die Conftitution, fondern auch die ge- 
jammte amerifanifhe Wiſſenſchaft. E contrario fann man 
aus dem mitgetheilten Gage des Art. LV fchließen, daß aud 
die Entlaffung Gache der einfachen Gefeßgebung fei; nun denfe 
man fic) einen Congreß, welcher in feiner Mehrheit von Auf- 
löfungsgelüften beherrfcht wird, und dem ein Präfident mit gleicher 
politifder Wichtung zur Seite fteht; das würde genügen, um das 
ganze Gebäude der Vereinigten Staaten über den Haufen zu 
werfen. Was helfen dem gegenüber alle die gewöhnlichen ſchönen 
Redensarten von der Unauflöslichleit der Union? Glaubt man 
aus Art. IV den angegebenen Rückſchluß mit Bezug auf die 
Entlaffung eines Einzelftantes aus dem Gefammtverbande nicht 
ziehen zu dürfen, dann darf man diefem Artikel überhaupt Feine 
Beredtigung zuerkennen und aud den Eintritt neuer Staaten 
in die Union nidht von dem bloßen Belieben des Congreſſes ab- 
hängig machen. Bet einer genauern Erwägung des Gegenftandes 
werden fid) die amerifanifchen Publiciften den hier vorgetragenen 
Anfichten nicht verfchließen können; fie follten alfo nah Kräften 
darauf Hinarbeiten, daß zum mindeften die Grundfäße, welche die 
Conftitution für eine Aenderung ihrer felbft aufgeftellt hat, and | 
auf die bier in Rede ftehenden Verhältniffe Anwendung finden, 
wenn man nidt etwa auch hier geradezu die Zuftimmung aller 
Staaten dafür erfordern will. 

Zum Dritten handelt es fic) um eine „Aenderung in dem. 
Beftande der in der Union bereits vorhandenen Staaten”. Eine 
folche ift ihrerfeits wieder auf dreierlei Art denkbar: entweder es 
erfolgt Tediglich ein Uebergang oder Austaujch einzelner Theile 
unter zwei oder mehrern Staaten, fodaß die Gefammtzahl der 
feßtern nicht verändert; oder eine Vereinigung mehrerer bisher 
jelbftindiger Staaten zu einem einzigen, fodaß die Geſammtzahl 
verringert, oder die Zeriplitterung eines Staates in mehr von 
einander unabhängige, fodaß die Gefammtzahl erhöht wird. In 
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allen drei Fällen wird, wie jhon bemerkt, zunächſt die Rechtsſphäre 
der Union, dann aber felbftverftändfic auch diejenige der betreffenden 
Einzelftaaten in Mitleidenfchaft gezogen; es ift ebenfalls ſchon 
angedeutet worden, daß die Conftitution diefen Geſichtspunkt 
ganz Mar erkannt und demgemäß zur Geltung gebradt Hat. 
Art. IV befagt: „Rein neuer Staat foll gebildet oder errichtet 
werben innerhalb der Oberhoheit irgendeines andern Staates, nod) 
irgendein Staat gebildet werden durd Verbindung zweier oder 
mehrerer Staaten oder von Theilen der einzelnen Staaten ohne 
die Zuftimmung fowol von feiten der Legisfaturen der betreffen- 
den Staaten als anc) des Congreffes.“” Trogdem es fidy hier 
um eine Beftimmung Handelt, welche in der Unionsverfafjung 
fteht, findet fid) in ihr doch ausdrücklich die Oberhoheit der Cingel- 
ftaaten gewahrt; und gerade diefer Punkt beweift, daß, wenn aud) 
namentlich der Inhalt des Art. V — joweit auf Grund deffelben 
eine ganz beliebige Beſchränkung der den Einzelftaaten zugewie- 
jenen Competenz erfolgen kann — fic) nicht in völlige Ueberein- 
ſtimmung mit der begrifflichen Eigenart zufammengefegter Staaten 
bringen Lift, die Verfaffer der Eonftitution mit. Bezug auf die 
Conftruction des Ganzen doch im wejentlidjen von denjelben Au— 
fchauungen ausgegangen find, aus denen heraus in der vorliegenden 
Arbeit das ganze öffentliche Recht der Vereinigten Staaten ent- 
wiefelt wurde; der Art, V fann deshalb eine andere Auffafjung 
nicht bedingen, umfoweniger, als ja alle übrigen Beſtimmungen 
des Grumdgefeges fic) jehr wohl mit dem hier vertretenen Stand- 
punkte vereinigen laſſen und infolge deffen eine einzelne Abweichung 
von dem immerhin etwas verwidelten Gedantengange, welchen das 
Staatsrecht eines jo complicirten Gemeinwefens erforderlich macht, 
meh einer oberflächlichen Betrachtung der ins Spiel kommenden 
Grumdbegriffe als der Abficht zugefchrieben werden muß, diefe 
Grundbegriffe felbft anders zu geftalten. 

Mebrigens ijt Har, daß eine Aenderung derjenigen Verfafjungs- 
beftimmungen, welche den Einzelftanten als foldjen ausdrücklich 
Rechte wahren, nun nicht etwa doc in der Weife erfolgen fann, 


® Rad den Worten in der vorigen Anmerkung fährt ber Art, TY fort= 
„But no new State shall be formed or erected within the jurisdiction 
Öf any other State; nor any State be formed by the jumotian if we 
or more States, or parts of States, without the vomsent of he Ingis- 
lature of the States concerned, as well as of the Gommress” 
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welche Art. V vorfchreibt, denn fonft hätten derartige Bejtimmungen 
gar feinen vernünftigen Zwed. Das ift aud) deshalb anzunehmen, 
weil diefelben Geftimmungen, mit Ausnahme vielleicht derjenigen, 
weldje das gleihmäßige Stimmrecht im Senate betrifft, über das 
Gebiet hinausreichen, welches die Unionsverfaffung beherrfcht und 
anf das daher Art. V auch allein bezogen werden kann. Sollen 
foldje Vorſchriften befeitigt werden, jo wird naturgemäß die Bue 
ftimmung alfer einzelnen Staaten dazu erforderlich; zweifelhaft 
fann aber dann wieder fein, ob neben diefer Zuftimmung cin ein 
facher diesbezüglicher Congrefact genügt, oder die Union als ſolche 
gehalten ijt, mun ihrerfeits wieder ihre Befchlüffe gemäß Art, V 
zu faffen? Bei näherer Erwägung dürfte das Legtere zu be 
jahen fein. 

Man fieht: an die Art. IV und V tnitpfen ſich die mannichfachften 
Bedenken, und doch Hat feiner der amerifanifchen Schriftfteller 
bisher darauf Hingewiejen, alle haben fic) vielmehr in übermäßigen 
Lobpreifungen der politifchen Weisheit ergangen, „welche fie in 
jenen Beftimmungen glauben ausgedrüct finden zu müffen. Selbſt 
der „Federalist“ geht über den ganzen Gegenftand mit Stilffchweigen 
hinweg, offenbar weil auch er der Anficht ift, daß die Erledigung 
deffelben in dem Gefeßgebungswerfe von 1787 über jedweben An- 
ftand erhaben fei. Bisher hat allerdings die Aenderung der Con- 
ftitution, wenigftens nach der formellen Seite hin, verhältniß— 
mäßig geringe Schwierigfeiten geboten; aber es wäre unrecht, 
daraus den Schluß zu ziehen, daß bei ähnlicher Gelegenheit in 
Zukunft niemals mehr und gefährlichere Verwicelungen entftehen 
könnten als vordem. Jedenfalls ift es nothwendig,- jener Ver— 
trauensſeligkeit, welche zur Selbſttäuſchung führt, aud) Hier wieder 
eine ernfte Warnung zuzurufen; und die Wiffenfchaft wird ſich 
ein ſchätzbares Verdienft erwerben, wenn fie in aller Stille den 
Weg vorbereitet, auf welhem in der Stunde der Noth eine bee 
friedigende Löfung der einjchlägigen Fragen zu finden ift. 





Dritter Theil. 
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Die prakfifchen Wirkungen 
des amerikanifchen Verfaffungsrechtes. 
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Allgemeines, 


Man hat fih, befonders feit dem Erſcheinen des Tocquevitfe’- 
ſchen Werkes, daran gewöhnt, die Vereinigten Staaten von Amerika 
als das Mufter einer „Demokratie“ zu bezeichnen; ob diefe An— 
ficht gegründet fei oder nicht, zu entjcheiden, ijt mit um fo grö— 
Fern Schwierigkeiten verknüpft, als der Begriff der Demokratie 
bisher Teineswegs eine ſcharfe wiſſenſchaftliche Umfchreibung er- 
fahren Hat, ſodaß fdjlieBlic) jenes Wort namentlich von praktiſchen 
Staatsmännern zur Bezeichnung der verfchiebenartigjten politifchen 
Zuftände angewandt wird, je nachdem dem Einzelnen ein folder 
Spradgebraud zur Erreichung feiner Zwede geeignet erſcheint. 
Es find insbefondere zwei Stichworte, mit denen man feit dent 
Beginne der Franzöfifchen Revolution das Wejen der Demokratie 
zu fennzeichnen pflegt; „Sreiheit und Gleichheit“, ihrerfeits wieder 
Begriffe, welche an fid) und in ihrem Verhältniß zueinander jehr 
felten vichtig erfannt werden, wiewol der Unterfdjied, welder 
zwifchen beiden befteht, leicht zu erklären ift. Bon „politifcher 
Freiheit” fann nur da gefprocen werden, wo ein Bolk ſich ſelbſt 
vegiert; es ift das freilich ebenfalls wenig mehr als eine gemein- 
läufige Redensart, über deren wahre Bedeutung nod) an anderer 
Stelle näher wird zu handeln fein; jedenfalls aber fann Hier 
ſchon foviel feftgeftellt werden, daß die Frage, ob ein Volt fig 
im Zuftande politifder Freiheit befinde oder nicht, nur mit Bezug 
auf die Vorfrage zu entfcheiden ijt: wer in einem concreten Stante- 
weſen zur Regierung berufen fet? Die Freifjeit eines Bolles 
wird alfo bedingt durch die Regierungsform des Einnies, bie - 


Fe 
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Gleichheit dagegen ift das Ergebniß eines bejtimmten Regierungs- 
principes, d. h. derjenigen Grundfäge, nad) welchen die Re- 
gierenden bei Ausübung ihrer Thätigfeit zu verfahren pflegen. 
Die Gleichheit Tann da gedacht werden, wo man von Freiheit 
ganz und gar nicht zu fprechen vermag und umgefehrt. Die 
erftere ift da vorhanden, wo die Bürger eines Staates, wenn 
nicht ſchlechthin, dod) miglidjt gleihmäßig zur Theilnahme an 
der Regierung berufen find, die Gleichheit da, wo die Itedhtsver- 
hältnifje der einzelnen Bürger im übrigen, foweit fie durch Ge- 
jeße geregelt werden, fid) miglidjt gleihmäßig geftalten. Darum 
hat eine Arbeit über das Verfaſſungsrecht eines beftimmten Staates 
aud ftreng genommen nur zu unterfuchen, ob, beziehungsweife 
inwiefern der Ießtere ein „freies“ Gemeinwefen bilde, denn das 
Verfaſſungsrecht follte fich feiner Natur nad) auf die Darftellung 
der Regierungsform befchränfen, während eine Betrachtung der 
Regierungsprincipien alfo auch die Frage, ob eine rechtliche Gleid: 
Heit beftehe oder nicht, eigentlid) außerhalb des Verfaffungsrechtes 
im engern Sinne gelegen ift. Nun enthalten aber alle gefchrie 
benen Staatsverfaffungen und fo aud die amerifanifche, An- 
weifungen über die von dem Gefeggeber, alS Träger der Soupe 
ränetät, zu befolgenden Principien, insbefondere folche, deren Zwed 
es ijt, die Gleichheit der Bürger zu fihern; und andererfeits ift 
allerdings das Maß, in welchem fich die Gleichheit gefeglich an 
erfannt findet, das bezeichnendite Merkmal für die Art und Weile, 
in welder die Regierung gehandhabt wird, d. h. für den Cha 
rafter der Regierenden und damit aud) mittelbar der Verfaffun 
überhaupt. 

Es ergibt fich demnach für die Anwendung des Wortes ,, Heme 
kratie“ eine dreifache Möglichkeit: entweder man bezieht dafjelk 
auf Staaten mit beftimmter Regierungsform, und dann wit 
dafjelbe Feineswegs an fid) auf Gemeinwefen anwendbar, wel 
und weil fie das Princip der Gleichheit zur Verwirklichung brie 
gen; oder man verfteht unter Demokratie einen Staat, defia 
Gefege im allgemeinen das gedachte Princip ergeben, und dam 
ift damit noch feineswegs ein Zuftand politifcher Freiheit ang 
deutet; oder aber — wie e8 regelmäßig, wenn auch nicht i 
mit vollem Bemußtjein gefdieht — man begreift unter dem fw 
lichen Worte einen freien Staat, dejjen Gejebe zugleich eine m 
liche Gleichheit aller begründen: in diefem Valle hat man 
- alsdann zu vergegenwärtigen, daß jene beiden Merkmale will 
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lich miteinander verbunden werden, und daß das, eine nicht die 
ſchlechthin nothwendige Vorbedingung oder Folge des andern ift. 
Man wird das wohl zu erwägen haben, denn nicht in allen Fällen, 
welche fi nad) dem Gefagten für die Anwendbarkeit des Wortes 
„Demokratie“ ergeben, erſcheint die Union voll und ganz als eine 
folche; diefes unter bejonderm Hinweije auf die praktiſchen Wir- 
fungen der Verfafjung näher zu begründen, ijt die Aufgabe der 
beiden folgenden Kapitel. Daran hat fic) alsdann nod) eine 
kurze Unterjuchung anzuſchließen, ob, alles in allem genommen, 
die Union als ein zufammengejegter Staat mehr Ausficht biete, 
ih) zu einem Einheitsftaate zufammenzufchließen, oder den Cha- 
rafter des Staatenbundes anzımehmen in der Art, daß ſchließlich 
eine Auflöfung derfelben in alle ihre einzelnen oder doch in mehr 
vere Theile zu erwarten jteht? 


Dreiunddreißigites Kapitel. 
Die Gleichheit vor dem Gelege. 


Schon Tocqueville hat ganz richtig bemerkt, dak die modernen 
Gemeinwefjen viel eher ohne Freiheit als ohne Gleichheit bejtehen 
und gedeihen fünnen; die Verfafjungen faſt ſämmtlicher euro- 
päifher Culturftaaten fpredjen daher den Grundfag von der redht- 
lichen Gleichſtellung aller Bürger geradezu aus; freilich ijt der- 
jelbe hier zum Theil mehr ein todter Buchftabe geblieben, da 
einerjeits für gewifje Klaſſen der Bevölkerung noch außerordent- 
liche Gerichtshöfe beftehen, und andererjeits, was mehr wiegt, der 
Zugang zu gewiffen Staatsämtern, allerdings gegen den Wort- 
laut des Gejeges, thatfählich von Vorausfegungen abhängig ge- 
macht zu werden pflegt, welche feineswegs dem Principe der 
Gleichheit entipredjen. Man faun jedoch nicht verfennen, daß 

"derartige Rechtsverlegungen in der legten Zeit allenthalben erheb- 
© fic) abnehmen, und aud) das wenige, was nod) als Erinnerung 
9 an den Feudalismus “iibviggeblieben ijt, der Macht der neuern 
I mit unaufhaltjamer Gewalt vordringenden Sdeen jehr bald zum 
| Sclief, 26 p 
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Opfer wird fallen müffen. Vorläufig finnen aber die Europäer 
in diefer Hinficht nod) bei den Amerikanern in die Schule gehen, 
um von diefen zu lernen, wie fich die Gleichheit vor dem Gefege 
ausnimmt, wenn fie zu voller Wahrheit wird, und wie wohl fid 
diefelbe mit einem geordneten Staatsleben verträgt. 

Das Verbot des Adels, die Beitimmung, daß das religiöfe 
Belenntniß in politifcher oder rechtlicher Beziehung ganz und gar 
bedentungslos fei, und endlid) die Emancipation der Sflaven, wie 
die Anerkennung der Farbigen als amerifanifcher Vollbiirger 
find die hauptfädhlichiten Vorjdriften der amerifanifdhen Confti- 
tution, durch welche diefelbe auf die Verwirklichung allgemeiner 
Gleichheit hinarbeitet. Es gibt in Amerika feine Ariftofratie in 
der rechtlichen Bedeutung dtefes Wortes, und ebenfo wenig ein 
Proletariat, welchen die Möglichkeit fehlt, im öffentlichen Leben eine 
tonangebende Rolle zu fptelen; alles diefes ift hier nicht näher zu be- 
fpredjen, da e8 genügt, auf die Arbeit des großen franzöfifchen Publi— 
ciften hinzuweifen, deffen Namen bereits im Cingange diefes Kapitels 
genannt worden ift und deffen Ausführungen in der hier fraglichen 
Hinficht wie für feine Tage, fo auch heute noch vollfommen zu- 
treffen. Dem gegenüber erfordert denn allerdings die Geredtig- 
feit, auch einige Mängel hervorzuheben, welche jener Schriftiteller 
theilS aus allzu großer Bewunderung für die transatlantifche Re- 
publif überjehen hat, theils freilich auch nicht erwähnen konnte, 
weil e8 fic) dabei um Verhältniffe handelt, die erft nach feiner 
Zeit entftanden find. 

Zunächſt nämlich machen fic, befonders in den füdlichen, ehe- 
mals fflavenhaltenden Staaten auch jest nod) BHeftrebungen be- 
merfbar, den Perfonen afrifanijder Whfunft eine unbedingte Gleich— 
jtellung mit allen übrigen Staatsbürgern abzufprechen; man be- 
gegnet in dieſer Hinficht nicht nur im gefellfchaftlichen Leben, fon- 
dern aud in den Entfcheidungen der Gerichts- oder Verwaltungs- 
behörden Grundfiigen, die mit der Conftitution in geradem Wider- 
fpruche ftehen. Glaubt man doh, um ein Beifpiel anzuführen, 
bier und da, daß man die Ehe einer fchwarzen und einer weißen 
Perfon für ungejeglid und ftrafbar erklären dürfe und ähnliches. 
Allein derartige Erfcheinungen find, wenn man die ganze Lage der 
Gache bedenft, keineswegs wunderbar, und jene Verftöße gegen den 
Geiſt der Verfaffung, genauer betrachtet, verhältnigmäßig fo gering, 
daß fie im Gegentheil wol gegründete Ausficht auf ihre gänzliche Be- 
feitigung in furger Zeit zu gewähren vermögen. Nachdem faum 


| 
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mehr denn funfzehn Jahre feit der Abſchaffung der Sklaverei ver- 
floffen find, befinden fic) zahlreiche Farbige in den Legislaturen 
wie in den Staats- und Communalämtern namentlich der ges 
dachten ſüdlichen Staaten; und der rege Eifer, welchen diefe Claſſe 
der Bevölkerung in politifchen Dingen zum großen Theile an 
den Tag legt, wird ſchließlich den Sieg über alle Vorurtheile 
davontragen, welche in der Gegenwart einer verrofteten Gedent- 
tafel an die finftere Vergangenheit gleichen. ! 

Um vieles bedenflider als durd) diefe Beeinträhtigungen der 
farbigen Bevölferung wird in Amerika das Princip der Gleiche 
heit durd) den Einfluß bedroht, welden die Befigverhältniffe alfent- 
halben ausüben. G8 finden fic) ungeheuere Reichthümer in den 
Händen Einzelner angehäuft, und wer die Zuftände des Landes 
mit vorurtheilslofem Blice betrachtet, wird nicht verfennen, daß 
derartige Reichthiimer Häufig vechtliche Bevorzugungen begründen, 
welche feine fonderfiche Empfehlung des Herrfdjenden Rechts— 
zuftandes bilden; aber man würde entſchieden fehlgehen, wenn 
man dafür die VBeftechlichfeit der Richter oder der übrigen Be- 
amteten ausſchließlich verantwortlich; machen wollte. In vielen 
Fällen freilich, mag das gerechtfertigt fein, in andern jedod muß 
zugegeben werden, daß die Gejege felbjt den Begüterten dem 
weniger Wohlhabenden gegenüber in eine unverhäftnifmäßig vor- 
theilhafte Lage verfegen; und dann ift thatfächlich in Amerika die 
Achtung vor dem Großfapital jo bedeutend, daß fich eine Be- 
günftigung des legtern, auch ohne Anwendung verwerflicher Mittel, 
wohl ermöglicht, Dafür ijt ebenfalls Leicht eine Erklärung zu 
finden: das Streben jedes Menfdjen geht in Amerika, allgemein 


1 Ganz insbefondere fei Hier auf einen fehr eigenthlimlichen Vorgang 
aus alfernenefter Zeit hingewiefen, welder von der Entfcjloffenheit der fare 
bigen Bevölferung im Siiden ein ehr Gevedtes Zeuguiß ablegt: das ift die 
Mafjenauswanderung (nigger-exodus) nad) Norden, vornehmlid) nad) Kanjas. 
Troßdem die Leute dabei oft dem gewaltigften Entbehrungen ausgejegt find, 
verfaffen dod) immer mehr und mehr ihrer Stammesgenofjen die Staaten, 
in weldjen fie bisher angefeffen waren, in dem fehr richtigen Bewufitfein, 
daß fi} der Mangel an tauglicen Axbeitsfräften gar bald jehr fühlbar 
machen und den beften Anftoß geben wird, die verfaffungsmäßig anerkannte 
Gleichberechtigung her Naffen auch in jeder Hinficht zur Thatſache werden 
zu laffen. Uebrigens wird es wol uur eine verhältnigmäßig kurze Spanne 
Zeit währen, bis die Spuren der Importation aus Afrika verwiſcht und die 
Farbigen in der weißen Bevölferung der Union aufgegangen fein werden. 


1 
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geſprochen, lediglich darauf Hin, fic) materielle Güter zu erwerben: 
make money ift da8 Stichwort des täglichen Lebens; wie fann 
e8 wundernehmen, daß man demjenigen, deffen gefhäftliche Unter- 
nehmungen bejonderes Geſchick erfennen laffen und außergemöhn- 
fiche Erfolge aufweijen, mehr entgegenzufommen bereit ijt als 
jemandem, dem eine foldje Empfehlung nicht zur Seite jteht? 
Andererfeits beſchränkt fic) nirgends jo fehr wie in Amerika der 
Staat auf eine rein prohibitive Thätigfeit; man hat aus der Ber 
tradjtung der Eonftitution erfehen, daß die Unionsregierung, um 
mur von diefer zu fpreden, die Schöpfung und Leitung gemein- 
nügiger Einrichtungen, mit Ausnahme des Pojftwejens, regelmäßig 
nicht in die Hand nimmt; die Befriedigung öffentlicher Bebürf- 
niffe wird dadurd) allermeift Gade des Privatunternehmens und 
insbefondere jelbftverftändlic, des Groptapitals, dejjen Beſitzer 
auf diefe Weife bei vielen das Anfehen allgemeiner Wohlthäter 
gewinnen müfjen. Es ift bei dieſer Lage der Sache die Möglich- 
feit nicht ausgejchlofjen, daß fic) aus der Demokratie eine Pluto- 
fratie und damit ein politifches Syſtem entwidele, weldjes ver- 
werflicher erjcheint als jede Ariftofratie der Geburt. Hier ift die 
Stelle, auf weldhe die ehrlichen Staatsmänner der Republif vor— 
nehmlich ihr Augenmerk zu richten haben, und man fann fi, zum 
mindeften heutzutage nod, der Hoffnung Hingeben, daß die poli- 
tiſche Macht des Geldes einft in die ihr gebührenden Schranken 
zurücgeriefen werde; es ift gar nicht anders denfbar, als daß 
ſich mit der weitern Ausbildung des jetzt noch ſo unendlich jungen 
und unfertigen Landes die Auffaſſung aller Lebensverhältniſſe ſtets 
idealer geftalten, und jene moraliſche Verehrung rein materieller 
Wohlhabenheit geläutertern Auſchauungen Platz machen werde. 
Das Princip der Gleichheit ift vielfach gröblich misverftanden 
worden: man kann darumter vernünftigerweife nur die für jeden 
in derfelben Weife gegebene Möglichkeit begreifen, feine Sndivi- 
dualität ungehindert — mit den im übrigen durch das Wejen des 
Staates bedingten Ausnahmen — zum Ausdrude zu bringen. 
Gerade aljo das Princip der Gleichheit bedingt, dag die Ver— 
ſchiedenheit der Sndividualititen, wie fie die durch den menfch- 
lichen Wik unantaftbare Natur mun einmal geſchaffen hat, ſich 
ſchlechterdings zu bethätigen vermöge; ausgefdlojjen ijt unbedingt 
der widerjinnige Gedanfe, die Individualität des Einzelnen mit 
der jedes andern in Uebereinftimmung zu bringen, wie er, genauer 
sugejehen, den Theorien des Socialismus und Communismus zu 
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Grunde Liegt. Es ijt nun fehr bezeichnend fiir Amerika, daß diefe 
Theorien bisher hier feine Wurzel gejchlagen haben; nod) gehört 
der Apoftel derfelben, welcher fich zum einzig wahren Propheten 
der Göttin Gleichheit aufzufpielen beliebt, anf der Weſtſeite des 
Alantifhen Oceans zu jenen Perjönlichkeiten, über welche man 
lächelnd die Achſeln zudt, und vermuthlid wird es noch geraume 
Zeit währen, ehe er eine namhafte Anzahl von Anhängern um 
fic) zu fammeln vermag. Man irrt jedod) ganz entjchieden, went 
man, wie e8 wol hier und da gejchieht, diefe Erſcheinung, welche 
den in der gleichen Hinficht geradezu kläglichen europäiſchen und 
namentlich deutſchen Zuftänden gegenüber fo wohlthuend berührt, 
dem gefunden politifchen Sinne des Volkes im allgemeinen beie 
meffen will. Die Theorien des Socialismus und Communismus 
find überhaupt nicht, im eminenten Sinne, politijder, fondern 
wirthichaftlicher Natur und bieten Ausſicht auf praftiichen Erfolg 
nicht ſchon da, wo eine ungleiche Vertheilung der Güter fid) be- 
merfbar macht, fondern da, wo der wirthichaftliche Zuftand ſich 
jo geftaltet, daß ein Theil der Bevölferung thatſächlich materiellen 
Entbehrungen ausgefest oder ausgefegt ju werden bedroht ijt; die 
Leste Möglichkeit aber ijt in Amerika Heutzutage und vorausficht- 
lich aud) für lange Zeit in Zufunft noch ausgeſchloſſen. Bon 
Norden nad) Süden, wie von Often nach Weften dehnen ſich un- 
geheuere Strecken Landes, welde bis auf den heutigen Tag voll- 
kommen unbebaut find, und in denen Grund und Boden in Be- | 
jis zu nehmen einem jeden wenn nicht schlechthin freifteht, doch 
gegen Zahlung eines faum nennenswerthen Geldbetrages möglich 
ift; diefer Boden bedarf nur leichter Bearbeitung, um fruchtbares 
Getreideland, ein ergiebiges Weizenfeld oder eine ertragreiche Objt- 
oder Baumwolfenpflanzung zu liefern. Anderwärts find die üppig- 
sten Wiefen und Weiden zu finden, auf denen die Viehzucht mit 
dem günftigjten Erfolge betrieben werden fann; und wo die Aus- 
nugung des Landes durch die Bejchaffenheit des letztern unmöglich 
wird, da erfchließt, wie in den weftliden Staaten und Territorien, 
die Tiefe geradezu ftaunenswerthe Schätze an Metall und Mine 
ralien; jedem ift hier Gelegenheit geboten thätig zu fein und auf 
verhäftnigmäßig Leichte Weife dasjenige zu erwerben, defjen er zu 
feinem Lebensunterhalte bedarf. Das find die Umftände, welch 
irgendeine Wirkung focialiftifcher Propaganda vorläufig 
schließen; höchſtens in den großen Mittelpunkten der G 
thitigteit und des Handels, wie in Newyork, € € 
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und befonders neuerdings St.-Francisco, erzeugt fid) ein Prole- 
tariat, welches, unwillig zu ernfter Arbeit und aufgereizt burd 
die beraufchenden Vorfpiegelungen fet eS felbftfücdhtiger, fet es ge- 
danfenlofer Agitatoren, bereit tft, den legtern Folge zu leiften; 
aber derartige Ausnahmen find vorläufig jo unbedeutend, daß mit 
ihnen augenblidlic) gar nicht gerechnet zu werden braudt. Nicht 
alfo, wie man behauptet hat, der republifanifchen Staatsform 
oder dem Umftande, daß man die hin und wieder bemerflichen 
Regungen focialiftifcher Umtriebe außer Acht ließ, fondern den in 
wirthichaftlicher Beziehung fo unendlich glüdlichen Verhältniſſen 
des Landes ift e8 zu danken, wenn das rothe Gefpenft den Ame- 
rifanern bisher lediglich wie das Schredbild aus einem luftigen 
Märchen erfcheint. Wo, wie in den Gemeinwefen der Alten Welt, 
te Bevölkerung, fich von Bahr zu Bahr verdichtend, faft über- 
zahlreich wird, das Grundeigenthum einen geradezu unfinnigen 
Preis erreicht, und das Gedeihen des Handels wie Gewerbes von 
politijden Zufälligfeiten abhängt, denen die Regierung des ein— 
zelnen Staates vorzubeugen fchlechterdings außer Stande ift, da 
müffen fich gleichfam von felbjt jene Ungehenerlichkeiten erzeugen, 
welche die gefammte Gefellfchaft über den Haufen zu werfen 
drohen, und dementfpredend wird die ernftefte Wufmerffamfeit der 
Regierung in der Ueberwachung folcher gefährlichen Regungen 
unabweisbar; man fann auf diefer Seite des Oceans nicht ruhig 
zujehen, daß, ähnlich einem Vorgange, der fich in jüngfter Zeit 
in Amerifa zutrug, mit befonderer Genehmigung des oberften Ma—⸗ 
giftrates, von der Stelle, an welcher fich fonft die gefeßgebenden 
Körperfchaften zu verfammeln pflegen, ein focialdemokratifcher 
Agitator feine überfpannten Lehren laut aller Welt verfünde: der 
Funke, welcher dort in fich verfohlt, würde in Europa leicht zu 
heller, nur mühfam löſchbarer Flamme emporjchlagen. 

Eine andere Verirrung, zu welder man fic) häufig in der 
Meinung hat hinveigen laffen, damit das Princip der Gleichheit 
zu verwirklichen, ift die Sucht nach der Emancipation der Frauen. ? 
Was zunächit die ftreng verfaffungsrechtliche Seite der Frage an- 
langt, fo ift in der Conftitution nirgends ausdrücklich gefagt, daß 
den Frauen Feine politijchen Rechte gebühren; im Gegentheil finn. 
ten die ganz allgemein gebrauchten Ausdrüde: person, elector 
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u. ſ. fe in nod) weit höherm Grade als die deutfdjen Bezeich- 
nungen fo aufgefaßt werden, daß darunter and) die Frauenzimmer 
begriffen würden; andererfeits geht freilich aus den Berathungen, 
welche vor Annahme der Conftitution jtattfanden, mit ziemlicher 
Sicherheit hervor, daß diejenigen, welche die letztere ausarbeiteten, 
ernftlih gar nicht an die Möglichkeit dachten, den Frauen etwa 
das active Wahlrecht oder nod) weiter gehende politifche Befug- 
niffe einzuräumen, aber geradezu verboten haben fie es nicht; ein 
foldjes Verbot fann in feinem einzigen Gage der Eonftitution 
auch nur den geringften Anhalt finden, ſchon darum nicht, weil 
dieſes Geſetz ſich gar nicht mit der Regelung der activen Wahl- 
fähigkeit befafjen, fondern diefe den Einzeljtaaten überlaffen will. 
Der Umftand nun, daß die Einzelftaaten zur Zeit, da die Con- 
ftitution entftand, nirgends ein Wahlrecht der Frauen anerkannten 
und auch offenbar nicht mit der Abficht mmgingen e8 einzuführen, 
hat vielleicht allein verhindert, ein diesbezügliche Verbot in den 
Entwurf aufzunehmen, aber ein foldjes fehlt doc) eben entjchieden 
und darf nicht Fünftlich Hineinconftrnict werden. Die Sache liegt 
ganz ähnlich wie die Frage nad) dem durch die Conftitution be- 
dingten Verhiltnif der weißen zur farbigen Bevölkerung. Als 
man die Conftitution annahm, waren die Farbigen thatſächlich 
alfenthalben von politijdjen Rechten ausgefchloffen, darum wurde 
fpäter behauptet, daß die Conftitution, wenn fie von „Bürgern“, 
„Perſonen“ u. ſ. f. fprede, nur an Weiße gedacht habe; das ijt 
vieffeicht auch ganz richtig; wenn aber daraus weiter gefolgert 
wurde, daß die Conftitution verbiete, den Farbigen das Stimm- 
vedjt zu geben, fo ijt das entſchieden verfehlt; fie verbietet es 
thatfächfich nicht; und dabei ift ganz gleichgültig, ob fie es viel- 
leicht verboten hätte, wenn fie die künftige Entwidelung der Dinge 
hätte vorausjegen können. Nach der Eonftitution find aljo and 
_ die Frauen activ und paffiv entjchieden wahlfähig, und mv von 
den Einzeljtaaten hängt e8 ab, wofiir fie fic) entfcheiden wollen; 
in diefen find zwar hin und wieder Verſuche gemacht worden, eine 
Gleichftellung des miinnliden und weiblichen Geſchlechtes anzu— 
erfennen, dieſelben find aber bisher ſämmtlich ohne praftijdes 
Ergebniß verlaufen. Inſofern ift alfo ein Unterſchied zwiſchen 
den amerikanischen und europäiſchen Verhältniſſen bisher nicht vor— 
handen; etwas anders fteht e8 in Bezug auf die Stellung der 
Frauen im übrigen. Diefelben werden privatredjtlic) nad) jeder 
Richtung Hin als vollfommen Handlungsfähig angefehen, aud) zu allen 
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Prüfungen felbft an den höchſten wiſſenſchaftlichen Anſtalten zu- 
gelaffen, und im Staats- wie Communaldienfte verwandt, wo 
ihnen alferdings meift nur untergeordnete Stellungen zugewiefen 
zu werden pflegen. Man findet vornehmlich viele Frauen, welche 
eine ärztliche Thätigfeit üben, und in jüngfter Zeit wurde einer 
fogar die Befugnif zur Ausübung der Advocatur am Ober- 
bundesgerichte in Wafhington verfiehen. Allein trog alledem ift, 
wenigftens bisher, aud) hier eine weſentliche Abweihung der ame- 
tifanifchen von den europäifchen Zuftänden Kaum zu erfennen, und 
hoffentlich werden auc) in Zufunft die auf völlige Emancipation 
des weiblichen Geſchlechtes gerichteten Beftrebungen nicht von 
praftifchen Folgen begleitet fein; man kann den Frauen ja alle 
gemein bürgerliche Rechte im eigentlichen Sinne diefes Wortes 
nicht vorenthalten, aber man hat fic) doc) immer zu vergegen- 
märtigen, daß namentlich die Betheiligung derjelben an der Re— 
gierung des Landes umd die Verwendung derfelben zu öffentlichen 
Aemtern höchſtens durd) geſellſchaftliche Misverhältniffe gerechte 
fertigt fein fann, und daß es daher die Aufgabe aller Staats— 
männer fein muß, nicht fowol auf eine Verallgemeinerung, als 
nad) Kräften auf eine Befeitigung diefer ſachwidrigen Lage Hinz 
zuarbeiten. Die völlige Emancipation der Frauen in rechtlicher 
und noch mehr in politijdjer Hinficht würde die ideale Seite des 
menfchlichen Dafeins gänzlich zerftören und Wirkungen herbei 
führen, welde aud) vom Standpunkte der Staatswiljenfchaft her 
betrachtet, durchaus nachtheilig ericheinen müßten: denn fie wiirde 
nothwendigerweife den Beftand der Familie als eines Inftituteg 
hinfällig machen, welches darum eine politiſche Wichtigkeit hat, 
weil in demfelben unzweifelhaft die vornehmſte Vorausſetzung 
für die Heranbildung einer brauchbaren Staatsbürgerfchaft ent- 
halten ift. 

Neben der Gleichheit in rechtlicher, hat fic) in Amerika eine 
folde nicht minder vollkommene in gejelffchaftlicher Beziehung 
entwidelt; diefen Umftand hätte die vorliegende Arbeit im Grunde 
ganz außer Acht zu lafjen, und wenn derjelbe nichtsdeftomweniger 
mit wenigen Worten berührt werden foll, jo mag dies gejchehen, 
weil man von vielen Seiten her jenes Zufammentreffen als ein 
unvermeidliches, fchlechterdings nothwendiges Hinzuftellen beliebt. 

Wenn man in den Vereinigten Staaten einem Unbefannten 
begegnet, fällt es ungemein ſchwer, einen fidern Rückſchluß auf 
die Lebensftellung oder Beſchäftigung defjelben zu ziehen; der 





Die Gfeichheit vor dem Gefebse. 


Handwerker, welcher um fein tägliches Brot arbeitet, macht in 
feiner äußern Erſcheinung, feinem Benehmen, feinen Gewohn- 
heiten einen Gindruc, wenig verjdieden von dem großen Handels- 
herrn, welcher vielleicht über Millionen verfügt; der Mann, wel 
her fich begnügt, fein Wiffen über die politifdjen oder rechtlichen 
Zuftände des Landes aus dem Leitartifel feiner täglichen Zeitung 
zu ſchöpfen, erfaßt und befpricht diefelben in beinahe der gleichen 
Weife, wie etwa der Yurift, zu deffen Lebensberuf es gehören 
follte, jene Zuftände eingehender zu ftudiren. Man fann — cum 
grano salis — fagen, daß in Amerifa eine aus der Maſſe der 
Bevölkerung ausgefchiedene gute Gefellfchaft nicht zu finden und 
daß der gejelfichaftliche Unterſchied zwifchen den Einzelnen eigent- 
lid) nur in der Mafje des Geldes gelegen ijt, welches fie auszıt- 
geben pflegen; nod) mehr als anderwärts wird dort der Beſitz 
eines großen Vermögens zur ausjchlagenden Vorbedingung für 
Anfehen und Ehre. Diefe „Schablonenhaftigkeit” der Menſchen 
hat übrigens nod) mancherfei andere, Hier nicht näher zu 
befprechende Folgen, welche feineswegs wohlthuend berühren; 
und man muß zugeftehen, daß, wenn ein folder Zuftand 
wirklich die unabweisbare Folge der unbedingten Gleichheit in 
rechtlicher Beziehung wäre, diefe letztere ſelbſt als ein evftrebens- 
werthes Ziel kaum erſcheinen dürfte. In der Mannichfaltigfeit 
fiegt der Neiz der menfchlichen Verhäftniffe; im Gegenfag, welder 
zwifchen den Anfchauungen und Gepflogenheiten der Einzelnen 
ſich Herausbildet, ift ſchließlich der Urquell alles Fortjehrittes zu 
finden. Wo dagegen die Individualität jedes Einzelnen der jedes 
Andern gleihähnficd ijt, macht fic) eine Cintinigfeit fühlbar, 
welche, um einen bildlichen Ausdrud zu gebrauchen, auf die Dauer 
geradezu einfchläfernd wirft. Iſt nun aber diefe in Amerika zweifel- 
108 herrichende Eintönigfeit die natürliche Wirkung der rechtlich 
beftehenden Gleichheit? Das dürfte, näher erwogen, nicht zu be- 
haupten fein; e8 liegt der Grund dafür vielmehr in der Jugend 
des Landes und in dem beftändigen Wechſel, melden die Bevöl— 
ferung der einzefnen Orte mit wenigen Ausnahmen zu erfahren 
pflegt. Die Menſchen ſtehen jenfeit des Oceans einander viel 
länger fremder gegenüber als in der Alten Welt; wenn die Union 
einft nad alfen Seiten hin entjprechend wird bevölfert fein, wird 
auch innerhalb der Geſellſchaft eine Gliederung eintreten, deren 
unerläßlihe Vorausfegung, wie leicht einzufehen ift, dev engere 
Anſchluß der Einzelnen aneinander und cin Verkehr beftimmter 
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Familien durd) Generationen hin bildet; und nur das finnte 
fraglich erfcheinen, ob diefer Unterfchied dann nicht midtig genug 
werden würde, feinerfeits das Princip der rechtlichen Gleichheit 
über den Haufen zu werfen? Allein dagegen fpricht doch ent- 
Ichieden ein Umftand, welder fchon jet nicht zu verfennen ift: 
diejenigen Theile der Union, welche vor allen andern eine, fozu- 
lagen angeftammte Bevöfferung aufweifen, und in denen fic) darum 
thatfächlich bereits fociale Abfonderungen nad) Art der europäifchen 
Berhältniffe bemerkbar zu machen angefangen haben, d. h. die 
alten Neuengland-Staaten, find troß alledem ftets die entjchiedenften 
Borfämpfer jenes Principes gewejen und geblieben. &o dürfte, 
bei einer ungeftörten Entwidelung des Ganzen auf der jeßt maß- 
gebenden Grundlage, fid) im Laufe der Zeiten eine anregendere 
gefellichaftliche Vielfeitigkeit herausbilden, deren bisheriger Mangel 
als ein Nachtheil übrigens von den Amerifanern felbft anerkannt 
wird, fobald fie fic) einmal längere Zeit in den europätichen Ver- 
hältniffen bewegt haben; und erft dann, wenn fie aud) bei einer 
foldjen Geftaltung der Dinge verftehen werden, fic) das Princip 
der rechtlichen Gleichheit zu erhalten, wird man ihnen daraus in 
Wahrheit ein Verdienft machen finnen, da man dann nicht mehr 
in jo hohem Grade wie noch jegt die Natur der äußern Verhält- 
niſſe, fondern den gefunden politifchen Ginn des Volfes als die 
Urfache feiner ausgezeichneten öffentlichen Einrichtungen wird zu 
bezeichnen haben, 
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Nachdem gezeigt worden ift, inwiefern Amerifa das Princip 
der rechtlichen Gleichheit verwirklicht hat, fol nunmehr unterfucht 
werden, wie e8 dafelbft um die politijde Freiheit beftellt ijt. Es 
gibt in der Theorie des allgemeinen Staatsredtes faum einen 
andern Begriff, über welden man fich fo wenig Elar zu werden 
pflegt, wie gerade über denjenigen der politischen Freiheit. In der 
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Regel wird derſelbe für gleichbedeutend erklärt mit „Selbftregie- 
rung des Volkes“; fron an anderer Stelle aber wurde angedeutet, 
daß dies micht viel mehr fei, als eine gemeinläufige Nedensart: 
Unter Bolt fann man vernünftigerweife nur den Inbegriff aller 
in demfelben ftaatlichen Verbande befindfihen Individuen ver- 
stehen; eine Selbftregierung des Volkes wäre daher nur dann 
vorhanden, wenn diefe Individuen ſämmtlich an der Regierung 
des Staates betheiligt wären, Sekt man nun zunächft den Fall, 
daß eine derartige Möglichkeit überhaupt eintrete, jo müßte dod) 
schon in diefem die Maffe aller Staatsbürger, foweit fie eben die 
Regierung handhaben folfen, zu einem einheitlichen Ganzen orga- 
nifivt fein, welded darum begrifflid) verfchieden wäre von der 
nur atomifd) aneinander gereihten Summe der Einzelnen als 
Regierter; mit andern Worten, die Negierenden und Regierten 
würden, felbft unter der gedachten thatjächlich nie eintretenden 
Vorausjegung, Feineswegs miteinander identifd) fein. Daher ift 
eine Selbftregierung in der eigentlichen Bedeutung diefes Wortes 
ſchlechterdings ausgeſchloſſen. Thatſächlich Liegen num die Ver— 
hältniſſe eines Volkes in jedem Falle fo, daß innerhalb deſſelben 
eine große Anzahl von Perfonen vorhanden ijt, welche ſchlechter— 
dings nicht regierungsfähig find; dazu gehören unter anderm die 
Unmiindigen, alle fonftigen Unzurechnungsfähigen, ferner, nad) 
heutiger Anſchauung wenigftens, nod) ganz allgemein die Frauen 
u. ſ. f. Alle diefe find, der richtigen Auffafjung nad), Staats- 
bürger, aber fie fönnen-trogdem nie an der Regierung des Staates 
beteiligt, d. h. cin Beftandtheil des organischen Ganzen fein, 
welchen diefe Regierung obliegt. Man fann alfo auc) unter 
„Demokratie, fofern man für die Anwendung diejes Wortes die 
Regierungsform als maßgebend anfieht, nicht einen Staat be- 
greifen, in welchem das Volk fich ſelbſt regiert, fondern höchſtens 
einen ſolchen, in weldem die nad) menſchlichen Verhältniffen denf- 
bar größefte Zahl von Staatsbürgern an der Regierung bethei- 
ligt ift. Bezüglich diejes Punktes läßt fic) zwar im allgemeinen 
gar nicht angeben, von welchen äußern Vorausfegungen die Re— 
gierungsfähigfeit des Einzelnen abhängig zu machen fei; jedod) 
bilden fich zu gewiffen Zeiten unter den Völfern, welche als Träger 
der menfchlichen Cultur erſcheinen, ganz beftimmte Vorſtellungen 
über das Lebensalter, die fonftigen Lebensumftände u. ſ. f., in 
welchem ſich dev Einzelne befinden muß, wenn ev überhaupt als 
regierungsfähig fol angefehen werden fünnen. Iſt nun durd die 
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Berfaflung eines concreten Staates jeder zur Regierung mit- 
berufen, wenn er nur dem geringiten Maße jener Vorausfesungen 
genügt, fo fann man für dieſes Staatswefen infofern unbe- 
denflid) den Charakter einer Demokratie in Anfpruch nehmen. 
Prüft man darauf Hin die amerifanifden Zuftände insbefondere, 
fo ergibt fi) zunäcdft, daß, nad) der Idee der Conftitution — 
foweit diefe hier überhaupt einzugreifen vermag — jeder 21 Sabre 
alte, unbefcholtene Bürger männlichen Geſchlechtes da8 active 
Wahlrecht haben folle; bei diefer Lage der Gache würde Amerifa 
unbedenflid) als Demokratie zu bezeichnen fein, wenn andererfeits 
zu behaupten wäre, daß jeder, weldjer für activ wahlfähig erklärt 
wird, aud) fdjon anzufehen tft al8 betheiligt an der Regierung 
des Staates. Obgleich diefer Punkt für das allgemeine Staats- 
recht außerordentlich wichtig erfcheint, ift er merfwiirdigerweife 
bisher nie zum Gegenftande eingehender Unterfuchung gemacht 
worden; es find aud) in diefer Hinficht wieder Redensarten in 
Umlauf, welche von jedem für baare Münze hingenommen werden, 
ohne dak man fich fragt, ob diefelben einer ftrengern Prüfung in 
Wahrheit Stid zu halten vermögen? Man befennt fic faft aus- 
nahmslos zu der Theorie des fogenannten Repräſentativſyſtems, 
d. h. man nimmt thatjidlid an, daß in den conititutionellen 
Staaten der Neuzeit die Maſſe der Wählenden herrfde, indem 
die der Gewählten begrifflich nichts anderes fei, als eben jene 
eriten. Das Barlament foll fic) zur Wählerichaft verhalten, 
um den Ausdrud eines neuern Schriftitellere zu gebrauchen, 
wie eine Landkarte zu dem durch fie dargeftellten Theile der 
Erdoberflähe.. Das Parlament ijt die activ wahlfähige Be- 
- völferung in verjüngtem Maßitabe, von diefer nur quantitativ, 
nicht and qualitativ verjdieden. Diefe Verjüngung wird, wie 
man des Weitern ausführt, nur deshalb nothwendig, weil bet der 
Ausdehnung, welche die neuern Staaten erlangt haben, ein Zu— 
jammenwirfen der activ wahlfähigen Bürger felbjt durch technifche 
Hinderniſſe ausgeichloffen fer. 

Adgefehen davon, daß man auf diefe Weife eine wiffenfdaft- 
lihe Theorie glaubt mit einem vergleichenden Bilde abthun zu 
finnen, wird man in dem mitgetheilten Gedankengange, genauer 
zugefehen, eine große Zahl von Fehlern entdeden. Der Parla- 
mentarismus müßte fih, wenn jene ihm zu Grunde gelegte Be- 
tradytungsweife richtig wäre, in Wahrheit ganz anders geftalten, 
al® das heutzutage aller Orten zutrifft. Wie wäre es zunächft 
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zu rechtfertigen, daß die paffive Wahlfähigfeit, aljo die directe 
Theilnahme an der Regierung, meiftens von andern Vorausfesungen 
abhängig gemacht zu werden pflegt als die active? Und weiter; . 
müßte nicht, wenigftens grundſätzlich, wenn techniſche Hinderniffe 
eine Beihlußfaffung von feiten der activ wahlfähigen Bürger 
hinſichtlich einer beftimmten im politifchen Leben zu Tage treten- 
den Frage einmal geftatten würden, der jo geliuferte Wille diefer 
als ausjchlaggebend betrachtet werden? Diejes Bedenken kann 
man nicht abweifen, und es ijt befannt, daß in der erjten Fran— 
zöſiſchen Revolution jene Schluffolgerung mit aller Entjchieden- 
heit gezogen wurde, Die Acte des gewählten Parlamentes follten 
dann feine Gültigkeit haben, wenn fie von der Wählerjchaft, dem 
„Volke“, nicht anerkannt werden; das Parlament wird auf diefe 
Weife zu einer veinen Maſchine erniedrigt, und ein politiſches 
Wirrjal gefhaffen, welches jehr wenig begehrenswerth erjdeinen 
dürfte. Gerade die Gefdhichte Amerikas Liefert davon ein beleh- 
rendes Beifpiel: Andrew Jackſon liebte es, gegen die Beſchlüſſe 
des Congreffes den „Willen des Volkes“ ins Feld zu führen und 
glaubte damit den wahren Geift der Conjtitution von 1787 ex- 
faßt zu haben, Gr wäre — vorausgejegt, daß er fic) überhaupt 
über die Abfichten der Wählerfchaft befjer zu unterrichten ver- 
mochte als der Congres — volfftändig im Rechte gewejen, wenn 
wirklich das Parlament begrifflich nichts anderes ſchaffen dürfte, 
als was die Wählerfchaft beabfichtigt; aber diefer Grundſatz ijt 
nirgendwo gejeßlich bejtätigt; follte er praftifch werden, dann 
müßte fic) ein anderer Gedanfe verwirklicht finden, welcher in den 
Lehren der franzöfifchen Revolutionsmänner ganz folgerichtig eben- 
falls eine bedeutende Rolle fpielt; die Zuläffigkeit oder Nothwen- 
digteit des fogenannten mandat impératif. Dana) hat eben 
der Gewählte jchlechterdings nur dasjenige zu wollen, was die 
Majorität feiner Wählerſchaft ihm etwa vorzufchreiben beliebt. 
Die meiften neuern Staatsgrundgefege verwerfen einen derartigen 
Zuftand, und and) für Amerika ift er nicht als geltend anzu- 
erfennen; die Conftitution gibt freilich darüber ausdrücklich feinen 
Beſcheid, und die Publicijten haben fic) bisher wenig mit diejer 
Frage beſchäftigt, trokdem faun die Antwort auf diejelbe nicht 
zweifelhaft fein. Ale gefesgebende Gewalt, fo heißt es, liegt dem 
Congreſſe ob; danach wird diejer dod) offenbar als ein felbjtin- 
diger, aus fic) felbft Heransarbeitender Factor gedacht, welcher in 
ſachlicher Hinficht Feine Anweifungen von irgendwoher empfangen 
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darf. Das Mandat des amerikanischen CongreBmannes ift fein 
imperatives, er bat nad) feiner Meberzeugung zu ftimmen, felbft 
- wenn diefelbe mit der Anficht feiner Wähler nidt im Cinklange 
ftehen follte. Zhatfächlich hat daher das „Volk“ — wenn anders 
man die Summe der für regierungsfihig erachteten Bürger mit 
dem Namen des Ganzen belegen will — nur regiert in den Re- 
publifen des Alterthums. Der Proceß der Wahl, wie er in den 
neuern Staatsverfaffungen vorgefchrieben wird, enthält fein Man- 
dat, wenigjtens fein Mandat, den Willen der Wählerfchaft in 
fachlicher Hinficht zur Geltung zu bringen, fondern ift ganz ane 
ders aufzufaffen; wie — foll jpäter des Nähern dargelegt werden. 
Hier ift zupörderft nod ein Einwand zu widerlegen, welcher gegen 
die foeben aufgeftelfte Anficht fehr leicht denkbar erfcheint; man 
wird fagen: jeder Wähler — wenigftens hat man das grundfäß- 
lich anzunehmen — wird nur einem Manne feine Stimme geben, 
fobald und weil diefer in fachlicher Hinficht eine Meinung ver- 
tritt, welche mit der feinigen (der des Wählers) übereintrifft. 
Das fann freilich nicht beftritten werden, ift aber doch nicht mehr, 
alg ein thatfächlicher Umjtand, denn rechtlich gibt es für den 
Wählenden fein Mittel, den Gewählten an diefe Anficht zu bine 
den; und ſelbſt die Beitimmung, daß in regelmäßig wiederfehrenden 
Perioden eine Neuwahl ftattzufinden habe, fann daran nichts än⸗ 
dern. Es mag allerdings gefchehen, dak ein Abgeordneter, um 
wieder in das Parlament entjandt zu werden, fic) das Wohl- 
wollen feiner Wähler zu erhalten fucht, indem er den Wünfchen 
derjelben Rechnung trägt; allein derartige Beweggründe, von 
denen fic) der Einzelne vielleicht zufälligerweife leiten läßt, dürfen 
bei der theoretifch-juriftifchen Auffaffung des ganzen Verhältniffes 
nidt ins Gewicht fallen. Wenn man übrigens voll und ganz 
vom Standpunkte der Thatfachen her urtheilt, fo wird man 
geradezu erkennen, daß ſachliche Erwägungen der Wählenden 
bei dem Proceffe der Wahl felten den Ausfdlag geben. Der 
Tragen, welche der Gefesgeber bei Ausübung feiner Thätigkeit 
zu erledigen hat, find fo unendlich viele und mannichfaltige, daß 
höchftens in Betreff fehr weniger darunter zwifchen der Wähler: 
{daft und deren Candidaten völlige Uebereinftimmung herrichen 
fann. Man beachte hier wieder des nähern Verftändniffes wegen 
gleich die amerifanifden Zuftände; alle Wählerfchaft fondert ſich 
beftändig in zwei große Parteien: Republifaner und Demo: 
traten; das find die Stichworte, auf welche Hin eine Verthetlung 
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der Stimmen eintritt, und damit wird nichts anderes bezeichnet, 
als das Streben nad) centripetafer einerfeits und centrifugaler 
Entwickelung andererſeits des jest beftehenden Staatenftaates. 
Alle fonftigen Fragen, welche vielleicht von nicht minderer Be- 
deutung find, kommen, mit fehr feltenen Ausnahmen, gar nicht 
in Betradht; in diefen hat der Gewählte aljo von vornherein freie 
Hand. Geht man aber der Sache nod) mehr auf den Grund, fo 
muß man zugeben, daß ſchließlich jedes Volk mit einer Verfaffung 
gleid) der amerifanifchen, beziehungsweife der activ wahlfähige 
Theil deffelben im großen und ganzen fic) in politifchen Dingen 
don wenigen, befonders begabten Männern leiten läßt, welche, ſei 
es duch die Gewalt ihrer Rede, fei es die Schärfe ihres Ber- 
ftandes, fei es die Macht ihres Einfluffes, das Denfen und 
Wolfen der übrigen beftimmen; und diefe Männer find es denn 
wieder, aus denen fic) größtentheils und naturgemäß die aus 
alfgemeinen Wahlen Hervorgehenden Parlamente zufammenjegen; 
daher kommt es für die Entwicelung eines Staatswefens nicht 
fowol darauf an, wem das active Wahlrecht verfafjungsmäßig 
verliehen ift, als auf den mehr thatjählihen Umftand, was für 
Männer fic) innerhalb eines Volkes finden, welche fühig und 
gewillt find, die politifchen Geſchicke deſſelben zu leiten; wenn 
dem nicht ſo wäre, ſo würden viele Staaten, welche noch jetzt in 
voller Blüte ſtehen, ſchon längſt ein klägliches Ende gefunden 
haben. Das allgemeine Wahlrecht, wie es heutzutage überall ver— 
ſtanden und durchgeführt wird, hätte ſonſt die Parlamente mit 
Perſonen übervölkert, welche auch das beſtgeorduete Gemeinweſen 
mit Abſicht oder aus Ueberſpanntheit zu Grunde gerichtet Haben 
würden. Könnte man in den parlamentarifc vegierten Gemein- 
weſen der Neuzeit Hin und wieder die Majorität der activ wahl- 
berechtigten Bürger um ihre Anfiht über ein von den Parla- 
menten gut geheißenes Geſetz befragen, man dürfte gewiß fein, 
daß diefelbe in vielen Fällen abweichend entſcheiden, vielleicht 
volffommene Gegentheil jener B 3 h rei 
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in richtige Bahnen werden zu fenten verftehen? Glaubt man, 
dies annehmen zu miiffen, fo erfdjeint der Proceß der Wahl aus- 
ſchließlich als ein Mittel, vegierungsfähige Perjünlichteiten aus- 
findig gu machen; und der Werth des Eonftitutionalismus ift als- 
dann nicht darin zu jehen, daß ein Volk jo regiert wird, wie es 
ihm jelbft beliebt, jondern daß es nad dem Ermefjen folcher 
Männer geleitet wird, in deren Urtheil die große Maſſe Zuver- 
ficht zu erfennen gegeben hat. Man kann dann feines der mo— 
dernen Staatswefen, auc) Amerifa nicht, als Demokratie bezeich- 
nen, denn der activ wahlfähige Theil der Bürgerſchaft ijt zwar 
ein Factor, welder ſchließlich für die Regierung des Staates un— 
erläßlich ift, aber ex Hat, im eigentlichen Sinne des Wortes, wicht 
an der Regierung theil; er ift wol im Stande einen gewiſſen 
Einfluß zu üben, aber diefer Einfluß ijt nicht weitgreifend genug, 
um auf den Gang der Gejesgebung im eingefnen einzuwirken. 
Ganz gleichgültig iſt alfo die Gejtaltung des activen Wahlrechtes 
nicht, aber es hängt von derjelben doc) eigentlich nur die Frage 
ab, welche perjönliche Eigenfchaften diejenigen bejigen werden, bie 
im politifchen Leben des Volkes eine Rolle jpielen fünnen, be— 
ziehungsweiſe welcher Mittel diejelben fid) bedienen müfjen, um 
fi eine mafgebende Stellung, d.' h. insbejondere eine parlamen- 
tarifche Wirkfamfeit zu fihern? So hat man in Amerika aller- 
dings vornehmlich das allgemeine Wahlrecht als folches dafür ver- 
antwortlic zu machen, daß Leute in das Nepräfentantenhaus ges 
langen, welche die Politif wie ein Gewerbe betreiben und aus ihr 
möglichjt großen Vorteil für fich felbjt zu ziehen fuchen; in den 
Vorbereitungen zur Wahl nehmen dieſe Agitatoren ihre Zuflucht 
zu allen erdenklichen Mitteln: vorerft muß das Geld eine bedeu- 
tende Rolle fpielen; die Summen, welche man für den Kauf vow 
Stimmen ausgibt, find ein ſehr vortheilhaft angelegtes Kapital. 
Tocqueville's Behauptung, daß fein amerifanifher Politiker ſich 
einfallen laffen wiirde, einen Theil jeines Vermögens für die Er- 
reichung feiner Zwede zu opfern, ift, für die heutige Zeit wenig- 
ftens, ganz fiher unrichtig; freilich, verjteht man fic) zu einem 
Opfer nur darum, weil es, wie gejagt, auf der andern Seite 
reichlich) wieder aufgewogen zu werden verjpricht. Sodann wird 
der perjönlice Einfluß nad allen Seiten hin in Bewegung ge- 
ſetzt; es gibt faum ein Land der Welt, in welchem das Cliquen- 
wejen und der Nepotismus fo ftarf ausgebildet find, wie gerade 
in Amerika; nicht nur bei dev Bejegung der Staatsimter, ſondern 
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aud) bei der Handhabung der „Politif“, und dazu kommt dann 
die meifterhaft betriebene Ausnugung der Urtheilslofigkeit, welde 
fi, fo vorgefhritten die Bevölferung auch im großen und ganzen 
jein mag, doc immer bei einem nicht unbeträchtlichen Theile der 
„Wähler“ finden muß. Der gemeine Mann ift dem Kitel ja fo 
leicht zugänglich, welchen es ihm verurjaht, wenn man ihm von 
feiner „ſouveränen“ Würde fpricht. Sede Partei fucht die andere 
vornehmlich dadurch zu verdächtigen, daf fic diefelbe als despotiſch, 
deren Erfolg als eine Gefahr für die Freiheit des Volkes Hin- 
ftellt; wer am lauteſten jchreit, trägt den Sieg davon, Der 
„Wähler“ läßt fi) vertrauensjelig den Wahlzettel in die Hand 
driicfen und ftimmt demgemäß für die Namen, welche er darauf 
gedruckt findet, ohne die betreffenden Perjönlichkeiten oder deren 
Charakter zu fennen. Gerade die Heimlichfeit der Abſtimmung 
bietet auf diefe Weife Gelegenheit, die freie Entſchließung des 
Wiihlenden auf das denkbar geringfte Maß herabzudrücen, wie fie 
ihn andererfeits der Bedenken überhebt, welche er fonft vielleicht 
nehmen würde, für einen Mann einzutreten, den er, wie jeder 
weiß, nicht fennt oder dod) nicht für geeignet erachtet, im Capitol 
zu figen. So geftaltet fic) denn das Repräfentantenhaus zu einer 
Körperfchaft, deren Verhandlungen oft einen bedauernswerthen 
Gindrud hervorrufen miiffen. Man geht fehl, wenn man den 
Kampf der Parteien, wie er fic) dort abzufpielen pflegt, aus den 
Leidenfdaften heraus erklären will, welche das Volk beherrſchen; 
zwar jpricht fic) in ihm oft eine Erbitterung aus, wie fie größer 
nicht gedacht werden fann, aber die meiften eveifern fic) nicht für 
die Wohlfahrt des Landes, welcher fie die Anfichten der Gegner 
für nachtheilig erachten, fondern für die eigenen Intereffen, welche 
der Menfd) Hartnäciger zu vertheidigen pflegt, als eine Anficht 
über da8 Gedeihen oder den Schaden des Ganzen, und je mehr 
die Selbjtfudt das Handeln dev Einzelnen beftimmt, um fo mehr 
wächſt die Erregung und der Miston der parlamentarifden De- 
batte. Wie unlauter der Charakter diejer Männer fein muß, 
welche fic) hier gujammenfinden, um das Volk zu vegieren, fan 
man am beften aus dem Gedeihen eines Inftitutes erjehen, welches 
man, zur Ehre der europäischen parlamentarifch vegierten Staaten 
fet es gejagt, bisher in feinem derfelben kennt: nämlich der fo- 
genannten Lobby. Darunter begreift man eine Geſellſchaft von 
Leuten, welche aus der Beitehung und Bearbeitung der Congres 
männer ein fehr einträgliches Gefchäft zu machen verftehen 
Sctief, 27 
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Thätigkeit derfelben findet befonders dann ihren reichlichen Lohn, 
wenn es fic) um eine jogenannte Private appropriation-bill 
handelt. Es wurde bereits an anderer Stelle ausgeführt, daß 
nad) amerilaniſchem Rechte der Fiscus der Union regelmäßig nicht 
verffagbar ijt; wer Anſprüche an denjelben zu haben glaubt, Hat 
fi) in den meiften Fällen an den Congreß zu wenden, welcher 
in der Form eines Gefeges ausfpridt, daß dem Petenten eine 
näher bezeichnete Summe Geldes zu zahlen fei. Man kann fich 
feicht vorftellen, daß ein ſolches Gejeg nur pajfirt wird, wenn 
derjenige, zu deffen Gunften es ergehen foll, eine große Zahl 
„guter Freunde” im Congreß befigt. Die wenigften von denen, 
welche für fid ein derartiges Gefetz wollen zu Stande gebracht 
jehen, find mit den „Verhältniſſen des Parlamentes” vertraut, 
und jeder, welder fic) in diejer Lage befindet, thut wohl daran, 
ſich an einen Lobbiften zu wenden; diefer tennt jeden einzelnen 
der „ehrenwerthen‘ Herren in den beiden Häufern und weiß 
genau, welder derfelben befonders geneigt jein wird, die Border 
tung des Petenten, mag diefelbe gerechtfertigt fein oder nicht, zu 
unterftügen. Hinter den Conliffen des parlamentarifdjen Theaters 
fpielen fi) dann die unglaubfichften Scenen ab: zunächſt der 
Makterlohn des Lobbiften, dann derjenige des Congreßmannes 
oder der Congrefminner, welche fic) für den Anſpruch verwenden,“ 
und erft was übrigbleibt, erhält der Petent, vielleicht uur die 
Hälfte oder nod) weniger derjenigen Summe, auf welche das Geſetz 
fautet; je übertriebener daher die Forderungen geftellt werben, 
um fo mehr Ausſicht auf Erfolg ijt vorhanden. Es würde ein 
wejentlicher Schritt zur Befjerung der hier befprodjenen Berhiilt- 
niffe fein, wenn man die Verflagbarkeit des Fiscus ganz allge- 
mein zuließe und Anfprüce der angedeuteten Art vor einem Ge- 
richtshofe geltend gemadt werden müßten, welder mehr Ausſicht 
auf eine gewifjenhafte Erledigung folder Sachen bietet, 

Es ift mun ganz jelbftverjtändfich, daß, was auf dieje Weije 
durch die Vertreter des Volkes gejchaffen wird, in den alfer- 
feltenften Fällen die Billigung des Tegtern findet. Wenn man 
die amerifanijden Zeitungen zur Hand nimmt, fo wifjen diefe 
nicht genug des Tadels und der Entrüftung über das Gebaren 
der Repräfentanten an den Tag zu legen, und aud) die große 
Maſſe jelbft fpricht beinahe mit Verachtung von den „Politikern“, 
In Amerika ift man dahin gefommen, jeden, welder ſich mit 
Politit befaßt, in einer fiir ihm nicht fonderlid) ſchmeichelhaften 
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Weiſe für anrüchig zu erachten, und gerade das ijt der vornehmſte 
Grund, warum ſich die anftändigen Elemente der Geſellſchaft nicht 
zu einer Wahl hergeben wolfen., Soviel man fid) aber auch über 
das Treiben der Politifer unwillig zeigt, man gelangt nicht 
dazu, eine Aenderung herbeizuführen: bei jeder folgenden Wahl 
wiederholt fic) das bedauerlihe Schaufpiel der vorhergehenden, 
In der That, wie es oben behauptet wurde, das Volf wählt, aber 
es regiert nicht; freilich ift e8 mehr als fraglich, ob, wenn es 
regierte, es Beſſeres zu Tage bringen würde, denn trog alledem 
und alledem befindet fic) das Land unverkennbar in beftändigem 
Vorfdreiten, und wenn man nad) dem Grunde diefer jonderbaren 
Erſcheinung forſcht, fo ift derfelbe unſchwer zu entdeden: fann 
man für die Conftitution, begiehungsweife die Beftimmungen der- 
felben über die Wahl des Repräjentantenhaufes fehon feinen rein 
demofratifchen Charakter in Anſpruch nehmen, fo enthält fie 
andererſeits Vorjchriften, welche geradezu eine ariftofratifivende 
Tendenz anfweifen, zunächſt nämlich diejenigen über die Wahl 
des Senates. 

Wenn man wirklich, entgegen allem, was oben gejagt wor- 
den ift, das Repräfentantenhaus dem „Volke“, beziehungs- 
weije den activ wahlfähigen Elementen defjelben begrifflich gleich 
ftelfen wollte, im Senate darf unter feinen Umftänden eine Körper- 
schaft gefehen werden, welche aus allgemeinen Volfswahlen hervor- 
geht; je zwei Mitglieder deffelben werden, wie gezeigt worden ift, 
von den Legislaturen jedes Einzelftantes ernannt, und diefe Legis- 
laturen ihverjeits freilich wieder gewählt von denjenigen Perjonen, 
welche auch das Repräfentantenhaus zu wählen haben. Aber es ift 
ganz verfehlt, darum etwa zwiſchen dem Senate und dem Repräfen- 
tantenhaufe feinen andern Unterfchied anzuerkennen als den, daß 
jener aus mittelbaren, diefes aus unmittelbaren Wahlen hervorgehe, 
Mebrigens würde fic) felbft, wenn das zuträfe, {don darin die 
Bethätigung eines ariftofratifirenden Principes offenbaren; zur 
Begründung diefes Sages kann auf die Ausführungen verwiejen 
werden, welche fi weiter unten über die Wahl des Präfidenten 
vorgetragen finden. Allein eine ſolche Auffafjung ift mit Bezug 
auf den amerikanischen Senat nicht zu billigen; derjelbe geht nicht aus 
mittelbaren, fondern aus unmittelbaren Wahlen hervor; die Wähler: 
ſchaft des Senates ift nicht die Summe der activ wahlfähigen 
Staatsbürger, fondern die Summe der Einzelftaaten als folcher, 
welche in diefer wie in jeder andern Hinficht durch ihre Organe, 
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die Legislaturen, handeln. Der Proceß einer mittelbaren Wahl 
ift offenbar nur da anzunehmen, wo die Wählenden nidt ohne 
weiteres felbft die Abgeordneten, jondern zunächſt Wahlmänner, 
aber dod) geradezu und ausſchließlich zu dem Zwede ernennen, 
daß dieſe ihrerfeits die Abgeordneten bezeichnen. Das trifft bei 
der Bildung des amerilaniſchen Senates nicht zu; bei den Wahlen 
zu den Legisfaturen der Einzelftaaten läßt man fid in den aller- 
jeltenften Fällen von der Nücficht beſtimmen, weſſen Candidatur 
für den (Unions-)Senat von der oder jener in den Senat ober 
das Repräfentantenhaus (des bezüglichen Einzelftantes) zu ent- 
fendenden Berfünlic it verde begüinftigt werden? Und feines« 
falls ift, wie das ohne veitern vache behauptet Werben darf, 
eine derartige Erwägung bei 
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mäßig eine Theilnahme an 
der Regierung des ben geftattet wird, weil fie am beiten über 
die innerhalb ihrer Sphäre entftehenden Zutereſſen unterrichtet und 
dieſe Intereſſen ſolche find, welchen der Staat Genüge zu leiſten 
hat. Welcherlei WS alles 2 hierher zu rechnen feien, 
laßt ſich nicht beſtimmen, ſondern 
muß von jeder coi Verfaſſung unter Berücfichtigung aller 
für den einzelnen Fall gegebenen VBerhältniffe feftgeftellt werden, 
Soviel tann man jedod) behaupten, daß in jedem zufammenge- 
jegten Staate, foweit derfelbe als cin einheitliches Ganzes itt 
Betracht fommt, alfo der Conftruction der Centralgewalt, die 
Particulargewatten fid) in der gedachten Beziehung von felbjt dar- 
bieten; fie vertreten hier jehr wichtige, wenn aud) Intereffen mehr 
negativer Art, indem fie nämlich, als Vertreter dev ihnen zus 
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falfenden Souveränetätsrechte, am ficherjten die Grenzen werden 
bemeffen können, in welchen fich die Thätigkeit der Centralgewalt 
zu bewegen hat. 

Diefen Gedanfengang hat die deutſche Reichsverfaſſung, wenn 
auch nicht ganz folgerichtig, fo dod) ftrenger zum Ausdrude ge- 
bracht, al8 die amerikanijche Conftitution; nach der erftern find 
die Particulargewalten feldft, zu einem Organismus verbunden, 
theilweife Träger der Neichegewalt. Im der Union aber wird 
den Einzelftaaten als foldjen eine unmittelbare Theilnahme an 
der Regierung nicht geftattet, fondern fie bilden hier nur Wahl- 
körper; es ftehen fic) alfo Senat und Einzelftaaten zumächit in 
demfelben, oben näher gekennzeichneten Verhältniffe gegenüber, in 
welchem fic) das Nepräfentantenhaus und die activ wahlfähige 
Bevölkerung untereinander befinden. Die Senatoren haben durdj- 
aus fein Smperativmandat von ihren bezüglichen Legislaturen er—⸗ 
halten, ſondern fünnen ganz nad) ihrer eigenen Weberzeugung 
ftimmen, felbft wenn diefe der von der Majorität in den Legis- 
laturen vertretenen Anficht widerfpreden würde; auf diefe Weife 
ift durch die Conftitution das Föberativprincip zu Gunften des 
Einheitsprincipes benachtheifigt worden; darauf fommt es aber 
zunächft nicht an, hier ift mur hervorzuheben, daß durch das Dae 
fein des Senates die demokratiſche Staatsform entjchieden durch- 
broden wird. Bei Bildung derfelben ijt die mathematijch gleiche 
Bedeutung aller Einzenen, wie fie das Charafterifticum demo- 
fratifher Gemeinwefen bildet, nicht innegehalten, fondern die 
Maſſe des Volkes erjcheint zergliedert in mehrere in fich ges 
ſchloſſene Ganze, deren jedes dem andern gleichiteht ohne Rüc- 
fit auf die Zahl der Individuen, welche es in fic) begreift; nicht 
mehr die Quantität, fondern die Qualität entſcheidet über das 
Maß, in welchem politifche Rechte vertheilt werden. Bei einer 
folden Lage der Sache müffen die Ergebniffe der Wahlen denn 
aud) weit abweichen von denjenigen, bei welchen ein allgemeines 
Stimmrecht den Ausſchlag gibt. Die Wahlkörper an fic) ſchon 
beftehen aus Leuten, urtheilsfähiger und feharfblidender, als die 
größte Zahl derer, aus weldjen fic) die Wählerfchaft des Repräfen- 
tantenhaufes zuſammenſetzt; fie werden daher auch politifch be— 
deutendere Männer auszufinden wiffen, als fie großen Theile in 
dem ahdern Haufe des Congrefjes zu fiten pflegen; naturgemäß 
wird meift demjenigen, welder durd) eine längere. Thätigfeit im 
Unterhaufe der Union oder in andern parlamentarifdjen Rörper- 
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fchaften Hervorragendes geleiftet Hat, die Würde eines Senators 
übertragen werden; politifche Neulinge finden fic) faft nie im 
Senate vor. Fene mannichfachen Kunftftüce aber, wie fie jemand 
anwenden muß, der danad) trachtet, in das Unterhaus der Union 
gefandt zu werden, und wie fie fo oft zweidentige Charaktere in 
dafjelbe befördern, müffen bei der Wahl der Senatoren nature 
gemäß weniger Zugkraft üben. Die Wahlkörper, d. h. die Legis- 
faturen, werden in diefer Hinficht meift ſcharf von ihren Confti- 
tuenten beobachtet, und das Gefühl der unbedingten Berantwor- 
tungslofigfeit, von weldem fic) viele bet Ausübung ihres Wahl- 
rechtes leiten laffen, wenn es fic) um die Bildung des NRepräfen- 
tantenhaufes handelt, muß Hier, um fo mehr als die Abftimmung 
„ feine geheime ift, der Ueberzeugung weichen, daß eine ftrenge 
Beobadhtung der Pflicht zum mindeften ein Gebot der Klugheit 
fei. Ganz frei von jenem Mafel, welcher dem Repräfentantenhaufe 
anflebt, ijt freilich auch der Senat niemals geblieben; die Sucht 
nad) dem Erwerbe materieller Güter fpielt aud) Hier zu jeder 
Beit eine fo große Rolle, daß einerfeits die Wahl in den Legis- 
laturen mitunter von tadeinswerthen perfinlichen Nückfichten bes 
dingt ift, amdererfeits im Senate die Stimmen vieler käuflich 
werden. Aber im großen und ganzen zeichnen fic) die Mitglieder 
jener Körperfchaft durch Neife ihres politiſchen Urtheils und weniger 
antaftbare Unbefdoltenheit ihres Charakters vor ihren Collegen in 
dem andern Zweige der Volfsvertretung vortheilhaft aus. Der 
Senat erſcheint, namentlich wenn man ihn von dem Standpunkte 
des Gergleides mit dem Repräfentantenhaufe auffaßt, als ein 
Oberhaus im vollften Sinne des Wortes, fofern man darunter 
den Mittelpunkt der innerhalb eines Volkes vorhandenen politiſch 
wichtigen und barım der großen Maſſe gegenüber befonders zur 
beachtenden Elemente begreift; aber er ift überdies ein Oberhaus, 
gebildet in der Art, daß felten Perfönlichkeiten darin werden zu 
finden fein, welde eigenfinnig auf die Erhaltung überlebter und 
unhaltbar gewordener Einrichtungen beftehen. Flüſſig ift die 
Wählerſchaft an fich, denn die Legislaturen der Einzelftaaten find 
ja einem beftändigen Erneuerungsproceffe unterworfen, und cin 
folder Procek wiederholt fic) dann innerhalb des Senates ſelbſt; 
diefer gleicht daher nicht den exjten Kammern, weldje viele euro- 
päifche conftitutionelle Staaten aufzuweifen haben und die wie 
Ahnfrauen vergangener Yahrhunderte erſcheinen, oder noch ab- 
ſchreckender find als diefe, weil fie fid) nicht begnügen, ihre 
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inhaftslofen Formen zu zeigen, fondern glauben, bei der Geftal- 
tung der Gegenwart ein entfcheidendes Wort mitreden zu dürfen; 
im Gegentheil: der Senat der Union hat fic) ſehr oft bemerfbar 
gemacht durch ein feinfühliges Verſtändniß für die Bedürfniſſe 
des Augenblides, ohne darüber zu vergeffer, daß beftehende 
Inftitutionen nicht folhen, welche an fic) ohne Frage beffer fein 
mögen als jene, forglos zu opfern find, che das Golf für den 
richtigen Gebrauch derfelben genügend vorbereitet ift. 

Das andere Moment, aus welchem fich die arijtofratifivende 
Neigung der Conjtitution erfehen läßt, tritt in deren Vorſchriften 
über die Art und Weije hervor, in welcher die Perjon des jedes- 
maligen Präfidenten, beziehungsweife VBicepräfidenten zu beftimmen 
ift. Hierbei handelt es fi nun in der That um mittelbare 
Wahlen. Die Urwählerfhaft zunächft fällt zufammen mit der 
Wählerfhaft des Nepräfentantenhaufes, von derjelben werben fo- 
genannte Efectoren (Wahlmänner) aufgeftelft, welde und damit 
fie ifverfeits über die Befegung der oberften Magiftratur ab- 
ftimmen; die Maffe der Wahlmänner befindet fic) alfo der Ure 
wählerſchaft gegenüber in demfelben Verhältniß, wie es zwiſchen 
dem Repräfentantenhaufe und der activ wahlfähigen Bürgerſchaft, 
oder dem Senate und der Summe der Einzelftaaten angenommen 
werden muß, d. 5. audj die Wahlmänner find nicht verpflichtet, 
in ihren Entfehlüffen ftets den Anfichten zu folgen, welche die 
Majorität der hinter ihnen ftehenden Wähler etwa vertreten follte. 
Diefe Frage ift, wie ſchon angedeutet wurde, namentlich bei der 
Wahl des Präfidenten Hayes praftifch geworden; damals be- 
hauptete man allen Ernjtes, daß der Wahlmann denjenigen zu 
wählen habe, welder offenbar der Majorität der Wählerſchaft 
genehm fei; diefe Behauptung ijt aber auf das nachdrücklichſte 
für verfehlt zu erklären. Die Wahlmänner find, ebenfo wenig 
wie die Repräfentanten, Maſchinen, welche gleichjam erforderlich 
werden, nur weil fic) technische Hindernifje der Möglichkeit ent- 
gegenftellen, daß die Wähler felbft den Präfidenten ernennen; 
allerdings pflegen, wie ſchon oben angegeben wurde, die Wahl- 
männer vegelmäßig demjenigen ihre Stimme zu geben, welcher die 
Majorität der Urwähler für ſich hat, und ein derartiger Gebraud) 
ift aud), vom politiihen Standpunkte her, nicht geradezu ver- 
werflich!; aber eine rechtliche Verpflichtung, fo zu handeln, ber 


1 Bgl. darliber oben Kap. 8, ©. 106 bei Anm, 12, ws SM 





424. Bierunddreifigftes Kapitel. 


dingt er nicht. Der Theorie und auch der offenbaren Abficht der 
Conjtitution nah muß man, wie bei allen derartigen Wahl- 
proceffen, den Wahlmännern volle Freiheit ihrer Entfchließungen 
zuerfennen, und daher fommt es denn, daß im allgemeinen mittel- 
bare Wahlen für weniger „demokratiſch“ gelten als unmittelbare. 
Es ift nämlich) andererfeits derjenige, welcher ſchließlich als Prä— 
fident, beziehungsweife Biceprdjident aus der Wahl hervorgeht, 
ebenfo wenig an die Anficht der Majorität unter den Wahlmän- 
nern, wie Ddiefe an diejenige der Urmwählerfchaft gebunden. Die 
ariftofratifirende Tendenz, welde nach allen obigen Ausführungen 
in jedem Wahlprocefje enthalten ijt, wird alfo bier in ihrer Sue 
tenfität geradezu verdoppelt, und naturgemäß noch in demfelben 
Make erhöht, je größer die Zahl der Urwähler derjenigen der 
Gewählten gegenüber erfcheint; je mehr Stimmen fi) auf eine 
einzelne Perfünlichfeit vereinigen miiffen, um fo hervorragender 
wird dadurd ganz von felbft deren Stellung, und um jo mehr 
Aussicht ift aud) vorhanden, daß der Gewählte geiftige Fähigkeiten 
und Unbefcholtenheit des Charakters aufzuweiſen habe. 

Das Gefagte trifft nun aber im denkbar höchften Maße gerade bei 
der Wahl des amerikanischen Präfidenten zu, denn Wähler find hier 
alle Bürger und zu wählen ift nur eine einzige Perfon. Frei- 
lich entfpredjen die Thatſachen auch hier nicht ganz diefer theo- 
retifden Conftruction des Verhältniffes. In den meiften Fällen 
nämlich pflegen die Politifer des Congreffes eine ganz beftimmte 
Perfon als Präfidentichaftscandidaten ins Auge zu faffen, welche 
ihnen für die Erreichung ihrer Zwecke bejonders geeignet erſcheint, 
und für welche fie dann zu agitiren fuchen; daher werden vielfach 
Leute dazu auserlefen, welche eine möglichjt geringe eigene poli- 
tiihe Bedeutung haben und vorausfichtlid) der Thitigheit des 
Congreffes durch eine thatfriftige Ausübung der Vetogewalt 
Hinderniffe nidt in den Weg legen werden. Von folden Ge- 
fichtspunften hat man fic) vornehmlich in den vier legten Sabre 
zehnten feit dem Abgange Jackſon's leiten laſſen, aber trotzdem 
ijt das gefennzeichnete Streben nicht immer von Erfolg begleitet 
gewefen. Selbft wo homines novi der gedachten Art zur Präfi- 
dentfchaft berufen wurden, find es junddft dod) immer Männer 
von verhältnißmäßig großer Nechtichaffenheit gewejen; man darf 
behaupten, daß fic) unter den amerifanifden Präfidenten bisher 
fein einziger gefunden hat, welchem geradezu niedrige Beweg- 
gründe für fein Handeln wären nachzumweifen gewejen; dann ift 
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aber oft aud) alle Vorficht der Polititer nach einer andern Seite 
hin zu Schanden geworden: wo fie glaubten, ein gefchmeidiges 
Werkzeug für die Durchführung ihrer Plane gefunden zu haben, 
entfaltete der Gewählte plötzlich eine Selbftändigfeit der Anfichten, 
weldje um fo überrajchender wirkte, je weniger man fid) ihrer 
verfehen hatte. Derartiges traf bei Abraham Lincoln und in 
gewiffer Hinſicht aud) bei Rutherford Hayes zu. Der Einfluß 
aber, welchen der Präfident, aljo eine einzelne Perfinlichfeit, übt, 
fann ein ſehr bedentender fein; die gewichtigften Abfchnitte der 
amerifanifchen Gefdhichte werden mit den Namen einzelner Priifi- 
denten bezeichnet werden, nicht nur weil died eine zwedmäßige 
Art der Zeitrechnung ijt, fondern auch, weil es diefe Männer 
gewejen find und fein werden, weldje dem Leben ihres Volfes 
einen beftimmten Stempel aufzudrüden vermögen. 

Gegen das Vorgetragene wäre num vielleicht einzuwenden, daß 
die rechtliche Stellung der Wählerfhaft darum anders, als an- 
gegeben wurde, beurtheilt werden müffe, weil die Wahl des Präfi- 
denten fowol wie des Congreffes je zu beftimmten Zeiten fich zu 
wiederholen habe; allein es ijt bereits anderwärts nachgewiejen wor- 
den, daf dies feineswegs zutrifft; und ferner hat man zu bedenten, 
daf eine derartige Wiederholung einmal aus politischen Rüdfichten 
geboten und ſodann geradezu eine logiſche Folge aus dem Weſen 
der Sache felbjt ijt. Zunächſt hat jede Staatsverfafjung in ſich felbft 
die durch fie gejhaffene Regierungsform nad) Kräften jeder Gee 
fegenheit einer Aenderung zu überheben, und fo ift das Erforder— 
niß periobifch zu wieberholender Wahlen geftellt worden, um zu 
verhindern, daß fic aus dem Präfidenten ein Souverän, aus der 
Republik alfo eine Monarchie, andererfeits daß fi) aus dem Se- 
nate oder Nepräfentantenhaufe eine individuell beftimmte herr— 
ſchende Kaffe, alfo eine Geburtsarijtotratie entwidele. Es wurde 
ſchon anderwärts hervorgehoben, daß bejonders die Furcht vor 
dem erftern in Amerika allgemein verbreitet fei; vornehmlich Fommt 
das daher, daß thatfächlid bis in die nenefte Zeit hinein alle ent- 
wideltern Staaten Europas eine monarchiſche Regierungsfor 
aufzumeifen hatten; allein die Befugniffe des Präfi 
dod) verfafjungsmäßig derart abgegrenzt und feine 
einer derartigen Ueberwadung ausgejekt, daß ein 
der angegebenen Richtung faum denkbar er 
darum, um das hier zu wieder i 
wicelung dex Dinge die Möglichfi 
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eine Monarchie zu gründen; das könnte höchſtens gefchehen, wenn 
außergewöhnliche Creigniffe eintreten follten, die Union fid) im 
friegerifche Verwicelungen mit dem Auslande einlaffen oder ſich 
jelbft in innern Kriegen befinden und die Verfafjung juspendirt 
würde. Dann möchte allenfalls einmal ein „Retter des Volkes“ 
auftreten, deffen Anfehen groß genug wäre, alles Beftehende über 
den Haufen zu werfen. Freilich ift nicht zu verfennen, daß die 
meiften unter den Amerifanern vor den monardifden Inftitutionen 
der Alten Welt eine Hochachtung empfinden, welche bei dem 
Bürger einer freien Republik beinahe komiſch erjcheint, und wenn 
fie nad) Europa fommen, oft feinen fehnlichern Wunſch Haben 
als den, fid) im Glanze eines Hofes fonnen zu dürfen. Vielleicht 
ift e8 das Bewußtſein diejer unleugbar vorhandenen Schwäche, 
weldes ihnen die Schöpfung einer Monarchie wahrſcheinlicher 
macht, als es in Wahrheit für zutveffend erachtet werden Fann. 
Viel cher als der Uebergang der Nepublit zur Monarchie 
würde derjenige zu einer Geburtsariftofratie fid) vollziehen Fönnen, 
Wie ſchon oben hervorgehoben wurde, ijt das Cliquenwejen und 
der Nepotismus gerade auch auf dem Felde des Parlamentaris- 
mus in Amerika ausgebildeter als irgendwo fonft. Wenn man 
die Geſchichte der Vereinigten Staaten verfolgt, jo begegnet man 
unter den leitenden Perfönlichfeiten immer und immer wieder den- 
felben Namen. Es gibt in der That ſchon jest Familien, im 
denen die Politit wie ein Erbtheil erfdeint. Wenn jemand dom 
der Schaubühne des öffentlichen Lebens abtritt, fo pflegt er nicht 
felten durch feinen Sohn oder fonft einen feiner Verwandten er— 
fest zu werden. Das ijt nun allerdings nicht verwerflich, folange 
in derartigen Fällen nicht die Verwandtihaft, fondern die Wahl 
von feiten dev Mitbürger als das ausjchlaggebende Moment er— 
ſcheint. Aber unverkennbar fann das eine dod) Leicht in das 
andere umfchlagen, und wehe einem Golfe, wenn es von einer 
Anzahl beftimmter Familien beherrfcht wird, deren Häupter, wie 
das in Amerika nicht undenkbar ift, die Regierung des Gemein- 
weſens wie ein Geſchäft zu ihrer eigenen Bereicherung handhaben 
würden. Gegen einen foldhen Zuftand gibt es fein anderes wirt- 
james Mittel als die periodifche Wiederholung der Wahl, welche 
andererfeits, wie gefagt, zu betrachten ijt Lediglich als eine logiſche 
Folge ans dem Wefen der Sache jelbft. Das allgemeine Staats- 
vecht muß es für nothwendig anfehen nicht nur, daß ein Volk im 
fachlicher Hinfiht gut regiert werde, fondern and, daß es von 
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Leuten regiert werde, in deren Regierungsfähigfeit die Maffe des 
Volkes Zutrauen beſitzt. Soll diefer letzte Geſichtspunkt durch 
eine Verfaſſung gewahrt bleiben, dann ijt e8 unumgänglich, den 
Act der Wahl beftändig wiederholen zu laſſen, denn die Bevilte- 
rung ſelbſt befindet fi ja in einem beftändigen Wechſel. Dies 
jenigen, welche im allgemeinen als die Urtheilsfihigen unter der 
großen Maffe ericheinen, werden alfo aud) beftindig andere, und 
daher ift es ſchlechterdings nothwendig, hin und wieder feftzuftellen, 
ob die früher Gewählten aud) nad) einiger Zeit nod) jenes 
Zutrauen befigen oder nicht. Wie lang die Perioden zu 
bemeffen jeien, in welchen eine Wiederholung des Wahl- 
actes ftattzufinden hat, läßt fi darum mit Sicherheit gar nicht 
angeben. Nach allem Gefagten wird man wohl thin, fie fo zu 
beftimmen, daß fie nicht allzu lang find, um den Gewählten eine 
übergroße Befeftigung ihres perfünlichen Einfluffes zu ermöglichen, 
und nicht allzu kurz, um das Volk übermäßig oft den Aufregungen 
auszufegen, welche naturgemäß mit derartigen Vorgängen ver- 
bunden find und an fic) nie vortHeilhaft wirken können. 

Danach beurteilt, dürfte der Zeitraum von vier Jahren, auf 
welche eine Wahl in das Amt des Präfidenten erfolgt, und jener 
von jechs Jahren, auf welche fid) das Mandat eines Senators 
erſtreckt, als angemefjen zu bezeichnen fein. Dagegen fehren die 
Wahlen zum Nepräfentantenhaufe, welche alle zwei Jahre ftatt- 
finden, ganz ficherfich allzu oft wieder. Hier ijt das Streben, den 
Einfluß der Maffen möglicht groß zu geftalten, eutſchieden über die 
Grenzen hinausgegangen, in welchen es fic) vernünftigerweife 
halten muß. Der Entwicelung Amerifas würde ein großer Theil 
der Unficherheit, durch welche diefelbe gekennzeichnet wird, genom- 
men werden, wenn das Land nicht jedes zweite Jahr den Wirren 
preisgegeben wäre, welche bei den Wahlen im allgemeinen beob- 
achtet werden fünnen. Es gibt in der Conftitution vieles, was 
weniger demokratiſch erſcheint, als es eine längere, dvei- oder 
nod) beffer vierjährige Dauer der den Repräfentanten erteilten 
Mandate fein wiirde. 

Schließlich ift hier nod einmal auf die Anficht zurückzulom— 
men, welche es unter Hinweis auf den Art. V der Conftitütion 
über Verfaffungsänderungen liebt, das „Volk“ oder wenigftens 
Factoren von demofratifcherem Charakter, als er dem Congreffe 
innewohnt, für Träger der Staatsgewalt anzufehen, weil diefelben 
im Stande find, ihrerfeits die Ausübung der Sonveränetät dem 
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Präfidenten und dem Congreffe zu entziehen. Daß es danach auf 
den erften Blic fo fcheinen Tann, als ob die Unionsregierung in 
ihrer jegigen Geftalt Lediglich eine Mandatarin jener erftern wire, 
ift bereits anderweitig zugegeben worden.” Andererjeits wurde 
jedod) ebenda gegen diefe ganze Anficht geltend gemadt, daß eine 
Uebertragung der dem Souverän zuftehenden Befugniffe an einen 
Dritten in fo allgemeiner Weije, wie das hier zuträfe, nicht zu- 
läffig erfcheine, da die Ausübung der Souveränetät als ein jus 
personalissimum zu gelten habe. Richtig ift allerdings, daß bei 
einer derartigen Lage der Gade die Beantwortung der Frage, 
wer im Grunde als Träger der Souveränetät anzufehen fet, fehr 
ſtark zweifelhaft wird; und aus diefem Zwielpalt fann man nur 
dann einigermaßen herausfommen, wenn man fich auch bier wieder 
mehr an die Thatfachen als an den Buchftaben des Gefeges hält. 
Die Conftitution hat ja feit der kurzen Zeit ihres Beftehens eine 
verhältnigmäßig große Zahl von Aenderungen erfahren, aber diefe 
find doch ausnahmslos vom Congreffe felbft vorbereitet worden. 
Go oft eine Zwei-Drittel-Majorität beider Häufer fid) von der 
unbedingten Nothwendigfeit eines Amendements überzeugte, wurde 
diefes auch in Wahrheit zu einem Beftandtheile des Grundgefeges 
erhoben, und das ift unfchwer begreiflih: die Mitglieder des 
Congreffes find fümmtlid Männer, welche je in ihrem Heimats- 
ftaate einen gewaltigen perfinliden Einfluß zu üben vermögen. 
Haben fie aljo die ernfte Abſicht, eine Wenderung der Conftitution 
zu bewirken, fo wird e8 ihnen nicht jchwer fallen, diefelbe aud 
in den Stantslegislaturen zur Geltung zu bringen. Der Weg, 
ein Amendement durd) eine conftituirende Convention beichließen 
zu Taffen, ift bisher noch nie gewählt worden. Sollte man es 
aber einmal für gut befinden, ihn zu betreten, fo tft es, bet den 
heutigen Zuftänden wenigitens, ganz unzweifelhaft, daß eine ſolche 
Convention zum bei weitem größten Theile aus Congreßmitglie- 
dern fich zufammenjegen würde, denn ein Verbot befteht in diefer 
Hinfiht nicht. Kine Convention wäre alfo in Wahrheit wenig 
mehr als fozufagen eine Unmfchreibung des Congreffes nur mit 
dem Unterfdiede, dak in ihr die einfahe Majorität genügt, wäh- 
rend im Congrefje eine Zwei-Drittel-Majorität erforderlich wird. 

Diefer legtere fann alfo auch troß des Art. V als der Herr: 
cher des Volkes gelten. Das ſcheint durch alles Gefagte genügend 
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erwiejen. Diefen Beweis beizubringen, war aber infofern umer- 
läßlich, als die Heutzutage im öffentlichen Leben fo vielfach zu 
Tage tretende Sucht nad allgemeiner Gleichmacherei fid) häufig 
auf Amerifa zu berufen beliebt. Das kann, wie man fieht, nur 
von feiten folder gejchehen, welche die amerifanifchen Verhäftniffe 
nicht fennen oder wenn fie fie fennen, fic) nicht die Mühe geben, 
fie gründlich zu beurtheilen. Jedes größere Volk regiert ſich nicht 
ſelbſt, fondern wird regiert, oder vielmehr; eine Mafje von 
Menfchen ift überhaupt dann erſt als Volf zu bezeichnen, wenn 
fie in der Art organifirt ift, daß fic) aus ihr beftimmte Factoren 
abheben, welche nach eigenem und freiem Ermeſſen, nicht alfo als 
Mandatare der Mafje, die Regierung führen. Wud) in Amerika 
herrjcht nicht die Mafje, fondern jene verhältnigmäßig geringe 
Anzahl von Perfonen, welde aus dem Präfidenten und den bei- 
den Häufern des Congrefjes befteht. Diefe find begrifflich umd 
qualitativ verfihieden von der Summe der Individuen, welde als 
amerifanifche Staatsbürger zu gelten haben, und nur, weil eine 
jolche Verſchiedenheit befteht, ijt das Land lebensfähig und im 
Stande, Fortjchritte zu maden. Die Verſchiedenheit zwijchen der 
Regierung und der großen Maffe darf nicht jo bedeutend fein, 
daß dev ertern jedes Verſtändniß für die Anfchauungen und Be- 
dürfnifje der letztern verloren geht, aber auc) wicht fo gering, daß 
die erftere zu einem willenlofen Werkzeuge der Tegtern Herabfinkt. 
Namentlid wo die zweitgedachte Rückſicht fic) nicht gewahrt findet, 
muß die Entwidelung des Staates der Stetigteit entbehren, welche 
die wichtigfte Borbedingung für geordnete öffentliche Zuftände 
bildet, oder das „Capitol“ des Volkes zum Sammelplage un- 
lauterer Elemente werden. Man kann nun den Vorfehriften der 
Eonftitution über die Bildung des Nepräfentantenhaufes nicht nach- 
jagen, daß fie ſchlechterdings ungeeignet feien, ein Parlament zu 
Stande zu bringen, weldes als vegierungsfähig zu gelten hat; aber, 
wie gefagt, die Erfahrung zeigt, daß diefer Zweig des Congrefjes dod) 
mitunter von einem Geifte bejeelt wird, welcher ipn unfähig macht, 
die Regierung durchaus felbftändig zu handhaben. Der Senat und 
der Präfident find wol erforderlich, um die Beſchlüſſe der zweiten 
Kammer einer nodjmaligen läuternden Prüfung zu unterwerfen, 
Amerika ift alfo, ftrenggenommen, feine Demofratie — wenigftens 
fofern man diejes Wort nur da glaubt anwenden zu dürfen, wo 
von abjoluter Freiheit des Volkes gefprodjen werden fann — 
fondern, jo wunderbar das aud) namentlich auf der Weſtſeite des 
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Atlantiſchen Oceans ſelbſt klingen mag, cine Uviftofratie, jedod) 
nicht eine ſolche, in welcher die Geburt oder das Vermögen oder 
das Wiffen oder das Lebensalter, wol aber das durd) den Act 
der Wahl zu befundende Vertrauen der an fi urtheilsfähigen 
Bürger die Herrfdjende Kaffe beftimmt, und in der dieſe herr- 
chende Klaffe daher einem beftändigen Erneuerungsproceffe ans- 
gejegt ift, fobald fie fid) jenes Vertrauen nicht mehr zu erhalten 
verfteht. Diefes Moment aber muß in der That der Natur der 
Sache nach für ein durchaus maßgebendes Kennzeichen der Re— 
gierungsfähigfeit geften, und es ift das große Verdienft Amerifas, 
eine Staatsform ausfindig gemacht zu haben, in welther die vere 
ſchiedenen verfafjungsmäßig gejchaffenen Regierungsfactoren, und 
zwar jeder auf befondere, fehr entjprechende Art, nad) jenem Mo— 
mente beftimmt werden. Ob diejes Moment überhaupt als das 
einzige, aud) für alle andern Völker in der Hier fraglichen Bee 
jiehung maßgebende anzufehen fei, fann des Weitern nicht unter- 
fucht werden; nur fo viel foll gejagt fein, daß die geſchichtlichen 
Grundlagen eines Landes auc) wol andere Zuftände zu rechtfer- 
tigen vermögen, und daß namentlid) da8 monarchiſche Princip in 
jedem Falle Vortheile aufweift, welche durch andere Einrichtungen 
ſchwerlich anfgewogen werden. Das Princip der politifchen Frei 
heit fann alſo an fic) entſchieden nod) weiter als in Amerika ent- 
wickelt werden, wie das 3, B. nach den obigen Ausführungen im 
den Republifen des Wlterthums zutvaf und auch heutzutage nod 
in Gemeinwefen mit verhäftnigmäßig fehr geringer Bevölferungs- 
zahl möglich fein würde; und nur folde Staaten, in denen die 
zu einem einheitlichen Ganzen organifirte Summe der heutzutage 
lediglich als wahlfähig erachteten Bürger thatfählid regiert, 
find in Wahrheit als Demofratien zu bezeichnen, wenn für die Au— 
wendung diefes Ansdruckes die Regierungsform maßgebend fein 
ſoll. Wiewol das nun in Amerifa nicht zutrifft, fo muß man 
dod) anerkennen, daß hier das Princip der politifchen Freiheit fo 
weit verwirklicht ift, als dies in Ländern von der Ausdehnung 
der Union nur irgendwie gefchehen fann, und gerade in der 
jahgemäßen Beſchränkung, welche das gedachte Princip erfahren 
hat, ift der Grund für die großartige Entwidelung der Vereinig- 
ten Staaten zu ſuchen. Die zahlreichen Mängel aber, welche das 
Öffentliche Leben der überſeeiſchen Nepublit unverkennbar neben 
deren mannichfahen Vorzügen aufzumeifen hat, werden fid) mehr 
und mehr befeitigen; dafür ſpricht der gefunde Sinn des Volkes 
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im allgemeinen. Die öffentliche Meinung beginnt fid) immer 
nachhaltiger gegen die ſchmähliche Wirthſchaft auszufprehen, welche 
in dem Congreffe, vornehmlich dem Nepräfentantenhaufe, und in 
den Kreifen der Beamtetenjchaft zu herrſchen pflegt. Diefe öffent- 
fiche Meinung aber fo zu organifiven, daß fie eine fefte, juriſtiſch 
beftimmbare Geftalt annimmt und auf diefe Weije im Wege der 
Gefesgebung zur Geltung zu bringen, ift, wie überhaupt, fo aud 
in Amerika ein Ding der Unmöglichkeit. Hier findet das Gebiet 
der Staatswifjenfchaften feine umüberfteigliche Grenze. Denn die 
öffentliche Meinung in dem angegebenen Sinne ift nicht die Ueber- 
zeugung, welche bei der Majorität der activ wahlfühigen Bürger, 
wer immer hierzu verfaffungsmäßig zu rechnen fein mag, oder 
eines von diejen gewählten Parlamentes, wie immer dajjelbe auch 
geftaltet werde, ſich vorfindet, fondern das Ergebniß jener mannic- 
fadjen und unberechenbaren Einflüffe, welchen das Leben eines 
Volkes im ganzen ausgejegt ijt. Wohin fie fid) neige, fann da- 
her überhaupt nur in allgemeinen Umriſſen und nur von dem- 
jenigen angegeben werden, welcher ſich nicht begniigt, die Staats- 
form oder die Gefege zu betrachten, fondern die ganze Vergangenheit 
de8 Volkes, als politifchen und geſchichtlichen Ganzen, beob- 
achtet. Die Lehren, welche fic) daraus ergeben, fünnen dann den 
Weg weifen, welchen vorausfichtlich die zukünftige Entwidelung 
einschlagen wird. Es ift nicht die Aufgabe der vorliegenden Ar- 
beit, die Verhältniffe der Union unter diefem Gefichtspunfte einer 
nähern Erwägung zu unterziehen, aber wer fic) Mühe gibt, das 
zu thun, wird ficjerlid) erkennen, daß je mehr das Volk ſich aus 
dem Buftande der Unfertigfeit herausarbeitet, in welchem es ſich 
naturgemäß jet nod) theifweife befindet, aud) mehr und mehr die 
Grundlagen des Öffentlichen Lebens gefunden werden, Die Ver— 
faffung des Landes bedarf, wenigftens fo weit fie die Staatsforn 
betrifft, dazu feiner Veränderung. Dieſe Form im Gegentheile 
entfpricht, wie oben zur Genüge dürfte nachgewiefen fein, alfen 
Anforderungen, welche die Wiſſenſchaft zu ftellen vermag, und nur 
an der Nation in dem foeben gedachten Sinne liegt es, jemer 
Form einen entfpredjenden Inhalt zu geben, 
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Fünfunddreißigſtes Kapitel. 


Particularismus und Centralifation in den 
Vereinigten Staaten. 


Im Anſchluſſe an die beiden legten Kapitel ift endlich nod 
zu unterfuchen, in welcher Weife der Gedanfe an eine völlige po- 
Litifche Einigung der Union eiterfeits und andererfeits das Stre- 
ben nah Auflöfung derjelben in ihre Theile fi bisher zu be- 
thätigen vermodt habe? Daß in einem Staatswefen gleich der 
Union jene beiden angedeuteten Richtungen vorhanden fein müffen, 
ijt Schon oft hervorgehoben worden. Ein Staatenjtaat ift zwar, 
wie hoffentlich die Ausführungen im zweiten Theile diefer Arbeit 
zur Geniige werden ergeben haben, einer wenn aud) etwas Fünft- 
lichen, doch im ganzen ftichhaltigen juriftifchen Eonftruction fähig. 
Aber vom Standpunkte des Politifers aus gejehen ftellt er fi 
ftets als ein Zmwitterding dar, welches naturgemäß danach trachtet, 
fic) nad) der einen oder andern Seite hin zu entwideln. Die 
Staatsidee ift eine einheitliche, und eine Theilung der Souveräne- 
tät darum vielleicht denkbar, aber ficherlich nicht wünfchenswerth 
und jedenfalls allzu unnatiirlid), als daß eine Hebung der dabei 
zu Tage tretenden organifchen Mängel nicht als das Ziel jed- 
weder ftaatSmännifchen Thitigkeit zu gelten habe. Wie eine 
förperliche Verbindung mehrerer lebender Wefen immer als eine 
Misgeftaltung erfcheinen wird, fo die Verfittung mehrerer Staats: 
feelen zu einem mehrföpfigen Ganzen; während aber die Wiffen- 
ihaft der Medicin beftenfalls nur im Stande ift, jene körperlichen 
Misbildungen dadurch zu befeitigen, daß fie eine Trennung ders 
felben in ihre einzelnen Theile bewirkt, vermag die Staatswiffen- 
fchaft analogen Gebilden politifcher Natur gegenüber einen zwei— 
fahen Weg einzufchlagen:; entweder ebenfalls die Theile voneinander 
zu jondern oder aber diefelben fchlehthin in Ein Ganzes zufam- 
menzujchweißen. Ein zufammengejegter Staat ijt daher ftets be- 
grifflich anzufehen nur als ein Uebergangsftadium in dem poli- 
tiichen Bildungsgange je des bezüglichen Landes. Es mag in 
vielen Fällen gefdehen, daß dieſe Zwitternatur nie gehober wird, 
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denn unberechenbare Thatſachen durchtreuzen oft die Plane ſelbſt 
der weitſehendſten Staatsmänner, aber grundſätzlich und der Theorie 
nach muß in jedem zuſammengeſetzten Staate der Keim völliger 
Einigung oder gänzlicher Auflöfung gefunden werden, und wer 
fic) zur Aufgabe madht, die Öffentlichen Verhiltniffe eines ſolchen 
Landes darzuftellen, muß daher zunächft unterfudjen, weldje jener 
beiden Möglichkeiten als der gemeinen Sache günftiger anzufehen 
jet? Wenn man dann mit dem Ergebnifje diejer Unterfuchung 
den thatfächlichen Verlauf der Gefchichte vergleicht, jo wird man 
des Weitern die Frage beantworten können, ob die Entwidelung 
des Staates fid) auf der rechten oder der faljchen Bahn befinde? 

Was zunähft den erſtgedachten Punkt anbetrifft, jo ift man 
bei der Beurtheilung dejfelben häufig von dem allgemeinen Sage 
ausgegangen, daß die politijche Freiheit defto weniger gedeihen 
fünne, je größer ein Staat fei. Es ift allerdings unleugbar und 
im vorigen Kapitel bereits nachgewiejen worden, daß eine Demo- 
fratie in dem hier maßgebenden Sinne mir in Staaten mit ver- 
Hältnigmäßig jehr geringer Einwohnerzahl gedacht werden könne. 
Allein die Einzelftaaten, aus denen die Union befteht, find zwei— 
fellos jhon an ſich von zu bedeutendem Umfange, als daß in 
ihnen eine derartige Staatsform, d. h. eine unmittelbare Volls— 
herrſchaft zu ermöglichen wäre, wie fie etwa in den Republifen 
Griedentands oder — wenn man glaubt, das hier überhaupt an- 
führen zu dürfen — bei einigen gerinanifchen Stämmen zu finden 


war. Wären dod) übrigens die griechiſchen Gemeinwejen jelbft 


ſchon zu zahlreich bevöffert gewejen, um ſich ihre demofratifche 
Verfafjung zu erhalten, wenn bei ihnen nicht das Gujtitut dev 
Sklaverei in voller Blüte geftanden hätte, Nun wendet man 
allerdings weiter ein, daß in einem Staate von größerer Ausdeh- 
nung die Öffentlihe Meinung überhaupt feinen oder doc) 
ſicherlich nur einen ſchwächern Oru anf die eigentlichen Träger 
der Regierung zu üben vermöge als in foldjen, deren Landgebiet 
und Einwohnerzahl geringer find. Allein diefer Einwand hat 
vielleicht in frühern Zeiten feine Berechtigung gehabt, jest Hat er 
eine folde nicht mehr. Die großartigen Erfindungen, welche das 
19. Jahrhundert gemacht hat, führen gleihjam die gewaltigjten 
räumlichen Entfernungen auf das denfbar beſcheidenſte Maß zurück. 
Als weder die Kraft des Dampfes, nod) der elektrifche Funke dem 
geſellſchaftlichen Zwecken der Menſchen dienftbar, die Leitung des 
Schalles dem Geifte des Forjders ein Geheimnif war, konnte 
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man freilich wol der Anficht fein, dak ein geographifcher Bezirk 
von allzu großer Ausdehnung feine fonderlich zwedmäßige Grund- 
- Tage eines entwidelungsfibigen Staates bilde. Heutzutage und 
nod) mehr in Zufunft, wo die Bewohner felbjt der entfernteften 
Gegenden durd) die Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs ein- 
ander nahe gebracht werden, wie die, welche auf derjelben Scholle 
leben — hat auch die Staatswiffenfdaft die Pflicht, die Ergeb- 
niffe zu beachten, zu welchen der Fortſchritt der exacten Wiffen- 
ſchaften führte, und mit denfelben zu rechnen. Man weiß ja, daf 
3. B. in San-Francisco die Berathungen des Congreffes eher 
befannt werden, als fie im Capitol zu Wafhington ftatthaben. 
Und die Preffe, durch welche fich die öffentliche Meinung haupt— 
ficlid) zum Ausdrud bringt, hat gerade in Amerika zum min- 
deften techniſche Vollkommenheiten erreicht, welche faum fonfts 
wo angetroffen werden und fo groß find, daß felbft in den afler- 
entlegenjten Theilen des Landes die Acte der Regierung während 
ihrer Vorbereitung oder unmittelbar nad ihrem Erlafje der ein- 
gehendften Kritif unterzogen werden können. Thatſächlich beweift 
denn die Gefchichte Amerikas auch, daß die Union als folche den 
Particularregierungen ftets als die Trägerin freifinniger Ideen 
gegenübergetreten ift. Sie ift es gewefen, welche die unerläßliche 
Grundlage aller bürgerlichen Freiheit, die Aufhebung der Stla- 
verei, dem engherzigen Treiben der Staatslegislaturen gegenüber 
mit Erfolg zu vertreten und fchließlid durchzufegen vermochte, 
Sie war e8, welche den emancipirten Sklaven die Rechte ameri- 
fanifcher Bürger gab und nod jet bemüht ift, alles, was als 
Erinnerung an den Beftand des fludwilrdigen Inftitutes übrig- 
blieb, aus dem Wege zu räumen. Die Union als foldhe hat es 
unternommen, den Beeinfluffungen und Beftechungen, welche aller- 
wegen bei den Wahlen im Lande eine fo bedauerliche Rolle fpielen, 
einen Damm entgegenzufeßen, während auf feiten der einzelnen 
Stantslegislaturen fich felten eine derartige Abficht bemerkbar 
macht, und jo fünnten nod viele Beifpiele dafür angeführt wer- 
den, daß in der That die wahre Duelle der politifchen Freiheit 
im Schoſe der Unionsregierung zu finden ift, die Cingelftaaten 
dagegen häufig rüdläufige Bewegungen vertreten. Alfo von den 
Gefahren, welche die Größe des Ganzen der Freiheit bereite, Tann 
faum die Rede fein, und darum ift eS entfchieden verfehlt, die 
Ausdehnung des Landes gegen die ,,Confolidirung” dejjelben ing 
Geld zu führen. Mehr Anfprud) auf Beachtung fceint an fid 
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eine andere Anficht zu verdienen, welche nicht die Ausdehnung, 
fondern die geographifchen Verhältnifje des Landes im. übrigen 
als den natürlichen Grund centrifugaler Neigungen bezeichnet. 
Unftreitig gibt e8 gewiſſe Theile der Erdoberfläche, welde ſich zu 
räumlichen Unterlagen ftaatlider Gemeinweſen eignen in der Art, 
daß die Erweiterung der letztern über je eins diefer Gebiete hin 
aus als ein politifcher Fehler erſcheinen müßte. Betrachtet man 
von dicjem Gefichtspunfte her das nördliche Amerika, fo lehrt 
{don ein blofer Blic auf die Karte, daß Hier die Praivien, d. h. 
jene gewaltigen Hodjebenen, weldje etwa bei dev Nordoſtſpitze Eo- 
forados beginnend bis zum Felſengebirge auffteigen umd fid) bis 
zur Sierra Nevada hinziehen, das ganze Land in zwei Theile 
ſcheiden, deren einer, dev Kleinere, zum Stillen Ocean abfällt, 
während der größere, öftliche, im Stromgebiete des Atlantifchen 
Meeres belegen ijt. Sicherlich wären. diefe Hochebenen, welche 
theilweife eine Breite von nahezu 1000 englifchen Meilen haben 
und bis zum Mericanifchen Golfe veihen, wohl geeignet, die 
Grenzlinie ſelbſt zwifhen den mächtigſten politiſchen Gebilden ab- 
zugeben, Wenn min troßdem die Oberhoheit der Union diefen 
großartigen Wall, welder ihr ein gebieteriiches Halt zuzurufen 
fchien, überſchritten hat, fo fragt fic) eben, ob dadurd) thatfächlich 
unhaltbare politifche Zuftände geſchaffen worden feien? Auch dieje 
Frage wird nur beantwortet werden können mit Rückſicht auf die 
Mittel und Wege, welche die Menſchheit befigt, fic) zum Meifter 
der Natur zu erheben und die Widerftandskraft diefer legtern zu 
brechen. Schon jest werden die Praivien von einem Scienen- 
ſtrange durchſchnitten, mittels deffen man die Reife von Newyork 
nad) San-Francisco in etwa einer Woche zurücklegt. Freilich ift 
dies and) beinahe die einzige Verkehrsader zwifchen dem Often 
und Weiten, und wenn man beifpielsweife den Fall fest, daß in 
Ealifornien ernsthafte Unruhen ausbrechen follten, jo möchte es 
allerdings der Negierung zu Wafhington fehr ſchwer fallen, mit 
erforderlicher Schnelligkeit und gehörigem Nachdrucke einzugreifen. 
Allein einmal hat man es ja, wie ſchon anderweitig bemerkt 
wurde, in der Hand, den Sig der Regierung um vieles mehr in, 
die Mitte der Union zu verlegen, und dann: wie lange wird es 
währen, bis neue Eifenbahnen gebaut, neue Telegraphenteitungen 
gelegt und neue Mittel erfunden werden, jene Verbindung zwi— 
ſchen den beiden Theilen des großen Landes um vieles einfacher, 
leichter und fiderer als bisher zu geftalten? Warum — um das ~ 
28* 
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zu wiederholen — follte die Politit nicht, gleih den exacten 
Wiffenfchaften, Fortjchritte machen und es verftehen Iernen, ein 
jo riefiges Reich, wie e8 dort gwifden den beiden Weltmeeren ge- 
legen ift, troß jener gewaltigen Scheidewand auf die Dauer zu- 
fammenjubalten und zu regieren? Die Amerifaner, welche fid 
berufen glauben, auf dem Gebiete der Technik mehr und Größeres 
zu leiften als die übrigen Völker der gebildeten Welt, follten nicht 
an der Aufgabe verzweifeln, auc) politijde Probleme zu Löfen, 
welche man andermwärts, vielleicht nicht ohne Grund, für unlösbar 
erachten mag. 

Glaubt man auf diefe Weife aus den erwähnten Verhältniffen 
des Landes felbft keinen Einwand gegen die Erhaltung der Union 
auf dem ihr jegt zu Grunde liegenden geographiichen Gebiete her. 
leiten zu finnen, fo erübrigt nur noch zu prüfen, ob etwa der 
Charakter oder die Intereffen der Menſchen, welche die einzels 
nen Theile. diefes Gebietes bewohnen, fo verfchiedene feien, daß 
eine politifche Zujammengehörigkeit derfelben ebendadurd aus- 
geichloffen werde. 

Der Charakter der Individuen im allgemeinen ift allerdings 
eine wefentliche Vorbedingung für die Möglichkeit der Staaten. 
bildung überhaupt. Theils durdj ihre Abftammung, theils durch 
die äußern, ſie umgebenden Verhältniſſe wird den Menſchen eine 
Eigenartigkeit ihres Weſens aufgedrückt, welche ſie unfähig macht, 
mit anders gearteten Perſönlichkeiten in demſelben politiſchen Ver⸗ 
bande zu ſtehen: ob dies vortheilhaft fet oder nicht, iſt vollkom—⸗ 
men gleichgültig und feiner Beurtheilung bedürftig. Es ift der 
Wille der Vorfehung, gegen welchen fic) in diefer, wie in jeder 
andern Hinficht das Dichten und Trachten der Menfden madht- 
[08 ermeifen muß. Die Staatswiffenfdaft wird fid) daher der 
Mühe überheben dürfen, Wege ausfindig zu machen, auf welchen 
jenem gegebenen Zuſtande abzuhelfen fet, denn es kann vernünf- 
tigerweiſe nicht für ihre Aufgabe angeſehen werden, feſtzuſtellen, 
wie man der unabänderlichen Natur der Dinge entgegenzuarbeiten, 
jondern nur, wie man diejer die Verbhiltniffe der menfchlichen 
Geſellſchaft am befriedigenditen angupaffen habe. Wer etwa aus 
Deutihland und Rußland oder aus Frankreich) und England je 
einen Staat glaubte bilden zu fünnen, wäre wenig mehr als ein 
Sdealijt, auf deffen Träume fein klardenkender Staatsmann Rüde 
ficht nehmen würde. Man wird aljo bei der Betrachtung eines 
zujammengefegten Staates allen Ernftes zu erwägen haben, ob 
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die einzelnen Theile defjelben fo ftark ausgeprägte nationale Eigen- 
thümlichkeiten aufweifen, daß eine dauernde Vereinigung derfelben 
unmöglich erſcheint? Was nun in diefer Hinfiht Amerifa an- 
betrifft, fo heben fich Hier allerdings ein Nordoften, ein Süden 
und ein Weften far unterfchieblich voneinander ab. Unter dem 
legtern wird hier übrigens nur der Theil der Union verftanden, 
welcher zwifchen dem Stillen Ocean und den Felfenbergen hinunter 
bis Texas belegen ift, während die Länder zwiſchen dem Miffouri 
und den großen Seen, wie man fie im allgemeinen wol and) dem 
„Weſten“ zuzurechnen pflegt, hier nicht darunter begriffen werden. 
Die Bewohner mm des Weftens in dem Hier gebrauchten Sinne, 
welche noch jegt im Kampfe mit den Elementen einem bisher unbebau- 
ten Boden ihr Dafein abfaufen müffen, find in ihrer äußern Erfchei- 
nung und ihrer gefammten Anfchauungsweife leicht zu erfennen 
den Leuten aus dem Nordoften, insbefondere den Neuengländern 
gegenüber, deren Heimat eine verhäftnigmäßig lange Eultur und 
fomit auch georbnetere Verhältniſſe überhaupt aufzuweifen hat. 
In Californien pflegt man von „den Staaten” wie von einem 
fremden Lande zu fpredjen, von dem man fic) räumlich und poli- 
tifch getrennt fühlt. Bom Norden und Weiten fondert ſich dann, 
wie gejagt, der Süden. Es ift von andern zur Geniige nach— 
gewiefen worden, daß und warum das Inftitut der Sklaverei der 
vollberechtigten Bürgerfchaft einen wejentlic andern Charakter ver- 
leihen müfje, als ihn diefelbe da aufzuweifen hat, wo Lediglich 
freie Menjchen zu finden find, und jest, nachdem allerdings die 
Sklaverei in den Südftaaten fiderlid) zum größten Vortheile der 
letztern ſelbſt aufgehoben worden ijt, macht fid) in ihnen dennoch, 
eine Abneigung gegen die Sieger im Seceffionsfampfe geltend, 
wie fie als Nachhall von Bitrgerfriegen immer beftehen bleiben 
wird, melde fid) auf wefentlid) Localer Grundlage entfpinnen. 
Allein alle diefe unzweifelhaft vorhandenen Verfchiedenheiten des 
Charakters find andererfeits nicht bedeutend genug, um die Mög- 
fichfeit einer vollfommenern Einigung auszufchliegen. Die einzel- 
nen Theile der Union haben jeder für fic) ftreng nationale Eigen- 
thümlichfeiten in der eigentlichen Bedeutung diejes Wortes bisher 
nicht ausgebildet und nicht ausbilden fonnen, Es gibt nämlich 
überhaupt nod gar fein „amerifanifches Volk“ in demfelben 
Sinne, wie etwa ein franzöfifches, englifhes u, jf. f. Mögen 
immerhin die Bewohner des nördlichen Amerika fich durch be⸗ 
ſtimmte Eigenthümlichkeiten von denen anderer Cinder, insbeſon 





438 Fünfunddreißigſtes Kapitel. 


dere Europas, unterfcheiden, vorläufig ift der Zuzug aus dtefem 
nod) fo bedeutend, dag auch beftändig neue Anfchauungen ihren 
Weg gen Welten finden, welche auf den immerhin jungen und 
darum bildungsfähigen Stamm gepfropft, die Entwidelung Ddeffel- 
ben zu beftimmen vermögen. Die Amerifaner find aljo bisjekt 
fein ,, Boll“, fofern man darunter eine Maſſe von Menfchen be- 
greift, welche durch eine bei der überwiegenden Mehrzahl derfelben 
gleichmäßig zutreffende, von den Gepflogenheiten aller andern 
Menſchen ftreng zu fcheidende Bildung des Charakters und der 
Sitten gekennzeichnet werden. Sie find vorläufig noch eine bloße 
„Miſchbevölkerung“, innerhalb deren fich neben vielen andern be- 
fonders das irifhe und das deutfde Element fenntlich machen 
und durd ihre nationalen Eigenthümlichfeiten den Charakter des 
Ganzen beeinfluffen. Daher fommt es denn aud, daß bisher für 
die „Vereinigten Staaten” oder den Inbegriff ihrer Bürger fein 
einheitlicher Name gebildet worden if. Man vergegenwärtige 
fi) demgegenüber die deutfchen Verhiltniffe. Crogdem fich Hier 
ein Königreich Preußen, ein Königreich Baiern, ein RKinigreid 
Hannover u. f. f. als durchaus felbftindige Staaten voneinander 
getrennt hatten, den Deutfchen ging das Gefühl ihrer Cinheitlid- 
feit nicht verloren, weil fie in Wahrheit Ein Voll, und zwar 
ein durchaus nationales Volt find, diefer Umftand ihnen aber 
beftändig ing Bemußtfein gerufen wurde, fobald fie jene Namen 
ausſprachen, welche eben, beffer als alles andere, Zeugniß von 
ihrer nationalen Einheit ablegen. Für die Vereinigten Staaten 
fehlt Wehnliches ganz. Zwar liebt man es dort, fich fchlechtweg 
„Amerikaner“ zu heißen, und aud, wenn von ,,Amerifa” die 
Rede ift, zunächſt lediglich an die „Union“ zu denfen, allein ein 
Canadier oder Mericaner oder Brafilianer ijt vollauf berechtigt, 
für fih und fein Land jene Namen gleicherweife in Anfprud zu 
nehmen. Manche, und namentlid) die Dichter, nennen wol aud 
die „Vereinigten Staaten” fchlechtweg „Columbia. Das tft aber 
bisher feineswegs allgemein Sitte geworden. Uebrigens Tann 
man den Grund für die hier angedeutete Erfdeinung ohne Mühe 
finden. Amerika ift ja das erfte Vand der Erde gewefen, in wel- 
chem politifche Gebilde eher entftanden, als für diefelben eine na= 
tionale Grundlage vorhanden war. In der Alten Welt hatte 
allenthalben das Umgekehrte ftatt, und die bedauerlichen Folgen 
des amerifanifchen Entwidelungsganges machen fich jest erft fühl- 
bar, wo man mit aller Macht darauf Hinarbeitet, eine „Nation“ 
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zu fchaffen. Diefer Abficht ftellt fic) denn nun — jo geringfügig 
das aud) auf den erften Blick erfcheinen mag — nicht unerheblich 
der natürliche Mangel eines Wortes entgegen, welches die Bürger 
der Union als ein Volk in fic) begreift. Wie dem immer aber 
aud) fein möge, jedenfalls ift ficher, daß die Union nod) nicht 
einen jelbftändig nationalen Charakter erreicht Hat, und fo können 
fi) naturgemäß auch deren einzelne Theile nicht durch nationale 
Gigenthiimlichfeiten oder wenigftens wicht durd) fo ſcharf aus— 
geprägte nationale Eigenthimlichfeiten unterſcheiden, daß dadurch 
eine politifhe Zufammengehörigfeit derjelben als ausgejchlofjen 
zu betrachten wäre. In der That: unverfühnliche Gegenfäge find 
hier nicht vorhanden, und wenn man von foldjen fpricht, fo ge- 
fchieht das, weil man von gewiffer Seite her — gleidjviel aus 
welchen Beweggriinden — allzu fehr geneigt ift, jeder centripeta- 
len Beftrebung grundſätzlich Hindernifſe in den Weg zu ftellen. 
Wenn man darauf verzichtet, jene Gegenſätze fünftlich zu erzeugen, 
fo werden fie nie eine Höhe erreichen, welche der politiſchen Ein- 
heit des Ganzen Abbruch zu thun vermögen. 

Gs erübrigt, feitzuftellen, ob zwifchen den Intereffen der 
einzelnen Theile eine jo große Verſchiedenheit beſtehe, daß fie 
die Auflöfung des Ganzen wiinfdenswerth mache. Nach einem 
Sage, weldjen man häufig ganz allgemein aufftellen hört, follen 
einzelne Länder beftimmte, namentlich materielle Interefjen aufs 
zuweifen haben, welde jedes diefer Länder auf fic) ſelbſt be- 
ſchränken und eine Verbindung derfelben ſchlechterdings ausſchließen 
müffen. Go pflegt man von aderbau-, handel, induftrie-, ſchiff⸗ 
fahrttreibenden Wölfen zu reden und zwifchen diefen einzelnen 
Arten einen natürlichen Gegenfag anzunehmen, welcher durch die 
Staatskunſt nicht zu befeitigen fei, Allein and) diefe Anficht 
ſcheint gegenüber der Bildungsftufe, welche die heutige Zeit er- 
ftiegen Hat, zweifel(os veraltet, denn es ift, wie ohne weitern Nach- 
weis zugeftanden werben dürfte, jest fein größerer oder allgemein 
mafgebender Staat denkbar, in welchem ſich eine Vielfeitigfeit der 
Intereffen in der angegebenen Art nicht geltend machen würde. 
Daher auch allenthalben das unverfennbare Streben, einer Ein- 
feitigfeit, wo eine folhe vorhanden war, mit aller Entſchiedenheit 
entgegenzuarbeiten. Man fann in diefen Tagen bemerken, wie 
3. B. Staaten, welde man bis vor furzem als ausſchließlich 
aderbautreibende hätte bezeichnen können, viele Mühe darauf ver- 
wenden, allerfei Induftrie bei fid) Heimifd) zu machen und zu für- 
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dern, oder wie Staaten, welche umgekehrt vornehmlich auf die 
Entwidelung ihres Handels bedacht waren, jett ihre Aufmerffam- 
Feit zu gleicher Zeit der Landwirthichaft zuwenden, oder wie Völker, 
welche bisher den Namen feefahrender Nationen feineswegs ver- 
dienten, fid) anfchiden, eine Flotte zu bauen, um auch auf offenem 
Meere einer tonangebenden Rolle ficher zu fein u. f. f. 

Betradtet man nun in diefer Hinficht die Verhältniffe ber 
amerifanifchen Union, fo zeigt ſich, dag jene drei Theile derfelben, 
von welchen eben gefprochen worden ift, verjchiedene Intereffen 
unbeftreitbar aufweifen. Der Norbojten ift e8, in welchem vor 
allem die Gewerbthitigfeit und die Vermittelung des Welthandels, 
dann aber aud) — wenn man eben den „Nordoſten“ in dem wei- 
tern Sinne faßt, welcher bereits angegeben wurde — Landwirth- 
haft und Viehzucht eine anjehnliche Stätte gefunden haben. Der 
Süden dagegen betreibt faft ledigtic) die Bebauung und Bers 
Ihiffung der Baummolle, während die Thätigkeit des Weftens fich 
beinahe ganz auf den Bergbau beſchränkt, mit Ausnahme vielleicht 
einiger Plage an der Küfte des Stillen Oceans, welche zu wid 
tigen Pflanzftätten des Handels nad Afien und Auftralien ge- 
worden find. 

Diefe Verfchiedenheit der Intereffen Hat denn auch hier und 
da in jedem der einzelnen Theile zu verjdiedenen Einrichtungen 
geführt, welche den Gegenfak nocd) verfchirften: fo behauptete ber 
Süden beftändig, feine Aufgaben nur durch Aufrechterhaltung der 
Sklaverei erfüllen zu finnen, während die übrige Union die Skla— 
verei nicht nur vom moralifirenden Standpunkte für verwerflid, 
Sondern auch für materiell ſchädlich erklärte, und andererjeits ver— 
langt der Weiten als unerläßliche Bedingung für feine ungeftirte 
Entwidelung die Ausweifung der mafjenhaft einftrömenden Chi- 
nefen, während andererjeits behauptet wird, daß eine ſolche Maß- 
regel mit den Grundlagen der Verfaffung in Widerfprud ftehe. 
Schließlich hat aber die Sklaverei doch ihr wohlverdientes Ende 
gefunden, und das Anti-Chinefen-Gefeß hat nicht zu Stande ge- 
bracht werden können. Trokdem ijt gegründete Ausſicht vorhan- 
den, daß der Süden fih in Zukunft kräftiger entwidele als je 
zuvor, denn das Princip der freien Arbeit bietet in jedem Valle 
unzweifelhaft Vortheile, welche der Sklaverei abzufprechen find, 
und ob die fernere Zulaffung der Ehinefen im Welten den wirth- 
ſchaftlichen Ruin deffelben herbeiführen finne, ift zum mindeften 
jegt nod) fraglid. Daß alfo die Sntereffen, wie fie in den ein- 
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zelnen Teilen der Union zu Tage treten, nur unter verfdiedenen 
Vorausfegungen zu verwirffihen find, welche einen Zufammen- 
halt des Ganzen verhindern — fann nicht zugegeben werben. Im 
Gegentheile, diefe Intereffen find derart, daß fie geradezu die Ein- 
heitlichteit des Ganzen gebieterifch fordern. 

Der Norden jtellt die große Kapitalsmadt dar, mit deren 
Hillfe die fiidlichen Pflanzer allein zu arbeiten im Stande find, 
und der Norden ift and) ein wichtiges Abjatgebiet für die edefn 
und umebeln Metalle, welche im Weften gegraben werden. Mag 
immerhin eine Ausfuhr berfelben über San-Franciseo und den 
Stillen Ocean ftattfinden, fo geht doch auc) vieles über die 
großen Seepläge des Dftens nad) Europa', und ebenfo findet 
das Getreide, welches in den centralen Staaten, wie Wiscon- 
fin, "Illinois, Indiana, Kentucky, gebaut, oder das Vieh, 
welches dort gezogen wird, feinen Weg über die norböftlichen 
Häfen zu dem lohnenden Markte der Alten Welt. Anderer- 


1 Man darf wicht verfennen, daß hier ber im letter Zeit fo viel bee 
fprodene, ja ſchon in Angriff genommene Plan, die Landenge von Panama 
zu durchftehen, eine ganz bejondere Berlidfihtigung verdient, nicht mur 
darum, weil, wenn er durd) die europäijchen Großmächte verwirklicht werden 
follte, diefe in Amerika einen Einfluß erhalten könnten, welder nad) den 
Traditionen der namentlich von der Union mit gutem Grunbe befolgten Po- 
fitit ſchlechterdings unzuläffig wäre, fondern aud), weil dadurd) die innern 
Berhäftniffe der Union ſelbſt wefentlid) in Mitleidenfhaft gezogen werden 
müßten. Gin Kanal duch jene Landenge wiirde vor allen Dingen der Weft- 
füfte der Vereinigten Staaten zugute fommen. Die großen Emporien, welde 
fi) dort zu bilden anfangen und an deren Spike San-Francisco fteht, wür- 
den Europa um viele taufend Meilen näher als bisher gerlict, und die große 
Bedentung, weldje der Nordoften Bisher für die Union hat umd ber im =“ 
Grunde mehr als allen andern Umftänden der Zuſammenhalt ber Vereinigten 
Staaten zu danten ift, Könnte demfelben dadurch leicht, wenighens theilweife, 
verloren gehen. Mar fann — zum Heile der Union — nur hoffen, daß die 
Regierung der letztern die ungeheuere Wichtigkeit des Panamaprojectes in 
der hier angedenteten Hinficht nicht unterfhäge; und daß dieſelbe tHat- 
ſachtich zu würdigen weiß, geht daraus hervor, b einig ac 
der Durchführung des großen Werkes von ſeiten nit 
gleihem Nachdruce widerfproden haben. 
maltigen Fortſchritt für den Sandelsvertehr 
aber das Verdienfi, ihn geſchaffen zu 5 
die fo gefdjaffene Verbindung zwiſcheu 
ausgedehnten Beauffichtigung zu unte 
Staaten nicht nehmen Laffer, 
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ſeits gefchieht die Einfuhr der allerdings nicht mehr zahlreichen 
Erzeugnijfe, deren die Vereinigten Staaten bedürfen und die 
nidt im Lande felbjt gewonnen werden, faft ausschließlich 
über eben jene Häfen. Die Einheitlichfeit des Verkehrs, auf 
welche ſchon von den Verfaffern der Conftitution in erfter Reihe 
hingewiefen wurde, ift jet, nachdem die Größe des Landes ſich 
fett jener Zeit etwa verfünffacht, die Einwohnerzahl mehr als ver- 
zehnfacht hat, nicht minder eine Nothwendigfeit für die Erhaltung, 
wie ehemals für die Gründung der Union. Man denfe fich diefe 
in ihre einzelnen Theile aufgelöft, und jedem derfelben wären die 
wichtigften Nerven feines wirthichaftlichen Lebens unterbunden, 
und nun ftelle man fich die weitern Folgen eines ſolchen Schrittes 
vor, wie fie fid) in der natürlichen Eiferfucht der fo gefdaffenen 
felbftindigen Staaten gegeneinander zum Ausdrude bringen 
würden! Was hat jenes troß aller und aller Misftände ftetig 
wachjende Gedeihen der Vereinigten Staaten bedingt? Nicht zum 
geringften Theile ift e8 der Mangel der Militärlaften gewefen, 
an welchen die Länder der Alten Welt fo furdtbar fchwer zu 
tragen haben. Glaubt man aber, daß dem fo bleiben Fünnte, 
wenn pliglid) aus dem Einen mehrere in fi) abgefchloffene 
Staaten entftünden? Die radicale Demokratie arbeitet auf dieſes 
Ziel unverkennbar Hin, und zur felben Zeit ergehen fid) auf der 
Oſtſeite des Atlantifchen Oceans Männer der gleichen politifchen 
Richtung in beinahe fomifhen Phantafien über eine Gründung 
der „Vereinigten Staaten von Europa”. Hier, wo fic) fchlechter- 
dings Feine Ausficht bietet, das Erjtrebenswerthe zu erreichen, 
glaubt man es aller ruhigen Erwägung trogend zur Wahrheit 
machen zu fünnen, und da, wo es thatjächlich erreicht ift und er- 
‘ halten werden Tann, ſucht man e8 zu zerftören, indem man Ein- 
wände vorbringt, deren Hinfälligfeit zur Genüge dürfte erwiefen 
worden jein. Wahrlich: folche Politik ijt die Ausgeburt jenes 
Geiftes, der ftets verneint, und wenn der befdhworen werden foll, 
fann man ihm nur das Kreuz vorhalten, auf welchem, einer 
flammenden Infchrift gleih, Sadjon’s großes Wort verzeichnet 
Steht: „Die Union ſoll und muß erhalten werden.” Freilich ift 
ſich Sadfon über die Bedentung dtefes Satzes felbft nicht ganz 
Har geworden. Er mochte es für denfbar erachten, die Union zu 
erhalten, wie fie zu feiner Zeit war und auch, zum größten Theile 
wenigftens, bis auf den heutigen Sag geblieben if. Allein das 
erfcheint, genauer zugefehen, nicht möglih. Schon oben wurbe 
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gejagt, daß der verfaffungsrechtlihe Zuftand foldjer politifchen 
Gebilde, wie die Union eins ift, ein Uebergangsftadium darſtelle 
und davum gleich dem Zünglein einer Wage, in deren Schalen 
unaufhörlich neue Gewichte geworfen werden, beftändig hin- und 
herſchwanken müffe. Wer die Einheitlichfeit des Ganzen in Wahr- 
heit erhalten wiffen will, der muß fich zweifellos jener politiſchen 
Richtung anſchließen, welche eine ftetig wachjende Conſolidirung 
erftvebt und damit am letzten Ende allerdings zum völfigen Ein- 
heitsftaate führt. Wem das nicht behagt, der arbeitet in allen 
Fällen jener centrifugalen Neigung in die Hände, welche ſchließ— 
lich nichts anderes als die Auflöfung des Ganzen bedeutet. Dieſe 
Ginficht mag nur Leuten gegeben fein mit größerm politischen 
Scarfblide als dem eines Jackſon, dev, wie von Holft ganz 
richtig bemerkt, aud) als Staatsmann nie die Urwüchfigkeit des 
Hinterwäldfers verleugnen konnte; aber es ift darum nicht mins 
der richtig, daß ein ,,Stehenbleiben” auf dem Gefchaffenen in 
feinem Augenblide denkbar ift, und die Geſchichte der Vereinigten 
Staaten beweift das zur Geniige. 

Was zunächſt deren hier maßgebenden Ausgangspuntt, d. h. 
die Conftitution felbft anlangt, fo tritt in diefer thatſächlich und 
wol aud) nad) der Abficht ihrer Verfaffer das Streben nad) mög- 
lichjter Confolidirung des Ganzen deutlich hervor. Man braucht 
in der That nur den.,,Federalist” mit einiger Aufmerkfamfeit 
durchzufefen, um zu erfehen, in welchem Grade namentlich ſchon 
Hamilton, der eigentliche Schöpfer des amerifanijchen Staats- 
rechtes, überzeugt war, daß innerhalb der Union, wie fie durch 
jenes Berfaffungswert ins Leben gerufen wurde, fic) entweder 
centripetale oder centrifugale Neigungen bemerkbar würden machen 
„müſſen“, und man fand fid denn veranfaßt, den erftern — 
foweit das überhaupt bei der Eiferfucht der einzelnen Staaten 
möglich war — den Weg zu ebnen. Im zweiten Theile diefer 
Arbeit wurde dargethan, wie die Conjtitution eigentlich nur in 
einem einzigen und noc) dazu ganz untergeordneten Punfte, der 
die Abänderung des Grundgeſetzes betrifft, den Einzeljtaaten 
ein Recht zugefteht, welches mit dem ganzen begrifflichen Wejen 
des zufanmengefegten Staates fic) nicht in vollem Einklange be- 
findet, während anbdeverjeits vieles darin enthalten ift, was 
Competenz der Centralgewalt entjchieden über die der} 
zu ziehenden Grenzen ausdehnt. Es fann hier auf die ob 
Ausführungen zurädgewiefen werden. Nothwendig exfceint 
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an diefer Stelle noch einmal nachzuweiſen, wie jehr ſchon die 
Conftruction der Staatsgewalt jelbjt die foeben aufgeftellte Be- 
hauptung unterjtüßt. 

Bei der Eonftruction der Centralgewalt in einem zufammen- 
gefegten Staate muß diefer legtere als ein fchlechterdings einheit- 
liches Ganze erjcheinen. Daher wird in demfelben Maße, in 
welchem hierbei die Einzelgewalten mehr oder minder Berückſich— 
tigung erfahren, dem Particularismus mehr oder weniger die 
Möglichkeit gegeben, fic) geltend zu machen. Die Staatsgemalt 
der Union befteht zunächft aus dem Repriifentantenhaufe. Bei 
Bildung diefer Körperfchaft tritt die Gefammtbevil€erung der 
Union thatjächlich wie die Bürgerfchaft eines Einheitsftaates auf. 
Denn mag aud) in der Conftitution gefagt werden, daß jeder ,,ein- 
zelne Staat”, und zwar im PVerhältnifje feiner Einwohnerzahl, 
Reprifentanten zu wählen habe, fo ift diefe Erwähnung ber „ein- 
zelnen Staaten‘, deren Inbegriff bei einem Wortlaute auf den 
eriten Blick allerdings als die Grundlage der Zweiten Rammer 
ericheinen Fann, genauer zugefehen, faum mehr als eine Redens- 
art, deren man fich bediente, um dem Particularismus Sand in 
die Augen zu ftreuen. Denn auch in reinen Ginheitsftaaten wer- 
den nach dem jebt allgemein üblichen Syiteme die Volfshäufer fo 
gebildet, daß man geographifch abgegrenzte, in fic) zufammen- 
hängende Bezirke jchafft, deren jeder, im Verhältniffe feiner Ein- 
wohnerzahl, Abgeordnete wählt. Wenn nun vorgejchrieben wird, 
daß diefe Bezirke mit den Cingelftaaten zufammenfallen follen, fo 
ift das theoretifch ganz unerheblih. Praktiſch fann es freilich 
mitunter bedeutungsvoll werden, 3. B. geftaltet ſich die jeßige, 
durch Gefeg vom 2. Februar 1872 gejchaffene Veranlagung der 
Repräfentation weſentlich anders, als e8 der Fall fein würde, 
wenn man NRüdficht auf die Einzeljtanten nicht zu nehmen Hätte. 
Es wählt unter anderm der Staat Newhorf mit mehr als vier 
Millionen Einwohnern 33 Nepräfentanten, während Florida bei 
einer Bevölkerung von kaum 200,000 Seelen durch zwei Reprä- 
jentanten vertreten wird. Allein diefes Misverhältniß tft rein zu- 
fällig und dadurd begründet, daß die Möglichkeit fehlt, eine 
Grundzahl zu finden, welche einerfeits alg Quotient der Gefammt- 
bevölferungsziffer die Zahl der Nepräfentanten nit übermäßig 
groß geftaltet und andererjeits gleichzeitig als Duotient der Bee 
völferungsziffern in fämmtlichen Cingelftaaten nirgends allzu große 
Bruchtheile der bezüglichen Einwohnerjchaft ergibt, die naturgemäß 
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unvertreten- bleiben müffen. Wenn aber dieje Möglichkeit eintritt, 
welche doc) aud) offenbar von der Conjtitution, bezichungsweife 
dem Art. XV der Amendements, zur VBorausfegung ihrer dies- 
bezüglichen Beſtimmungen genommen worden ift, dann muß es 
fich zeigen, daß es ganz gleichgüttig ijt, ob man jagt: „Das Ree 
präfentantenhaus wird von der Gefammtbevöfferung der Union, 
gleichwie von der Bürgerſchaft eines ſchlechthin einheitliden 
Staates gewählt“, oder: „ES wird von den einzelnen Staaten, 
im Verhiltniffe ihrer Einwohnerzahl, zufammengefegt.“ Aller- 
dings ließe fic) dagegen wieder die bisher nicht aufgehobene Be- 
ftimmung des Art. I, Sect. I (3), anführen, wonad) jeder Staat 
ohne Rückſicht auf jeine Einwohnerzahl zum mindeften einen Re— 
präfentanten haben folle, Es ijt eben immer wieder dajfelbe: 
man fann die Einzelftaaten als ſolche nie gänzlich außer Acht 
laſſen, fo viele Mühe man fid) auch gibt, die nationale Einheit- 
lichfeit der Union zu wahren. Allein ſchlechterdings unvereinbar 
ift aud) diefe Vorſchrift nicht mit der hier vertretenen Auffaffung, 
denn wenn 3. B. die Grundziffer, nach welcher die Veranlagung 
der Repriifentation vor fic) geht, jo groß gegriffen wäre, daß auf 
einen einzelnen Staat gar fein Repriifentant entfiele, fo wäre das 
eine fchreiende Ungerechtigkeit nicht fowol gegen den Staat als 
ſolchen, wie gegen feine Einwohner als Bürger der Union, 
weil auf die Legtern gerade in diefer ihrer Eigenjchaft bei Ein- 
richtung der Wahlbezirke gar Feine Rücjicht würde genommen 
fein. Glaubt man aljo wirklich, den Art: XIV der Amendements 
dahin auslegen zu dürfen, daß der Congres nicht eine Vertretung 
für die „Staaten“, fondern für das gefammte „Volk der Union” 
bilde, und dag die „Staaten“ — foweit fie dabei in Betracht 
fommen — nicht als jelbjtindige Ganze, fondern gleichſam als 
natürliche Wahlbezirke anzuſehen feien, jo fann man fid) von 
diefer Anſchauung aud nicht durch die Hier fragliche Vorſchrift 
aug Art, I abfeiten Laffen, da diejelbe fehr wohl fo aufgefaßt wer⸗ 
den fann, als ob fie lediglich eine durch die Billigheit gebotene 
Ausnahme der durd Art. XIV geſchaffenen Regel enthalte, 
Uebrigens ijt die Bedeutung der ganzen Frage ebenfalls mehr 
theoretifcher wie praftifcher Natur, denn es ift entſchieden nicht 
anzunehmen, daß innerhalb dev Union fic) ein Staat vorfinde, 
deffen Einwohnerzahl zu niedrig wäre, um nicht einmal fie als 
Grundziffer für die Veranlagung der Repriifentation im Con- 
greffe zur Anwendung zu bringen, und wenn ein ſolcher Fall that- 
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ſächlich einmal eintreten follte, fo wäre ein derartiges Misverhältniß 
in der Größe der einzelnen Staaten zweifellos aus den mannid- 
fachſten, leicht erfichtlihen politifhen Gründen auf die Dauer 
unhaltbar. 

Die hier vertretene Auffaffung wird auch durd die Vorfchrift 
des Art. I, Sect. II (2), nicht widerlegt, daß in einem Staate 
jemand nur dann wählbar fei, wenn er in demjelben feinen Wobhn- 
fiz, beziehungsmweife Aufenthalt habe. In völligen Einheitsftaaten 
pflegt freilich jeder Bürger in jedem Wahlfreife, gleichviel ob er 
demfelben zugehört oder nicht, wählbar zu fein; danach müßte 
alfo jeder Bürger der Union in jedem Staate gewählt werden 
fönnen; das wäre auch offenbar jehr ſachgemäß, allein eine une 
bedingte Nothwendigfeit liegt für eine derartige Beitimmung nicht 
vor. Man fann fehr leicht politifche Gründe finden, welche es 
wiinfchenswerth erfcheinen laſſen, die paffive Wahlfähigfeit jemandes 
an die Vorausfegung zu Eniipfen, daß er gerade in dem Wabl- 
freife anfäffig fet, welchen er fpäter im Parlamente zu vertreten 
hat; nun ftimmt dies aber doch nicht ganz mit dem in der Union 
geltenden Rechte, denn wie oben des Nähern ausgeführt wurde, 
foll hier jeder Staat in mehrere und zwar fo viele Wahlbezirke 
getheilt werden, daß jeder derjelben einen Repräfentanten zu er- 
nennen hat, und es dürfte daher bei ftrenger Durchführung jener 
Zmedmäßigfeitsrüdficht in jedem diefer Bezirke jemand nur dann 
gewählt werden können, wenn er gerade diefem perfünlich zuge- 
hört, während jegt trogdem der Bürger eines Staates in allen 
Wahlbezirfen des letztern paffiv wahlfähig bleibt. Jedoch auch 
diefer Umstand darf nicht allzu jchwer ins Gewicht fallen, weil 
die bezügliche Vorfchrift, welche jene Eintheilung der Staaten an- 
ordnet, nicht durch die Verfaffung, fondern durch den Congreß 
im Wege der einfachen Gejeßgebung getroffen worden ift; und es 
ijt jehr wohl denkbar, daß diefe Vorfchrift einmal aufgehoben und 
jeder Staat ermächtigt wird, in feiner Gefammtheit ohne Einthei- 
lung in Wahlfreife, die ganze Zahl feiner Abgeordneten zu wäh- 
len; ob das befonders wünjchenswerth wäre, braucht man bier 
gar nicht zu unterfuden, e8 genügt, darauf hinguweifen, daß dies 
dem Wortlaute der Conftitution jedenfalls mehr entfprechen würde, 
als der jeßige Zuftand der Dinge. Uebrigens aber hat die ganze 
rage nur theoretifden und feinen praftifchen Werth, denn die 
Beſchränkung der paffiven Wabhlfihigkeit mit Bezug auf den 
Wohnfig, beziehungsweife Aufenthalt des gu Wählenden berührt, 
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wie ohne Mühe eingefehen werden fann, ein Moment, weldes 
viel zu äußerlich ift, als daß es den pofitifchen Charakter ber 
Volfsvertretung wefentlid) zu beeinfluffen vermöchte. Befonders 
aber wird durch jene Beftimmung an fi), wonad der Congres 
befugt ijt, die Art und Weije der Nepräfentantenwahlen zu be 
ftimmen, die Anficht beftärft, daß die Verhäftniffe der Vollsver— 
tretung, foweit fie in diefem Zweige des Congreffes zum Aus- 
drucke gelangen, nicht fowol Sache der Einzelftaaten, fondern der 
Union als folder fei. Diefer legte Gefichtspunft trifft in ent 
fprechender Weife aud) bei dem Senate zu, und es ift früher 
bereits ausgeführt worden, eine wie weitgreifende Auslegung ge- 
rade mit Bezug auf dieſe Körperfchaft die fragliche Beftimmung 
in Art. I, Sect. IV, erfahren hat.? Freilich liegt auf der andern 
Seite die Sache mit dem Senate denn dod) nicht ganz jo, wie 
mit dem Repräfentantenhaufe, da verfafjungsmäßig jeder Staat, 
ohne Rückſicht auf feine Größe oder Einwohnerzahl, gleichviel, 
nämlich zwei Mitglieder jener Körpericaft zu ernennen Hat; die 
Einzelftaaten verlieren zwar aud) hierbei der Theorie nach ihre 
Eigenſchaft als folde, eben weil fie bei der Conjtruction der Cen- 
trafgewalt unter feiner Bedingung als felbjtändige und fouveriine 
Ganze dürfen angejehen werden; allein diefer fiinftlid) gefchaffene 
begrifffiche Unterfchied wird doc), vom praftifchpolitifchen Stand- 
punfte aus betrachtet, bedeutungslos. Man kann trog allem, was 
ſich für die gegentheifige Anſchauung anführen läßt, nur fagen, 
daß die Conftitution in ihren Grundjägen über die Bildung des 
Senates entjchieden einen particulariftifhen Charakter an fic) 
trage, derfelbe wird jedod) wiederum dadurd) gemildert, daß nicht 
jeder Einzelftaat, beziehungsweije dejjen Regierungsgewalt un- 
mittelbar felbjt jene zwei Stimmen befigt, fondern nur als Wähler 
erfcheint. Erſt die „Gewählten“ find die Senatoren, und darum 
kann der Particularismus höchſtens mittelbar in Wirkung treten, 
denn diejenigen Männer, welche von den Staatslegislaturen für 
das Oberhaus erforen werden, find feineswegs verpflichtet, grund- 
füglih die „Staatenrechte“ zu wahren, fondern vielmehr fo zu 
ftimmen, wie fie e8 im Intereſſe der Union erachten, zu deren 
Regierungsgewalt fie als Senatoren gehören; und in der That 
hat der Senat fic) oft genug bereit gefunden, das Anfehen der 


2 Bol. oben Kap, 7, bei Anmerkung 11. 
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Centralregierung dem Particularismus gegenüber mit Entfchieden- 
heit zu wahren oder zu erweitern. 

Was ſchließlich den dritten Regierungsfactor, den Präfidenten, 
angeht, jo ift mit Bezug hierauf ſchon oben angedeutet worden, 
daß e8 außerordentlich zweifelhaft jcheine, wer hier als Wähler- 
Schaft angefehen werden müfje: ob die Summe der einzelnen 
Staaten oder das Volk der Union als foldes? Man wird das 
erftere hier darum anzunehmen haben, weil jeder der „Staaten“ 
zu fo vielen Wahlmännern beredhtigt ift, als die Zahl feiner 
Senatoren und Reprajentanten zufammengenommen beträgt; allein 
auch dies entfpricht mehr dem äußern Scheine, als dem innern 
Wefen nah dem Sonderinterefje; denn erjtens ftellt ſich als 
Wählerſchaft dod) in gewiffer Weife die Gefammtbevölferung der 
Union dar, ganz ebenfo wie bei den Wahlen zum Repräfentanten- 
haufe, da ja die einzelnen Staaten, als felbftindig, durch ihre 
verfaffungsmäßigen Organe handelnden Körperichaften gar nicht 
in Betracht fommen; und dann liegt e8 doch auf der Hand, daß 
das Ergebniß einer Wahl, bei welcher eine fo große Zahl von 
Wählern auftritt und eine einzige Perfon zu wählen ijt, fic in 
den allerfeltenjten Fällen anders geftalten würde, wenn die ein- 
zelnen Wahlkreife, d. h. die einzelnen Staaten, ſchlechthin wie bei 
der Wahl der zweiten Kammer, im Verhiltnig ihrer Einwohner: 
zahl Wahlmänner zu ernennen hätten, als jet, wo jeder der- 
felben gleichmäßig vermag, noch zwei mehr aufzuftellen. Des 
Weitern ließe fic) dann allerdings hier noch ein mehr negativer 
Grund dafür anführen, daß eS die Summe der Staaten fei, 
welche als Wählende zu gelten haben; die wiederholt erwähnte 
Vorſchrift in Art. I, Sect. IV, welche dem Congreß das Recht 
ertheilt, über die Art und Weife der Congreßwahlen zu verfügen, 
erwähnt nicht, daß im Wege der Unionsgefeggebung auch über 
die Wahlmännerernennungen Vorfchriften getroffen werden können, 
allein Sect. IV ijt, wie noch weiter unten gezeigt werden foll, 
bereits im allgemeinen durch Art. XIV der Amendements über: 
holt worden, ſodaß die Unionsregierung jetzt, obgleich fie auf die 
Tormalitäten der Wahl nach wie vor feinen Einfluß üben kann, 
verjchiedene, dod) auch hier ſchon, nämlich in materieller Hinfidt, 
weitergehende Befugniffe befigt als früher. 

Man fieht, die Conftitution hat dahin geftrebt, der Möglich- 
feit von Sonderbeftrebungen, foweit das überhaupt in ihren 
Kräften ftand, vorzubeugen; und die Entwidelung des Landes, 
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wie fie fic) an das große Gefeßgebungswerk anlehnt, zeigt, daß 
jenes Streben nicht erfolglos geblieben ijt. In der Ausbildung 
des Verfafjungsrechtes hat die Neigung, die Competenz der Unions- 
gewalf zu ſchwächen, eigentlich nur in dem Art. XI der Amende- 
ments eine Bethätigung gefunden, welche noch dazu einen ganz 
untergeordneten Punkt berührt,” Im allgemeinen wird die Ge- 
ſchichte des amerikanischen Partieularismus durd) zwei Momente 
gekennzeichnet: erftens nämlich durch die bald nad) der Schöpfung 
der Union gefaßten fogenannten „Virginia- und Kentucky-Reſo— 
Intionen“ und zweitens durch die Calhoun'ſche Theorie der 
Staatenrechte. 

In den Jahren 1798 und 1799 paſſirten die Legislaturen 
von Virginia und Kentucky „Reſolutionen““, welche, ausgehend 
von dem Gefichtspuntte, daß in der Union wie in jedem zuſammen⸗ 
gejebten Staate eine Theilung der Souveränetät zwijchen der 
Centralgewalt einerfeits und den Particulargewalten andererjeits 
ftattgefunden hat, jedem diefer Theile die Befugniß zufpreden, 
darüber zu urtheilen, ob eine von dem andern Theile vorgenom- 
mene Regierungshand{ung fid) in den Grenzen der ihr zugewie- 
jenen Competenz bewege oder nicht? An fidh fteht diefe Lehre 
mit dem begrifflichen Wejen eines zufammengejesten Staates 
durchaus in Einklang; es ijt 3. B. unftreitig denkbar, daß der 
Congres Gefege erläßt über einen Gegenftand, defjen Regelung 
‚zu den Befugniffen dev Eingelftanten gehört; diefe würden dadurch 
in ihrer Sphäre beeinträchtigt, und es muß mm offenbar ein 
Mittel gegen eine ſolche Beeinträchtigung gegeben fein. Es Liegt 
auch ſehr nahe, die Entjcheidung diesbezüglicher Fragen denjenigen 
Factoren zu überlaffen, deren Competenz durch einen Webergriff 
der bezeichneten Art angeblich verlett ift, weil fie, nad) allgemein 
ftaatsrechtlihen Grundfägen, al8 Träger der Souveränetät in 
tantum aud) eine authentifche Interpretation derjenigen gefeßlichen 
Beftimmungen müſſen geben können, welche eben ihren Antheil an 
der Souveränetät begründen und umgrenzen, d, 5. man müßte in 
dem beijpielsweife angeführten Falle den Einzelftaaten zugeftehen, 
über die Verfafjungsmäßigkeit eines beftimmten Congrefactes zu 
entjcheiden und denfelben betveffendenfalls zu nullifiziven, Al 
wenn diefer Sag durchgeführt würde, jo wäre damit ein 3) 


3.Bgt, oben Kap. 23, bei Anmerkung 13. 
+ von Holft, a. a. ©., I, 120 fg., namentlich 126, fi 
Sclief. 
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geichaffen, der, wie leicht einzujehen ift, fic) als Tchlechterdings 
unbaltbar erweifen muß. Was follte gefchehen, wenn Hinfichtlid 
eines Unionsgefeges die einzelnen Staatslegislaturen verfchiedener 
Meinung wären? Und umgekehrt müßte denn dod) auch dem 
Congreß folgerichtigerweife geftattet fein, über die Verfaffungs- 
mäßigfeit eines von ben Staatslegislaturen ausgehenden Gefeges 
zu entſcheiden; es würde alfo ein Hin und Her gefchaffen, welches 
fein vernünftiger Menſch billigen Tann; es findet fic) Hier der 
wundefte Punft in der Zwitternatur folcher ſtaatlichen Gebilde 
berührt, wie die Union eines tft; nicht das begriffliche Wefen 
derfelben, wol aber ein fehr gemwichtiger praftijch-politifher Grund 
macht e8 nothwendig, jene Beichlüffe von Virgina und Kentudy 
für unhaltbar zu erklären. Bei einem der beiden Theile muß 
ichließlich die endgültige Entjcheidung über die Verfaffungsmäßig- 
feit eines, fet e8 von der Union, fei es von den @inzelftaaten 
ausgehenden Geſetzes, foweit e8 fih um deffen materiellen Inhalt 
handelt, gelegen fein, und bei welchem, ift unfchwer zu beant- 
worten; bei demjenigen nämlich, welcher einen einheitlihen Factor 
bildet, und nicht bei demjenigen, welcher wieder aus mehrern 
jelbftändigen untereinander möglicherweife uneinigen Factoren be- 
fteht, d. h. nicht bei den Einzelftaaten, fondern bei der Union als 
folder; und weil das fo fein muß, darum trägt aud jeder zu- 
jammengejegte Staat, wenn man fo fagen darf, feiner Natur nad) 
die Neigung zu ftetig wachjender Conjolidirung in fi; will man 
diefe ausfchließen, dann darf man nicht auf dem Standpunfte jener 
Refolutionen ftehen bleiben; fie find nur eine halbe Maßregel, 
deren praftifche Unausführbarfeit allzu fehr auf der Hand Liegt, 
als daß fie von jcharfdentenden Köpfen ernſtlich könnten beachtet 
werden. Wer aus der Verfaffung eines zufammengefegten Staates 
jenen Hang zu beftindiger Mehrung der der Centralgewalt zu- 
gewiefenen Competenz in Wahrheit entfernen will, der muß einen 
Schritt weitergehen und an das begriffliche Wefen ſelbſt folcher 
politifhen Gebilde Hand anlegen. Das Har erfannt zu haben, ift 
das Berdienft Sohn E. Calhoun’s; um bas Ziel zu erreichen, 
nad) welchem die obengenannten Refolutionen vergebens geftrebt 
hatten, erfand und begründete er feine berühmte „Theorie der 
Staatenrechte“.“ Danach ift, wie er mit fchneidiger Soppiftif 

° Bgl. Calhoun, ,, Works": A disquisition on government, I, 264 fg., 
VI, 144-193; vgl. aud) von Holft, a. a. O., I, 407 fg. 
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beweift, die Union Tediglic) cin Biindnif der einzelnen Staaten, 
die Conftitution ein Pact zwifchen diefen letztern; misfält ihnen 
der Pact, fo find fie befugt ihren Confens zurückzuziehen, d. h. 
aus der Union auszutreten. Mit andern Worten: die Union ijt 
fein Staatenftaat, fondern ein Staatenbund, defjen begriffliches 
Wefen ganz und gar nad) völferrechtlichen Principien beurtheilt 
werden muß. Calhoun, zweifellos der bedeutendfte Vertreter der 
demotratijden Sade, hat zwar diefe Siike nicht fo einfach hin- 
geftellt wie fie hier mitgetheilt worden find, daran hinderte ihn 
zum Theil feine eigene politifhe Stellung, zum Theil das Be- 
wußtfein, daß er mit feiner Lehre den Vorftellungen, welche unter 
den Amerikanern im allgemeinen über das Wejen der Union vers 
breitet find, einen allzu heftigen Schlag ins Geficht verſetzen 
würde; allein fie find doc unbeftreitbar der eigentliche Kern feiner 
mannichfachen Ausfafjungen in Wort und Schrift, Wie fchon 
oben gefagt wurde: wer nicht für eine beftändig fic) mehrende 
Conſolidirung der Union ift, der ift wider das Beſtehen der Union 
ſelbſt. Calhoun ijt moralifch der Vater der Seceffion, melde zu 
dem großen Biirgertriege führte. 

Obgleich min die ,,Staatenvedjte’ mit fo großer Ausdauer 
und theilweife anc) mit vielem Geſchicke vertheidigt wurden, ift 
trogdem die Competenz der Unionsregierung in unaufhaltfamen 
Wachsthume begriffen gewefen; das tritt befonders zu Tage beim 
Tarifftreit, bei der Bank-, dann bei der Sklavenfrage und endlich 
im Art. XIV und XV der Amendements. 

Was den erftern anbetrifft, fo handelt es fi) hier, vom rein 
ſtaatsrechtlichen Standpunkte aus gefehen, befonders um die Aus- 
legung der Beftimmung in Art, I, Sect. VIII (1)%, ob der 
Congres befugt fei, Steuern aufzuerlegen nur, foweit ſolche zur 
Beftreitung des Unionshaushaltes ſchlechterdings erforderlich find, 
oder auch, um damit wirthichaftspofitifchen Rückſichten Rechnung 
zu tragen. Schon feit Lange hat man fid) für das letztere ent⸗ 
{chieden und damit, im Gegenfage zu der andern Meinung, der 
Centralgewalt grundfäglic Befugniffe zugeſprochen, welche den 
Einfluß jener naturgemäß um ein Bedeutendes erhöhen mußten, 

Die Bankffrage fommt hier darum ins Spiel, weil man, 
wie anderweitig näher befprodjen worden ift?, anfänglich, zweifel- 

© Bgl. oben Kap. 18, bei Anmerkung 1. 

7 Bgl. oben Rap. 24, bei Anmerkung 3. 
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haft war, ob die Union überhaupt im Stande fet, Banken zu 
„incorporiren“; die Anficht, welche das beftritt, wurde aber bereits 
in der erjten Hälfte diefes Sahrhunderis fo gründlich abgethan, 
daß fie bei der Berathung und dem Erlaffe der legten Bankacte 
befanntlih kaum nod) einen nennenswerthen Vertreter fand. 

Die Sflavenfrage, als die wichtigſte von allen, ift hier 
injofern von Bedeutung, als man auf feiten der Sklavenhalter 
meinte, daß die Unionsregierung überhaupt nicht die Befugniß 
habe, fid) mit der Regelung der auf das traurige Inftitut bezüg- 
lichen Rechtsverhältniffe zu befaffen, und diefe Anficht wurde fo 
hartnddig geltend gemacht, daß fie fchlieglich die Urſache des 
großen Bürgerfrieges wurde, welcher mit der völligen Niederlage 
der Sflavenhalter endete. 

Bei der Entſcheidung aller diefer Streitfragen zu Gunften der 
Union wurde die Rüdfiht auf das begriffliche Weſen des zuſam— 
mengefjegten Staates entjchieden gewahrt; zweifelhaft fonnte das 
höchitens jetn in Betreff der Sflavenfrage; allein oben ift der 
Nachweis geliefert worden, daß das Verbot der Sklaverei begriff- 
lid) nur die Kehrfeite der Befugniß ift, die Indigenatsverhältniffe 
im allgemeinen zu regeln; und da diefe in jedem zufammengefeßten 
Staate unftreitig der Centralgewalt zufommt, jo durfte auch die 
Befeitigung der Sklaverei durd eine Aenderung der Unionsver- 
fafjung ganz ficherlich zu Wege gebracht werden. Ganz anders aber 
fteht e8 mit Art. XIV und XV der Amendements, in diefen 
müfjen überhaupt zwei Seiten unterjchieden werden: einmal, os 
weit fie das öffentliche Recht der Union, und dann, foweit fie 
dasjenige der Cinjelftaaten betreffen. In erfter Hinfiht halten 
fie fi, nicht nur wie Art. XIII, vollftändig innerhalb der Gren- 
zen, in welchen fic) die Verfaffung der Union als folder zu be- 
wegen hat, fondern verbeffern geradezu, und noch nicht einmal 
mit genügendem Nachdrude, bisherige Mängel. Wenn beftimmt 
wird, daß niemandem fein Stimmrecht Hinfichtlic der Wahlen 
zum Congreß oder für die Präfidentfchaft auf Grund feiner Raffe, 
Farbe oder ehemaligen Verpflichtung zum Sklavendienſte entzogen 
werden dürfe, fo wird eben damit zum Theil jenem jchon oben 
berührten Fehler abgeholfen, deffen fid) die Conftitution fchuldig 
madt, indem fie nicht felbft die Grundfäge über die Wahl der- 
jenigen Factoren feftftellt, denen die Negierung der Union obliegt; 
und wenn den Einzeljtaaten Strafen für den Fall in Ausficht 
gejtellt werden, daß fie ihrerfeits einem 21 Sabre alten unbe- 
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ftraften Bürger männlichen Gefchlechtes dag Recht entziehen, an 
jenen Wahlen teilzunehmen, fo ift nur zu beflagen, daß e& bei 
der Androhung diefer Zwangsmaßregeln fein Bewenden hat, und 
nicht vielmehr geradezu ein Wahlgefeg nach den betreffenden Ge- 
fihtspunften exlaffen wird, weldes den Staaten überhaupt die 
Möglichkeit nimmt, einen Einfluß auf die Wahlen zur Unions- 
vegierung auszuüben, und welches mehr als alles andere den Bee 
weis liefern würde, daf die Negierung der Union nicht von den 
einzelnen Staaten, fondern von dem amerifanijden Volke, als 
einem Ganzen, gewählt wird. Die Art. XIV und XV infor” 
fern können als Beweis dafür angeführt werden, daß das Stre— 
ben, die Competenz der Unionsgewalt ftetig zu erweitern, in be- 
recjtigter und wiinfdjenswerther Weife zum Ausdruck gebracht 
worden ijt; aber foweit fie fic) im übrigen auf die Einzelftaaten 
beziehen, Haben diefe Artikel jenes Streben entjchieden allzu fehr 
über die Grenzen ausgedehnt, in welchen es fic) der Natur der 
Sache nad) halten muß; Hier wird jenen Fällen der Prohibitiv= 
competenz, welche ſchon durch die Sonftitution angebahnt worden 
ift, die Krone aufgefegt. Es zeugt entſchieden von politifchem 
Scharffinn, der Centralgewalt in einem zufammengefegten Staate 
immer neue und neue Befugniffe zuzuführen, aber e8 ijt ſicherlich 
verfehlt, fie mit folden Rechten auszuftatten, deren juriſtiſche 
Gonftruction eine jehr verwicelte oder gefünftelte fein, und deren 
praftifche Bethätigung zu den mannichfachften Bedenken Ver— 
anfafjung geben muß; daß diejes bei den einzelnen Beftimmungen 
über die Prohibitivcompetenz der Union zutreffe, ift anderwärts 
bereits zur Genüge nadgewiejen worden. Man erweitere die 
Sonveränetätsbefugniffe der Union bejtändig ridfichtlich ihres 
materiellen Inhaltes, aber man befafje den Einzefftaaten innerhalb 
der ihnen danach verbleibenden Sphäre aud) wirklich ihre Souve- 
vänetät! Was geht e8 dem Congref in Wafhington an, wie 
etwa der Staat Lonifiana feine Parlamente wählen läßt, wenn 
diefer fic) nur nicht herausnimmt, einem Acte der Unionsregierung 
feine Anerkennung zu verfagen. Schritt vor Schritt muß die 
Confolidirung des Ganzen vorrücden; wer das Dach cher ſchaffen 
will, bevor der Grund undedie Mauern des Haujes vollendet 
find, ift ein fehlechter Baumeifter. Solche formellen Eingriffe in 
die Souveränetät der Einzelftaaten, wie fie unter anderm Art. XIV 
und XV enthalten, follten grundſätzlich ausgefchloffen fein, denn 
folange den Einzelftaaten aud) nur ein Titelchen materieller Sou- 
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veränetät bleibt, find fie begriffswidrig, und wenn ihnen fchließlich 
alle Hoheitsrechte genommen find, werden fie von felbjt über- 
flüſſig. 

Man hat in der Chat nicht nöthig, Zuſtände von fo zweifel- 
haftem Werthe zu fchaffen, wie eS diejenigen find, welche fich aus 
der Prohibitincompetenz ergeben; noch ift manches andere zu thun, 
das dem Geifte der Conftitution felbft und dem Weſen eines 
Staatenftaates im allgemeinen mehr entjpricht, ja geradezu uner- 
Täglich erſcheint. Es ijt ganz merkwürdig, wie die Verfaffung des 
-Deutfchen Reiches, welche fonft im allgemeinen an begrifflicher 
Unflarheit und Halbheit weniger zu wünjchen übrig läßt, in 
mander Hinficht viel folgerichtiger verfährt, als die Conftitution 
von 1787. Als Gegenftände für die Thätigkeit der Reidsgefey- 
gebung wurden hier zunächſt ins Auge gefaßt: das Handelsrecht 
und dann das Strafrecht, und fürwahr mit gutem Grunde. In 
Deutſchland hat, wie in Amerika, das Bedürfniß nad) einer ein- 
heitlichen Regelung der Verkehrsverhältniffe den Gedanken an den 
Anſchluß der einzelnen Staaten zuvörderjt wach gerufen; aber dar- 
unter wurde bier nicht nur die Schöpfung und Beauffichtigung 
der Verkehrsmittel, jondern vielmehr die Regelung der Verfehrs- 
gefege überhaupt verftanden. Es ijt, wie fdon einmal erwähnt 
wurde, fehr bedauerlich, dak die Vereinigten Staaten bisher weder 
ein einheitliches Handelsrecht, nod) die verfajjungsmäßige Mög- 
lichfeit befigen, fich ein folches zu verfchaffen. Hierauf mag der 
Congreß feine Blicke Ienten; hier liegt ein fegensreiches Feld für 
feine Arbeiten vor ihm, um fo fegensreider, als das common 
law gerade mit Bezug auf handelSredhtlide Verhältniffe vielfach 
ſehr unbeholfen tft, und andererfetts von dem praftifchen Sinne 
der Amerikaner zu erwarten jtünde, daß fie ein ebenfo zwed- 
mäßiges wie einfaches Gefegebungswerk fiefern würden; und 
weiter: das Strafredht. In diefem bethätigt fic) die idealere Seite 
des nationalen Lebens. Soll wirklich ein Stantenftaat night nur 
durch äußern Kitt zufammengehalten werden, wie durd die Ver- 
forgung rein materieller Sutereffen, fondern thatfächlih in dem 
Bewußtfein des Volkes die Meberzeugung Wurzel fchlagen, daß 
alle Theile deffelben ein Ganzes zu Hilden beftimmt find, fo müffen 
aud) die mehr ethifchen Momente des öffentlichen Lebens eine Be- 
rüdfichtigung erfahren. Es gibt fein Rechtsgebiet, welches fo jehr 
das allgemeine Sntereffe in Anfprud) nimmt, wie gerade das 
Strafredt; es Handelt fic) hier nicht blos um Verbrechen oder 
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Vergehen gegen die Centralgewalt als ſolche, welche in Amerika 
von diefer legten ja mit Strafe bedroht und belegt werden tine 
nen, fondern um Verlegungen des öffentlichen Friedens überhaupt, 
wenigjtens jolhe ſchwererer Natur. Glaubt man wirkfic, daß es 
auf die Dauer der Zeit, ohne dem Gefühl nationaler Einheit zu 
ſchaden, möglich fei, dafjelbe Verbrechen in einem Theile des 
Landes vielleicht mit ſehr ftrengen, in einem andern mit abfonder- 
lich milden Strafen zu belegen oder gar etwa unbeftraft zu lafjen, 
oder überhaupt verſchiedene Strafarten anzuerkennen, wie das bes 
fonders Hinfichtlic dev Todesftrafe der Fall fein wird? Wenn 
ein Mörder hier hingerichtet, dort vielleicht nur mit einer Lebens- 
Kinglichen oder einer Strafe auf gewiffe Zeit belegt wird, muß 
da nicht bet der großen Maffe die Anficht Raum gewinnen, daß 
fo verſchiedene Sitten aud) eine Sonderung in politiſcher Hinficht 
bedingen? Glaubt man wirklich, daß die puritanifchen Neu— 
Engländer ſich im Grunde ihres Herzens Eines fühlen können mit 
den Mormonen, folange dieje die Vielweiberei nicht nur unter fid) 
dulden, fondern geradezu fordern? Im Legter Zeit ijt zwar ein 
Mitglied diefer Sekte von einem Bereinigten-Staaten-Gerihtshofe 
in Utah zu mehrjährigem Gefingnif wegen Bigamie verurtheilt 
worden, aber das fonnte, der richtigen Anficht nad, dod) mur 
gejchehen, weil Utah ein Territorium ijt; wäre es ein Staat, jo 
hätte die Union entfdieden nicht das Recht, eine derartige Straf- 
gewalt zu üben. Der Mangel eines einheitlichen Strafrechtes 
ftreut den Samen der Zwietracht unter diejenigen, welche doc) in 
Wahrheit berufen find, fic) zu Einem Volke zufammenzufchließen. 
Mag aber immerhin in den hier angedcuteten Richtungen die 
Competens der Unionsregierung nod) nicht genügend ausgebildet 
fein, im allgemeinen, befonders in den bereits hevvorgehobenen 
und fo nod) in vielen andern Punkten hat fic) erwiefen, daß die 
Union nicht nur den zerſetzenden Beftrebungen des Particularismus 
Stich zu Halten vermag, fondern demfelben gegenüber, wenn aud) 
langjame, dod) umverfennbare Fortſchritte madjt; daf dies ſchon 
darum erklärlich ift, weil jedem gufammengefesten Staate ein 
natürlicher Hang zur Confolidirung innewohnt, wurde ſchon oben 
angedeutet, und die Gefchichte der Union, gleich dev jedes äh: 
lichen politifchen Gebildes, trägt demgemäß den Stempel | 
eigenartigen Ironie an fic): der Particnlarismus wird ni 
demfelben Augenblide machtlos, in welchem er zur. Berl 
langt, denn felbjt der eifrigjte Vertreter diefer p 
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wird, wenn er fic) zum Zräger der Centralgewalt berufen fieht, 
nicht wohl auf eine grundfäßliche Schwächung derjelben Hinarbeiten 
dürfen; das wäre ein Zuſtand, allzu unnatürlid, um fich des 
Deftern wiederholen zu fünnen. Liegt doch überhaupt das große 
Geheimnig, warum der Entwidelungsgang aller wahrhaft confti- 
tutionellen Staaten fic) fo befonders giinftig geftalten muß, darin, 
daß in ihnen die Partei, welche die jeweilige Majorität für fid 
hat, auch thatjächlich die Negierung handhabt! Das alte Sprid- 
wort, daß Gott demjenigen, welchem er ein Amt gibt, aud Ber- 
Itand verleihe, hat gerade hier feine ernjte Bedeutung; einerjeits 
werben felbjt die reactionärften Parteien, welche ſich nach einer 
Wiederbelebung längſt veralteter und unhaltbarer Zuftände fehnem 
im Befige der Macht liberalere Bahnen einfchlagen, um nicht fo- 
fort von dem Gegendrude der öffentlichen Meinung gänzlich über 
den Haufen geworfen zu werden, und andererfeits gibt e8 wenige 
Parteien, welche allzu radical find, um für fehlechterdings regie- 
rungsunfähig zu gelten. Mag ihren Grundfigen aud) an fich die 
Ausfiht auf praftifche Verwerthbarkeit abgehen, wenn fie ihrer: 
jeits wirklich den Staat zu regieren haben, offenbart fidy ihnen 
leichter als fonft die Erfenntnigf, daß Bejonnenheit und Mäßigung 
die Grundlage aller ftantSmännifchen Thätigfeit bilden müſſen. 
Sede politifche Partei ijt am gefährlichjten in der Oppofition, mit 
der Würde des Amtes bekleidet verliert fie die ihr andernfalls 
vielleicht eigene Sucht, unmögliche oder gemeinfchädliche Ideen zu 
verwirklichen. So tft e8 aud) in zujfammengefegten Staaten für 
diejenigen Parteien, welche fic) als Gegner einer Fräftigen Central: 
gewalt charakterifiren, fobald fie jelbjt zur Regierung gelangen, 
ein einfaches Gebot politifcher Klugheit, fic) die Ausficht auf 
fernerweite Erfolge dadurd) zu erhalten, daß fie nicht geradezu 
die Zeritörung des ihren Händen anvertrauten Gutes betreiben; 
würden fie diefes Gebot nicht befolgen, fo müßte ihr Vorgehen 
einem Otaatsftreide ähnlicher fehen, als einer weijen Regierung; 
und fo hat die Partei, welche fonft die größtmögliche Unabhängige 
feit der Gingelftaaten mit allen Mitteln zu erhalten ftrebt, nod 
zu jeder Zeit, da fie im Congreß die Majorität hatte, oder einer 
der Shrigen zur Präfidentfchaft berufen war, auch ihrerfeits eine 
Politif getrieben, welche vielleicht unwillfürtih und nur mittelbar 
aber doch unftreitig der Unionsregierung mehr und mehr Macht 
verlieh, das Gonderintereffe zu bewältigen. Die Union befindet 
fich alfo thatfächlich auf einer, wenn aud) nicht immer nad) richtigen 
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Principien abgegrenzten Bahn ftetiger Confolidirung, und fteuert 
damit einem Ziele zu, in welchem nach allen obigen Ausführungen 
ficherlich das größte Heil des amerikanischen Volkes gefehen werden 
darf. Noch freilich regt fi) immer und immer wieder der Par- 
ticularismus, und daß ihm die Hoffnung auf Erfolg gänzlich ge- 
nommen fet, fann ficherlich nicht behauptet werden; aber foviel 
läßt fic) doch mit Gewißheit jagen, daß eine Auflöfung ‘der Union 
in alle ihre einzelnen Staaten in feinem Falle zu erwarten fteht, 
und zwar aus dem einfachen Grunde, weil eine folche Möglichkeit 
von feiner Seite her mehr ins Auge gefaßt wird; wenn eine Auf- 
löfung jemals zur Wahrheit werden follte, jo würden e8 zweifel- 
[08 die drei, bereits oben näher bezeichneten Theile fein, welche 
fich zu felbftändigen Ganzen’ausbildeten.® Zum Wohle der großen 
Republif muß man wünjchen, daß dies niemals gefchehen werde, 
und daß fie fi) aud in Zukunft ihrem alten Wahrjpruche gemäß 
entwiceln möge, welcher da lautet: Pluribus unum. 


5 Bgl. Jennings, „Eighty years etc.”, Kap. XII: „Prospects of 
the Union", ©, 242. Fifher, „Trial of the Constigution‘, ©. 160: „This 
country, fully peopled or half-peopled, is large enough to make five 
or six great nations, each with its system of central and local go- 
vernment. The time will come when it will be so divided, with or 
without such a system for each of its parts.” 
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Constitution of the United 
States of America. 


We, the people of the United 
States, in order to form a more 
perfect union, establish justice, 
insure domestic tranquility, pro- 
vide for the common defence, 
promote the general welfare, 
and secure the blessings of Iı- 
berty to ourselves and our 
pösterity, do ordain eand esta- 
blish this Constitution for the 
United States of America. 


Article I. 


Section 1. — All legislative 
powers herein granted shall be 
vested in a Congress of the 
United States, which shall con- 
sist of a Senate and House of 
Representatives. 

Section 2. — 1) The House 
of Representatives shall be 
composed of members chosen 
every second year by the people 
of the several States, and the 
electors in each State shall have 
the qualifications requisite for 
electors of the most numerous 
branch of the State legislature. 


Berfafjung der Vereinigten 
Staaten von Amerifa. 


Wir, das Boll der Bereinigten 
Staaten, Willens eine vollfomme- 
nere Einigung herbeizufüihren, Ge- 
rechtigteit walten zu laffen, häus- 
Lidhen Frieden zu fidjern, für die ge- 
jammte Landesvertheidigung zu for- 
gen, die allgemeine Wohlfahrt zu 
fördern und die Segnungen der Frei- 
heit uns und unferer Nachkommen⸗ 
ſchaft zufichern, befchließen und ver- 
fügen folgende Eonftitution für die 
Bereinigten Staaten von Amerika. 


Artikel I. 


Section 1. — Alle gefesgebende 
Gewalt fol einem Congreffe der 
Bereinigten Staaten zuftehen, wel- 
cher aus einem Senate und einem 
Repräfentantenhaufe befteht. 


Section 2. — 1) Das Rez 
präfentantenhaus jol aus Mit- 
gliedern beftehen, welche jedes 
zweite Jahr vom Bolle der Ver- 
einigten Staaten gewählt werden, 
und die Wähler in jedem Staate 
follen diefelben Dualificationen 
haben, von denen die active Wahl- 
fahigteit mit Hinficht auf den zahl- 
reichten Zweig der Staatslegis- 
latur abhängt. 
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2) No person shall be a Re- 
presentative who shall not have 
attained the age of twenty-five 
years, and been seven years a 
citizen of the United States, and 
who shall not, when elected, be 
an inhabitant of that State in 
which he shall be chosen. 

3) Representatives and direct 
taxes shall be apportioned among 
the several States which may 
be included within this Union, 
according to their respective 
numbers, which shall be deter- 
mined by adding to the whole 
number of free persons, inclu- 
ding those bound to service for 
a term of years, and excluding 
Indians not taxed, threefifths of 
all other persons. The actual 
enumeration shall be made within 
three years after the first meet- 
ing of the Congress of the 
United States, and within every 
subsequent term of ten years, 
in such manner as they shall 
by law direct, The number of 
Represantatives shall not exceed 
one for every thirty thousand, 
but each State shall have at 
least one Representative; and 
until such enumeration shall be 
made, the State of New Hamp- 
shire shall be entitled to choose 
three, Massachusetts eight, 
Rhode Island and Providence 
Plantations one, Connecticut five, 
New York six, New Jersey four, 
Pennsylvania eight, Delaware 
one, Maryland six, Virginia 
ten, North Carolina five, South 
Carolina five, and Georgia three. 
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2) Niemand foll Repriifentant 
fein, wenn ev nicht 25 Sabre alt, 
7 Jahre Bürger der Vereinigten 
Staaten gewejen und zur Zeit 
der Wahl Einwohner desjenigen 
Staates ift, in weldjem er ge- 
wählt wird. 


3) Repriijentanten und divecte 
Steuern follen unter den einzel- 
nen Staaten vertheilt werden, 
welcheder Union zugehören, im Ver— 
häftniffe zu ihrer Einwohnerzahl, 
welche dadurd) beftinumt wird, daß 
man zu der Gefammtzahl der 
freien Perſonen einſchließlich derer, 
welche auf beftimmte Zeit zu 
Zwangsarbeit verpflichtet find, und 
ausſchließlich der nicht beftenerten 
Indianer — drei Fünftel der an- 
dern Perfonen Hingurechnet. Die 
erfte Zählung foll mindeftens inner⸗ 
halb der erften drei Jahre nach 
dem Zufammentritt des erften 
Congreffes und jede folgende je 
zehn Sabre fpäter in der Weije 
ftattfinden, als man geſetzlich vor- 
fchreiben wird. Die Zahl der 
Nepräfentanten foll nicht Einen 
fie je 30000 Seelen iiberfteigen, 
aber jeder Staat foll zum min— 
deften einen Repräfentanten haben, 
und bis die erſte Zählung ftatt- 
gefunden hat, joll der Staat New⸗ 
Hampjhire zur Wahl von drei, 
Maſſachuſetts von acht, Rhode I8- 
land und Providence Plantations 
von einem, Connecticut von fünf, 
New-York von fechs, New-Ierjey 
von vier, Pennſylvanien von acht, 
Delaware von cinem, Maryland 
von fechs, Virginien von zehn, 
Nord-Carolina von fünf, Sitd- 
Carolina von fünf und Georgia 
von drei Nepräfentanten berech- 
tigt fein, 
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4) When vacancies happen in 
the representation from any 
State, the executive authority 
thereof shall issue writs of 
election to fill such vacancies. 

5) The House of Represen- 
tatives shall choose their Speaker 
and other officers; and shall have 
the sole power of impeachment. 


Section 3. — 1) The Senate 
of the United States shall be 
composed of two Senators from 
each State, chosen by the legis- 
lature thereof, for six years; 
and each Senator shall have 
one vote. 

2) Immediately after they 
shall be assembled in conse- 
quence of the first election, they 
shall be divided as equally as 
may be into three classes. The 
seats of the Senators of the first 
class shall be vacated at tlıe 
expiration of the second year; 
of the second class, at the ex- 
piration of the fourth year, and 
of the third class, at the expi- 
ration of the sixth year, so that 
one-third may be chosen every 
second year; and if vacancies 
happen by resignation or other- 
wise, during the recess of the 
legislature of any State, the 
executive thereof may make tem- 
porary appointments until the 
next meeting of the legislature, 
which shall then fill such va- 


cancies. 


3) No person shall be a Se- 
nator, whoshall not have attained 
to the age of thirty years, and 
been nine years a citizen of the 
United States, and who shall 
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4) Wenn Bacanzen in der Re- 
präfentation eines Staates ein- 
treten, fo fol die Erecutive des- 
felben Neuwahlen ausfchreiben und 
jene Vacanzen ausfitllen. 

5) Das Repräfentantenhausfoll 
feinen Sprecher und feine andern 
Beamteten wählen und allein be- 
fugt fein, ein Inpeachment zu er- 
heben. 

Section 3. — 1) Der Senat 
der Vereinigten Staaten foll aus 
je zwei Senatoren jedes Staates 
beftehen, welche von der Legislatur 
derjelben auf ſechs Sabre gemählt 
werden, und jeder Senator foll 
eine Stimme haben. 

2) Unmittelbar nach ihrem Zu- 


fammentritt auf Grund der erften 


Wahl, follen fie jo gleichmäßig ale 
möglich in drei Klaſſen getheilt 
werden. Die Site der zur erften 
Klafle gehörigen Senatoren follen 
bei Ablauf des zweiten, der zur 
zweiten Klaſſe gehörigen bet Ab- 
{auf des vierten und der zu 
dritten Klaffe gehörigen bei Ab- 
lauf des jechsten Jahres für er- 
ledigt gelten, fodaß ein Drittel 
jedes zweite Jahr neu gewählt 
wird; und wenn Vacanzen durd) 
Niederlegung des Mandats oder 
auf andere Weile zu einer Reit 
eintreten, da die Legislatur des 
betreffenden Staates nicht in 
Situng ift, fo foll die Executive 
deffelben eine proviforifche Er- 
nennung treffen filr die Beit bis 
zum nächften Zufammentritt der 
Legislatur, welche dann die Bacanz 
(definitiv) ausfüllen fol. 

3) Niemand fol Senator fein, 
der nicht 30 Jahre alt, 9 Jahre 
Bürger der Vereinigten Staaten 
gewejen und zur Zeit feiner Wahl 
Einwohner desjenigen Staates 
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not, when elected, be an inhabi- 
tant of that State for which 
he shall be chosen, 

4) The Vice President of the 
United States shall be President 
of the Senate, but shall have 
no vote, unless they be equally 
divided. 

5) The Senate shall choose 
their other officers, and also 
a President pro tempore in the 
absence of the Vice President, 
or when he shall exercise the 
office of President of the United 
States. 

6) The Senate shall have the 
sole power to try all impeach- 
ments. When sitting for that 
purpose, they shall be on oath 
or affirmation. When the Pre- 
sident of the United States is 
tried, the Chief Justice shall 
preside: and no person shall be 
convicted without the concurrence 
of two-thirds of the members 
present. 


7) Judgment in cases of im- 
peachment shall not extend fur- 
ther than to removal from office, 
and disqualification to hold and 
enjoy any office of honor, trust 
or profit under the United States: 
but the party convicted shall 
nevertheless be liable and sub- 
ject to indictment, trial, judg- 
ment, and punishment, according 
to law. 


Section 4. — 1) The times, 
places, and manner of holding 
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ift, für welden er gewählt 


wird. 


4) Der BVicepräfident der Ber- 
einigten Staaten foll Prifident 
des Senates fein, aber feine 
Stimme haben auger wenn Stim- 
mengleichheit eintritt. 

5) Der Senat foll feine an= 
dern Beamteten und aud) einen 
zeitweiligen Präfidenten für die 
‚Zeit wählen, da dex Vicepräfident 
abwejend ijt oder das Amt eines 
Präfidenten der Bereinigten Staa- 
ten innehat. 

6) Der Senat foll allein be- 
fugt fein, auf ein Smpeachment 
hin Gericht zu halten. Wenn er 
zu diefem Zwecke zujanmentvitt, 
jollen ihnen (den Senatoren) be 
jonders Eid oder eine feierliche 
Verfiderung abgenommen werden, 
Wenn der Präfident der Ber- 
einigten Staaten angeflagt ijt, 
foll der Oberrichter den Vorſitz 
führen, und niemand verurtheilt 
werden, went er nicht durch eine 
Zwei Drittel-Majorität der au⸗ 
wefenden Mitglieder für ſchuldig 
erklärt wird. 

7) Verurteilung im Falle 
eines Sinpeadjments foll feine 
weitere Wirkung haben als Ent- 
fernung (ber impeachten Perfon) 
vom Ante und Unfähigkeit (der⸗ 
jelben) irgendein bejoldetes oder 
Ehrenamt unter den Vereinigten 
Staaten ju befleiden; doch foll™ 
es — geftattet jein, 
den ib ei nad) Maß 
gabe der Geſetze in 
zu verſetzen, zur 
ziehen, zu ve 
Strafen, 


Section 4. 
der Ort und 
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elections for Senators and Re- 
presentatives shall be prescribed 
in each State by the legislature 
thereof; but the Congress may 
at any time by law make or 
alter such regulations, except 
as to the places of choosing 
Senators. 


2) The Congress shall assem- 
ble atleast once inevery year, and 
such meeting shall be on the 
first Monday in December, un- 
less they shall by law appoint 
a different day. 


Section 5. — 1) Each house 
shall bethe judge of the elections, 
returns, and qualifications of its 
own members, and a majority 
of each shall constitute a quorum 
to do business; but a smaller 
number may adjourn from day 
to day, and may be authorized 
to compel the attendance of 
absent members, in such manner, 
and under such penalties, as 
each house may provide. 


2) Each house may determine 
the rules of its proceedings, 
punish its members for disor- 
derly behavior, and with the 
concurrence of two-thirds, ex- 
pel a member. 

3) Each house shall keep a 
journal of its proceedings, and 
from time to time publish the 
same, excepting such parts as 
may in their judgment require 
secrecy, and the yeas and 
nays of the members of either 
house on any question shall, 
at the desire of one-fifth of 


a 
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Wahlen für den Senat und das 
Repräfentantenhaus abzuhalten, 
jo in jedem Staate durch deffen 
Legislatur vorgefchrieben werden; 
aber der Congreß fann jederzeit 
auf gefeglidem Wege folde Bor- 
ſchriften abändern mit Ausnahme 
derjenigen, weldje den Ort der 
Senatorenwahlen betreffen. 

2) Der Congreß fol zum min- 
deften einmal jährlich ſich ver- 
jammeln, und der Zufammentritt 
deffelben den erften Montag im 
December ftattfinden, außer wenn 
gefeslid) dafür ein anderes Datum 
fejtgejeßt werden follte. 

Section 5. — 1) Jedes Haus 
joll Richter fein über (die Gitltig- 
Feit der) Wahlacte, Wahlprotofolle 
und Qualificationen feiner Mit: 
glieder, und die Majorität eines 
Seden foll zur Beichlußfähigfeit 
genügen; aber eine geringere Zahl 
Fann von Tag zu Tag zufammen- 
treten und ift befugt, die Theil- 
nahme abwefender Mitglieder (an 
den Sigungen) in folcher Weife 
und unter foldjen Strafandrohun- 
gen zu betreiben, wie jedes Haus 
beichließen wird. 

2) Sedes Haus fann feine Ge- 
Ihäftsordnung feftftellen, feine 
Mitglieder fir ungebührliches Be- 
tragen ftrafen und mit einer Zwei— 
Drittel-Majorität feine Mitglieder 
ausschließen. 

3) Sedes Haus foll ein Four: 
nal über feine Berhandlungen 
führen, und dafjelbe von Zeit zu 
Zeit veröffentlichen mit Ausnahme 
jolcher Theile, welche nach feinem 
freien Ermeſſen Geheimhaltung 
bedingen; und die Stimmen, welche 
in jedem Haufe Für und Wider 
abgegeben werden, follen, wenn 
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those present, be entered on the 
journal. 


4) Neither house, during the 
session of Congress, shall, with- 
out the consent of the other, 
adjourn for more than three 
days, nor to any other place 
than that in which the two 
houses shall be sitting. 

Section 6. — 1) The Senators 
and Representatives shall receive 
a compensation for their services, 
to be ascertained by law, and 
paid out of the Treasury of 
the United States. They shall 
in all cases except treason, fe- 
lony and breach of the peace, 
be privileged from arrest during 
their attendance at the ses- 
sion of their respective houses, 
and for any speech or de- 
bate in either house, they shall 
not be questioned in any other 
place. 


2) No Senator or Represen- 
tative shall, during the time for 
which he was elected, be ap- 
pointed to any civil office under 
the authority of the United 
States, which shall have been 
created, or the emoluments 
whereof shall have been increa- 
sed during such time; and no 
person holding any office under 
the United States, shall be a 
member of either house during 
his continuance in office. 7 

‘Section 7. — 1) All — 


in the House of R 
but the Senate — 


cin Fünftel der Mit- 
glieder dies beantragt, in das 
Sournal eingetragen werden, 

4) Keines der beiden Häufer 
foll, folange die Sigungsperiode 
des Congreſſes währt, fid) auf 
mehr als drei Tage vevtagen oder 
feine Sitzungen an einen andern 
Ort als den verlegen, in welchem 
beide Häufer tagen. 

Section 6. — 1) Die Sena- 
toren und Repräfentanten follen 
für ihre Dienfte eine Vergütun, 

alten, deren Höhe durch eet 
ef yuftellen und welche aus dem 

Schatzamte der Vereinigten Stan- 
ten auszuzahlen ift. Sie follen 
in allen Fallen, ausgenommen da 
wo es fic) um Hochverrath, Treu⸗ 
Grud) oder Friedensbruch handelt, 
von Arreſt befreit as „elange 
fie an den Sit 
treffenden Hauſes ues ae 
auf ihrem Wege von und zu den- 
jelben, und follen für feine Rede 
oder Debatte in einem der beiden — 
Häuſer an irgendeinem andern 
Orte zur Verantwortung gezogen 
werden, 

2) Kein Senator oder Reprii- 
fentant foll während der Zeit, fiir 
welche ex gewählt worden war, zu 
irgendeinem den Vereinigten Staa- 
ten umterftehenden Civifamt berufen 
werden, weldjes während jener 
Beit gefchaffen oder dod) mit einen 

Eintommen  ausgeftattet 
worden ift, und niemand der ein 
Amt Staa- 
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concur wth amendments as on 
other bills. 

2) Every bill which shall have 
passed the House of Represen- 
tatives and the Senate, shall, be- 
fore it become a law, be presented 
to the President of the United 
States; if he approve he shall 
sign it, but if not he shall re- 
turn it, with his objections to 
that house in which it shall 
have originated, who shall enter 
the objections at large on their 
gournal, and proceed to recon- 
sider it. If after such recon- 
sideration two-thirds of that 
house shall agree to pass the 
bill, it shall be sent, together 
with the objections, to the other 
house, by which it shall like- 
wise be reconsidered, and if 
approved by two-thirds of that 
house, it shall become a law. 
But in all cases the votes of 
both houses shall be determined 
by yeas and nays, and the names 
of the persons voting for and 
against the bill shall be entered 
on the journal of each house 
respectively. If any bill shall 
not be returned by the Presi- 
dent within ten days (Sundays 
excepted) after it shall have 
been presented to him, the same 
shall be a law, in like manner 
as if he had signed it, unless 
the Congress by their adjourn- 
ment prevent its return, in 
which case it shall not be a law. 
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zu, wie in Betreff aller andern Ge- 
jege, Amendements vorfchlagen. 

2) Seder Gejetentwurf, bevor 
er Geſetzeskraft erlangt, foll dem 
Präfidenten der Vereinigten Staa- 
ten zugeftellt werden; wenn er den- 
jelben genehmigt, fo fol er feine 
Unterfchrift ertheilen, aber wenn 
nicht, fo foll er ihn, unter An- 
gabe feiner Bedenken gegen den- 
jelben, an dasjenige Haus zurüd- 
jenden, in welchem er zuerft ein- 
gebracht worden ift, und welches 
dann, unter Eintragung  diefer 
Bedenfen in fein Journal, zu einer 
nodmaligen Prüfung des Ent- 
wurfes zu fdjreiten Hat. Wenn 
nad) diefer nochmaligen Prüfung 
zwei Drittel des Haufes geneigt 
find, das Geſetz in Kraft treten 
zu laffen, foll der bezügliche Ent- 
wurf fammt den Bedenken (des 
Präfidenten) dem andern Haufe 
iiberjandt werden und, wenn aud 
hier eine Zwei-Drittel-Majorität 
demfelben zuftimmt, Gefesestraft 
erlangen. Aber in allen folchen 
Fällen follen in beiden Häuſern 
nur geradezu bejahende oder ver- 
neinende Stimmen abgegeben und 
die „für“ und „wider“ Stimnten- 
den in das Journal des betreffen- 
den Haufes eingetragen werden. 
Wenn irgendein Entwurf vom 
Präfidenten innerhalb zehn Tagen 
(Sonntage nicht mit gerechnet) nad) 
Zuftellung des erften an ihn nicht 
jollte zurüdgejandt worden fein, fo 
fol derfelbe genau jo, alg wenn er 
die Unterfchrift des Präfidenten er- 
halten hätte, Gefesestraft erlangen, 
wenn nicht der Kongreß durch feine 
Bertagung die Rüdjendung un— 
thunlich macht, in welchem Falle der 
Entwurf Gefesestraft nicht erlan- 
gen fol. 
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3) Every order, resolution, 
or vote to which the concurrence 
of the Senate and House of 
Representantives may be neces- 
sary (except on a question of 
adjournment) shall be presented 
to the President of the United 
States; and before the same 
shall take effect, shall be appro- 
ved by him, or being disappro- 
ved by him, shall be repassed 
by two-thirds of the Senate and 
House of Representatives, accord- 
ing to the rules and limita- 
tions prescribed in the case of 
a bill. 


Section 8. The Congress shall 
have power: 

1) To lay and collect taxes, 
duties, imposts and excises, to 
pay the debts and provide for 
the common defence and general 
welfare of the United States; but 
all duties, imposts and excises 
shall be uniform throughout the 
United States; 


2) To borrow money on the 
eredit of the United States; 

3) To regulate commerce with 
foreign nations, and among the 
several States, and with the 
Indian tribes; 

4) To establish an uniform 
rule of naturalization, and uni- 
form laws on the subject of 
bankruptcies throughout the 
United States; 


5) To coin money, regulate * 


the value thereof, and of fo- 
reign coin, and fix the standard 
of weights and measures; 
6) To provide for the punish- 
Schlief. 
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3) Sede Auweiſung, Reſolu— 
tion oder Meimmgsäußerung, zu 
deren Erlaß das Zuſammenwirken 
de8 Senates und Nepräfentanten- 
haufes erforderlich fein follte — 
ausgenommen, wenn e ſich um 
Frage der Vertagung handelt — 
joll dem Präfidenten der Bereinig- 
ten Staaten zugeftellt und, be- 
vor diefelbe Gefegesfraft erlangt, 
von ihm genehmigt, oder, wenn 
abgelehnt, nochmals mit einer Zwei- 
Drittel-Majorität des Senates und 
Repräfentantenhanfes, entfprechend 
den fiir den Gefetgebungsproceh 
borgejchriebenen Regeln und nähern 
Beltimmungen paffirt werden. 

Section 8. Der Eongrefi foll 
befugt fein: 

1) Steuern, Abgaben, Gebith- 
ven und Gefälle aufzuerlegen und 
zu erheben, um damit die (Staats-) 
Schulden zu bezahlen und die 
Landesvertheidigung wie allge- 
meine Wohlfahrt der Vereinigten 
Staaten zu verforgen, aber alle 
Steuern, Abgaben umd Gebühren 
follen durd) das gefammte Ge- 
biet der Vereinigten Staaten ein⸗ 
heitliche fein; 

2) Geld auf den Credit der 
Vereinigten Staaten zu borgen; 

3) Den Handel mit auswär- 

u Völkern, zwifchen den ein- 

(men Staaten und mit den 
Snbianerfiiuumen zu regeln; 

4) Ein einheitliches Naturali- 
fationsgejeß und einheitliche Con- 
eursgeſetze für das ganze Gebiet 
der Vereinigten Staaten zu er- 
laſſen; 

5) Geld zu prägen, den Werth 
deffelben und fremder Münze zu 
beftimmen, die Maße und Ge- 
wichte feftzufegen; 

6) Strafgeſetze mit Bezug auf 

30 


ve 
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ment of counterfeiting the se- 
curities and current coin of the 


United States; 


7) To establish post offices 
and post roads; 

8) To promote the progress 
of science and useful arts, by 
securing for limited times to 
authors and inventors the ex- 
clusive right to their respective 
writings and discoveries; 


9) To constitute tribunals in- 
ferior to the Supreme Court; 

10) To define and punish 
piracies and felonies committed 
on the high seas, and offences 
against the law of nations; 


11) To declare war, grant 
letters of marque and reprisal, 
and make rules concerning cap- 
tures on land and water; 


12) To raise and support 
armies, but no appropriation 
of money to that use shall be 
for a longer term than two 
years; 


13) To provide and maintain 
a navy; 

14) To make rules for the 
government and regulation of 
the land and naval forces; 


15) To provide for calling 
forth the militia to execute the 
laws of the Union, suppress in- 
surrections and repel invasions; 


16) To provide for organi- 
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die Fälihung der von den Ber- 
einigten Staaten ansgegebenen 
Schuldverfchreibungen und Cur⸗ 
rentgelder zu erlaflen; 

7) Poftämter und Straßen an- 
zulegen; 

8) Den Fortfchritt der Wiflen- 
ſchaften und nüßlichen Riinfte da- 
durch zu fördern, daß er für be: 
ftimmte Zeit Autoren und Erfin- 
dern das ausfchliegliche Hecht auf 
ihre bezüglichen Schriften und Er- 
findungen fichert; 

9) Gerichte, weldje dem Ober- 
gericht unterftehen, zu fchaffen; 

10) Seeräubereien und fonftige 
auf hoher See begangene Ber- 
brechen und Berftöße gegen das 
Bölferrecht zu beftimmen und mit 
Strafe zu bedrohen; 

11) Krieg zu erflären, Raper: 
briefe auszuftellen und Beftim- 
mungen mit Bezug auf das Prifen- 
recht zu Lande und zu Wafler zu 
erlafien; 

12) Armeen auszubheben und 
zu unterhalten, aber Feine Zueig- 
nung öffentlicher Gelder für die: 
fen Zwed foll ſich auf mehr als 
einen Zeitraum von 2 Jahren er- 
ftreden; 

13) Für eine Flotte und deren 
Unterhalt zu jorgen; 

14) Reglements mit Bezug auf 
das Commando und die Organi- 
jation der Land- und Seemadt 
zu erlajlen; 

15) Alle VBorkehrungen zu tref- 
fen, welche die Einberufung der 
Miliz ermöglichen (falls eine folche 
nöthig werden follte), um die Ge- 
jege der Union zur Vollftredung 
zu bringen, Bollsaufftände zu 
unterdrüden und Snvafionen zu- 
rüdzufchlagen; 

16) Die Organifirung, Be— 
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zing, arming, and — 
the militia, and for governing 
such part ‘of them as may be 
employed in the service of the 
United States, reserving to the 
States respectively, the appoint- 
ment of the officers, and the 
authority of training the militia 
according to the discipline pre- 
seribed by Congress; 

17) To exercise exclusive 
legislation in all cases what- 
soever, over such district (not 
exceeding ten miles square) as 
may, by cession of particular 
States, and the acceptance of 
Congress, become the seat of 
the government of the United 
States, and to exercise like au- 
thority over all places purchased 
by the consent of the legislature 
of the State in which the same 
shall be, for the erection of 
forts, magazines, arsenals, dock- 
yards, and other needful build- 
ings; — and 


18) To make all laws which 
shall be necessary and proper 
for carrying into execution the 
foregoing powers, and all other 
powers vested by this Consti- 
tution in the Government of the 
United States, or in any depart- 
ment or officer thereof. 


Section 9. — 1) The migra- 
tion or importation of such per- 
sons as any of the States now 
existing shall think proper to 
admit, shall not be prohibited 
by the Congress prior to the 


year one thousand eight hundred 
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waffnung und Ausbildung der 
Miliz und das Commando der- 
jelben verzufehen, ‚Sofern fie im 
Dienfte der B ‘ — 
Verwendung findet, doch ſoll den 
bezüglichen Einzelſtaaten die Ere 
nennung der Offiziere und die 
Befugniß vorbehalten fein, die 
Miliz nad) den vom Congres er- 
laſſenen Reglements einguiiben; 

17) Ausjchließliche ese 
bung in allen § über den- 
jenigen heit zu üben, welder 
nicht größer als zehn Duadrat- 
meilen fein darf und der mittels 
Geffion von feiten einzelner Staa— 
ten und Annahme von jeiten des 
Eongreffes der Sis der Vereinig- 
ten- Staaten- Regierung werden 
jollte, und gleiche Oberhoheit über 
alle Pläge zu üben, wie fie mit 
Zuftimmung von feiten der Legis- 
latur in demjenigen Staate, in 
welchem fie belegen find, zur Anz 
lage von Seftungswerfen, Maga- 
jinen, Arjenalen, Schiffswerften 
und anderer gemeinniigiger Bau- 
lichfeiten erworben werden follen, 
— md 
18) Alle Geſetze zu evlaffen, 
welche nöthig und geeignet find, 
die vorgenannten und alle andern 
Befuguiffe, foweit folche durch 
diefe Berfaffung auf die Regie- 
rung der Vereinigten Staaten, 
irgendein Departement oder einen 
Beamteten derſelben übertragen 
worden find, in praktiſche Aus- 
führung — 
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and eight, but a tax or duty 
may be imposed on such im- 
portation, not exceeding ten 
dollars for each person. 

2) The privilege of the writ 
of habeas corpus shall not be 
suspended, unless when in cases 
of rebellion or invasion the 
public safety may require it. 


3) No bill of attainder or 
ex post facto law shall be 
passed. 

4) No capitation, or other 
direct tax shall be laid, unless in 
proportion to the census or 
enumeration hereinbefore direct- 
ed to be taken. 


5) No tax or duty shall be 
laıd on articles exported from 
any State. 


6) No preference shall be 
given by any regulation of com- 
merce or revenue to the ports 
of one State over those of 
another: nor shall vessels bound 
to, or from, one State, be ob- 
liged to enter, clear, or pay 
duties in another. 


7) No money shall be drawn 
from the treasury, but in conse- 
quence of appropriation made 
by law; and a regular state- 
ment and account of the receipts 
and expenditures of all public 
money shall be published from 
time to time. 

8) No title of nobility shall 
be granted by the United States; 
and no person holding any of- 
fice of profit or trust under 
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aber eine Steuer oder Gebühr, 
nicht Höher alS 10 Dollars für 
den Kopf, darf auf foldje Einfuhr 
gelegt werden. 

2) Das Habeas-Corpus-Redt 
foll nicht fuspenfirt werden, außer 
wenn in Fällen eines Aufftandes 
oder eines feindlichen Cinfalles 
(in da8 Gebiet der Bereinigten 
Staaten) die öffentliche Sicherheit 
es erfordern follte. 

3) Keine Attainderbil (Acht: 
erflärung) oder Gefeg mit rüd- 
wirfender Kraft darf paffirt werben. 

4) Keine Kopf» oder andere 
directe Steuer foll außer im Ber: 
hältniß zu dem Genfus oder der 
Bolkszählung, wie fie oben vor- 
gejchrieben worden find, auferlegt 
werden. 

5) Keine Steuer oder Gebühr 
foll auf Artikel gelegt werden, 
welche aus einem Stante ausge- 
fiihrt werden. 

6) Keine Bevorzugung foll durd 
irgendeine den Handel betreffende 
Beftimnung den Häfen eines 
Staates über Diejenigen eines 
ander gegeben werden, und Fein 
Schiff, weldhes in einen Staat 
ein- oder ans einen foldjen aus- 
läuft, jol in einem andern feine 
Ladung zu declariren, zu klären 
oder Zölle zu zahlen haben. 

7) Kein Geld fol aus dem 
Staatsſchatzamte außer auf Grund 
einer gefetslid) feftgeftellten Zueig- 
nung erhoben und eine auf übliche 
Weife angefertigte Ueberficht und 
Rechenſchaft über alle öffentlichen 
Einnahmen und Ausgaben von 
Beit zu Zeit veröffentlicht werden. 

8) Kein Adelstitel foll durd) 
die Vereinigten Staaten garantirt 
werden, und niemand, der ein be- 
joldetes, oder Ehrenamt derjelben 
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them, shall, without the consent 
of the Congress, accept of any 
present, emolument, office, or 
title, of any kind whatever, 
from any king, prince, or foreign 
‘State. 

Section 10. — 1) No State 
nter into any treaty, 
>, or confederation; grant 

marque and reprisal; 

; emit bills of cre- 
anything but gold 

ilver coin a tender in pay- 
of debts; pass any bill of 
der, ex post facto law, 


of contracts, or grant any title 
of nobility, 


1) No State shall, without 
sent of the Congress, 
imposts or duties on 
ts or exports, except what 
solutely necessary for 
its inspection laws: 
and the net produce of all du- 
ties and imposts, laid by any 
“State on imports or exports, 
shall be for the use of the 
ury of the United States; 
ind all such laws shall be sub- 
ject to the revision and control 
of the Congress. 5 
3) No State shall, without 
the consent. of Congress, lay 
any duty of tonnage, keep troops, 
or ships of war in time of 
peace, enter into any agreement 
or compact with another State, 
or with a foreign power, or en- 
gage in war, unless actually in- 
yaded, or in such imminent 
danger as will not admit of 
delay. 
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beffeidet, ohne Zuftimmung des 
Congreſſes irgendein Sehen, 
Vermigensvortheil, Amt oder Titel, 
welcher Art auch immer, von irgend⸗ 
einem Könige, Fürſten oder 

den Staate annehmen, 

Section 10. — 1) Kein Staat 
foll fich in irgendeinen Vertrag, 
Binh oder Berbindung ein- 
faffen, Kaper- und Repreffatien- 
briefe ausgeben, etwas anderes als 
Gold und Silber zur Abzahlung 
feiner Schulden verwenden, irgend⸗ 
eine Attainderbill (Achterflärung), 
Gefeg mit rückwirlender Kraft 
oder ein folches, welches die Gitl- 
tigfeit der Verträge aufhebt, paffi- 
ren oder irgendeinen Adelstitel 
gavantiven, 

2) Kein Staat foll, ohne Zu- 
ſtimmung des Congreffes, irgend- 
welche Gebühren oder Zölle auf 
Ein» oder Ausfuhr legen, ausge- 
nommen joweit dag filr die Aus— 
führung, feiner Auffichtsgefege un- 
bedingt erforderlich fein follte, und 
der Neinertrag aller von einem 
Staate auf Ein- und Ausfuhr 
gelegten Zölle und Gebühren foll 
dem Schatzamt zur Verfügung 
ftehen, und alle foldjen Bee 
follen dem Congreſſe zur Durch— 
ſicht und Controle —— 
werden, 

3) Kein Staat foll ohne Zu- 
ftinmung des Congreffes — 
gelder erheben, Truppen oder Kriegs⸗ 
ſchiffe in Friedenszeiten halten, 
in irgendeine jung oder Ber- 
einbarung mit einem — 
ober mit einer auswä 


einer fo dring 


ein Auffehub 
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Article II. 


Section 1. — 1) The execu- 
tive power shall be vested in 
a President of the United States 
of America. He shall hold his 
office during the term of four 
years, and together with the 
Vice President, chosen for the 
same term, be elected as follows: 

2) Each State shall appoint, 
in such manner as the legisla- 
ture thereof may direct, a num- 
ber of electors, equal to the 
whole number of Senators and 
Representatives to which the 
State may be entitled in the 
Congress: but no Senator or 
Representative, or person hold- 
ing an office of trust or profit 
under the United States, shall 
be appointed an elector. 

3) The electors shall meet 
in their respective States, and 
vote by ballot for two persons, 
of whom one at least shall not 
be an inhabitant of the same 
State with themselves. And 
they shall make a list of all 
the persons voted for, and of 
the number of votes for each; 
which list they shall sign and 
certify, and transmit sealed to 
the seat of the government of 
the United States, directed to 
the President of the Senate. 
The President of the Senate 
shall, in the presence of the 
Senate and House of Represen- 
tatives, open all the certificates, 
and the votes shall then be 
counted. The person having the 
greatest number of votes shall 
be the President, ıf such num- 
ber be a majority of the whole 
number of electors appointed ; 
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Artikel II. 


Section 1. — 1) Die Grecu- 
tive fol einem Präfidenten der 
Bereinigten Staaten zuftehen, der- 
felbe joll fein Amt auf vier Sabre 
befleiden, und zugleich mit dem 
für feine (des Präfidenten) Amts- 
dauer erwählten Vicepräfidenten, 
jo gewählt werden, wie folgt: 

2) Seder Staat foll in folcher 
Weiſe, wie die Legislatur deflel- 
ben zu beftimmen bat, eine Zahl 
von Wahlmännern ernennen, welche 
der Zahl der Senatoren und Re- 
präjentanten, zu denen der Staat 
berechtigt ift, gleichfommt, aber 
fein Senator oder Repräfentant 
oder jemand, der ein befoldetes 
oder Ehrenamt unter den Vereinig- 
ten Staaten befleidet, darf zum 
Wahlmann gewählt werden. 

3) Die Wahlmänner follen in 
ihren betreffenden Staaten zufam- 
mentreten und auf Stimmzetteln 
zwei Perjonen bezeichnen, von 
denen die eine zum mindeften nicht 
ein Einwohner des betreffenden 
Staates fein fol, und eine Lifte 
aller derjenigen Perfonen, für 
welche Stimmen abgegeben wur: 
den, und die auf jeden gefallenen 
Stimmzahlen anfertigen, welde 
Lifte fie unterzeichnen, beglaubigen 
und verfiegelt an den Sitz der 
Vereinigten = Staaten = Regierung 
unter der Adrefle des Senats- 
Präfidenten einjenden jollen. Der 
Senatspräfident joll in Gegenwart 
des Senates und des Repriijen- 
tantenhaufes alle Urkunden öffnen, 
und die Stimmen follen dann ge- 
zählt werden. Diejenige Perfon, 
welche die meiften Stimmen auf 
fic) vereinigte, foll Präfident wer- 
den, vorausgefebt, daß die Zahl 
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and if there be more than one 
who have such a majority, and 
ave an equal number of votes, 
the House of Representa- 

es shall immediately choose 
by ballot one of them for Presi- 
ee d if no person haye a 
y, then from the five 

Me st on the list the said 
use shall in like manner 
ose the President, But in 
posing the President, the votes 
be taken by States, the 
resentation from each State 

g one vote; a quorum for 
wpose shall consist of a 


or members from two- _ 


the States, and a ma- 
f all the States shall be 


case, after the choice of the Pre- 


the person having the 

t number of votes of the 

ctors, shall be the Vice Pre- 

But if there should re- 

main two or more who have 

‘equal votes, the Senate shall 

choose from them by ballot the 
‘President. * 


4) The Congress may deter- 
mine the time of choosing the 
electors, and the day on which 
they shall give their votes; 


* This clause of the Constitu- 
tion has been amended. See 
twelfth article of the amend- 
ments, page 483. 
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der auf fie gefallenen Stimmen 
einer Majorität ſammtlicher übers 
haupt erwählten Wahlmänner 
gleichfommt, und wenn mehrere 
eine derartige Majorität und die 
übrigen die gleiche Stimmzahl er- 
halten Haben follten, jo jol das 
Repräfentantenhaus unverzitglich 
durch Stimmzettel einen darumter 
zum Präfidenten wählen, und 
wenn niemand eine derartige Ma- 
jorität auf fi) vereinigte, fo foll 
das Nepräfentantenhaus von den 
Fünfen, welche nad) Ausweis der 
Liften die meiften Stimmen er— 
halten haben, anf diefelbe Weiſe 
einen wählen. Aber bei der Prü- 
fidentenwahl follen die Stimmen 
nad) Staaten gezählt werden, fo 
daß jeder Staat eine Stimme hat; 
beſchlußfähig in diefer Hinficht foll 
das Haus fein, wenn ein Mit- 
glied oder Mitglieder aus zwei 
Dritteln aller Staaten anweſend 
find, und eine Mehrheit aller (in 
der Union vorhandenen) Staaten 
foll für eine Wahl erforderlich, 
fein. Im jeden Fall joll nad) 
der Wahl des Präfidenten, die 
Perjon, welche die größte Zahl 
von Wahlmännerftimmen auf ſich 
vereinigt, Vicepräftdent fein. Aber, 
wenn mehrere iibrig bleiben, welche 
untereinander die gleiche Stimm 
zahl Haben, dann foll der Senat 
aus diefen durd) Stimmzettel den 
Vicepräfidenten wählen. 

4) Der Congref kann den Zeit- 
punkt für die Wahl der Wahl- 
männer amd den Tag, am wel- 
chem diefe ihre Stimmen abzu= 
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which day shall be the same 
throughout the United States. 


5) No person except a natu- 
ral-born citizen, or a citizen of 
the United States, at the time 
of the adoption of this Consti- 
tution shall be eligible to the 
office of President; neither shall 
any person be eligible to that 
office who shall not have attain- 
ed to the age of thirty-five 
years, and been fourteen years a 
resident within the United States. 


-6) In case of the removal of | 


the President from office, or of 
his death, resignation, or ina- 
bility to discharge the powers 
and duties of the said office, 
the same shall devolve on the 
Vice President, and the Con- 
gress may by law provide for 
the case of removal, death, re- 
signation, or inability, both of 
the President and Vice Presi- 
dent, declaring what officer shall 
then act as President, and such 
officer shall act accordingly, until 
the disability be removed, or a 
President shall be elected. 


7) The President shall, at sta- 
ted times, receive for his ser- 
vices a compensation, which shall 
neither be increased nor dimin- 
ished during the period for 
which he shall have been elect- 
ed, and he shall not receive 
within that period any other 
emolument from the United 
States, or any of them. 

8) Before he enter on the 
execution of his office, he shall 
take the following oath or af- 
firmation: — 


Anhang. 


geben, feitjegen und foll diefer Tag 
ein einheitlicher fein, fitr das ganze 
Gebiet der Vereinigten Staaten. 

5) Niemand, der nicht ein ein- 
geborener Bürger oder bei An- 
nahme diefer onftitution ein 
Bürger der Vereinigten Staaten 
ift, joll in das Amt eines Präfi- 
denten wählbar fem, und ebenfo 
fol niemand zu diefem Amt wäbhl- 
bar fein, der nicht mindeftens 
35 Sabre alt ift und 14 Sabre 
feinen Wohnfig in den Bereinig- 
ten Staaten gehabt hat. 

6) Im Falle der Entfernung 
des Priifidenten vom Amte oder 
feines Todes, VBerzichtes oder feiner 
Unfähigkeit, die mit diefem Amte 
verbundenen Gewalten und Pflid- 
ten wahrzunehmen, foll daffelbe 
auf den Bicepräfidenten übergehen, 
und dem Congreffe liegt ob, den 
Tal vorzufehen, wenn Entjeßung, 
Tod, Verzicht oder Unfähigkeit 
fowol des Prifidenten als des 
Bicepräfidenten eintreten, indem 
feftgejest wird, welder Beamtete 
dann als Präfident fungiren fol, 
und folder Beamtete fol dem ent- 
Iprechend fungiren, bis die Un- 
fähigkeit gehoben oder ein Priifi- 
dent erwählt fein follte. 

7) Der Präfident foll zu be- 
ftimmten Zeiten fitr feine Dienfte 
eine Vergütung erhalten, welche 
für ihn während der Beit, für die 
er gewählt ift, weder erhöht nod) 
herabgejetst werden darf, und er 
fol während diefer Zeit feinen 
andern Vermögensantheil weder 
von den Bereinigten Staaten nod) 
einen derfelben annehmen. 

8) Bevor derjelbe fein Anıt an- 
tritt, foll er folgenden Eid oder 
Berficherung leiften: 


Anhang. 


9) “I do solemnly swear (or 
affirm) that I will faithfully exe- 
cute the office of President of 
the United States, and will to 
the best of my ability preserve, 
protect, and defend the Consti- 
tution of the United States.” 


Section 2. — 1) The Presi- 
dent shall be Commander-in- 
hief of the army and navy of 
inited States, and of the 
ia of the several States, 
‘when called into the actual ser- 
vice of the United States; he 
may require the opinion, in 
writing, of the principal officer 
in each of the executive depart- 
ments, upon any subject rela- 
ting to the duties of their re- 
spective offices, and he shall 
have power to grant reprieves 
and pardons for offences against 
the United States, except in 
cases of impeachment. 


2) He shall have power, by 
and with the advice and con- 
‚sent of the Senate, to make 
treaties, provided two-thirds of 
‘the senators present concur; 
and he shall nominate, and, by 
and with the advice and con- 
sent of the Senate, shall appoint 
‘ambassadors, other public mi- 
nisters and consuls, judges of 
the Supreme Court, and all 
other officers of the United 
States, whose appointments are 
not herein otherwise provided 
for, and which shall be estab- 
lished by law; but the Con- 
gress may by law vest the 
appointment of such inferior 
officers, as they think proper, 
in the President alone, in the 
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9) „Ich ſchwöre (oder verfichere 
feierlich), daß ich getveulid) das 
Unt eines Präfidenten der Ver— 
einigten Staaten wahrnehmen und 
nad) Kräften auf das Befte die 
Verfaffung der Vereinigten Staa- 
ten erhalten, beſchützen und ver— 
theidigen will.” 

Section 2, — 1) Der Präfis 
dent foll Oberbefehlshaber der 
Land- und Seemacht der Ber 
einigten Staaten und der Miliz 
der Einzelftaaten fein, wenn diefe 
in activen Dienft der Vereinigten 
Staaten geftellt wird; er fann die 
Anficht des oberften Beamteten 
in jedem ber Erecutiv-Departes 
ments auf jehriftlichem Wege ein- 
holen über jeden Gegenftand, wel- 
cher die Dienftgefchäfte der be- 
jagten Beamteten betrifft, und er ſoll 
befugt fein, Begnadigungen und 
Strafnacjläffe für alle Vergehen 
gegen die (Geſetze der) Vereinigten 
Staaten, ausgenommen in Fällen 
eines Impeachments, zu gewähren. 

2) Er foll befugt fein, mit und 
unter Beivath und Zuſtimmung 
des Senates Staatsvertriige ab- 
zuſchließen, vorausgeſetzt, daß zwei 
Drittel dev (in dev betreffenden 
Sitzung) anwefenden Mitglieder 
diejelben genehmigen, und foll, 
mit und unter Beirath- und Zu⸗ 
ftimmung des Senates Gefandte, 
andere Vertreter bei auswärtigen 
Mächten und Confuln, Richter 
des oberften Gerichtshofes und alle 
andern Beantteten der Vereinigten 
Staaten, für deren Berufung in 
diefem Inſtrumente nicht ander- 
weitig verfügt wird, und deren 
Aemter durch gejegliche Vorſchrif⸗ 
ten gefchaffen find, anftellen; aber 
der Congrefi fan durch Gefets 
die Befugniß, folche Unterbeamtete, 
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courts of law, or in the heads 
of departments. 


3) The President shall have 
power to fill up all vacancies 
that may happen during the 
recess of the Senate, by granting 
commissions which shall expire 
at the end of their next session. 


Section 3. — He shall from 
time to time give to the Con- 
gress information of the state 
of the Union, and recommend 
to their consideration such mea- 
sures as he shall judge neces- 
sary and expedient; he may, on 
extraordinary occasions, con- 
vene both houses, or either of 
them, and in case of disagree- 
ment between them, with respect 
to the time of adjournment, he 
may adjourn them to such time 
as he shall think proper; he 
shall receive ambassadors and 
other public ministers; he shall 
take care that the laws be faith- 
fully executed, and shall com- 
mission all the officers of the 
United States. 

Section 4. — The President, 
Vice President, and all civil 
officers of the United States, 
shall be removed from office on 
impeachment for, and conviction 
of treason, bribery, or other 
high crimes and misdemeanors. 


Article ITI. 


Section 1. — The judicial 
power of the United States shall 


Anhang. 


wie ihm geeignet erjcheinen, anzu- 
ftellen, auf den Präfidenten allein, 
die Gerichtshöfe oder die Departe- 
mentöchef8 übertragen. 

3) Der Prifident fol befugt 
fein, alle Bacanzen auszufüllen, 
welche während der Zeit entftehen, 
in der der Senat nicht verfammelt 
ift, duch Anordnung einer com- 
miſſariſchen Vertretung, welche am 
Schluffe je der nidften Sigungs- 
periode ihr Ende zu nehmen hat. 

Section 3. — Gr foll dem 
Congreffe von Zeit zu Zeit einen 
Bericht über den Stand der Union 
zugehen lafjen und der Erwägung 
derfelben foldje Maßnahmen em- 
pfehlen, wie er für niiglid) und 
förderlich hält; er fann, bei außer- 
ordentlichen Gelegenheiten, beide 
Häufer oder eines derfelben ein- 
berufen, und im alle fie hin- 
fichtlich der Vertagungsfrage un- 
einig find, fie bts zu einem folchen 
Zeitpunkte vertagen, wie er fiir 
geeignet erachtet; er foll Gefandte 
und andere Vertreter (auswiirtiger 
Müchte) empfangen; er foll Sorge 
tragen, daß die Gefese getreulich 
ausgefiihrt werden und allen Be- 
amteten der Veretuigten Staaten 
ihre Dienftgefchäfte zumweifen. 

Section 4. — Der Präfident, 
Vicepräfident und alle andern 
Civilbeamteten der Vereinigten 
Staaten follen ihres Amtes ent- 
hoben werden auf ein Impeachment 
und die daraufhin folgende Ueber- 
führung wegen Hochverraths, Be- 
ftedjung und anderer ſchwerer Ver- 
brechen und Bergehen. 


Artikel ILL 


Section 1. — Die richterliche 
Gewalt der Vereinigten Staaten 


Anhang. 


be vested in one Supreme Court, 
and in such inferior courts as 
the Congress may from time to 
time ordain and establish. The 
judges, both of the Supreme 
and inferior courts, shall hold 
their offices during good beha- 
vior, and shall, at stated times, 
receive for their services a com- 
pensation which shall not be 
diminished during their con- 
tinuance in office. 


Section 2. — 1) The judicial 
power shall extend to all cases, 
in law and equity, arising under 
this Constitution, the laws of 
the United States, and treaties 
made, or which shall be made, 
under their authority; — to all 
cases affecting ambassadors, other 
public ministers, and consuls; 
to all cases of admiralty and 
maritime jurisdiction; to con- 
troversies to which the United 
States shall be a party; to con- 
troversies between two or more 
States; between a State and 
citizens of another State; be- 
tween citizens of different Sta- 
tes; between citizens of the 
same State claiming lands under 
grants of different States, and 
between a State, or the citizens 
thereof, and foreign States, ci- 
tizens or subjects. 

2) In all cases affecting am- 
bassadors, other public ministers 
and consuls, and those in which 
a State shall be party, the Su- 
preme Court shall have original 
jurisdiction. In all the other 
cases before mentioned, the 
Supreme Court shall have ap- 
pellate jurisdiction, both as to 
law and fact; with such excep- 
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foll einem Oberften Gerichtshofe 
und folchen Untergerichten zuftehen, 
wie der Congreß von Zeit zu Beit 
einrichten umd organifiren wird. 
Die Richter, fowol der oberften 
wie der Untergerichte, ſollen ihr” 
Amt folange behalten, als fie ſich 
in einer (dev Würde ihres Amtes) 
entfprechenden Weife betragen und 
zu beftimmten Zeiten eine Ber- 
gittung erhalten, weldje für fie, 
folange fie im Amte find, nicht 
herabgefetst werden darf. 

Section 2. — 1) Die vidhter- 
fiche Gewalt foll ſich evftvecten: auf _ 
alle Fälle nad) Geſetz und Aequi- 
tät, welche unter dieſer Verfaffung 
oder den Geſetzen der Vereinigten 
Staaten oder den Verträgen ent 
ftehen, foweit folche im Namen 
derjelben abgeſchloſſen worden find 
oder nod) abgefdjfoffen werden 
follten; auf alle Fälle der Wdmi- 
valitits- und Seegerichtsbarkeit; 
auf Redhtsftveitigheiten zwifchen 
zwei oder mehreren Staaten, zwi— 
ſchen einem Staate und Bürgern 
eines andern, zwiſchen Bürgern 
verfchiedener Staaten, zwiſchen 
Bürgern deffelben Staates um 
liegende Güter, welche als foldje 
der Hoheit anderer Staaten unter= 
ftehen, und zwifchen einem Staate 
oder deffen Bürgern umd fremden 
Staaten, deren Bürgern oder 
Untertanen, 

2) Inallen Fällen, durch welche 
(die Rechtsſphäre von) Gejandten, 
andern Vertretern (ausiwärtiger 
Mächte) und Conſuln berührt wird 
und foldhen, in denen ein Staat 
Partei fein follte, foll der Oberfte 
Gerichtshof Driginaljurisdiction 
haben, in allen andern zuvor ers 
wähnten Fällen Appellationsjuris- 
diction, fowol hinfichtlich der That- 
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tions, and under such regula- 
tions as the Congress shall make. 


3) The trial of all crimes, 
“except in cases of impeachment, 
shall be by jury; and such trial 
shall be held in the State where 
the said crimes shall have been 
committed; but when not com- 


mitted within any State, the | 


trial shall be at such place or 
places as the Congress may by 
law have directed. 


Section 3. — 1) Treason 
against the United States shall 
consist only in levying war 
against them, or in adhering to 
their enemies, giving them aid 
and comfort. No person shall 
be convicted of treason unless 
on the testimony of two wit- 
nesses to the same overt act, 
or on confession in open court. 


2) The Congress shall have 
power to declare the punishment 
of treason, but no attainder of 
treason shall work corruption 
of blood or forfeiture except 
during the life of the person 
attainted. 


Article IV. 


Section 1. — Full faith and 
credit shall be given. in each 
State to the public acts, re- 
cords, and judicial proceedings 
of every other State. And the 
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wie Rechtsfrage, mit ſolchen Aus- 
nahmen, und unter foldjen nähern 
Boransjegungen, wie der Congreß 
feftfeben fol. 

3) Die Verhandlungen wegen 
aller Berbrechen, ausgenommen die 
alle eines Impeachments, follen 
unter Zuziehung einer Jury vor 
fic) gehen und in dem Staate 
ftattfinden, in welchem dieſe Ver- 
bredjen begangen worden find, 
wenn fie aber nicht im Gebiete 
eines Staates begangen worden 
find, fo fol die Verhandlung an 
foldjem Orte oder foldjen Orten 
geführt werden, wie der Kongreß 
gefeslic) zu beftimmen hat. 

Section 3. — 1) Des Hoch— 
verrath8 gegen die Vereinigten 
Staaten foll nur der für fchuldig 
erklärt werden, welcher Krieg gegen 
diefelben erhebt, oder fich auf die 
Seite ihrer Feinde ſchlägt oder 
diefen Rath und Hülfe angedeihen 
läßt. Niemand foll des Hochver- 
raths überführt werden, gegen den 
nicht das Zeugniß zweier Zeugen, 
welche aus eigener Anfchauung 
die fragliche Handlung wiffen, oder 
fein eigenes Geſtändniß vorliegt. 

2) Der Congreß foll befugt 
fein, da8 Verbrechen des Hoch— 
verraths begrifflich zu beftimmen, 
aber Feine Verurtheilung wegen 
Hochverraths fol Blutverderbniß 
oder Vermögensconfiscation nad) 
fic) ziehen, außer bei Lebzeiten des 
Schuldigen. 


Artikel IV. 


Section 1. — Volles Anfehen 
und Geltung fol in jedem Staate 
den öffentlichen Acten, Protocollen 
und richterlichen Verhandlungen je- 
des andern Staates gegeben werden, 


Anhang. 


Congress may by general laws 
prescribe the manner in which 
such acts, records and proceed- 
ings shall be proved, and the 
effect thereof, 


Section 2. — 1) The citizens 
of each State shall be entitled 
to all privileges and immunities 
of citizens in the several States. 


2) A person charged in any 
State with treason, felony, or 
other crime, who shall flee from 
justice, and be found in another 
State, shall, on demand of the 
executive authority of the State 
from which he fled, be delivered 
up, to be removed to the 
State having jurisdiction of the 
crime. 


3) No person held to service 
or labor in one State, under 
the laws thereof, escaping into 
another, shall, in consequence 
of any law or regulation therein, 
be discharged from such service 
or labor, but shall be delivered 
up on claim of the party to 
whom such service or labor may 
be due. 


Section 3. — 1) New States 
may be admitted by the Con- 
gress into this Union; but no 
new State shall be formed or 
erected within the jurisdiction 
of any other State; nor any 
State be formed by the junction 
of two or more States, or part 
of States, without the consent 
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und der Congreß kann durch all- 
gemeine Gejege die Art und Weife 
beftimmen, in der ſolche Ace, 
Protocolle oder richterliche Ver⸗ 
handlungen zu beglanbigen find, 
und die Wirkung davon. 

Section 2. — 1) Die Bürger 
jedes Staates follen in allen an- 
dern diefelben Vorrechte und Pri- 
vilegien genießen, weldje den ei 
genen Bürgern zuftehen, 

2) Demand, der im eiment 
Staate des Hochverraths, Treu 
bruches oder eines andern Ber- 
brechen beſchuldigt wird und der 
ſich durch die Flucht der Straf- 
verfolgung entzieht und in einem 
andern Staate angetroffen werden 
follte, foll auf Anfuchen der Ere- 
cutivbehirde desjenigen Staates, 
aus dem er fidjentfernte, ausge- 
liefert werden, behufs Ueberführung 
in denjenigen Staat, deſſen Ge— 
richte file die Aburtheilung des 
Verbrechens zuftändig find. 

3) Niemand der in einem 
Staate nad) deffen Gefegen zu 
Dienft oder Zwangsarbeit ver— 
pflichtet ift, fol, wenn er in einen 
andern Staat entweicht, auf Grund 
einer in biefem letztern geltenden ge⸗ 
jeglichen oder fonftigen Beftimmung . 
foldjer Dienfte oder Zwangsarbeit 
entbunden, fondern auf nen 
der Partei, der folcher Dienft oder 
Zwangsarbeit geſchuldet wird, bie 
jer ausgeliefert werden. 
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of the legislatures of the States 
concerned as well as of the 
Congress. 


2) The Congress shall have 
power to dispose of and make 
all needful rules and regulations 
respecting the territory or other 
- property belonging to the Uni- 
ted States; and nothing in. this 
Constitution shall be so con- 
strued as to prejudice any claims 
of the United States, or of any 
particular State, 


Section 4. — The United 
States shall guaranty to every 
State in this Union a republic- 
an form of government, and 
shall protect each of them against 
invasion, and on application of 
the legislature, or of the execu- 
tive, (when the legislature cannot 
be convened,) against domestic 
violence. 


Article V. 


The Congress, whenever two- 
thirds of both houses shall deem 
it necessary, shall propose amend- 
ments to this Constitution, or, 
on the application of the legis- 
latures of two-thirds of the se- 
veral States, shall call a con- 
vention for proposing amend- 
ments, which in either case, shall 
be valid to all intents and pur- 
poses, as part of this Consti- 
tution, when ratified by the 
legislatures of three-fourths of 
the several States, or by con- 
ventions in three-fourths thereof, 
as the one or the other mode 
of ratification may be proposed 
by the Congress; provided that 
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von Theilen der einzelnen Staa- 
ten ohne die Zuſtimmung fowol 
der Legislatur in den betreffenden 
Staaten als aud) des Congreffes. 

2) Der Congreß foll befugt 
fein, über das Gebiet oder fon- 
ftige Eigentfum der Vereinigten 
Staaten zu verfügen und alle 
nöthigen Maßnahmen und Be- 
ftimmungen hinſichtlich derfelben 
zu treffen, und nichts in diefer 
Verfaffung fol fo ausgelegt 
werden, daß es einem Rechtsan⸗ 
fpruche der PVereinigten Staaten 
oder eines unter ihnen vorgreift. 

Section 4. — Die Vereinigten 
Staaten follen jedem Staate in 
diefer Union eine republifanifche 
Kegierungsform gewährleiften und 
jeden derjelben gegen Invaſionen 
und auf das Anjudjen feiner Le- 
gislatur oder Erecutive (wenn die 
Legislatur nicht berufen werden 
fann) gegen innere Empörung 


ſchützen. 


Artikel V. 


Der Congreß ſoll, wenn zwei 
Drittel beider Häuſer es für noth— 
wendig erachten, Amendements 
zu dieſer Verfaſſung vorſchlagen, 
oder auf diesbezügliches Erſuchen 
von ſeiten der Legislaturen in 
zwei Dritteln aller Staaten 
eine Convention zur Aufſtellung 
von Amendements berufen, welche 
in beiden Fällen ihrem ganzen 
Inhalte und Geiſte nach als Theil 
dieſer Verfaſſung in Kraft treten 
ſollen, wenn fie durch die Legis—⸗ 
laturen in drei Bierteln aller 
Staaten oder durch Konventionen 
in drei Dierteln derjelben ge- 
nehntigt werden, je nachdem die 
eine oder andere Art der Ge- 
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‘no amendment which may be 
made prior to the year one 
thousand. eight hundred and 
eight, shall in any manner affect 
the first and fourth clauses in 
the ninth section of the first 
article; and that no State, 
without its consent, shall be 
deprived of its equal suffrage 
in the Senate. 


Article VI. 


1) All debts contracted and 
‘engagements entered into, be- 
fore the adoption of this Con- 
stitution, shall beas valid against 
the United States under this 
Constitution, as under the con- 
‘federation. 


2) This Constitution, and the 
laws of the United States which 
shall be made in pursuance 
‘thereof, and all treaties made, 
or which shall be made, under 
the authority of the United 
‘States, shall be the supreme 
law of the land; and the jud- 
ges in every State shall be 
bound thereby, anything in the 
Constitution or laws of any 
State to the contrary notwith- 
standing. 


3) The Senators and Repre- 
sentatives before mentioned, and 
the members of the several 
State legislatures, and all exe- 
cutive and judicial officers, both 
of the United States and of 
the several States, shall be 
bound by oath or affirmation, 
to support this Constitution; 
but no religious test shall ever 
be required as a qualification 


nehmigung vom Congreſſe ſollte 
vorgeſchlagen worden fein; dod) foll 
fein Amendement vor dem Sabre 
1808 die Abichnitte 1 und 4, 
Artikel I, Section 9 betreffen und 
fein Staat ohne feine Zuſtimmung 
das (mit allen andern) gleichmäßige 
Stimmwecht im Senate verlieren 
dürfen. 


Artikel VI. 


1) Alle Schulden, weldje ge- 
macht, oder Verpflichtungen, welche 
eingegangen worden find vor Anz 
nahme diefer Verfaſſung, follen 
gegen die Vereinigten Staaten uu⸗ 
ter diefer Verfalfung gerade fo 
rechtsgültig fein, wie unter der 
Gonfideration, 

2) Diefe Verfaſſung und die 
Gefege der Vereinigten Staaten, 
welche in Verfolg derjelben werden 
evlafjen werden, und alle Verträge, 
welche im Namen der Bereinig- 
ten Staaten bereits geſchloſſen 
find ober mod) gefdjloffen werden 
jollten, follen das oberfte Geſetz 
des Landes bilden, und die Richter 
in jedem Staate durd) fie gebun- 
den fein, ungeachtet aller etwa 
entgegenftehenden Beftimmungen in 
der Verfaſſung oder den Gefetser 
irgendeines Staates. 

3) Die zuvor erwähnten Sena- 
toren und Repriijentanten und 
die Mitglieder der verfdjiedenen 
Staatslegislaturen und alle Ver- 
waltungs- und ridjterlidje Beam- 
tete, fowol der Vereinigten Staaten 
ala der einzelnen Staaten, ſollen 
durch Eid oder eibesftattliche Ber⸗ 
fiherung verpflichtet werden, diefe 
Verfaſſung zu befolgen; aber fein 
veligiöfes Belenntniß foll jemals 
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to any office or public trust 
under the United States. 


Article VII. 


The ratification of the con- 
ventions of nine States shall be 
sufficient for the establishment 
of this Constitution between the 
States so ratifying the same. 


Amendments. 


Article I. 


Congress shall make no law 
respecting an establishment of 
religion, or prohibiting the free 
exercise thereof; or abridging 
the freedom of speech, or of 
the press; or the right of the 
people peaceably to assemble, 
and to petition the government 
for a redress of grievances. 


Article II. 


A well regulated militia, being 
necessary to the security of a 
free State, the right of the 
people to keep and bear arms 
shall not be infringed. 


Article III. 


No soldier shall, in time of 
peace, be quartered in any house, 
without the consent of the owner, 


Anhang. 


als Borbedingung für irgendein 
Amt oder eine Vertrauensftellung 
unter den Vereinigten Staaten er- 
erfordert werden. “ 


Artikel VII. 


Die Genehmigung durd) Con- 
ventionen in neun Staaten fol | 
für Geltung dieſer Berfaffung 
swifden den fie genehmigenden 
Staaten genügen. 


Amendements. 


Artikel I. 


Congreß foll fein Geſetz er- 
lafien, wodurd) eine Staatéreligion 
geichaffen oder die Ausitbung eines 
religiöfen Belenntniffes gehindert 
witrde, oder die Rede⸗ oder Preß- 
freißeit, oder das Recht des Vol- 
tes verkürzen, fich friedlich zu ver- 
fammeln und an die Regierung - 
um Abihaffung von Misftänden 
zu petitioniren. 


Artikel II. 


Da eine wohlgeordnete Miliz 
für die Sicherheit eines freien 
Staates unerläßlich ift, fo foll das 
Recht des Volkes Waffen zu be- 


figen und mit fic) zu führen, nicht 


. beeinträchtigt werden. 


Artifel III. 


Soldaten follen in Friedens- 
zeiten in fein PBrivathaus ohne 
Zuftimmung feines Cigenthitmers 
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Article VI. 


In all criminal prosecutions, 
the accused shall enjoy the right 
to a speedy and public trial, 
by an impartial jnry of the 
State and district wherein the 
crime shall have been committed, 
which district shall have been 
previously ascertained by law, 
and to be informed of the na- 
ture and cause of the accusa- 
tion; to be confronted with the 
witnesses against him; to have 
compulsory process for obtaining 
witnesses in his favor, and to 
have, the assistance of counsel 
for his defence. 


Article VII. 


In suits at common law, where 
the value in ,ontroversy shall 
exceed twenty dollars, the right 
of trial by jury shall be pre- 
served, and no fact tried by a 
jury shall be otherwise re-exa- 
mined in any court of the Uni- 
ted States, than according to 
the rules of the common law. 


Article VIII. 


Excessive bail shall not be 
required, nor excessive fines 
imposed, nor cruel and unusual 
punishments inflicted. 


Anhang. 


Artikel VI. 


In allen Criminalproceffen foll 
der Angeflagte das Redht auf 
ſchleunige und öffentliche Verhand- 
lide Verhandlung durd eine un- 
parteitfche Jury des Staates und 
Diftrictes genießen, in welchem 
das fragliche Verbrechen begangen 
wurde, welcher Diftrict im voraus 
durch Gefet zu beftimmen ift, und 
ferner (da8 Recht) über die Natur 
und Grundlage der Anflage unter- 
richtet, mit dem gegen ihn auf- 
tretenden Zeugen „confrontirt zu 
werden, eventuelle Zwangsvorla- 
dung der von ihm als Entlaftungs- 
zeugen vorgefchlagenen Perſonen 
zu erlangen und einen Redhtsbei- 
ftand zu feiner Vertheidigung zu 
haben. 


Artikel VIL 


In Civilproceffen nach gemei- 
nem Recht, in welchen der Werth 
des Streitgegenftandes 20 Dollars 
überfteigt, foll das Recht der Ver- 
handlung durch eine Jury gewahrt 
und feine Thatfrage, welche durd) 
das Verdict einer Bury erledigt 
wurde, anders al8 nad) den Grund- 
ſätzen des gemeinen Rechts nod)- 
mals geprüft werden. 


Artifel VII. 


Uebermäßige Caution fol nicht 
erfordert, nod) übermäßige Gelbd- 
bußen auferlegt, noch graufame 
oder ungewöhnliche Strafen zuer- 
fannt werden. 


Anhang. = 


Article IX. 


The enumeration in the Con- 
stitution, of certain rights, shall 
not be construed to deny or 
disparage others retained by 
the people. 


Article X. 


The powers not delegated 
to the United States by the 
Constitution, nor prohibited by 
it to the States, are reserved 
to the States respectively, or 
to the people. 


Article XI. 


‘The judicial power of the 
ited States shall not be con- 

ued to extend to any suit 
law or equity, commenced 

or prosecuted against one of 
the United States by citizens 
of another State, or by citizens 
or subjects of any foreign State. 


Article XI. 


Section 1.— The electors shall 
‘meet in their respective States 
and vote by ballot for President 
and Vice President, one of whom, 
at least, shall not be an inha⸗ 
bitant of the same State with 
themselves; they shall name in 
their ballots the person voted 
for as President, and in distinct 
ballots the person voted for as 
Vice President, and they shall 
make distinct lists of all per- 


Artikel IX. 


Die Aufzählung gewifjer Rechte 
in der Verfaffung foll nicht jo 
ausgelegt werden, ala ob fie an- 
dere, welche beim Bolle verblie- 
ben find, anfhebe oder beinträchtige, 


Artikel X. 


Die Befugniffe, welche den Ver— 
einigten Staaten durch die Ver— 
faſſung nicht übertragen noch durch 
fie ausdrücklich den Staaten ge- 
nommen worden find, find den be- 
treffenden Staaten oder dem Volfe 
vorbehalten. 


Artikel XL 


Die (Vorfehrift über die) rich— 
terliche Gewalt der Vereinigten 
Staaten foll nicht fo ausgelegt 
werden, als ob ſich jene and) auf 
irgendeinen Fall nad) Recht oder 
Uequitiit erſtrecke, welder ange- 
fangen oder verfolgt wird gegen 
einen der Vereinigten Staaten von 
Bürgern eines andern Staates 
oder Bürgern oder Unterthanen 
eines fremden Staates, 


Urtifel XII. 


Section 1. — Die Bahl- 
männer follen in ihren betreffenden 
Staaten den Präfidenten und 
Vicepräfidenten durd) Stimmzettel 
wählen; eine diefer Perjonen zum 
ingen foll nicht cin Einwohner 

des Staates fein, in welchem ber 

Wahlmann feinen Wohnfig hat; 

fie follen für den Präfidenten und 

Vicepriifidenten je einen bejondern 

Zettel abgeben und verſchiedene Liften 

anfertigen, eine, enthaltend bie 
31* 
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sons voted for as President, 
and of all persons voted for as 
Vice President, and of the num- 
ber of votes for each; which 
lists they shall sign and certify, 
and transmit sealed to the seat 
of government of the United 
States, directed to the President 
of the Senate. The President 
of the Senate shall, in the pre- 
sence of the Senate and House 
of Representatives, open all the 
certificates and the votes shall 
then be counted; — the person 
having the greatest number of 
votes for President, shall be the 
President, if such number be a 
majority of the whole number 
of electors appointed; and if no 
person have such majority, then 
from the persons having the 
highest numbers not exceeding 
three on the list of those vo- 
ted for as President, the House 
of Representatives shall choose 
immediately, by ballot, the Pre- 
sident. But in choosing the 
President, the votes shall be 
taken by States, the represen- 
tation from each State having 
one vote; a quorum for this 
purpose shall consist of a mem- 
ber or members from two-thirds 
of the States, and a majority 
of all the States shall be ne- 
cessary to a choice. And if 
the House of Representatives 
shall not choose a President 
whenever the right of choice 
shall devolve upon them, be- 
fore the fourth day of March, 
next following, then the Vice 
President shall act as President, 
as in the case of the death or 
other constitutional disability 
of the President. 


Anhang. 


Namen aller derjenigen Perfonen, 
welche als Präfidentfchaftscandi- 
daten, eine andere, enthaltend die 
Namen derjenigen Perfonen, welche 
als Kandidaten für die Viceprifi- 
dentjchaft bezeichnet worden waren, 
und endlich eine Angabe der 
Stimmzahl, welche ein jeder er- 
halten hat. Diefe Liften find von 
ihnen zu unterzeichnen, zu beglau- 
bigen und verfiegelt nad dem 
Drte, an welchem die Regierung 
der Bereinigten Staaten ihren 
Gig hat, an die Adreffe des 
Senatspräfidenten zu fenden. Die- 
fer fol in Gegenwart des Senats⸗ 
und Repräfentantenhaufes die Ur- 
funden öffnen, und die Stimmen 
follen dann gezählt werden. Die 
Perjon, welche die meiften Stim- 
men für die Präftdentfchaft er- 
hielt, foll Präfident werden, wenn 
die auf fie gefallene Zahl der 
Stimmen eine Majorität aller 
Wahlmänner darftellt. Wenn aber 
feine Berfon eine folche Majorität 
erlangte, dann hat das Repräfen- 
tantenhaus unverzüglich, und zwar 
durd) Wahlzettel, aus denjenigen 
dreien, welche die meiften Stim- 
men für die Präfidentfchaft er- 
hielten, den Präfidenten zu er- 
nennen; hierbei follen jedod) die 
Stimmen nad) Staaten gerechnet 
werden, fo daß die Repräfentation 
jedes Staates nur eine Stimme 
hat. DBeichlußfähig aber ift das 
Haus dann, wenn ein Mitglied 
oder mehrere Mitglieder von min- 
deſtens zwei Dritteln aller Staa- 
ten anwejend find, und eine Ma- 
jorität aller (der Union zugehören- 
den) Staaten für die Wahl er- 
forderlich, Wenn aber das Re- 
präfentantenhaus vor dem 4. März 
eine Wahl nicht zu Stande brin- 


Anhang. 


Section 2, — The person 
having the greatest number of 
votes as Vice President shall 
be the Vice President, if such 
number be a majority of the 
whole number of electors ap- 
pointed; and if no person have 
a majority, then from the two 
highest numbers on the list the 
Senate shall choose the Vice 
President; a quorum for the 
purpose shall consist of two- 
thirds of the whole number of 
Senators, and a majority of the 
whole number shall be necessary 
to a choice. But no person 
constitutionally ineligible to the 
office of President shall be eli- 


gible to that of Vice President 
of the United States. 


Article XIII. 


Section 1. — Neither slavery 
nor involuntary servitude, ex- 
‘cept as a punishment for crime 
whereof the party shall have 
been duly convicted, shall exist 
within the United States, or 
any place subject to their juris- 
diction. 

Section 2. — Congress shall 


haye power to enforce this ar- 
ticle by appropriate legislation. 


Article XIV. 
Section 1. — All persons 
born or naturalized in the Uni- 
ted States, and subject to the 
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gen follte, dann hat, wie in dem 
Falle, da der Priifident ftirbt oder 
unfähig wird, der Bicepriifident 
als Priifident einzutreten. 

Section 2, — Zum Viceprüs 
fidenten gewählt gilt diejenige 
Perſon, welche nad) Ausweis der 
eben erwähnten Liſten die meiften 
fiir die Befesung diefes Amtes 
abgegebenen Stimmen erhielt, wenn 
diefe Stimmenzahl eine Majorität 
aller Wahlmänner darftellt; er- 
langte aber niemand eine derartige 
Majoritiit, dann hat der Senat 
unter denjenigen beiden Perfonen, 
welche die meiften Stimmen er- 
hielten, den BVicepräfidenten ans- 
zuwählen. Beſchlußfähig foll der 
Senat fein, wenn zwei Drittel 
aller Senatoren anwefend find, 
und erft eine Majorität des voll- 
zähligen Senates ift fiir die fchlieh- 
liche Wahl geniigend. Wer aber 
nicht zum Priifidenten gewählt wer- 
den kann, ift and) nicht zum Bice= 
präfidenten wählbar. 


Artilel XIII. 


Section 1. = — Sklaverei 
noch unfreiwillige echtſchaft, 
außer als Strafe für ein Ber- 
geben, deſſen die betreffende Bar- 
tet im ordentlichen Wege Nechtens 
itherfithrt worden ift, foll inner⸗ 
halb der Vereinigten Staaten oder 
an einem ihrer Surisdiction unter- 
worfenen Orte beftehen. 

Section 2. — Der Congres foll 
befugt fein, diefen Artikel durch 
entfprechende Gefesgebung zur 
Geltung zu bringen, 


Artikel XIV. 


Section 1. — Alle Perfonen, 
welche in den Vereinigten Staa- 
ten geboren oder naturalifirt wor⸗ 
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jurisdiction thereof, are citizens 
of the United States and of 
the State wherein they reside. 
No State shall make or enforce 
any law which shall abridge 
the privileges or immunities of 
citizens of the United States; 


nor shall any State deprive any 


person of life, liberty, or pro- 
perty, without due process of 
law; nor deny to any person 
within its jurisdiction the equal 
protection of the laws. 


Section 2. — Representatives 
shall be apportioned among the 
several States according to their 
respective numbers, counting 
the whole number of persons in 
each State, excluding Indians 
not taxed. But when the right 
to vote at any election for the 
choice of electors for President 
and Vice President of the Uni- 
ted States, Representatives in 
Congress, the executive and ju- 
dicial officers of a State, or the 
members of the legislature there- 
of, is denied to any of the 
male inhabitants of such State, 
being twenty-one years of age, 
and citizens of the United Sta- 
tes, or in any way abridged, 
except for participation in re- 
bellion, or other crime, the basis 
of representation therein shall 
be reduced in the proportion 


which the number of such male © 


citizens shall bear to the whole 
number of male citizens twenty- 
one years of age in such State. 


Anhang. 


den find, find Bitrger der Ver- 
einigten Staaten und des Staates, 
in welchem fie ihren Wobhnfis 
haben. Kein Staat foll ein Ge- 
feb erlaffen, welches die Vorredhte 
oder Privilegien von Bürgern der 
Vereinigten Staaten verkürzt; noch 
fol irgendein Staat jemandem das 
Leben, die Yreiheit oder das Ver= 
mögen außer auf ordentlichen 
Wege Redjtens nehmen noch ir- 
gend jemandem innerhalb feiner 
Surisdiction den gleichmäßigen 
Schuß der Gefege verfagen. 

Section 2. — Repräfentanten 
follen unter den einzelnen Staaten 
im Berhältniffe zu ihrer Einwohner- 
zahl abgemeffen werden, welche die 
Gefammtzahl aller Berfonen, mit 
Ausnahme der nicht befteuerten 
Indianer, in fic) begreift. Aber 
wenn das Stimmrecht bei irgend- 
einer Wahl von Wahlmännern 
für die Wahl des Präfidenten und 
Bicepräfidenten, von Repräfentan- 
ten im Congreß, von Erecutiv- 
oder richterlichen Beamteten eines 
Staates oder von Mitgliedern 
feiner Legislatur irgendeinem der 
in dem betreffenden Staate an- 
faffigen männlichen Bürger, welche 
21 Sahre alt und Bürger der 
Bereinigten Staaten find, abge- 
fprodjen oder in irgendwelcher 
Weiſe verkürzt wird, ausgenommen 
(alg Strafe) für Theilnahme an 
einer Empörung oder ein anderes 
Verbrechen, fol die Grundlage für 
die Zahl der (dem Staate zu be- 
willigenden) Reprafentation in den 
Berhältnifje geringer angefest wer- 
den, in welchem die Zahl diefer 
männlichen Bürger zu der Ge- 
jammtzahl der 21 Sabre alten 
männlichen Bürger in diefem 
Staate ſich befindet. 


Anhang. 


Section 3. — No person shall 
be a Senator or Representative 
in Congress, or elector of Pre- 
sident and Vice President, or 
hold any office, civil or military, 
under the United States, or 
under any State, who, having 
previously taken an oath, as a 
member of Congress, or as an 
officer of the United States, or 
as a member of any State le- 
gislature, or as an executive 
or judicial officer of any State, 
to support the Constitution of 
the United States, shall have 
engaged in insurrection or re- 
bellion against the same, or 
given aid or comfort to the 
enemies thereof. But Congress 
may, by a vote of two-thirds 
of each house, remove such 
disability. 


Section 4. — The validity 
of the public debt of the Uni- 
ted States, authorized by law, 
including debts incurred for 
payment of pensions and boun- 
ties for services in suppressing 
insurrection or rebellion, shall 
not be questioned. But neither 
the United States nor any State 
shall assume or pay any debt 
or obligation incurred in aid 
of insurrection or rebellion 
against the United States, or 
any claim for the loss or eman- 
cipation of any slave; but all 
such debts, obligations and 
claims shall be held illegal and 
void. 


Section 3. — Niemand foll 
Senator oder Nepräfentant im 
Congreffe oder Wahlmann fitr die 
Wahl des Präfidenten und Vice 
präfidenten fein, ober irgendein 
Givil- oder militärifches Amt unter 
den Vereinigten oder unter einent 
Einzelftaate befleiden, der, nach- 
dem er früher als Congreßmitglied 
oder als Beamteter der Vereinig- 
ten Staaten oder als Mitglied 
einer Staatslegislatur oder als - 
ein Erecutiv- oder rid)terlidjer 
Beamteter eines Eingelftaates eid- 
lich auf die Verfaffung der Ver— 
einigten Staaten verpflichtet wor- 
den ift, fic) in Aufftand oder Em- 
pörung gegen diefelben eingelaffen 
oder ihren Feinden Hilfe und Unter- 
ftügung gewährt hat. Aber der 
Congreß fann, durch eine Zwei 
Drittel-Majorität, eine derartige 
Unfähigkeit heben, 

Section 4. — Die Gültigkeit 
der Bereinigten-Staaten-Sdyuld, 
foweit fie gefetzlich anerkannt iſt, 
einſchließlich aller Schulden, welche 
ur Bezahlung von Penfionen und 

andentſchädigungen (als Lohn) für 
Dienfte bei Belämpfung von Auf- 
ftänden umd Empörungen einge- 
gangen worden find, fol nicht in 
Frage geftellt werden. Aber weder 
die Vereinigten Staaten nod) ein 
Einzelftaat foll auf feine Rechnung 
nehmen ober bezahlen irgendeine 
Schuld oder Verbindlichkeit, die zur 
Unterftitgung eines Aufftandes oder 
einer Empörung gegen die Vereinig- 
ten Staaten eingegangen worden ift, 
oder irgendeinen Auſpruch fiir den 
Verluft oder die Emancipation eines 
Sklaven; wol aber follen alle ſolche 
Schulden, Verbindlichfeiten oder 
Anfprüche fite mmgefeblid) amd 
nichtig angefehen werd 
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Section 5. — The Congress 
shall have power to enforce, 
by appropriate legislation, the 
provisions of this article. 


Article XV. 


Section 1. — The right of 
citizens of the United States to 
vote shall not be denied or 
abridged by the United States 
or by any State on account of 
race, color, or previous condi- 
tion of servitude. 


Section 2. — The Congress 
shall have power to enforce this 
article by appropriate legis- 
lation. 


Anhang. 


Section 5. — Der Congref 
foll befugt fein, die Vorſchriften 
diefes Artifeld durch ent|prechende 
Gefesgebung zur Geltung zu 
bringen. 


Artikel XV. 


Section 1. — Das Stimm- 
recht der BVereinigten-Staaten- 
Bürger foll weder durd) die Ver- 
einigten Staaten nod) einen Cin- 
zelftant auf Grund der Raſſe, 
Varbe oder ehemaligen Verpflich- 
tung zum Sflavendienfte aufge- 
hoben oder verkürzt werden. 

Section 2. — Der Eongreß 
fol befugt fein, diefen Artikel 
durch entfprechende Geſetzgebung 
zur Geltung zu bringen. 


Berihtigungen. 


Seite 23, Zeile I v. u., ftatt: durch den Suftice Otto beforgt, ties: durd) den 


Suftice Miller und W. 
v. u., ft.: nicht unter 10000 Dollars, 1.: nicht fiber 


» 809, » 11 


10000 Dollars 


T. Otto beforgt 


» 352, » 19 v. u. ft.: Manfchetten-Infel, I.: Manhattan-Infel 


» 3869, » 
» 390, » 


14 vb. o. fl.: als BVerfaffungsinderungen zu haben, I.: als 


Berfaffungsänderung zu gelten haben 


Drud von F. A. Brodhaus in Leipzig. 
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